Hansestadt LUBECK 2%5

TAGESORDNUNG
18. Sitzung des Hauptausschusses

Termin:

Ort:

Dienstag, 18.06.2019, 16:30 Uhr
GrofRe Borse, Rathaus, 23539 Liibeck

Offentlicher Teil:

Eroffnung / BegruBung / Feststellung der
Tagesordnung

Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom
04.06.2019

Anlage wird nachgereicht

Anfragen / Antworten / Mitteilungen

3.1.

Entwurf des Ausschreibungstextes BL
SeniorlnnenEinrichtungen (SIE)

VO/2019/07773

3.2.

Anfrage Prieur (CDU): Sicherungsmalnahmen an
Schulgebauden

VO/2019/07173

3.2.1.

Antwort auf die Anfrage des Herrn AM Prieur (CDU)
betr. SicherungsmalRnahmen an Schulgebauden

VO/2019/07768

3.3.

Anfrage des Ausschussmitglieds Detlev Stolzenberg
(Die Unabhangigen): Wirtschaftliche Bedeutung des
Seelandkais

Eine Antwort hierzu liegt im nichtéffentlichen Teil unter
TOP 12.1 vor

VO/2019/07505

3.4.

Anfrage der AM Birte Duggen und Thorsten Furter
(BUNDNIS 90/DIE GRUNEN): Personalsituation
Stadtverkehr Lubeck / Libeck Travemunder
Verkehrsgesellschaft

VO/2019/07804

Berichte
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4.1.

Personalbedingte Ausfélle beim OPNV

Hierzu wird der GF Herr Ortz, Stadtverkehr Liibeck
GmbH, anwesend sein

4.2.

Genehmigung des Haushalts 2019 der Hansestadt
Lubeck

VO/2019/07658

4.3.

1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem
Ergebnisplan der Hansestadt Lubeck

VO/2019/07743

4.4.

Gender Monitoring 2018. Daten und Fakten zur
Situation von Frauen und Mannern in Lubeck.

VO/2019/07751

4.5.

Aktueller Sachstand Umsetzung des PIH-Konzeptes auf
der Nordlichen Wallhalbinsel

Zurtickgestellt am 04.06.19

VO/2019/07488

4.6.

Bericht Schulsozialarbeit gemal Antrag/Anfrage
VO/2019/07234

VO/2019/07674

4.7.

Hochschulstadtteil - Einrichtung eines eingeschrankten
Haltverbots in der Paul-Ehrlich-StraRe

VO/2019/07056

4.8.

Soziale Stadt Moisling - Sachstand und Ausrichtung der
stadtebaulichen Gesamtmalinahme

VO/2019/07572

4.9.

Bericht Uber ein Konzept zur Nachnutzung der
ehemaligen Feuerwache Kiicknitz und zur Aufwertung
des Bahnhaltepunktes Kucknitz

VO/2019/07690

Beschlussvorlagen

5.1.

Satzung zur Einrichtung eines Behindertenbeirats gem.
§47d GO

Zurtickgestellt am 23.04.19

VO/2019/07130

5.1.1.

Einrichtung eines Behindertenbeirats gem. 47d GO;
hier: Beratungsergebnis des Ausschusses fur Soziales
vom 04.06.19

VO/2019/07810

5.2.

Satzung der Hansestadt Libeck Uber die Erhebung
einer Vergnugungssteuer auf das Halten von Spiel- und
Geschicklichkeitsgeraten

VO/2019/07571

5.3.

Satzung Uber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer
in der Hansestadt Lubeck

VO/2019/07615

5.4.

Abschluss eines Rahmenvertrages Schleswig-Holstein

VO/2019/07660
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nach § 131 SGB IX

5.5. Labecker Schwimmbader VO/2019/07677
Jahresabschluss des Betriebes Libecker
Schwimmbader fur das Wirtschaftsjahr 2018

5.6. Satzung zur sozialen Staffelung von Gebuhren oder VO/2019/07679
Entgelten fur die Betreuung von Kindern in
Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflegestellen

5.7. Raumbedarf Ganztag an Schule - Anpassung der VO/2019/07479
Raumprogramme
Die Vorlage schliefdt eine Antwort auf die Anfrage des
AM Kiristina Aberle und AM Daniel Kerlin zum
Raumbedarf bei der Schulkinderbetreuung VO/
2019/07139 mit ein.

5.8. Mobilitatskonzept Traveminde VO/2019/07291
Zuriickgestellt 04.06.19

5.9. Aulerplanmalige Bewilligung einer VO/2019/07662
Verpflichtungsermachtigung im Haushaltsjahr 2019 fur
das Projekt Buddenbrookhaus

5.10. | Projektfreigabe zum Neubau eines VO/2019/07758
Feuerldschwasserbehalters auf dem Holzhof Wesloe
Uber 175.000,- EUR

5.11. | Vorgaben Wettbewerb Schlachthof VO/2019/07765

5.12. | FortfUhrung der MaRnahme Flachenausbau 2. BA VO/2019/07494
Skandinavienkai

6. Uberweisungsauftrige aus der Biirgerschaft

7. Antrage von Ausschussmitgliedern

71. Antrag AM Katjana Zunft (DIE LINKE) und AM Anka VO/2019/07770
Gradner (Bundnis 90/Die Grunen): Geschlechterneutrale
Toilette fUr jedes stadtische Gebaude

8. Gleichstellung

9. Verschiedenes

10. Ende des offentlichen Teils

Die nachfolgenden Tagesordnungspunkte werden nach Mafdgabe der Beschlussfassung
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Nichtoffentlicher Teil:

11. Niederschriften

11.1. | Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom
21.05.2019
Zuriickgestellt am 04.06.19

11.2. | Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom
04.06.2019
Anlage wird nachgereicht

12. Anfragen / Antworten / Mitteilungen

12.1. | Wirtschaftliche Bedeutung des Seelandkais VO/2019/07706

13. Berichte

13.1. | Vergabemitteilungen Uber bereits erteilte Auftrage im VO/2019/07483
Wert am 10.00,- Euro netto

14. Beschlussvorlagen

14.1. | Beamtenangelegenheiten, soweit der Hauptausschuss VO/2019/07748
die Entscheidung trifft
Beforderung

14.2. | Durchsetzung von Schadensersatzansprichen im VO/2019/07759
Rahmen des LKW-Kartells

14.3. | Erwerb der TraveKom Telekommunikationsgesellschaft VO/2019/07486
mbH durch die Stadtwerke Luibeck Holding GmbH

14.4. | Vorzeitige Aufhebung des Erbbaurechtes Libeck, VO/2019/07470
Schonbodckener Strale 55a

14.5. | Verkauf von Grundstucksflachen an der Moorgartener VO/2019/07657
Stralle

15. Verschiedenes

Offentlicher Teil:
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16.

Bekanntgabe der im nicht o6ffentlichen Teil
gefassten Beschlisse
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Hansestadt LUBECK %m&

NACHTRAGSTAGESORDNUNG

18. Sitzung des Hauptausschusses

Sitzungstermin: Dienstag, 18.06.2019, 16:30 Uhr
Sitzungsort: GroRe Borse, Rathaus, 23539 Liibeck

Offentlicher Teil:

3.5.

Anfrage AM Katjana Zunft (DIE LINKE): Terminanfrage
der sozialpolitischen Sprecher_innen zum Thema
Finanzierung der Stadtmatter

VO/2019/07825

3.6.

Anfrage des Ausschussmitglieds Birte Duggen und
stellv. Mitglied Dr. Axel Flasbarth (BUNDNIS 90 / DIE
GRUNEN): Arbeitnehmervertreter*innen in den
Aufsichtsraten

Eingereicht und zurtickgestellt am 04.06.19 - Da die
Antwort kurzfristig vorgelegt werden kann, ist
vorgesehen, die Tagesordnung um diesen Punkt zu
erweitern !

VO/2019/07775

3.6.1.

"Arbeitnehmervertreter*innen in den Aufsichtsraten",
Antwort auf die Anfrage VO/2019/07775,
Hauptausschuss 04.06.2019

VO/2019/07841

5.6.1.

Anderungsantrag des AM Detlev Stolzenberg (Die
Unabhangigen) zu: VO/2019/07679 Satzung zur
sozialen Staffelung von Gebuhren oder Entgelten fiir die
Betreuung von Kindern in Kindertageseinrichtungen
oder Kindertagespflegestellen

VO/2019/07679-02

5.13.

FortfGhrung der Malinahme Moislinger Allee, 2.
Bauabschnitt

UberplanmaBige Bewilligung einer
Verpflichtungsermachtigung im Haushaltsjahr 2019 flr
die Mallnahme Moislinger Allee, 2. Bauabschnitt
UberplanmaRige Bewilligung von Haushaltsmitteln fiir
das Haushaltsjahr 2019 fur die Ma3nahme Moislinger
Allee, 2. Bauabschnitt

Es ist vorgesehen, die Tagesordnung im Wege der
Dringlichkeit um diesen Punkt zu erweitern !

VO/2019/07836
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Nichtoffentlicher Teil:

12.2.

Beantwortung mundl. gestellter Nachfragen im HA am
04.06.19 zum Quartalsbericht 1/2019 der stadtischen
Gesellschaften und Betriebe; hier: Theater Lubeck
GmbH

Es ist vorgesehen, die Tagesordnung um diesen Punkt
zu erweitern - Hierzu wird der GF Herr Schwandt
anwesend sein !

14.6.

Anmietung: Carl-Gaul3-StralRe 9, 23562 Lubeck

Es ist vorgesehen, die Tagesordnung im Wege der
Dringlichkeit um diesen Punkt zu erweitern !

VO/2019/07816
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TOP 3.1

Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07773

offentlich

Liibeck, 29.05.2019

Bearbeitung: Andre Husse (E-Mail: andre.husse@Iluebeck.de Telefon: 122-1183)

Entwurf des Ausschreibungstextes der Leitung fiir Seniorlnnen Ein-
richtungen (SIE)

Marzipan, Thomas Mann, Holstentor, UNESCO-Weltkulturerbe, Ostseestrand - das sind die
Begriffe, die vielen zuerst zu Libeck einfallen. Doch die Hansestadt Liibeck ist schon seit lan-
gem weit mehr als das. Sie ist das Wissenschafts-, Produktions- und Dienstleistungszentrum
mit rund 220.000 Einwohner/innen — Tendenz steigend.

Die Fursorge fur altere Menschen hat in der Hansestadt Libeck seit jeher einen besonderen
Stellenwert. So existiert z.B. mit dem Heiligen-Geist-Hospital in der Hansestadt Lubeck die
alteste Seniorlnnen-Einrichtung Europas. Schon seit dem 13. Jahrhundert wird hier in stadti-
scher Tragerschaft eine Einrichtung fur altere Menschen betrieben.

Heute, Anfang des 21. Jahrhunderts, betreibt die Hansestadt Liibeck sieben SeniorlnnenEin-
richtungen in eigener Tragerschaft. Sie werden als Sondervermégen der Hansestadt Libeck
mit zentraler Verwaltung, Betriebssteuerung und Bewirtschaftung gefihrt. Insgesamt stehen
den LUbecker Burgerinnen und Burgern in den stadtischen SeniorlnnenEinrichtungen Gber 594
Platze zur Verfligung. Fast allen Einrichtungen sind in unmittelbarer Nahe separate Seniorin-
nenwohnungen fur das sogenannte ,Betreute Wohnen” angeschlossen. Die stadtischen Senio-
rinnenEinrichtungen befinden sich in einem zukunftsweisenden Prozess der Neuausrichtung.

Fir diesen Bereich suchen wir zum nachstmdglichen Zeitpunkt eine

Leitung der stadtischen Seniorinnen Einrichtungen (SIE)

Sie handeln entscheidungsfreudig und zielorientiert unter Berticksichtigung wirtschaftlicher
Gesichtspunkte und arbeiten konstruktiv und vertrauensvoll mit lhren Mitarbeiterinnen und
Mitarbeitern sowie Ihren Vorgesetzten zusammen? Dann kdnnten Sie die richtige Person
fur diese Stelle sein.

lhr zukiinftiges Aufgabengebiet umfasst im Wesentlichen:

e Flhrung, Entwicklung und personalrechtliche Verantwortung des Bereiches mit z. Zt.
563 Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern und einem Budget i. H. v. 26,3 Mio. EUR

o Vertretung des Bereiches gegentiber Verwaltungsfiihrung, Politik und Offentlichkeit

o Planung und Steuerung des Sondervermoégens und Gestaltung des Innovationsprozes-
ses

o Verhandlungsfuhrung bei wichtigen Angelegenheiten

lhre Voraussetzungen fiir die erfolgreiche Wahrnehmung dieser Aufgaben sind:
) ein erfolgreich abgeschlossenes sozial-, verwaltungs- oder wirtschaftswissenschaftli-

Seite: 1/3
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TOP 3.1

ches Hochschulstudium oder gleichwertige Fahigkeiten und Erfahrungen oder die Lauf-
bahnbefahigung der Fachrichtung Allgemeine Dienste, Laufbahngruppe 2, 2. Einstiegsamt

o langjahrige Erfahrungen in einer vergleichbaren Funktion sowie die erfolgreiche Aus-
Ubung einer Fihrungsposition mit Personalverantwortung

) vertiefte Kenntnisse im Sozialrecht insbesondere im Pflegebereich sowie vertiefte
Kenntnisse der Betriebswirtschaft

o einschlagige Erfahrungen auf dem Gebiet des Organisations-, Veranderungs- und
Prozessmanagements

o die Fahigkeit, komplex und vernetzt zu denken, zu urteilen und ihre Ziele danach
auszurichten

o Durchsetzungsstérke, Verantwortungsfreude und Uberzeugungskraft

. Kreativitat, Innovationsbereitschaft und Flexibilitat

o Kritik-, Konflikt- und Konsensfahigkeit sowie Delegationskompetenz

o Planungskompetenz zur Strukturierung, Koordinierung und Steuerung

der priorisierten Themen

) die Fahigkeit Strategien, Veranderungsprozesse oder Innovationen effizient zu im-
plementieren und dies unter besonderer Berlcksichtigung der Belange der BewohnerlIn-
nen und Mitarbeiterlnnen umzusetzen.

Wir bieten lhnen:

o ein attraktives und vielseitiges Aufgabengebiet mit aktiven Gestaltungsspielraumen
o eine unbefristete Beschaftigung im 6ffentlichen Dienst
o gezielte Fortbildungsmdglichkeiten im verwaltungseigenen Fortbildungszentrum

oder bei auRerstadtischen Anbietern

o eine flexible Arbeitszeitgestaltung und die Vereinbarkeit von Familie und Beruf.

Es handelt sich um eine Vollzeitstelle; die Aufgaben sind bewertet nach Entgeltgruppe 15
TVoD. Darliber hinaus wird Tarifbeschaftigten eine betriebliche Altersversorgung angeboten.
Bei Vorliegen der laufbahnrechtlichen Voraussetzungen ist die Verleihung eines Amtes der
Besoldungsgruppe A 15 SHBesG mdglich.

Die Hansestadt Libeck verfolgt das Ziel der beruflichen Gleichstellung von Frauen und Man-
nern auf der Grundlage des Frauenférderplans. Da die Hansestadt Lubeck eine Erhéhung
des Frauenanteils anstrebt, werden qualifizierte Frauen ausdricklich aufgefordert, sich zu
bewerben.

Bei sonst gleicher Eignung werden schwerbehinderte Bewerberinnen / Bewerber bevorzugt
berucksichtigt.

Die Hansestadt Lubeck ist bemuht, das ehrenamtliche Engagement ihrer Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter zu foérdern. Erfahrungen und Fahigkeiten aus ehrenamtlicher Tatigkeit, die
als Qualifikation anhand des Stellenanforderungsprofils von Bedeutung sind, werden bei
der Stellenbesetzung bericksichtigt.

Ausdrticklich begriiRen wir es, wenn sich Menschen mit Migrationshintergrund bei uns be-
werben.

Bitte bewerben Sie sich bis xx.xx.xxxx tiber das Online-Bewerbungsportal www.inter-
amt.de. Dort konnen Sie lhre Bewerbung mit vollstandigen Nachweisen unter der Stel-

lenangebots-ID xxxxxx einstellen. Im Rahmen des Auswahlverfahrens ist ein Assess-
ment-Center im Zeitraum am 15.08 und 16.08.2019 vorgesehen.

Seite: 2/3
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TOP 3.1

Von Bewerbungen auf dem Postweg oder per E-Mail bitten wir abzusehen. Bewerbun-
gen, die auf dem Postweg bei uns eingehen, werden nach Abschluss des Verfahrens
aus Griinden des Verwaltungsaufwandes und der damit verbundenen Kosten nicht
zuriickgesandt.

Da es sich bei dieser Stelle um eine Fiuhrungsposition handelt, in der in einem gewissen Um-
fang aufgrund dezentraler Ressourcenverantwortung fir unterstellte Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter statusrechtliche Entscheidungen zu treffen sind, ist die Personalvertretung gem. §
51 Abs. 4 des Mitbestimmungsgesetzes Schleswig-Holstein nur auf Antrag der Bewerberin /
des Bewerbers zu beteiligen. Daher bitten wir darum, gleichzeitig mit lhrer Bewerbung die
Beteiligung der Personalvertretung zu beantragen, sofern Sie diese wiinschen.

Als Ansprechpartner fur fachbezogene Fragen steht lhnen Herr Kuschmierz, Telefon 0451 —
122 — 20 20 zur Verfigung. In personalwirtschaftlichen Angelegenheiten wenden Sie sich

bitte an Herrn Husse, Bereich Personal- und Organisationsservice, Telefon 0451 - 122-11
83.

Seite: 3/3
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TOP 3.2

» Nr. VO/2019/07173

offentlich

Liibeck, 12.02.2019

Anfrage

Bearbeitung: Marco Brocker (E-Mail: broecker@cdu-fraktion-luebeck.de Telefon: 122-1060)

Anfrage Prieur (CDU): SicherungsmaBnahmen an Schulgebauden
Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
12.02.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Entscheidung
Anfrage:

Welche Schulgebaude sind aus Sicherheitsgrinden eingerustet, bzw. an welchen
Schulgebauden werden Sicherungsmalinahmen durchgefihrt, ohne das die eigentli-
chen Schaden beseitigt werden oder deren Beseitigung zeitnah terminiert ist?

Um welche Mangel handelt es sich? Welche Kosten wirden die Mangelbeseitigun-
gen verursachen?

Welche Kosten entstehen der Hansestadt zur Zeit monatlich fir die Sicherungsmal}-
nahmen bzw. Geruste?

Wann ist es geplant, die einzelnen Mangel zu beseitigen, bzw. wie lange sollen die

Sicherungsmaflinahmen noch durchgefihrt werden?

Begriindung:

Anlagen :

Seite: 1/1
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TOP 3.2.1

Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07768
offentlich

Liibeck, 29.05.2019
Antwort

Verantwortliche Bereiche:
5.651 - Gebaudemanagement

Bearbeitung: Arnd Babendererde (E-Mail: arnd.babendererde@luebeck.de Telefon: 122-6510)

Antwort auf die Anfrage des Herrn AM Prieur (CDU) betr. Siche-
rungsmaBnahmen an Schulgebauden

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit

03.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung

18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme
Anlass:

Anfrage des Herrn AM Prieur (CDU) im Hauptausschuss am 12.02.2019 (VO/2019/07173):

Welche Schulgebaude sind aus Sicherheitsgrinden eingeristet, bzw. an welchen Schulge-
bauden werden Sicherungsmalnahmen durchgefiihrt, ohne das die eigentlichen Schaden
beseitigt werden oder deren Beseitigung zeitnah terminiert ist?

Um welche Mangel handelt es sich? Welche Kosten wiirden die Mangelbeseitigungen verur-
sachen?

Welche Kosten entstehen der Hansestadt zur Zeit monatlich fur die SicherungsmaflRnahmen
bzw. Geruste?

Wann ist es geplant, die einzelnen Mangel zu beseitigen, bzw. wie lange sollen die Siche-
rungsmalfinahmen noch durchgefihrt werden?

Verfahren:

Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: keine

Ergebnis:

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja

gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein

Begrindung: Die Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen ist nicht notwendig, weil deren Belange
durch die Baumalinahme nicht berthrt wer-
den.

Die Malinahme ist: X | neu
freiwillig
vorgeschrieben durch:

Seite: 1/3
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TOP 3.2.1

Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja (Anlage 1)

Antwort:
Kaland-Schule

Die Kaland-Schule ist seit 2018 bis ca. 2021 zur Dachsicherung eingerustet. Fir die Schule
ist in den kommenden Jahren eine Grundinstandsetzung geplant, deren Umsetzung sich zur
Zeit in der Planungsphase befindet.

Die Kosten belaufen sich auf 14.609,31 €/Jahr.

Schule Marli

Die Schule Marli, HeinrichstralRe 19-21 in Libeck, ist seit 2016 in Teilen eingeristet. Im Marz
2016 wurde eine Dachuberprifung durch eine Dachdeckerfirma durchgefuhrt. Auffallend
waren am gesamten Dach abgebrochene, verwitterte oder fehlende Dachziegel sowie feh-
lender Mortel bei den Graten oder Firsten. Es wurden umgehend Sicherungsmafnahmen am
Dach durchgefuhrt. Aufgrund der Vielzahl der abgebrochenen Biberschwanzziegel in der
Flache und in den Kehlen wurde empfohlen, weitere SicherungsmafRnahmen in Form einer
Geruststellung zu veranlassen.

Derzeit wird eine Schadensanalyse fur den gesamten Schulstandort durchgefuhrt, die Ergeb-
nisse werden im Juli 2019 vorliegen. Im Ergebnis ist hinsichtlich der Zustandsbeurteilung des
Daches davon auszugehen, dass die komplette Dachflache neu einzudecken ist. Aufgrund
der anschlieBenden Planungs- und Ausschreibungsphase inkl. vorzuschaltender Vergabe-
verfahren zur Beauftragung der Fachingenieure wird voraussichtlich im Jahr 2022 mit der
Durchfliihrung der MaRnahme begonnen. Die Sicherungsgeriste werden dann inhaltlich zu
Baugerusten, die zur Sanierungsmalinahme gehoren.

Die Kosten fiir die Geruststellung zur Sicherung betragen 12.542,15 €/jahrlich.

Katharineum

Im Katharineum, Koénigstr. 27-31, wird seit 2018 eine aufwandige Fenstersanierung im Be-
reich des Hauptgebaudes an der Konigstralie/Hundestralle durchgefiihrt. Da die Sanierung
wahrend des laufenden Schulbetriebes durchgefiihrt wurde und noch wird, ist sie in Teilab-
schnitte gegliedert. Hierzu wurden mehrere Bauabschnitte gebildet.

Im Bereich des Gebaudelbergangs zur HundestralRe wurde festgestellt, dass Teile der
Steinfassade zu Ausbrichen neigen und herunterzufallen drohen. Das zur Fenstersanierung
aufgestellte GerUst bleibt flr SicherungsmalRnahmen stehen. Die BaumalRhahme wurde um
eine Fassadensanierung erweitert. Bei der Fassadensanierung handelt es sich unter ande-
rem um den Austausch von ca. 3.000 Stiick glasierten Formsteinen, die im Vorwege herge-
stellt werden mussen. Um hier die Kosten zu ermitteln, werden zur Zeit zwei Bereiche als
Muster hergestellt. In der zu sanierenden Fassade befinden sich auch auszutauschende
Fenster, deren Einbau im Zusammenhang mit den Laibungssanierungen in der Fassade
erfolgt.

Es wird davon ausgegangen, dass die Arbeiten sich mindestens bis in den Herbst 2019 aus-
dehnen.

Die Vorhaltekosten fir das Sicherungs- und Arbeitsgertst betragen 4.200 € jahrlich.

Seite: 2/3
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Anlagen :

Senatorin Joanna Hagen
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TOP 3.3

» Nr. VO/2019/07505
offentlich

Liibeck, 17.04.2019

Anfrage

Bearbeitung: Christoph Baldy (E-Mail: Christoph.Baldy@luebeck.de Telefon: 122-1070)

Anfrage des Ausschussmitglieds Detlev Stolzenberg (Die Unabhan-
gigen): Wirtschaftliche Bedeutung des Seelandkais

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
23.04.2019 Hauptausschuss Offentlich
Anfrage:

Welchen Beitrag hat der Betrieb des Seelandkais seit Inbetriebnahme zum Betriebs-
ergebnis der LHG geleistet?

Ich bitte um eine nach Kalenderjahren differenzierte Darstellung.

Um schriftliche Beantwortung wird gebeten.

Begriindung:

Anlagen :
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TOP 3.4

» Nr. VO/2019/07804

offentlich

Liibeck, 05.06.2019

Anfrage

Bearbeitung: Tim-Alexander Reclam (E-Mail: tim-alexander.reclam@luebeck.de Telefon: 122-
1041)

Anfrage der AM Birte Duggen und Thorsten Fiirter (BUNDNIS
90/DIE GRUNEN): Personalsituation Stadtverkehr Liibeck / Libeck
Travemiinder Verkehrsgesellschaft

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme
Anfrage:

In den vergangenen Monaten (Februar, April, Mai 2019) wurde wiederholt in den Liibecker Nachrich-
ten Uber Ausfille von einzelnen Fahrten/Linien des Stadtverkehrs berichtet, weil Krankheitsausfalle
wegen ausgediinnter Personaldecke nicht ersetzt werden konnten. Laut Auskunft des Birgermeisters
ist beabsichtigt, in der Hauptauschusssitzung am 18. Mai 2019 den Geschaftsfiihrer des Stadtver-
kehrs, Andreas Ortz, zur Frage zu horen.

Anlasslich dessen fragen wir den Biirgermeister:

1. Wie hoch war die AU-Quote beim Stadtverkehr Liibeck im Fahrdienst in den Monaten
Januar 2018 bis Dezember 2018 und Januar 2019 bis Mai 2019 (bitte je Monat auflis-
ten)

2. Dabei ist die AU-Quote insgesamt darzustellen sowie die Arbeitsunfidhigkeiten bis 6
Wochen, linger als 6 Wochen (auBBerhalb der Entgeltfortzahlung) daneben gesondert
auszuweisen.

3. Uber wieviele Mitarbeiter im Fahrdienst in den jeweiligen Monaten verfiigte der
Stadtverkehr im betroffenen Zeitraum (bitte um Angabe in Vollzeitdquivalenten).

4. Wie verteilen sich die Beschéftigten im Fahrdienst auf die Altersgruppen bis 29 Jahre,
30-39 Jahre, 40 bis 49 Jahre, 50 bis 59 Jahre, ab 60 Jahre?

5. Wie viele Neueinstellungen im Fahrdienst des Stadtverkehs sind seit dem Jahr 2010
erfolgt? (Bitte nach Jahreszahlen unterteilt angeben).

6. Analog wird um Darstellung der Punkte 1-5 fiir die Liibeck Travemiinder Verkehrsge-
sellschaft gebeten.

7. Fiir beide Unternehmen wird um Darstellung der Uberstundenkontingente der Jahres
2018 und der Monate Januar bis Mai 2019 gebeten.

Seite: 1/2
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TOP 3.4

AuBerdem wird um Mitteilung gebeten, wie viele Gespriache zum Betrieblichen Ein-
gliederungsmanagement in den beiden Gesellschaften jeweils im Jahr 2018 gefiihrt
worden sind.

Zudem wird um Antwort gebeten, weshalb Busausfille des Stadtverkehrs in der NAH
SH-App, zu der man iiber eine Fahrplananfrage beim Stadtverkehr umgeleitet wird,
nicht angezeigt werden.

Welche Griinde werden fiir den Ausfall von Fahrten im Linienbetrieb gesehen?

Welche MaBinahmen sollen ergriffen werden, um kiinftig den Ausfall von Fahrten zu
vermeiden?

Wie wird der Fachkriftemarkt bei Mitarbeitenden im Fahrdienst eingeschitzt? Stiinde
dieser ggf. einer starken Ausweitung des Busangebots gemal3 politischer Vorgabe ent-
gegen?

Welche MaBBnahmen werden ergriffen, um neue Mitarbeiterinnnen und Mitarbeiter im
Fahrdienst zu gewinnen?

Wir bitten — soweit moglich — um miindliche Beantwortung im Rahmen der Hauptausschuss-
Sitzung am 18. Mai 2019. Soweit notwendig moge die Beantwortung schriftlich nachgereicht
werden. Da das Thema Gegenstand 6ffentlicher Berichterstattung und 6ffentlicher Unterneh-
menskommunikation war, bitten wir um Behandlung im 6ffentlichen Teil der Sitzung. Hierfiir
nicht geeignete Themenbereiche mdgen dann abgetrennt im nicht-6ffentlichen Teil behandelt
werden.

Begriindung:

Anlagen :

Seite: 2/2
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» Nr. VO/2019/07825
offentlich

Liibeck, 12.06.2019

Anfrage

Bearbeitung: Hans-Jiirgen Martens (E-Mail: Telefon: 122-2372)

Anfrage AM Katjana Zunft (DIE LINKE): Terminanfrage der sozialpo-
litischen Sprecher_innen zum Thema Finanzierung der Stadtmutter

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme
Anfrage:

Wann wird der Biirgermeister oder der zustiindige Senator die Terminanfrage der sozialpoliti-
schen Sprecher innen zum Thema Finanzierung der Stadtmiitter beantworten und/oder Abhil-
fe schaffen durch einen (kurzfristigen) Terminvorschlag?

Begriindung:
DIE LINKE hat gegeniiber dem Ausschussvorsitzenden mehrfach deutlich zum Ausdruck
gebracht, dass wir das Thema noch im Juni beenden wollen.

Anlagen :

Seite: 1/1
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» Nr. VO/2019/07775
offentlich

Liibeck, 31.05.2019

Anfrage

Bearbeitung: Angela Fiorenza (E-Mail: Angela.Fiorenza@luebeck.de Telefon: 122-1040)

Anfrage des Ausschussmitglieds Birte Duggen und stellv. Mitglied
Dr. Axel Flasbarth (BUNDNIS 90 / DIE GRUNEN): Arbeitnehmerver-
treter*innen in den Aufsichtsraten

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
04.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme
Anfrage:

1) Wird der Burgermeister sicherstellen, dass in der kommenden Aufsichtsratsperi-
ode Arbeitnehmervertreter*innen in den Aufsichtsraten aller stadtischen Unterneh-
men und Beteiligungsgesellschaften vertreten sind (ggf. Uber rechtliche Mindestan-
forderungen hinaus)?

2) Wenn nein, in welchen stadtischen Unternehmen und Beteiligungsgesellschaften
werden keine Arbeitnehmervertreter*innen vertreten sein? Warum nicht?

3) Welche negativen Folgen fur die Arbeitsbeziehungen sieht der Burgermeister flr
stadtische Unternehmen und Beteiligungsgesellschaften ohne Arbeitnehmervertre-
ter*innen?

Der Burgermeister wird gebeten, diese Anfrage bis spatestens zur Hauptausschuss-
sitzung am 18.06.2019 zu beantworten, um die Blrgerschaft in die Lage zu verset-

zen, ggf. eine Mindestarbeitnehmervertretung rechtzeitig vor der Konstituierung der
neuen Aufsichtsrate sicherzustellen.

Begriindung:
Erfolgt mindlich.

Anlagen :

Seite: 1/1
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07841
offentlich

Liibeck, 17.06.2019
Antwort

Verantwortliche Bereiche:
1.203 - Beteiligungscontrolling

Bearbeitung: Jesko Beyer (E-Mail: jesko.beyer@Iluebeck.de Telefon: 122-2035)

"Arbeitnehmervertreter*innen in den Aufsichtsraten"”, Antwort auf
die Anfrage VO/2019/07775, Hauptausschuss 04.06.2019

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit

17.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung

18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme
Anlass:

Anfrage (VO/2019/0775 in erganzter Fassung) aus dem Hauptausschuss am 04.06.2019

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: A
Ergebnis:

Antwort:

Zur Sitzung des Hauptausschusses am 04.06.2019 lagen folgende Fragen des Ausschluss-
mitglieds Frau Duggen/des stellvertretenden Mitglieds Herr Dr. Flasbarth vor. Frage 4 wurde
in der Sitzung erganzt:

1) Wird der Burgermeister sicherstellen, dass in der kommenden Aufsichtsratsperiode Arbeitnehmer-
vertreter*innen in den Aufsichtsraten aller stadtischen Unternehmen und Beteiligungsgesellschaften
vertreten sind (ggf. Uber rechtliche Mindestanforderungen hinaus)?

2) Wenn nein, in welchen stadtischen Unternehmen und Beteiligungsgesellschaften werden keine
Arbeitnehmervertreter‘innen vertreten sein? Warum nicht?

3) Welche negativen Folgen fiir die Arbeitsbeziehungen sieht der Blirgermeister fiir stadtische Unter-
nehmen und Beteiligungsgesellschaften ohne Arbeitnehmervertreter*innen?

[Erganzung aus der Sitzung:

4) Kann durch einen Birgerschaftsbeschluss entschieden werden, dass eine Arbeitnehmervertretung
stattzufinden hat, obwohl diese gesetzlich nicht vorgesehen ist?]

Der Burgermeister wird gebeten, diese Anfrage bis spatestens zur Hauptausschusssitzung am
18.06.2019 zu beantworten, um die Burgerschaft in die Lage zu versetzen, ggf. eine Mindestarbeit-
nehmervertretung rechtzeitig vor der Konstituierung der neuen Aufsichtsrate sicherzustellen.

Die Fragen werden wie folgt beantwortet:

zu 1)
Nein (Begrindung s. u.).

Seite: 1/3
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zu 2)

Nach Umsetzung der von der Blirgerschaft am 23.05.2019 erfolgten Neuwahl der stadti-
schen Aufsichtsratsmitglieder sind in folgenden Gesellschaften keine Arbeitnehmervertreter/-
innen (Personen, die in einem Arbeitsverhaltnis zur Gesellschaft stehen) im Aufsichtsrat ver-
treten:

- BQL Berufsausbildungs- und Qualifizierungsagentur Lubeck GmbH;

- Grundstucksgesellschaft Metallhittengelande mbH;

- Grundsticks-Gesellschaft TRAVE mbH;

- KWL GmbH;

- LUbeck und Travemiinde Marketing GmbH,;

- Lubecker Musik- und Kongre3hallen Gesellschaft mit beschrankter Haftung;
- Theater Libeck gemeinntitzige Gesellschaft mit beschrankter Haftung;

- Wirtschaftsforderung Lubeck GmbH.

In diesen Gesellschaften werden entsprechend den jeweiligen Gesellschaftsvertragen aus-
schlief3lich von den Gesellschaftern bzw. von der Hansestadt Libeck (Burgerschaft) Auf-
sichtsratsmitglieder bestellt. Soweit bekannt wurden von den Fraktionen keine Arbeitnehmer-
vertreter/-innen vorgeschlagen und von der Birgerschaft entsandt.

zu 3)
Keine.

Zu 4)

Die stadtischen Gesellschaften, in denen nach dem Gesellschaftsvertrag Arbeithehmerver-
treter*innen im Aufsichtsrat vertreten sind, fallen bzw. fielen unter das Drittelbeteiligungsge-
setz (DrittelbG). Danach ist ab 500 regelmafig Beschéaftigten zwingend ein Aufsichtsrat zu
bilden (obligatorischer Aufsichtsrat), seine Zusammensetzung ergibt sich aus dem DrittelbG.
Darlber hinaus gibt es in den Gesellschaften des Stadtwerke-Konzerns in den Gesell-
schaftsvertragen die Regelung, dass erganzend auch zwei Vertreter/-innen von der Gewerk-
schaft VERDI entsandt werden und damit quasi eine paritatische Besetzung der Aufsichtsra-
te. Diese Regelung basiert auf einer Vereinbarung der Hansestadt Libeck mit der Gewerk-
schaft OTV (heute: VERDI), die anlasslich der Umgriindung des Eigenbetriebes ,Stadtwerke
Libeck” in private Rechtstrager (GmbH) im Jahre 1999 geschlossen wurde. Diese Vereinba-
rung ist bis zum 31.12.2020 festgeschrieben und danach mit einer Frist von drei Monaten
zum Ende eines Monats kundbar.

Daruber hinaus ist gesellschaftsrechtlich kein Aufsichtsrat vorgesehen, er kann in der GmbH
aber freiwillig gebildet werden (fakultativer Aufsichtsrat). Die Gemeindeordnung (GO) ver-
langt dies (grundsatzlich, mit Ausnahmen) fur Gesellschaften mit stadtischer Beteiligung. Die
Hansestadt Lubeck ist dann verpflichtet, im Gesellschaftsvertrag fur sich das Recht zu veran-
kern, Mitglieder in den Aufsichtsrat zu entsenden (§ 102 GO) und im Gesellschaftsvertrag
eine Weisungsbefugnis der Hansestadt Liubeck fur diese Aufsichtsratsmitglieder zu veran-
kern. Das vom Gesetzgeber verfolgte Ziel ist, dadurch einen angemessenen Einfluss der
Hansestadt Lubeck in der Gesellschaft sicherzustellen.

In fakultativen Aufsichtsraten ware es aus gesellschaftsrechtlicher Sicht grundsatzlich mdg-
lich, im Gesellschaftsvertrag festzuschreiben, dass Arbeitnehmervertreter/-innen dem Auf-
sichtsrat angehoren.

Die Burgerschaft kdnnte beschlieflen, dass entsprechende Regelungen in die Gesellschafts-
vertrage aufgenommen werden sollen.

Klarungsbedrftig ware in dem Fall, wer diese Arbeithnehmervertreter/-innen nach welchem
Verfahren benennen/auswahlen/vorschlagen soll (Beschéaftigte? Betriebsrat? Gewerkschaf-
ten?).

Seite: 2/3
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Weiterhin ware im jeweiligen Einzelfall zu klaren, ob eine solche Regelung — die der Kom-
munalaufsichtsbehérde anzuzeigen ware — kommunalrechtlich zulassig ware. Maligeblich
dafur ware die Frage, inwieweit die Hansestadt Lubeck freiwillig Einfluss im Aufsichtsrat auf-
geben darf und ab wann ihr Einfluss auf die Gesellschaft dadurch nicht mehr ,angemessen®
im Sinne des § 102 GO ware. In jedem Fall ist nach der bisherigen Haltung der Kommunal-
aufsichtsbehérde davon auszugehen, dass die Festschreibung einer Weisungsbefugnis der
Hansestadt Lubeck ggu. diesen ,freiwilligen“ Arbeithnehmervertreter/-innen im Gesellschafts-
vertrag verlangt werden wird.

Die Musterregelungen gemafl PCGK wurden flachendeckend umgesetzt. Die derzeitigen
Regelungen Uber die Zusammensetzung der Aufsichtsrate sichern im Rahmen des gesetz-
lich und (betreffend den SWLH-Konzern) vertraglich Méglichen einen maximalen Einfluss der
Hansestadt Liibeck auf ihre Beteiligungen im Sinne der Gemeindeordnung, jede Offnung der
Aufsichtsrate fir Dritte wirde — unter diesem Gesichtspunkt — eine Verschlechterung der
stadtischen Einflussnahmemadglichkeiten bedeuten.

Anlagen :
A

BlUrgermeister Jan Lindenau

Seite: 3/3
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07658

offentlich

Liibeck, 14.05.2019
Bericht

Verantwortliche Bereiche:
1.201 - Haushalt und Steuerung

Bearbeitung: Dennis Bossow (E-Mail: dennis.boessow@luebeck.de Telefon: 122-2051)

Genehmigung des Haushalts 2019 der Hansestadt Liibeck

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit

27.05.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung

18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme

20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Libeck Offentlich zur Kenntnisnahme
Anlass:

Genehmigung des Haushalts 2019 durch das Ministerium fur Inneres, landliche Raume
und Integration des Landes Schleswig-Holstein

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: Fachbereiche 1 — 5 zu den Kirzungen der
Ergebnis: Kredite siehe Anlage 1
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein
Begriindung: Durch den Bericht sind keine Interessen von
Kindern oder Jugendlichen tangiert
Die MalRnahme ist: neu
X | freiwillig
vorgeschrieben durch:
Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja (Anlage 1)
Bericht:

Mit Erlass des Ministeriums flr Inneres, landliche Raume und Integration des Landes
Schleswig-Holstein vom 02.04.2019 wurde die Haushaltssatzung der Hansestadt Liibeck
genehmigt. Mit dem Erlass wurden die Kredite in Hohe von 62.000.000 EUR teilweise und
die Verpflichtungsermachtigungen (VE) in Hohe von 67.550.000 EUR vollumfanglich geneh-
migt. Es sind entprechende Klrzungen bei Investitionen vorzusehen, um die Reduzierung
umzusetzen.

In Abstimmung mit den Fachbereichen ist dies wie in Anlage 1 dargestellt vorgesehen. Es
handelt sich dabei ausschlie3lich um solche MalRnahmen, die absehbar nicht bzw. in Héhe
des Kirzungsbetrages nicht in 2019 kassenwirksam werden . Die betroffenen Projekte sollen

Seite: 1/2
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grundsatzlich im Haushalt 2020ff wieder aufgenommen werden und werden mit dieser Mal3-
nahme nicht in Frage gestellt.

Zur Begrundung fuhrt das Ministerium neben der fehlenden dauernden Leistungsfahigkeit
der Hansestadt Libeck erneut die zu geringe Quote verausgabter Investitionsmittel an. Aller-
dings werden die Bemuhungen zur Erhéhung der Umsetzungsquote anerkannt, wodurch
kommunalaufsichtliche Mallnahmen letztmalig abgewendet werden konnten. Sollte es in der
Finanzrechnung 2019 nicht gelingen eine signifikante Verbesserung zu erreichen, werden
solche MalRnahmen regelmafig — und unabhangig von der bestehenden Genehmigungs-
pflicht — fir erforderlich gehalten.

Die Erreichung der genannte Zielgréf3e von 60% entspricht in 2019 einem Investitionsvolu-
men von 121,5 Mio. €.

Insbesondere fur die bevorstehende Haushaltsplanung 2020 kann eine uneingeschrankte
Genehmigung der geplanten Kredite in Hohe von rd. 72 Mio. € nicht in Aussicht gestellt wer-
den. Die Prifung der Streckung und Verschiebung der Investitionen wird empfohlen.

Auch wenn das VE-Volumen nicht reduziert wurde, wird seitens des Ministeriums fur die
Inanspruchnahme darauf hingewiesen, dass die Genehmigung der Kredite, wie in der Mittel-
fristplanung vorgesehen, nicht realistisch ist.

Darlber hinaus empfiehlt das Ministerium fiir Inneres, landliche Raume und Integration die
gegenwartig ginstigen Rahmenbedingungen wie das hohe Steueraufkommen insbesondere
zur Reduzierung von Kassenkrediten zu nutzen.

Konkret kritisch erwahnt wird die Belastung des stadtischen Haushaltes durch die Defizite

der SeniorlnnenEinrichtungen sowie die Rucklageentnahme zum Ergebnisausgleich bei den
Stiftungen.

Anlagen :
Anlage 1 Umsetzung Genehmigungsserlass Haushalt 2019 - Ubersicht Kiirzungen

Blrgermeister Jan Lindenau

Seite: 2/2

24 von 381 in Zusammenstellung



Umsetzung der Kreditktirzung Haushalt 2019

FB|Bereich | Produkt | AO- Konto Bezeichnung 2019 2019 Kirzungs-[ 2020 2021 2022 spater Gesamt 2019 2019 2019 2019 Kredit-
Obj.- nach HH- betrag Einzah- Einzah- Kredit- Kredit- kirzung
Nr. TE Genehmi- TE TE TE TE TE TE lungen lungen bedarf bedarf
gung TE nach HH- TE nach HH- TE

TE Genehmi- Genemi-

gung gung

T€ T€
1| 130 111009 [ 999 | 7831000 |Erwerb bewegl. Anlagevermégen > 1.000 € 120,0 50,0 -70,0 10,0 10,0 10,0 10,0 120,0 50,0 70,0
2| 280 [ 612003 [ 000 | 7821000 [Erwerb von Grundstiicken und Gebéuden 1.375,0 525,0 -850,0 525,0 525,0 525,0 525,0 1.375,0 525,0 850,0
2| 280 | 612003 [ 000 | 7852000 |TiefbaumaRnahmen 500,0 0,0 -500,0]  3.000,0 0,0 0,0 0,0] 3.600,0 500,0 0,0 500,0
3| 327 122005 | 999 | 7831000 |Erwerb bewegl. Anlagevermégen > 1.000 € 62,0 32,0 -30,0 120,1 120,1 15,1 15,1 62,0 32,0 30,0
4| 401 | 424001 [ 079 | 7851000 [Sporthalle fiir den Turnsport 100,0 50,0 -50,0 0,0 0,0 0,0 0,0] 1.750,0 100,0 50,0 50,0
4| 401 | 424001 [ 082 | 7851000 [Miihibachtal/Ern. Tribiine 35,0 0,0 -35,0 0,0 0,0 0,0 0,0/ 350 35,0 0,0 35,0
4| 401 | 424001 [ 087 | 7851000 |Breitensporthalle 100,0 56,2 -43,8 0,0 0,0 0,0 0,0[ 00 100,0 56,2 43,8
4| 401 | 424001 [ 089 | 7851000 |Sportplatz Neuhof Sanierung 1.900,0 0,0 -1.900,0 0,0 0,0 0,0 0,0/ 1.900,0 1.710,0 0,0 190,0 0,0 190,0
5| 651 111029 [ 269 | 7851000 |Albert-Schweitzer-Schule / Umbau / Erweiterung 3.600,0 2.600,0] -1.000,0 4.000,0] 2.700,0 500,0 0,0] 12.900,0 2.200,0]  1.500,0] 1.400,0 [ 1.100,0 300,0
5| 651 111029 [ 271 | 7851000 |FA 27-29/Umbau u.Sanierungmaln. 100,0 0,0 -100,0 200,0 0,0 0,0 0,0] 2.010,0 100,0 0,0 100,0
5| 651 111029 [ 286 | 7851000 |A-Schw.Schule/TH/Ersatzm. 700,0 500,0 -200,0 500,0]  1.500,0 1.300,0 300,0] 4.300,0 700,0 500,0 200,0
5| 651 111029 [ 310 | 7851000 |MUK/SanierungsmaBnahme 3.120,0 2.120,0] -1.000,0f 3.000,0] 2.000,0 2.339,0 0,0] 14.467,0 1.000,0]  1.000,0] 2.120,0 | 1.120,0 1.000,0
5| 651 111029 | 318 [ 7851000 [vZM/Brandschutz u.Raumplanung 100,0 1,0 -99,0 100,0 600,0 1.500,0] 11.000,0] 15.000,0 100,0 1,0 99,0
5| 651 111029 [ 350 | 7851000 |Paul-Gerhardt-Schule Grundinstandsetzung und Erweiterung 250,0 100,0 -150,0 100,0]  2.300,0 1.950,0 200,0 250,0 100,0 150,0
5| 651 111029 [ 351 | 7851000 |Pestalozzi-Schule, Fackenbg. Allee 71-73 Grundinstandsetzung 100,0 50,0 -50,0/  1.500,0 300,0 0,0 0,0/ 1.900,0 100,0 50,0 50,0
5| 651 111029 [ 352 | 7851000 |Matthias-Leithoff-Schule, Haferkoppel 11 Grundinstandsetzung 200,0 50,0 -150,0 500,0/  3.000,0 1.300,0 0,0 200,0 50,0 150,0
5| 651 111029 [ 354 | 7851000 |Bugenhagen-Schule, Moislinger Allee 32 Grundinstandsetzung 150,0 50,0 -100,0]  1.500,0 350,0 0,0 0,0 150,0 50,0 100,0
5| 651 111029 | 355 [ 7851000 [Schule Marli - Grundinstandsetzung 750,0 50,0 -700,0f  4.000,0]  2.500,0 750,0 0,0] 8.000,0 750,0 50,0 700,0
5] 691 | 552001 | 551 | 7852000 [Skandinavienkai/Borndiek Gate 100,0 0,0 -100,0 100,0[  1.400,0 0,0 0,0] 1.600,0 100,0 0,0 100,0
5] 691 | 552001 | 832 | 7852000 [Konstinbhi/Em. Gleis 5 30,0 0,0 -30,0 500,0 0,0 0,0 0,0 530,0 30,0 0,0 30,0
13.392,0 6.234,2 -7.157,8 19.655,1] 17.305,1|] 10.189,1 12.050,1 4.910,0 2.500,0 8.482,0 3.734,2 4.747,8
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Bericht

Verantwortliche Bereiche:
1.101 - Blirgermeisterkanzlei

TOP 4.3

» Nr. VO/2019/07743

offentlich

Liibeck, 24.05.2019

Bearbeitung: Heike Schulze (E-Mail: heike.schulze@luebeck.de Telefon: 122 - 1502)

1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan

der Hansestadt Lubeck

Beratungsfolge:
Datum Gremium

03.06.2019 Senat
18.06.2019 Hauptausschuss

Anlass:
Turnusmafige Berichterstattung

Verfahren:

Beteiligte Bereiche/Projektgruppen:
Ergebnis:

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

gem. § 47 f GO ist erfolgt:
Begriindung:

Die MalRnahme ist:

Finanzielle Auswirkungen:

Bericht:

Status Zustandigkeit

Nichtoffentlich zur Senatsberatung
Offentlich zur Kenntnisnahme

Fachbereiche 1 — 5
eingearbeitet

Ja

Nein

Kinder und Jugendliche sind von diesem Be-
richt nicht unmittelbar betroffen

neu
freiwillig
vorgeschrieben durch § 45 ¢ GO

Nein
Ja (Anlage 1)

Als Anlage wird der 1. Zwischenbericht 2019 Uber die Veranderungen auf den Produkthaus-
haltsseiten und im Ergebnisplan 2019 zum Stichtag 30.04.2019 vorgelegt.

Anlagen :

1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan
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Blrgermeister Jan Lindenau
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1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan

Hansestadt LUBECK

1. Zwischenbericht 2019

zu den Leistungen und dem Ergebnisplan
der Hansestadt Libeck

uber Veranderungen gegenuber

dem Produkthaushaltsplan 2019

Herausgeber Der Burgermeister der Hansestadt Libeck
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TOP 4.3

1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan

1 Kurzuberblick

Die prognostizierte Entwicklung des Haushalts zeigt eine negative Tendenz,
der geplante Fehlbedarf 2019 liegt bei -9,6 Mio. €. Dieses Ergebnis wird
verursacht durch die Buchung von 19 Mio. € fir pauschalierten, nicht
zahlungswirksamen Personalaufwand, der reguldr in 2018 hatte gebucht
werden mussen (siehe dazu Kurzdarstellung Allgemeine Deckungsmittel).
Grundsatzlich verlauft die Entwicklung des Haushalts positiv. Insbesondere die
nach wie vor gute Situation bei den Allgemeinen Zuweisungen und
Konsolidierungshilfen fihrt zu Mehrertragen von rd. 15,1 Mio. €. Zusatzliche
Zinsersparnisse von 0,6 Mio. € und Verbesserungen in den
Fachbereichsbudgets von rd. 2,5 Mio. € werden erwartet.

e -1,1 Mio. € weniger FAG-Mittel

e 17 Mio. € mehr Konsolidierungsmittel

* -0,7 Mio. € Verschlechterung durch nicht realisierbare Forderungen

e 0,6 Mio. € weniger Zinsen

e -19 Mio. € Verschlechterung durch Zuflihrung zur Rickstellung (pauschalierter, nicht
zahlungswirksamen Personalaufwands fir das Jahr 2018)

* 2,5 Mio. € weniger Zuschussbedarf bei den Fachbereichsbudgets

Die Entwicklung des Haushalts 2019 entspricht der insgesamt positiven
Tendenz der letzten Jahre. Die Gunst der Stunde ist flr nachhaltiges
Engagement zu nutzen.

« Vorantreiben der Digitalisierung und Modernisierung der Verwaltung

* Infrastrukturvermégen sanieren

e Burgerservice starken

» Personaloffensive fur Nachwuchskréfte

e Schaffen von bezahlbarem Wohnen férdern

* Klimaschutz

e Schuldenabbau zur Risikominimierung und fUr generationengerechtes Handeln

Grundsatzlich bleibt die finanzielle Gesamtsituation weiterhin angespannt, da
die Verbesserungen insgesamt nicht struktureller Art und damit nicht dauerhaft
sind.

¢ Hochkonjunkturphasen schwachen sich ab

¢ Nullzinspolitik nicht dauerhaft angelegt

e Zusatzliche Landestopfe fliel3en nicht dauerhaft

« erhoéhter Personalbedarf durch zusatzlichen Aufgaben (z.B. Bundesteilhabegesetz)
¢ Hohe Grundstickserlése sind endlich

* Hoher Sanierungsstau bei Straf3en, Briicken und Gebauden ist aufzuholen

« Klimaschutzziele werden ambitionierter und erfordern finanziellen Einsatz

* Erdrickende Altschuldenlast
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2 Zusammenfassung

Die Verwaltung uberprift unterjahrig zu den Stichtagen 30.04. und 31.08., prognostiziert auf
das Ende des Haushaltsjahres, die Entwicklung des Ergebnishaushalts und die Entwicklung
der Leistungen auf den Produkthaushaltsseiten. Grundsétzlich wird nur tber die ergebnis-
und steuerungsrelevanten Abweichungen berichtet.

Mit definierten Schwellenwerten wird die Grenze festgelegt, ab der (ber finanzielle
Abweichungen zu berichten ist, i. d. R. 10 % bzw. 120 T€ vom Produktbudget.

Uber die Leistungen und damit (iber die Zielvereinbarungen, Kennzahlen und Strukturdaten
wird bei wesentlichen Veranderungen berichtet.

Das Ergebnis wird gegeniber dem Hauptausschuss in einem 1. und 2. Zwischenbericht
kommuniziert.

Die Entwicklung in den stadtischen Gesellschaften und Betrieben wird vom
Beteiligungscontrolling gesondert in Quartalsberichten kommuniziert.

Hiermit wird der 1. Zwischenbericht 2019 vorgelegt. Es wird eine Haushaltsverschlechterung
um 0,7 Mio. € prognostiziert, darin enthalten eine Buchung tber 19 Mio. € fir 2018 zu Lasten
2019 (siehe hierzu in Kurzdarstellung zu Allgemeinen Deckungsmitteln).

Damit erhoht sich der Fehlbedarf 2019 in der Planung von — 8,9 Mio. € auf nunmehr — 9,6
Mio. €.

Grundsatzlich entspricht die Entwicklung des Haushalts 2019 insgesamt der positiven
Tendenz der letzten Jahre. Die Gunst der Stunde ist fir nachhaltiges Engagement zu
nutzen, thematisch ist dies bereits stichwortartig im Kurziberblick dargestellit.

Bestehende Risiken dirfen nicht ignoriert werden, sie sind bei den kinftigen
Haushaltsverfahren zu bericksichtigen. Der prognostizierte Abschluss darf nicht dariber
hinweg tauschen, dass die Finanzlage der Hansestadt Libeck weiterhin angespannt ist.
Diese Einschatzung beruht auf den nachfolgend dargestellten, wesentlichen Griinden:

> Steuern haben Anteil an dem guten Ergebnis, sie wirken jedoch - aufgrund ihrer
Abhangigkeit von der aktuellen Konjunktur — nicht strukturell und sind daher nicht
dauerhatt in dieser GréRenordnung gesichert.

Bei der Grundsteuer als wichtige Einnahmequelle der Kommunen wird es auf deren
kinftige Ausgestaltung ankommen, die Auswirkungen bleiben abzuwarten.

» GrundsticksverauRerungserlose lassen sich nicht unbegrenzt erzielen.

» Konsolidierungshilfe erhdlt die Hansestadt LUbeck weiterhin infolge des
Konsolidierungspakets Il unter der Mafl3gabe, dass das bestehende Defizit hoch nicht
vollstandig abgebaut wurde. Diese Hilfen werden nicht unbegrenzt gewahrt, in 2023
erfolgt die letzte Zahlung.

» Die Personalkosteneinsparungen von rd. 3,5 Mio. € lassen sich auf Stellenvakanzen
durch Langzeiterkrankungen, langwierige Stellenbesetzungsverfahren mit teilweise
schwieriger Bewerberlage sowie eine hohe Fluktuation zurtickfihren. Somit handelt
es sich hierbei nicht um echte strukturelle Einsparungen.

31 von 381 in Zusammenstellung



TOP 4.3

1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan

>

Neue Aufgaben im Zuge der Digitalisierung aber auch auf klassischen Gebieten der
Verwaltung, z.B. Sozialverwaltung mit Bundesteilhabegesetz, erfordern Investitionen
in Software, Hardware im weitesten Sinne und in Personal.

Bezlglich des Infrastrukturvermdgens bleibt auch weiterhin ein erheblicher
Unterhaltungsstau abzuarbeiten, der die kommenden Haushalte belasten wird.
Voraussichtliches Problem wird dabei die ausgelastete Kapazitdt der Firmen sein.

Die Zinsersparnis von 0,6 Mio. € aufgrund der aktuellen Zinslage ist gleichfalls nicht
strukturell.

Die nach wie vor bestehende Altschuldenproblematik wird durch die gute Konjunktur
lediglich Giberdeckt, sie ist aber nicht gelost.

Preissteigerungsraten und Tarifpolitik lassen den Aufwand stetig ansteigen, wahrend
der Ertragsseite Grenzen gesetzt sind.
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3 Gesamtdarstellung

Allgemeine Deckungsmittel

TOP 4.3

. : Urbudget Prognose Abweichung
Allgemeine Deckungsmittel 2019 30.04.2019 Urbudget/
Prognose
Steuern, allgemeine Zuweisungen und Umlagen 456.249.800| 471.334.800( 15.085.000
Sonstige allgemeine Finanzwirtschaft -15.622.100( -15.022.100 600.000
Konzessionsabgaben 12.400.000{ 12.400.000 0
Grundstiucksan- und verkaufe 10.339.700( 10.423.800 84.100
Pauschalierter nicht zahlungswirksamer Aufwand | -19.527.100| -38.527.100| -19.000.000
Saldo (Verschlechterung) 1#43.840.300 440.609.400 (-3.23 0.900
Zuschussbudgets der Fachbereiche
Abweichung
Urbudget Prognose
Zuschussbudgets 2018 30_03_2019 Urbudget/
Prognose
Fachbereich 1 - Blrgermeister -37.616.600 -36.116.600( 1.500.000
Fachbereich 2 - Wirtschaft und Soziales -122.193.800(-121.193.800f 1.000.000
Fachbereich 3 - Umwelt, Sicherheit und Ordnung | -33.597.800| -34.486.005 -888.205
Fachbereich 4 - Kultur und Bildung -206.639.700|-207.079.900 -440.200
Fachbereich 5 - Planen und Bauen -52.652.400| -51.328.700f 1.323.700
Summe aller Zuschussbudgets -452.700.300 -450.205.005|  2.495.295
(Verbesserung)
|Fehlbedarf | -8.860.000] -9.595.605| -735.605|
Personal
Nachrichlich: Personalaufwand pro Fachbereich Urbudget Prognose Agmighugg
inkl. Versorgungsaufwendungen 2019 30.04.2019 g€
Prognose
Personalaufwand FB 1 -25.772.500| -24.272.500] 1.500.000
Personalaufwand FB 2 -27.090.500| -26.000.000] 1.090.500
Personalaufwand FB 3 -42.691.100( -41.759.658 931.442
Personalaufwand FB 4 -51.617.700( -51.617.700 0
Personalaufwand FB 5 -48.165.400( -48.165.400 0
Personalaufwand Allgemeine Deckungsmittel -21.600.000| -40.600.000] -19.000.000
Personalaufwendungen gesamt -216.937.200 -232.415.258 | -15.478.058
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Kurzdarstellung  der wesentlichen  Abweichungen bei d en Allgemeinen
Deckungsmitteln:

Die Allgemeinen Deckungsmittel verschlechtern den Ergebnisplan mit rd. -3,2 Mio. €. Im
Einzelnen:

» Eine Verschlechterung von 1,4 Mio. € ergibt sich durch geringere Schlisselzu-
weisungen des Landes (FAG-Mittel und Zuweisungen an zentrale Orte).
Verbesserungen von 0,3 Mio. € sind beim Familienleistungsausgleich (ebenfalls
FAG-Mittel) zu erwarten. Mehraufwand von ca. 0,7 Mio. € fallt durch die Ausbuchung
uneinbringlicher Forderungen beim Abbau der Bearbeitungsrickstande im Rahmen
des Projektes "Zentrales Forderungsmanagement” an.

» Ertrage aus dem neuen Konsolidierungsfonds Il in H6he von voraussichtlich 17 Mio.
€ sind einzukalkulieren.

» Geringfligige Mehrertrage von rd. 0,1 Mio. € ergeben sich bei Grundstiicksverkaufen.

» Aufgrund spaterer Kreditaufnahmen und des weiterhin anhaltend niedrigen
Zinsniveaus sind Zinseinsparungen in H6he von 0,6 Mio. € zu erwarten.

» Mehraufwendungen von 19 Mio. € fur die Zufihrung zur Pensions- und
Beihilferlickstellung fiur das Jahr 2018 verschlechtern das Ergebnis deutlich. Das fur
die Berechnung mafgebliche VAK-Gutachten stand erst nach Fertigstellung des
Jahresabschluss 2018 zur Verfigung. Somit konnte die Zufihrung nur noch aus der
Ergebnisrechnung 2019 anstatt aus 2018 erfolgen.

Kurzdarstellung der wesentlichen Abweichungen bei d en Fachbereichsbudgets:
(detailliertere Erlauterungen finden sich auf den F achbereichsseiten)

Fachbereich 1:

Fachbereich 2:

Der hohere Jahresverlust 2018 der Seniorlnneneinrichtungen mit einer Verschlechterung von
0,7 Mio. € st durch die HL auszugleichen Dem stehen Verbesserungen im
Grundsticksmanagement in anndhernd gleicher GréRenordnung gegentiber.

Fachbereich 3:
Belastungen von 1,8 Mio. € ergeben sich im Rettungsdienst.

Fachbereich 4:
0,4 Mio. € Mehraufwand im Theater.

Fachbereich 5:
Minderaufwand in H6he von rd. -1,3Mio. € durch die Verschiebung der
Korrosionsschutzarbeiten an der Eisenbahnbriicke Uber die B75 ins nachste Jahr.
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Kurzdarstellung der wesentlichen Abweichungen bei d en Personalkosten:

Fachbereich 1:

Personalminderaufwendungen ergeben sich aufgrund unterjahriger Stellenvakanzen
insbesondere in den Bereichen Burgermeisterkanzlei, Informationstechnik, Personal- und
Organisationsservice sowie Buchhaltung & Finanzen.

Fachbereich 2:

Personalminderaufwendungen infolge zunehmend schwieriger werdender Wiederbesetzung
von freigewordenen Stellen. Ausschreibungen enden zum Teil erfolglos oder ausgewéhlte
Bewerber ziehen ihre Bewerbung nach der Zusage zurlck.

Teilweise verhindert auch der Mangel an Arbeitsplatzen / Blroraumen eine rechtzeitige
Ausschreibung von Stellen.

Fachbereich 3:
Es werden im Bereich Feuerwehr Personalminderaufwendungen durch unbesetzte
Planstellen erwartet.

Fachbereiche 4 und 5:

Personalaufwand Allgemeine Deckungsmittel:

Siehe oben Erlauterung in ,Kurzdarstellung der wesentlichen Abweichungen bei den
Allgemeinen Deckungsmitteln* zu der Verschlechterung bei ,,Pauschalierter nicht
zahlungswirksamer Aufwand".
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Fachbereich 1 Blrgermeister

TOP 4.3

Budgets 2019- Zwischenbericht 1/2019

Planabweichung per April 2019

| Ertrage und Plan mehr/
Budget Budget der Produkte, Produktbereiche Netto erwartetes weniger
und Konten/Kostenarten 2019 Netto-Budget 2019
Bereich Bezeichnung Produkt Bezeichnung EUR EUR EUR Bemerkungen
1 2 3 4 6 6 7 8
Fachbereich 1 Biirgermeister Eintragungen bitte in Spalte 6 und Spalte 8 ﬂ ﬂ
1.000 Verwaltungsfiihrung 111001 Verwaltungsleitung -284.300 -284.300
111006 Stabsstelle Arbeitsschutz -624.400 -624.400
111036 D, -86.900| -86.900!
1.010 Fachbereichs-Controlling 111002 Leitung, Controlling, Dienste FB 1 -243.400 -243.400
1.100 Buro der Birgerschaft 111003 Management Politische Gremien -1.660.700 -1.660.700
1.101 Birgermeisterkanzlei 111004 fur die -982.900 -982.900
111009 Presse- u. Offentlichkeitsarbeit -1.565.000| -1.565.000
111040 Strategie und Innovation -635.500 -635.500
1.102 Logistik, Statistik und Wahlen 111005 Logistik -2.103.800| -2.103.800
121001 Statistik und Wahlen -635.200 -635.200
1105 |Informationstechnik 111007 T-Architektummanagement / -8914.100 -8.914.100
T-Service
1.110 Personal- u Organisationsservice 111008 Zentrale Personalarbeit -6.705.400 -6.705.400
111098 Entgelte und Beziige 0 0
111099 Versorgung -807.700 -807.700
1.140 Rechnungspriifungsamt 111010 Py -1.238.200| -1.238.200
1460  |Frauenbiiro 111011 Frauenemanzipatorische -356.500 -356.500
1.180 Gesamtpersonalrat 111034 ‘Gesamtpersonalrat -130.600 -130.600
1.181 Personalrat FB 1 111035 Personalrat FB 1 -119.300 -119.300
1.201 Haushalt und Steuerung 111012 Haushalt und Steuerung -4.074.200 -4.074.200
111015 Steuern 0 0
1.203 Beteiligungscontrolling 111014 Beteiligungscontrolling -745.200 -745.200
573001 GG Metallhiittengelande mbH -380.200 -380.200
1.210 Buchhaltung und Finanzen 111016 Buchhaltung und Finanzen -3.833.600 -3.833.600
1.300 Recht 111017 Rech -1.143.900| -1.143.900
111030 Passivbesteuerung -345.600 -345.600
Personalminderaufwendungen
aufgrund unterjahriger
Zuschussbudgets des Fachbereichs -37.616.600| -36.116.600| -1.500. i in
den Bereichen 1.110, 1.105, 1.210
lund 1.101.
Personalminderaufwendungen
aufgrund unterjahriger
Personalaufwendungen 50xxx/51xxx -25.772.500| -24.272.500| -1.500. i in
den Bereichen 1.110, 1.105, 1.210
lund 1.101.
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FB 1: ZWISCHENBERICHT FUR DIE MONATE JANUAR BIS APR IL 2019
UBER VERANDERUNGEN DER IM PRODUKHAUSHALTSPLAN FUR 2019 VEREINBARTEN KONTRAKTE

=

"111008
PRODUKT: Zentrale Personalarbeit

Fachbereich: " Bereich:” 1.110  Personal-und Organisationssenice
Verantwortlich: Gisela Heinrich

Veranderung betrifft: YLeistungskatalog Ziele/ Kennza hlen

Art der Veranderung:
Das Ziel Nr.1 "Die Nutzung derelektronischen Zeiterfassung mit Mitarbeiter-/Vorgesetztenportal ist
fur den Verwaltungsbereich umgesetzt und die Planung fiir den gewerblichen Bereich erfolgt." kann

nichterreicht werden.

Begriindung der Veranderung:

Durch unerwartet hohe Korrektur- und Optimierungsbedarfe sowohldes Programmes im Pilotbetrieb
alsauch derinnerstadtischen Verfahren hat sich der Start des Rollouts deutlich verzogert.

111012
PRODUKT: Haushalt und Steuerung

Fachbereich: "1 Bereich:” 201  Haushalt und Steuerung
Verantwortlich: Manfred Uhlig

Veranderung betrifft: b Strukturdaten

Art der Veranderung:
Fallzahlen Zweitwohnungssteuer sind von 2000 Fallen auf 1600 Falle zureduzieren.

Begriindung der Veranderung:

Im Bereich derZweitwohnungssteuerist eine gednderte Rechtssprechung zu beobachten -->
NeufassungZweitwohnungssteuersatzung notig. Dies reduziert die bearbeitbaren Fallzahlen

10
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Fachbereich 2 Wirtschaft und Soziales

TOP 4.3

Budgets 2019- Zwischenbericht 1/2019

Planabweichung per April 2019

s Ertrage und Plan mehr/
Budget Budget der Produkte, Produktbereiche Netto erwartetes weniger
und Konten/Kostenarten 2019 Netto-Budget 2019
Bereich Produkt Bezeichnung EUR EUR EUR Bemerkungen
1 I 2 3 4 5 6 7 8
Fachbereich 2 Wirtschaft und Soziales Eintragungen bitte in Spalte 6 und Spalte 8 ﬂ L
2.020 |Fachbereichs-ContmIIing 111018  |Leitung, Controlling, Dienste FB 2 -1.656.500| -1.656.500 0
Eine belastbare Prognose auf das
Jahresergebniss ist aufgrund
verschiedener arbeitsmarkt-
312101 |SGB I -44.301.000| -44.301.000 politischer Faktoren und
i zum jetzigen
Zeitpunkt nicht méglich.
312901 |Verwaltung SGB Il -4.067.500 -4.067.500 0
315002 | Megrationin der Hansestadt -295.600 -295.600 0
Libeck
Héherer Jahresverlust der SIE im
Wirtschaftsjahr 2018 in Folge der
vorgezogenen SchlieBung des
Standortes Schonbockener Strake
(Grundalge 4. Quartalsbericht
315201 |Seniorinneneinrichtungen -2.348.500 -3.081.000 732.500|2018). Der Verlust 2018 ist im Hhj.
2019 nach Feststellung des
Jahresabschlusses durch die HL
auszugleichen. Der héhere
\ ich wird iiberp
maRig im Haushalt 2019 geordnet.
411001  |Ki i iti -4.759.500| -4.759.500 0
418001 |Kurbetrieb Travemiinde (KBT) -1.126.100| -1.126.100 0
535001 -154.600 -154.600 0
Libeck und Travemiinde Marketing
575001 GmbH (LTM) -2.454.600) -2.454.600 0
575002 |Hamburg Marketing GmbH -10.000 -10.000 0
2182  |Personalrat FB 2 111019  (Personalrat FB 2 -119.900] -119.900 0
Eine nicht geplante Nachzahlung filr]
den Grundstiicksverkauf
" Falkenstra3e in Hohe von 400 T€
Wirtschaft und
N . " und Minderaufwendungen bei den
2.280 Il_fgenschaﬁen (einschl. 111020 |Grundstiicksmanagement -1.697.000 -1.000.000 -697.000 sonstigen Geschaftsauf-
wendungen in Hohe von 250 TE€
werden das Jahrsergebnis
voraussichtlichverbessern.
511001 G -280.100 -290.000 9.900
522001 |Kommunaldariehen 0] 0 0
auf dem
548001 |Bewirtschaftung Flughafen -471.900 -750.000 278.100|F a sind i
teurer als geplant.
R und U
. " R R = die fir das Vorjahr geplant waren,
571001  |Wirtschaftsforderung 1.215.200 1.085.000 130.200 sind erst in 2019 ertragswirksam
geworden.
Der KBT betreut in diesem Jahr den|
x Wochenmarkt in Travemiinde.
573002 |Wochen- und Jahrmarkte -183.400 -220.000 36.60 Dafir fallen Kosten an. die fr das
Jahr 2019 nicht geplant waren.
2500 (Soziale Sicherung 311001  |Grundversorgung u. Hilfen SGB Xll -31.033.700 -31.033.700 0
313001 |Hilfen fir Asylbewerber -3.448.200| -3.448.200 0
Soziale Einrichtungen und
315001 Angebote -7.633.700| -7.633.700 0
321001 |Leistungen nach dem -103.800 -103.800 0
Fiir zwei Streetworker Stellen140
T€ im Haushalt eingeplant.
Es standen noch Mittel vom
Strukturvertrag zur Verfugung,
so dass in 2019 von den
stadtischen Mittel 70.000 €
verfugbar sind. Davon sollen 10.000
€ fur den Kaltebus verwendet
Forderung von Tragern der P = - werden. Insofern betragt der
331001 Wohifahrtspfiege 3.610.700 3.471.300 139.400 Wenigeraufwand 60 TEUR.
Fir je 7 neue Platze in den zwei
F a wurden i
250 T€ in 2019 eingeplant.00 € .Auf
der Grundlage der eingereichten
Kostenaufstellungen und
Abrechnungen werden
voraussichtlich nur 170.600 €
bendtigt.
343001 legenhei -789.100] -789.100 0
345001 |-eistungen fr Bildung und -20.900 -20.900 0
Teilhabe
351001 | SOnstige soziale Hiifen und -5.210.800 -5210.800 0
Leistungen
52200 [Offentich geforderter -215.400 -215.400 0
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TOP 4.3

Budgets 2019- Zwischenbericht 1/2019

Planabweichung per April 2019

, Ertrage und Plan mehr/
Budget Budget der Produkte, Produktbereiche Netto erwartetes weniger
und Konten/Kostenarten 2019 Netto-Budget 2019
Bereich Bezeichnung Produkt Bezeichnung EUR EUR EUR Bemerkungen
1 2 3 4 5 6 7 8
Fachbereich 2 Wirtschaft und Soziales Eintragungen bitte in Spalte 6 und Spalte 8 ﬂ l
2515 BALIIJAW 367003 |Jugendberufshilfe 0| 0| 0|
2.530 Gesundheitsamt 414001 |Gesundheitsamt -4.986.100 -4.986.100 0
Zuschussbudgets des Fachbereichs - 122.193.800 - 122.284.300 90.500
Die Wiederbesetzung
freigewordener Stellen wird
zunehmend schwieriger.
Ausschreibungen enden erfolglos
oder ausgewahlte Bewerber ziehen
Personalaufwendungen 50xxx/51xxx 27.090.500 26.000.000 1090500, Bewerbung nach der Zusage
zuriick. Teilweise verhindert auch
der Mangel an Arbeitsplatzen /
Biirordumen eine rechtzeitige
Ausschreibung von Stellen.
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FB 2: ZWISCHENBERICHT FUR DIE MONATE JANUAR BIS A PRIL 2019
UBER VERANDERUNGEN DER IM PRODUKHAUSHALTSPLAN FUR 2019 VEREINBARTEN KONTRAKTE

=

111018
PRODUKT: Leitung, Controlling, Dienste FB 2

Fachbereich: 2 Bereich: 2.020 Fachbereichscontrolling
Verantwortlict Sven Schindler

=

Veranderung betrifft: Ziele/ Kennzahlen

Art der Veranderung:

Das Ziel 2.4 "Erarbeitungvon Optimierungskonzepten und Vorschlagen fir das Gesundheitsamt " wird
nichterreicht. Zielerreichung 0%
Begriindung der Veranderung:

Im Rahmen der Ist-Aufnahme in 2018 wurde deutlich, dass die fachlichen und personellen
Voraussetzungen zur selbstdndigen Durchfiihrung einer GPO nicht ausreichen. Bisher festgestellter
Optimierunsbedarf (z.B. Optimierung von IT-Losungen) wurde direkt nachverfolgt.
Vorschlage fiir Anpassungen und Korrekturen:

In 2019 ist eine externe Vergabe fiir eine professionell begleitete GPO vorgesehen.

414001
PRODUKT: Gesundheitsamt

Fachbereich: 2 Bereich: 2.530 Gesundheitsamt
Verantwortlict Herr Dr. Hamschmidt

b

Veranderung betrifft: Ziele/ Kennzahlen

Art der Veranderung:
Zu Ziffer 6: Reduzierung des Planansatzes bei den ordnungsrechtlichen Bestattungen von 170 auf 100

in 2019. Daraus ergeben sich geringere Aufwendungen (250 T€ statt 300 T€) und Ertrage (100mT€ statt
200 T€) aus der Erstattung.

Zu Ziel 7.2: Von dem geplanten Anteil (60%) an Untersuchungen und Hausbesuchen im amtsarztlichen
Dienst innerhalb von 4 Wochen nach Auftragseingang kénnen in 2019 nur 37 % erreicht werden.

Begriindung der Veranderung:
Zu Ziff. 7.2: Eine Arztstelle war langerfristig nicht besetzt und wird zunachst auch nicht besetzt sein.
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1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan

Fachbereich 3 Umwelt, Sicherheit und Ordnung

TOP 4.3

Budgets 2019- Zwischenbericht 1/2019

Planabweichung per April 2019

s Zugeordnete Ertrage und Aufwendungen Plan mehr/
Budget Budget der Produkte, Produktbereiche Netto erwartetes weniger
und Konten/Kostenarten 2019 Netto-Budget 2019
Bereich Bezeichnung Produkt Bezeichnung EUR EUR EUR Bemerkungen
1 | 2 3| 4 5 6 7 8
Fachbereich 3 Umwelt, Sicherh.u.Ordnukgtragungen bitte in Spalte 6 und Spalte 8 U u
3.030 ‘Fachbereichs-Controlling 111021 |Leitung, Controlling, Dienste FB 3 -639.300 -639.300| 0|keine Abweichung erkennbar
537001 |EBL (Abfallwirtschaft) -300 -300 0
Abrechnung erfolgt erst in 2020
- nach Feststellung des
538001 [EBL (Abwasserbeseitigung) -384.100 -384.100, Jahresabschlusses der EBL
2019.
Abrechnung erfolgt erst in 2020
. nach Feststellung des
545001 |EBL (StraBenreinigung) -2.991.700 -2.991.700 Jahresabschlusses der EBL
2019.
3.183 Personalrat FB 3 111022 |Personalrat FB 3 -145.100 -145.100| 0|keine Abweichung erkennbar
Melde- und Melde- und -
3.322 Gewerbeangelegenheiten 122003 Gewerbeangelegenheiten -5.374.600 -5.374.600 0|Prognose ab Mtte 2019 moglich
Verkehrsangelegenheiten
3.327 (ohne verkehrslenkende 122005 |Verkehrsangelegenheiten 73.700 73.700 0|Prognose ab Mtte 2019 moglich
MaRnahmen)
Saisonale Schwankungen
werden eine verlassliche
3.340 |Standesamt 122006 |Standesamt -921.900 -921.900 Prognose erst ab Mtte 2019
ermoglichen.
3.370  |Feuerwehr 126001 |Gefahrenabwehr -19.534.900 -19.534.900 0
hohere Aufwendungen fir die
Mitwirkung der
Hilfsorganisationen im
Rettungsdienst: Verhandlungen
. mit den Krankenkassen sind
127001 |Rettungsdienst 3.225.800 1.406.153 1.819.647 fiir Juni 2019 anberaumt:
Riicksténde bei der
Abrechnung der
Rettungsdienstentgelte
128001 (Katastrophenschutz -483.700 -483.700 0|keine Abweichung erkennbar
521001 |Baulicher Brandschutz -447.600 -447.600, 0|keine Abweichung erkennbar
Umwelt-, Natur- und Gesundheits-, Umwelt- und B R . .
3.390 Verbraucherschutz 122004 Verbraucherschutz 3.193.300 3.193.300] 0|keine Abweichung erkennbar
554001 |'\aturschutz und -1.258.000 -1.258.000 0|keine Abweichung erkennbar
Landschaftspflege
561001 |[UmweltschutzmaRnahmen -409.900 -409.900 0|keine Abweichung erkennbar
wetterbedingt (u.a.
3.820 |Stadtwald 555001 |Land- und Forstwirtschaft -1.112.900 -1.112.900 0|Borkenkafergefahr) noch keine
verlassliche Aussage maglich
Zuschussbudgets des Fachbereichs| - 33.597.800 | - 35.417.447 1.819.647
Es werden geringere Personal-
aufwendungen beim Bereich
Personalaufwendungen 50xxx/51xxx -42.691.100( -41.759.658(  -931.442|3.370 -Feuerwehr durch
unbesetzte
Pl llen erwartet.
14
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1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan

FB 3: ZWISCHENBERICHT FUR DIE MONATE JANUAR BIS APR IL 2019
UBER VERANDERUNGEN DER IM PRODUKHAUSHALTSPLAN FUR 2019 VEREINBARTEN KONTRAKTE

=

122004
PRODUKT: Gesundheits-, Umwelt- und Verbraucherschut z

Fachbereich: 3 Bereich:” 3.390 Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz
Verantwortlich: Birgit Hartmann

b}

Veranderung betrifft: Ziele/ Kennzahlen

Art der Veranderung:

zu Ifd. Nr. 4: Anzahl der Félle, bei denen die Frist von 15 Arbeitstagen Uberschritten wurde
Ansatz : 0 Félle, Prognose: 30 Félle

Begriindung der Veranderung:

Die Bearbeitung der Altlastenverdachtsflachenanfragen wird aufwendiger und durch die

Uberlastung bei priorisierten Verfahrensbeteiligungen werden Altlastenanfragen
zurtickgestellt.

Vorschlage fiir Anpassungen und Korrekturen:
Personalaufstockung

=

555001
PRODUKT: Land- und Forstwirtschaft

Fachbereich: 3 Bereich: 820 Stadtwald
Verantwortlich: Knut Sturm

Veranderung betrifft: Ziele/ Kennzahlen

Art der Veranderung:

zu 1.2: Das finanzielle Ergebnis der Waldwirtschaft ist wegen des ungewissen Witterungsverlaufes
noch nicht abzusehen.

Begriindung der Veranderung:
Die finanzielle Situation des Stadtwaldes wird im Bereich Waldwirtschaft gepragt durch die Erlose aus
Holzverkauf. Nach dem langen trockenen und warmen Sommer im Jahr 2018 hat die
Massenvermehrung von Borkenkéafern im Nadelholzmarkt zu massiven Preiseinbriichen gefiihrt.
Sollte der kommende Sommer dhnlich werden, ist mit weiterer Vermehrung der Borkenkafer zu
rechnen, die nicht ohne Auswirkungen auf die jetzt schon schlechte Holzpreisentwicklungim
Nadelholz bleiben wird. Hinzu kommt, dass durch den verstarkten Nadelholzeinschlag,
entsprechende Kapazitdten bei Laubholzeinschlag fehlen, der in der Hauptsache fiir das
Wirtschaftsergebnis des Stadtwaldes steht.

15
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1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan

FB 4 Kultur und Bildung:

TOP 4.3

Budgets 2019- Zwischenbericht 1/2019

Planabweichung per April 2019

s Ertrage und A Plan mehr/
Budget Budget der Produkte, Produktbereiche Netto erwartetes weniger
und Konten/Kostenarten 2019 Netto-Budget 2019
Bereich Bezeichnung Produkt Bezeichnung EUR EUR EUR Bemerkungen
1 2 3 4 5 6 7 8
Fachbereich 4 Kultur und Bildung Eintragungen bitte in Spalte 6 und Spalte 8 a @
4.040 |Fachbereichs—Con(rolIing 111023 ';e“""g' Controlling, Dienste FB 812,000 812,000 0
hohe Gutachterkosten (bzgl. der
Arbeitssicherheit) und daraus
resultierende Folgekosten,
auBerplanméRige
261001 |Theater Liibeck gGmbH -11.601.500) -12.041.700 440.200| Aufwendungen fir
u hnik (Wechsel von
Hydraulikschlduchen und -6l)
und zwingende
281001 |Kulturangebote -1.231.000 -1.231.000 0|
281002 |Nordische Filmtage -210.900 -210.900] 0|
e o 3 Bereich 2.500 361001 |Finanzielle Férderung in -8.681.600 -8.681.600 0
::ﬁre?:\iger;b:;{gm 361003 (Tagespflege -10.477.000) -10.477.000 [
ab 2019 neues Produkt 363003 |Jugendberufsagentur Lubeck -97.100 -97.100 0|
365001 |1anung und Bezuschussung -36207.200|  -36.207.200 0
367001 |Abwicklung Wakenitzhof -2.200, -2.200 0|
424002 |Liibecker Schwimmbader -3.829.700) -3.829.700 0|
573003 'I;“be:ke' M‘Sik'é‘;‘:m 2.071.400 -2.071.400 0
4.047  |Die Lubecker Museen 251001 |Die Lubecker Museen -4.976.900 -4.976.900 0|
4.184  |Personalrat FB 4 111024 |Personalrat FB 4 -306.000| -306.000 0|
4401 |Schule und Sport 211001 |Grundschulen -10.085.300) -10.085.300 [
216101 |Grund- und Regionalschulen -20.500 -20.500 0
217001 |Gymnasien -7.902.800| -7.902.800 0|
218101 |Gesamtschulen 0 0 0
218201 |Gemeinschaftsschulen -16.213.900) -16.213.900 0|
221001 |Férderzentren -3.432.900) -3.432.900 0|
233001 |Berufsschulen -9.657.800) -9.657.800 0|
241001 |Schiilerbeforderung -602.400| -602.400] 0|
242001 i BALUJAW -196.300 -196.300] 0|
243001 |Aligemeine Schultrageraufgaben -2.726.500 -2.726.500 0|
243002 |Angebote der . -5.118.800 -5.118.800 0
243003 -338.300 -338.300] 0|
421001 |Forderung des Sports -530.100 -530.100] 0|
424001 |Sportstatten -7.680.600) -7.680.600 0|
424003 |Passathafen -853.200) -853.200 0|
424004 |Bark Passat -831.100) -831.100 0|
4.403  VHS Lubeck 271001 |VHS Libeck -912.300, -912.300 0|
4415  Archiv 111025 |Archiv -1.075.800| -1.075.800 0|
4416  Stadtbibliothek 272001 -4.650.100) -4.650.100 0|
4.491 Archéologie und Denkmalpflege 523001 |Archdologie und Denkmalpflege -2.095.800 -2.095.800 0
4.510 Familienhilfen 341001 |Unterhaltsvorschuss -1.222.400 -1.222.400 0|
363002 |Jugendhitfe -37.129.900 -37.129.900 0|
4511 Ki 365002 [Betrewungin -6.386.600 -6.386.600 0
4513 |Jugendarbeit 362002 |Jugendarbeit -5.903.200) -5.903.200 [
bis 2015 Produkt: Jugendfrgizeiteinrichtungen ~ . rbeit "vorab
j:dzsll?slli?:bi:éd:oﬁb;ﬁz‘lz: S Produkt 362002 369001 | ugendireizeiteinrichtungen o800 “oas00 °
bis 2018 367002 |Kriminalpravention 0 0 [
Z des Fachb - 206.639.700 | - 207.079.900 440.200
Personalaufwendungen 50xxx/61xxx]  -51.617.700]  -51.617.700] 0
16
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1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan

Fachbereich 5 Planen und Bauen

TOP 4.3

Budgets 2019- Zwischenbericht 1/2019

Planabweichung per April 2019

) Zugeordnete Ertrage und Aufwendungen Plan mehr/
Budget Budget der Produkte, Produktbereiche Netto erwartetes weniger
und Konten/Kostenarten 2019 Netto-Budget 2019
Bereich Bezeichnung Produkt Bezeichnung EUR EUR EUR Bemerkungen
1 2 3 4 5 6 7 8
Fachbereich 5 Planen und Bauen Eintragungen bitte in Spalte 6 und Spalte 8 L ﬁ
5.060 Fachbereichs-Controlling| 111026  |Leitung, Controlling, Dienste FB 5 -866.600 -866.600 0
522003 Grundstiickgesellschaft Trave 2.800 2.800 o
mbH
5.185 Personalrat FB 5 111027 |Personalrat FB 5 -259.500 -259.500 0
5610 |Stadtplanung und 511003 |Stadtplanung u. -entwicklung -5.782.900 -5.782.900 0
Bauordnung
521002 |Bauaufsicht -397.800 -397.800 0
547001 |Aufgabentragerschaft OPNV -587.300 -587.300 0
5.651 Gebaudemanagement 111029 |Gebaudemanagement 5.250.900 5.250.900 0
5.660 Stadtgriin und Verkehr 122007 |StraBenverkehrsbehérde -217.500 -217.500 0
541001 |Gemeindestralien -21.615.200 -21.615.200 []
542001 |KreisstraBen -4.458.100 -4.458.100 0
543001 |Landesstraen -924.500 -924.500 0
544001 |Bundesstraen -4.587.900 -4.587.900 0
551001 |Griin- u. Landschaftsbau -11.157.800 -11.157.800 0
553001 |Friedhofs- u. Bestattungswesen -2.134.700 -2.134.700 0
573004 |Werbeeinrichtungen, Parkplatze 3.173.400 3.173.400 0
5.691 Liibeck Port Authority (LP| 122002 |Hafen- und Seemannsamt -385.400 -385.400 0
Die Korrosions-
schutzarbeiten an der
Eisenbahnbriicke iber
552001 |Wasser und Hafen -7.698.700 6.375.000]  -1.323.700|%% B7S kann aufgrund
der von der DB
vorgegebenen
Sperrpausen nicht mehr
in 2019 erfolgen.
Zuschussbudgets des Fachbereichs| - 52.652.400 | - 51.328.700 | - 1.323.700
Personalaufwendungen 50xxx/51xxx| 48.165.400]  -48.165.400[ 0 |
17
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TOP 4.3
1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan

FB 5: ZWISCHENBERICHT FUR DIE MONATE JANUAR BIS APR IL 2019
UBER VERANDERUNGEN DER IM PRODUKHAUSHALTSPLAN FUR 2019 VEREINBARTEN KONTRAKTE

b |

'511003
PRODUKT: Stadtplanung und Entwicklung

Fachbereich: 5 Bereich:” 610  Stadtplanung und Bauordnung
Verantwortlich: Karsten Schroder

=

Veranderung betrifft: Ziele/ Kennzahlen

Art der Veranderung:

zu 3.7: Der Projektfortschritt wird nurzu 95 % erreicht.
zu 4.6: Anzahl der Bebauungsplane/ Erhaltungssatzungen, die zum Satzungsbeschluss werden: 5
zu 8.3: Beider Erarbeitungdes Radverkehrskonzeptes wird maximal 70 % Projektfortschritt erreicht.

Begriindung der Veranderung:

zu 3.7 :Die MalRnahme ist erst mit der Abrechnungabgeschlossen . Die Abrechnung erfolgtin 2020.

zu 4.6 : Die laufenden Verfahrensind sehraufwandig und eine Vielzahl von Gutachten muss erarbeitet
werden.

zu 8.3 : Prioritatenverschiebung

b

'521002
PRODUKT: Bauaufsicht

Fachbereich: 5 Bereich: 610 Stadtplanung und Bauordnung
Verantwortlich: Karsten Schroder

b |

Veranderung betrifft: Ziele/ Kennzahlen  Strukturdate n

Art der Veranderung:
zu 1. : Der Anteil fristgerecht erteilter Akteneinsichten/Auskiinfte sinkt voraussichtlich auf 70%.
zu 2.1.: Der Anteil der ablehnenden Bescheide steigt voraussichtlich auf 10 %.
zu 2.2. Die durchschnittliche Laufzeit eines Bauantrages steigt voraussichtlich auf 85 Tage.
zu 3. Gefahrenabwehr: Die Quote der Anzeigen, denen nicht innerhalb 1 Woche nachgegangen wird ,
steigt voraussichtlich auf 10 %.
Strukturdaten
Gebihrenvolumen in TEUR : Es wird darauf hingewiesen, dass am 1.1.2019 eine neue
Baugebihrenverordnung in Kraft getreten ist, deren Auswirkungen derzeit noch nicht absehbar ist.
Zahlen konnen hierzu derzeit noch nicht benannt werden, da am Anfang des Jahres noch die Altfdlle
aus dem vorherigen Jahr nach alter Baugebihrenveordnung erfolgt.
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45 von 381 in Zusammenstellung



TOP 4.3

1. Zwischenbericht 2019 zu den Leistungen und dem Ergebnisplan

Begriindung der Veranderung:
zu 1: 1unbesetzte Stelle
zu 2.1.: Die Umsetzung von Bauvorhaben im Innenbereich ist planungsrechtlich zunehmend schwierig.
Trotz Bauberatung werden nicht genehmigungsfahige Antrage gestellt.

zu 2.2. 1: unbesetzte Stelle

zu 3: Antrage auf bauaufsichtliches Tatigwerden, die sich auf Gefahrenabwehr (Gefahr fiir Leib und
Leben ) beziehen, werden umgehend bearbeitet, reine nachbarschaftliche Beschwerden miissen aus
Prioritatsgriinden nachrangig bearbeitet werden.

Vorschlage fiir Anpassungen und Korrekturen:
zu lund 2.2 : Wiederbesetzung der Stellen ist geplant

zu 2.1. weiterhin Bauberatung im Rahmen der Kapazitaten

zu 3.:s. Begriindung

=

'547001
PRODUKT: Aufgabentragerschaft OPNV

Fachbereich: 5 Bereich:” 610  Stadtplanung und Bauordnung
Verantwortlich: Karsten Schroder

h|

Veranderung betrifft: Ziele/ Kennzahlen

Art der Veranderung:
2Verwendung der Finanzierungsmittel zur Sicherstellung der ausreichenden Bedienung im
Offentlichen Personanenahverkehr (OPNV)

Anzahl der geférderten Bushaltestellen Reduzierungvon 4 auf 2

Begriindung der Veranderung:
mangelnde Personalkapazitaten sowohl bei der Planung als auch bei der Realisierung und
verdnderte Prioritaten

Vorschlage fir Anpassungen und Korrekturen:

Abarbeitung der verbleibenden 2 Bushaltestellen
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122002
PRODUKT: Hafen- und Seemannsamt

Fachbereich: "5 Bereich:” 691  Lubeck Port Authority
Verantwortlich: Guido Kaschel

b |

Veranderung betrifft: Ziele/ Kennzahlen

Art der Veranderung:
Anzahl der bearbeiteten Antrage auf Fischereischeine: Die geplante Anzahl von 500 bearbeiteten
Antragen wird bei der LPA nicht erreicht werden.

Begriindung der Veranderung:
Aufgrund personeller Veranderungen ist die Ausgabe der Fischereischeine an die FBD FB 5zum
14.02.2019 abgegeben worden.

Vorschlage fiir Anpassungen und Korrekturen:
Die Kennzahl bearbeitete Antrage auf Fischereischeine wird auf 100 reduziert. Die finanziellen
Auswirkungen werden durch Einsparungen bei Aufwendungen kompensiert, sodass sich im Bericht
zur Budgetentwicklung keine Anmerkung zu diesem Sachverhalt findet.

'552001
PRODUKT: Wasser und Hafen

Fachbereich: 5 Bereich: 691 Libeck Port Authority
Verantwortlich: Guido Kaschel

b Ziele/ Kennzahlen

Veranderung betrifft:

Art der Veranderung:
Ziel 2.3 - Sach- und termingerechte Durchfihrung und Abschluss der investiven BaumafR nahme Erneuerung
Spundwand Anleger 4 Vorwerker Hafen, Fertigstellung bis 03/2019: 100% wird nicht erreicht

Begriindung der Veranderung:
Das Submissionsergebnis der Ausschreibung zu der Mal3nahme hat eine deutliche Kostensteigerung
aufgezeigt. Die Ausschreibung ist aufgehoben worden und zusétzliche Haushaltsmittel sind im Rahmen der
Investitionsplanung geordnet worden. Dies hat zu einer insgesamt einjahrigen Verzégerung der MalRnahme
gefihrt.

Vorschlage fir Anpassungen und Korrekturen:
Anderung des Zielwertes: Fertigstellung bis 03/2019: 50%

Im Rahmen der Haushaltsplanung 2020 ist das Ziel neu formuliert worden und lautet nun: Fertigstellung bis
03/2020: 100%
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Hansestadt LUBECK %
» Nr. VO/2019/07751
offentlich

Liibeck, 24.05.2019
Bericht

Verantwortliche Bereiche:
1.160 - Frauenbiiro

Bearbeitung: Petra Schmittner (E-Mail: petra.schmitther@luebeck.de Telefon: 122-1601)

Gender Monitoring 2018. Daten und Fakten zur Situation von Frau-
en und Mannern in Lubeck.

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit

03.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Kenntnisnahme

18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme

20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Libeck Offentlich zur Kenntnisnahme
Anlass:

Beschluss der Burgerschaft vom 1.9.1994

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen:
Ergebnis:
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein
Begriindung: nicht betroffen
Die MalRnahme ist: neu
freiwillig
X | vorgeschrieben durch: Beschluss der Burger-
schaft am 1.9.1994
Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja (Anlage 1)
Bericht:

Das Frauenblro legt It. Burgerschaftsbeschluss von 1994 den alle vier Jahre zu erstellenden
Frauenstatistikbericht vor, diesmal erstmals in Form eines Gender Monitorings. Zielsetzung
des Monitorings ist, die Daten laufend zu aktualisieren und auch online somit schneller ver-
fligbar zu machen.

Die hier jetzt vorgelegten Daten bilden nur den Rahmen und werden in Kirze unter
http://frauenbuero.luebeck.de/gender-monitoring online zu finden sein. Spatestens im Herbst
2019 werden unter diesem Link deutlich erweiterte Daten zu finden sein. Diese ermdglichen
Kommunalpolitiker:innen und unterschiedlichen Akteur:innen, aufgrund geschlechtsspezifi-

Seite: 1/2
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TOP 4.4
scher aktueller Libecker Datengrundlagen zielgruppenorientiert Handlungsfelder im Sinne
der Umsetzung des Artikel 3 Absatz 2 GG zu entwickeln und anzugehen.

Anlagen :

Gender Monitoring 2018. Daten und Fakten zur Situation von Frauen und Mannern in LU-
beck.

Burgermeister Jan Lindenau

Seite: 2/2
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Daten und Fakten zur Situation
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Hansestadt Lubeck - Der Birgermeister
Frauenbdro

Schusselbuden 16

23552 Libeck

Telefon: 0451 / 122-1615

E-Mail: frauenbuero@luebeck.de

Internet: www.frauenbuero.luebeck.de

Petra Schmittner und Elke Sasse, Frauenbiro Libeck
David Burger, Bereich Logistik, Statistik und Wahlen
Leonie Basting, Praktikantin

Wir danken allen, die uns mit der Zulieferung von Daten diesen Bericht
mdglich gemacht haben.

Stephanie Scheel (Frauenstatistikbericht 2006) — in Abwandlung mit Bildern

©Foto: AARGON_ pixelio.de
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Inhalt

Einleitung S.04
Partizipation von Frauen und Mannern S. 05
Sicher leben - Gewalt an Frauen und Kindern S.19
Bildung von Frauen und Mannern S. 39
Erwerbsbeteiligung von Frauen und Mannern S. 42

Hinweis zur Nummerierung der Abbildungen

In dieser Version des Gender-Monitoring finden Sie ausgewadhlte Abbildungen des Gesamt-
Monitorings. Daher erscheinen die Nummerierungen — in Gegensatz zum Gesamt-
Monitoring — nicht chronologisch bzw. unvollstandig. Die vollstandige Version ist im Herbst
2019 online zu finden.
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Einleitung

Erstmals legt das Liibecker Frauenbiiro in diesem Jahr ein ,Gender Monitoring” fiir die
Hansestadt Liibeck vor.

Wir fliihren damit den seit 25 Jahren bestehenden und alle vier Jahre aktualisierten Bericht
,Frauen in Libeck. Daten und Fakten” fort, der stetig weiterentwickelt wird. Grundlage fiir
diesen Bericht ist ein Blrgerschaftsbeschluss aus dem Jahr 1994.

Das ,,Gender Monitoring” stellt aktuelle Daten und Fakten zur Situation von Frauen und
Mannern in Libeck sowie Entwicklungen im Hinblick auf das Ziel der Gleichstellung und
Gleichberechtigung dar.

Ahnlich wie beim Bildungs'- und Integrations-Monitoring der Hansestadt Liibeck und
angelehnt an bundesweite Berichte wie die Gleichstellungsberichte der Bundesregierung2
oder den 3. Atlas zur Gleichstellung von Mannern und Frauen®, werden Kerndaten zur
Situation von Frauen und Mannern in Libeck in Zukunft

* in kompakter Form alle vier Jahre schriftlich als kurzen Bericht vorlegen
* die Zahlen und Fakten einfacher fiir alle online zugdnglich machen auf der Seite

http://frauenbuero.luebeck.de/gender-monitoring, und

* die Daten online - auch im Zeitraum zwischen den jeweils vier Berichtsjahren - jeweils
aktualisiert zur Verfligung stellen.

Mit dem Gender Monitoring fokussieren wir auf vier grole Themenkomplexe, die nach wie
vor wesentlich fur die faktische Gleichstellung von Frauen und Mannern sind:

Partizipation
Gewalt gegen Frauen und Kinder
Bildung

P wnN e

Erwerbsbeteiligung

Artikel 3 Absatz 2 Grundgesetz besagt: ,Mdnner und Frauen sind gleichberechtigt. Der Staat
fordert die tatsachliche Durchsetzung der Gleichberechtigung von Frauen und Mannern und
wirkt auf die Beseitigung bestehender Nachteile hin”.

Der Blick auf Zahlen und Fakten soll aufmerksam machen auf nachste Schritte, die
notwendig sind, um der tatsidchlichen Gleichstellung von Frauen und Mannern ndher zu
kommen und bestehende Nachteile auszugleichen — auch mit konkreten MaRnahmen auf
kommunaler Ebene.

cU.. La4e

Elke Sasse

Frauen-/ Gleichstellungsbeauftragte der Hansestadt Liibeck

! http://bildung.luebeck.de/bildungsplanung/bildungsmonitoring-und-planung/bildungsmonitoring/index.html

2 . . . . .
www.gleichstellungsbericht.de/zweiter-gleichstellungsbericht.pdf

3
www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/3--atlas-zur-gleichstellung-von-frauen-und-maennern-in-deutschland/114010

4
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Partizipation von Frauen und Mannern

Frauen und Manner in der Liibecker Biirgerschaft

Abb. 1.1. Biirgerschaft Liibeck 2002 — 2018 - Sitzverteilung Frauen und Méanner

Biirgerschaft Liibeck
Frauen und Madnner absolute Zahlen 2002 - 2018

40

2002 2006 2010 2014 2018

B Frauen B Manner

Quelle: ,Frauen in Liibeck” 2002 — 2014, Kommunale Statistikstelle, Statistische Nachrichten: Kommunalwahl Libeck in Zahlen 2018;
eigene Auswertung; Graphik: Frauenbiro Libeck

Abb. 1.2. Biirgerschaft Liibeck 1982 — 2018 — Veranderung Anteil Frauen und Manner

Biirgerschaft Liibeck
Frauen und Manner Anteile 1982 - 2018

o 78% 76%
\. 70% 67% 71%
\. 62% 63% 60% — .\.
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38% 37% 40%

o 33% o
. 30% ayy  29%
14%

1982 1992 1994 1998 2002 2006 2010 2014 2018

‘ —— Anteil Frauen —e— Anteil Manner ‘

Quelle: ,Frauen in Liibeck” 2002 — 2014, eigene Auswertung. Graphik: Frauenbiro Libeck

Seit 2018 sitzen 14 Frauen und 35 Manner in der LUbecker Birgerschaft. Der Anteil der
Frauen liegt bei 29%, der der Manner bei 71%. In den Jahren 1998-2006 hatten Frauen
(knapp) 40% der Sitze der Birgerschaft inne.
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Abb. 1.3. Biirgerschaft Liibeck 2018
Anzahl Frauen und Manner — nach Parteien und Wahlergemeinschaften

Buirgerschaft Liibeck 2018

Frauen und Manner - absolute Zahlen

SV S
& Q’\Q’
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M Frauen W Manner

Quelle: Internetseiten Hansestadt Lubeck, eigene Auswertung; Graphik: Frauenbtiro Libeck

In der Blirgerschaft waren 2018 von 49 Mitgliedern 14 Frauen. Deutlich wird, dass Parteien,
die eine Regelung zur ausgewogenen Beteiligung von Frauen bzw. Mannern haben (z.B.
Grine, Linke) i.d.R. mehr Frauen entsenden als andere. Bei der SPD kommen die Frauen
trotz ,,Quote” bei der Listenaufstellung aufgrund der hohen Zahl der - meist mannlichen -
Direktmandate kaum zum Zuge (siehe auch Abb. 1.21 und 1.22).

Abb. 1.3.1. Kommunalwahl 2018, Vergleich kreisfreie Stadte Schleswig-Holstein 2018

Kommunalwahl 2018
Vergleich kreisfreie Stadte - Anteil Frauen &

Manner
100%
80%
60%
40%
20%
0%
Flensburg, Stadt Kiel, Libeck, Hansestadt Neumunster, Stadt
Landeshauptstadt

M Frauen W Manner

Quelle: eigene Auswertung; Graphik: Frauenbuiro Lubeck

Der Vergleich der kreisfreien Stadte in Schleswig-Holstein zeigt, dass Libeck mit nur 29%
Frauen hinter Kiel (39%) und Flensburg (34,9%) liegt.
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,Gender-Ranking” 73 deutscher GroBstddte: Liibeck auf Platz 61

Im ,Gender-Ranking” 73 deutscher GroRstidte der Fernuniversitdit Hagen (Holtkamp/
Wichmann, Genderranking deutscher GroRRstadte 2017) belegte Libeck 2017 nur Platz 61.
2009 lag die Hansestadt noch auf Platz 4. Damit gehort Lubeck inzwischen zu den
Schlusslichtern, was die Beteiligung von Frauen in der Kommunalpolitik betrifft.

www.fernuni-hagen.de/polis/aktuelles/Genderranking2017-5.shtml
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Abb. 1.5. Ausschiisse der Biirgerschaft, Liibeck 2018, Anzahl Frauen und Mdnner
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Quelle: Internetseiten Hansestadt Luibeck, eigene Auswertung; Graphik: Frauenbiiro Liibeck (Stichtag 31.12.2018)

In den meisten Ausschiissen der Biirgerschaft waren 2018 mehr Manner als Frauen
vertreten, z.B. im Hauptausschuss (10 Manner/ 83,4%; 2 Frauen/ 16,6%), aber auch im Bau-,
Wirtschafts- oder Kulturausschuss. In den Ausschiissen fir Jugendhilfe, Schule und Soziales
waren mehr Frauen als Manner vertreten. Nur im Jugendhilfeausschuss ist Paritat
vorgeschrieben. In §4(6) der Satzung fur das Jugendamt der Hansestadt Liibeck (Fassung
vom 23.02.2006) ist geregelt, dass bei der Bildung des Jugendhilfeausschusses zu
gewadhrleisten ist, “dass Frauen und Manner zu gleichen Anteilen vertreten sind.”

Abb. 1.6 Liibeck 2018, Ausschuss-Vorsitz - Anzahl Frauen und Manner
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Ausschuss-Vorsitz stellvertretender Vorsitz

M Frauen B Manner

Quelle: Internetseiten Hansestadt Libeck, eigene Auswertung: Graphik: Frauenbiiro Libeck

Nur zwei Frauen hatten 2018 den Vorsitz eines Ausschusses inne, aber 11 Manner (85%).
8
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Abb. 1.7 Beirat fiir Senior:innen - Anteil Frauen und Manner, Liibeck 2018
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Quelle: Internetseiten Stadt Liibeck, eigene Auswertung; Graphik: Frauenbiiro Liibeck

57% der Einwohner:innen der Hansestadt ab 60 Jahren sind Frauen. Der Anteil der Frauen im
Beirat fiir Senior:innen lag 2018 bei nur 29%. Eine neue Regelung in der Satzung zum Beirat
hatte in der vorherigen Legislaturperiode zu einem hohen Anteil von Frauen beigetragen,
allerdings standen 2018 nicht ausreichend Frauen zur Verfiigung.

Abb. 1.8 Forum fiir Migrant:innen, Anteil Frauen und Manner, Libeck 2018
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Quelle: Internetseiten Forum, eigene Auswertung; Graphik: Frauenbuiro Lubeck

Der Vorstand des Forums fiir Migrant:innen bestand 2018 aus 2 Frauen (40%) und 3
Mannern, der Rat aus 8 Frauen (53%) und 7 Mannern. In der Satzung des Forums ist eine
Regelung zur ausgewogenen Beteiligung von Frauen und Mannern vorgesehen, die auch zu
einer entsprechend hohen Beteiligung von Frauen flhrt.
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Senator:innen

Abb. 1.9 Liibeck 1998-2018: Senator:innen - Anzahl Frauen und Manner

1998 2002 2006 2009 2014 2018

H Frauen B Manner

Quelle: Internetseiten Stadt Liibeck, eigene Auswertung; Graphik: Frauenblro Liibeck

Der Anteil der Frauen an den Senator:innen in Liibeck lag 2018 bei 50%. Zwei der vier
Senator:innen waren (und sind) Frauen. Laut ,,Genderranking deutscher GroRstadte” ist auch
bundesweit der Frauenanteil unter den Dezernent:innen gestiegen: von 18,5% 2008 auf
29,1% 2017.

www.boell.de/de/2017/04/28/genderranking-deutscher-grossstaedte-2017-boellbrief-demokratiereform-3
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Frauen und Manner in den Aufsichtsraten kommunaler Gesellschaften

Abb. 1.10 Anteil der Frauen in Aufsichtsrdten (%)- stadtisch entsandte
Libeck 2013 - 2019
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Quelle: Beteiligungscontrolling Hansestadt Libeck, eigene Auswertung; Graphik: Frauenbiiro Liibeck

Abb. 1.11 Frauen in Aufsichtsraten (%) —stadtisch entsandte, Liibeck 2018
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Quelle: Beteiligungscontrolling Hansestadt Libeck, eigene Auswertung; Graphik: Frauenbiro Liibeck
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In Libeck ist der Anteil der Frauen, die von stadtischer Seite in die Aufsichtsrate kommunaler
Unternehmen entsandt wurden, von 28% Frauen (2013) auf 44% (2014/2018) gestiegen.
Der Anteil von 50% Frauen wurde zundchst allerdings noch nicht in jedem Aufsichtsrat
erfillt, wie in §15 Gleichstellungsgesetz Schleswig-Holstein (GstG) vorgesehen. 2017
bestatigte das OVG Schleswig, dass die parititische Gremienbesetzung in 8§15 GstG
insbesondere auch fir die Entsendung in Aufsichtsrdten gilt. Daraufhin beschloss die
Blrgerschaft im Mai 2019, eine zu jeweils 50% mit Frauen und Mannern besetzte Liste fir
die Aufsichtsrate.

www.schleswig-holstein.de/DE/Justiz/OVG/Presse/PI OVG/06122017 Gleichstellung%20in%20Aufsichtsr%C3%A4ten.html
www.gleichstellung-sh.de/Gremienbesetzung.html

www.In-online.de/Lokales/Luebeck/In-den-Aufsichtsraeten-der-Hansestadt-Luebeck-greift-die-Frauenquote
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Frauen und Manner in den Parteien

Abb. 1.13 Partei-Mitglieder - Anteil Frauen und Méanner in Prozent, Lilbeck 2017/18
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Quelle: Angaben der Parteien, eigene Auswertung; Graphik: Frauenbiro Libeck
Anmerkung: Von AfD und FDP haben wir keine Zahlen erhalten.

Den hochsten Anteil von Frauen unter den Partei-Mitgliedern hatten 2017 Blindnis90/Die
Grinen mit 45%, gefolgt von den ,Unabhangigen” (DU) mit 37%, ,grlin+alternativ+links”
(GAL) mit 36% und der SPD mit 35%.
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Frauen und Manner bei Bundes- , Landtags- und Kommunalwahlen
Bewerbungen, Wahlvorschlage, Gewahlte und Wahlbeteiligung

Abb. 1.17 Bundestagswahl 2017, Liibeck
Bewerber:innen & gewdhlte Bundestagsabgeordnete, Anzahl Frauen und Manner
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Bewerber:innen gewahlte Bundestagsabgeordnete
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Quelle: Hansestadt Libeck, Kreiswahlleitung; Graphik: Frauenbiro Libeck

Abb. 1.18 Landtagswahl Schleswig-Holstein 2017
Bewerber:innen und gewadhlte Landtagsabgeordnete fiir Liilbeck, Geschlecht
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Quelle: Hansestadt Libeck, Kreiswahlleitung; Graphik: Frauenbiro Libeck

Mit der Bundestagswahl 2017 kamen zwei Bewerberinnen aus Liibeck in den Bundestag. Im
schleswig-holsteinischen Landtag ist Liibeck mit zwei Frauen und drei Mannern vertreten.
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Abb. 1.21 Biirgerschaftswahl 2018 - Wahlvorschldge , direkt”, Frauen & Manner

93; 34%

180; 66%
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Quelle: Hansestadt Lubeck, Logistik, Statistik & Wahlen; Auswertung und Graphik: Frauenbiiro Liibeck

Uber die , Listen” der Parteien und Wéhlervereinigungen traten im Jahr 2018 243 Personen
zur Kommunalwahl in Libeck an, darunter 87 Frauen (36%) und 156 Manner (64%). ,Direkt”
traten 93 Frauen (34%) und 180 Manner (66%) in den 25 Wahlkreisen Liibecks an.

Abb. 1.22 Biirgerschaftswahl 2018 - Wahlvorschlédge Listen, nach Parteien
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Quelle: Hansestadt Libeck, Logistik, Statistik & Wahlen; Auswertung und Graphik: Frauenblro Liibeck

Der Frauenanteil der Kandidat:innen variierte je nach Partei (und ob Gber , Liste” oder direkt)
unterschiedlich stark. Die Griinen stellten mehr Frauen als Méanner Uber die , Liste” auf,

ansonsten alle anderen Parteien und Wahlervereinigungen mehr bzw. ausschliefilich
Manner.
15
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Allerdings ziehen Uber die ,Listen” nur 24 Personen in die Birgerschaft ein, lber die
»Wahlkreise” (,direkt“) nochmals 25. Von den 25 direkt gewahlten Biirgerschafts-
Mitgliedern waren auch 2018 wieder nur sechs Frauen (3 SPD, 2 CDU, 1 Griine) und 19
Maénner (11 SPD, 6 CDU, 2 Griine).

Neben , quotierten” Listen ist den Parteien und Wahlervereinigungen zu empfehlen, darauf
zu achten, Frauen auf moglichst aussichtsreichen Direkt-Mandaten zu platzieren.
Parteiinterne Regelungen (bezogen auf die ,Listen”) fiihren bei einigen Parteien zu einer
hoheren Beteiligung von Frauen (z.B. Griine seit 1979 50%, SPD 1988 33%, 1998 40%, CDU
1996 freiwilliges Frauenquorum, Linke 50%).

16
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Fazit

Frauen ofter in Spitzenpositionen, aber seltener in Politik und Gremien von Hochschulen,
Wirtschaft und Kirche vertreten - Rechtliche Regelungen fiihren zu hoherer Beteiligung.

Auffallig ist, dass die Zahl einzelner Frauen in ,Spitzenpositionen” in Libeck zunimmt. So ist
im Berichtszeitraum die erste weibliche Prasidentin der IHK in ihrem Amt bestétigt worden,
erstmals stehen Pradsidentinnen und Kanzlerinnen an der Spitze von Universitat und
Technischer Hochschule, zwei Bundestags- und zwei Landtagsabgeordnete aus Libeck sind
Frauen und zwei von vier Senator:innen.

Dennoch sind sie -trotz ihrer guten Qualifikation und ihres vielfachen ehrenamtlichen
Engagements auch in Libeck— immer noch deutlich weniger als Manner in relevanten
Gremien und Entscheidungspositionen vertreten.

Frauen fihren (Geschaftsfiihrerinnen) auch den DGB Landesbezirks Liibeck Schleswig-
Holstein Stidost (seit 2015) und der ver.di Region Liibeck-Ostholstein (seit 2016).

Einzelne Frauen in Spitzenpositionen konnen jedoch nicht die bestehenden strukturellen
Unterreprasentanzen von Frauen ausgleichen. Nach wie vor sind wesentlich weniger Frauen
als Manner in den Parteien, der Biirgerschaft (71% Manner) und deren Ausschiissen und
Beirdten sowie im Land- (68,5% Manner) und Bundestag vertreten. Auch die Gremien der
Kammern (Vollversammlung der IHK: 78% Manner; der HWK: 89% Manner), Gewerkschaften
(Vorstand DGB Stadtverband Liibeck: 86% Manner; |G Metall Libeck-Wismar: 73% Manner)
und Hochschulen (Prasidium Musikhochschule: 100% Maéanner; Senat der Universitat: 73%
Manner) und die Aufsichtsrdte von Libecker Unternehmen wie Drager und SLM Solutions
(Ranking-Platze 132 bzw. 162 von 184) sind Frauen immer noch eher ,Ausnahme-
Erscheinungen®.

Was funktioniert?

Rechtliche Regelungen (z.B. fiir die Besetzung der Hochschulrdte, der Nordkirche, des
Jugendhilfeausschusses der Hansestadt Liibeck) und substanzielle Selbstverpflichtungen (z.B.
im Forum flir Migrant:iinnen in Liibeck) tragen zu einem hoheren Frauenanteil bei.
Allgemeine Selbstverpflichtungen und Absichtserklarungen, Frauen beteiligen zu wollen,
fihren dagegen faktisch meist nicht zu einer angemessenen Beteiligung, wie der Blick in
unterschiedliche Entscheidungsstrukturen zeigt — unabhangig davon ob Libecker Gremien
oder Landesgremien.

Die Kommune selbst kann insbesondere bei den stadtischen Entscheidungsgremien, d.h. bei
der Partizipation von Frauen an kommunalpolitischen Entscheidungen (Kommunalpolitik,
Aufsichtsrate, Beirate und Gremien) auf eine groBere Beteiligung von Frauen hinwirken.
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Kommunalpolitik

Grinde fir die Unterreprasentanz von Frauen und Hinweise, wie mehr Frauen fir
Kommunalpolitik gewonnen werden kdnnten, finden sich im Bericht ,Frauen in Libeck

2014“ www.luebeck.de/stadt politik/rathaus/verwaltung/frauenbuero/veroeffentlichungen/fachpublikationen.html oder hier:

www.frauen-macht-politik.de/helene-weber-kolleg.html

Was die Kommune zu einer héheren Beteiligung von Frauen beitragen kann:

1. Konzept fiir mehr Frauen in der Kommunalpolitik
Erarbeitung eines fraktionsiibergreifenden kommunalen Konzeptes zur Erhéhung der
Wahl- und starkeren Birger:innenbeteiligung sowie zur Gewinnung neuer
Interessent:innen und aktiver Personen fiir die Kommunalpolitik.
Dieses sollte als Ziel die Steigerung des Anteils von Frauen -und ggf. anderer bisher
unterreprasentierter Gruppen- in der Kommunalpolitik beinhalten.

2. Neue Gremienkultur entwickeln
Neue Formen der Gremienkultur (Sitzungszeit, - abldufe, Dauer der Redebeitrage
etc.) erproben und etablieren.

3. Selbstverpflichtung der Biirgerschaft / Parteien
Selbstverpflichtung der Blirgerschaft/der Parteien, in Ausschiissen und anderen Gre-

mien von jeder Partei je eine Frau und einen Mann zu entsenden (bzw. ggf.
,rotierend”).

18
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Sicher leben - Gewalt an Frauen und Kindern

Abb. 2.1 Straftaten gegen die sexuelle Selbstbestimmung. Liibeck 2014-2017
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Quelle: Statistische Jahrbucher Hansestadt Libeck mit Erganzungen; Graphik: Frauenburo Libeck

Die Polizeiliche Kriminalstatistik fir Libeck verzeichnete in den vergangenen Jahren
zunachst eine kontinuierliche Abnahme, dann eine Stagnation der polizeilich
registrierten Delikte gegen die sexuelle Selbstbestimmung. 2017 kam es zu einem
deutlichen Anstieg der Zahlen - von 128 (2014) auf 257 (2017).

Neu ist der Tatbestand der sexuellen Beldstigung (2017 in Liibeck 63 Falle; §184i
StGB)*. Hintergrund firr den Anstieg der Delikte gegen die sexuelle Selbstbestimmung
ist auch die Veranderung des ,,Gesetzes zur Verbesserung des Schutzes der sexuellen

Selbstbestimmung” (§177 Abs. 1 StGB).

4 - Lo .
Zuvor waren Beleidigungen auf sexueller Basis nicht als Sexualdelikt erfasst worden.
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Abb. 2.1.1 Opfer ,,sexuelle Belastigung” Liibeck und Kiel 2017, nach Geschlecht
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Quelle: Polizeidirektion Libeck; Graphik: Frauenbiro Lubeck

Opfer ,sexuelle Beldstigung” Liibeck 2017, Anzahl und Anteil nach Geschlecht

B mannlich: ™ weiblich:

Quelle: Polizeidirektion Lubeck; Graphik: Frauenbiro Lubeck

Von den 63 polizeilich bekannt gewordenen Opfern sexueller Beldstigung in Libeck
2017 waren 97% Frauen. Der Tatbestand (§184i StGB) wurde 2017 bundesweit neu
eingefiihrt®. Beispiele sind aufgedringte Kisse oder Umarmungen sowie das
»Begrapschen” z.B. von Brust und Po. 60% aller Frauen in Deutschland haben im Lauf
ihres Lebens mindestens eine Form sexueller Belastigung erlebt.

5

Anders als der sexuelle Missbrauch und die sexuelle N&tigung war sexuelle Beldstigung in Deutschland bis dahin nicht
ausdriicklich strafbar. Zuvor fielen derlei Handlungen nur unter bestimmten Voraussetzungen unter den Straftatbestand einer
anderen Vorschrift, der Beleidigung nach § 85 StGB.
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Abb. 2.2 Angezeigte Vergewaltigungen / sexuelle N6tigungen Libeck 1993-2017
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Quelle: Innenministerium Schleswig-Holstein, §177/178 StGB; Graphik: Frauenbiro Libeck

Laut Innenministerium bzw. Landeskriminalamt (LKA) Schleswig-Holstein gab es in
Libeck in den Jahren 2014-2016 jahrlich zwischen 25 und 32 weibliche Opfer einer
Vergewaltigung bzw. sexuellen No6tigung (§177/178 StGB; siehe Abb. 2.2) sowie 1-2
mannliche Opfer. 2017 stieg die Zahl von 32 (2016) auf 56 weibliche Opfer (O
mannliche), ein Anstieg von 75%, der laut LKA insbesondere auf die
Strafrechtsanderung (§177 Abs. 1 StGB) zuriickzufiihren ist (Erlduterung: siehe
,Sexualdelikte®).

Auch landesweit stieg die Zahl der weiblichen Opfer von 270 im Jahr 2014 auf 486 im
Jahr 2017 (+80%). 129 der weiblichen Opfer (26%) lebten in einer Ehe/Partnerschaft

mit dem Tater, 222 hatten ,informelle soziale Beziehungen“(46%), 21 ,formelle” (4%)
und 95 keine Beziehungen (19%) zum Tater (LKA, PKS SH 2017: 45).
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Abb. 2.4 Opfer sonstige sexuelle N6tigung Liibeck Frauen u. Manner, 2014-2017
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Quelle: Polizeidirektion Lubeck; Graphik: Frauenburo Libeck

2.5 Opfer sex. Missbrauch von Kindern, Liibeck, Madchen u. Jungen, 2014-2017
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Quelle: Polizeidirektion Liubeck; Graphik: Frauenburo Libeck

Die Zahl der weiblichen Opfer sexuellen Missbrauchs stieg zwischen 2014 und 2017
von 30 auf 59. Bei den Jungen schwankten die Zahlen zwischen 4 (Jahr 2016) und 11
Opfern (Jahr 2015). Von sexuellem Missbrauch an Kindern sind Madchen (78%)
starker als Jungen betroffen. Trotzdem ist hier der Anteil mannlicher Opfer (22%)
hoher als bei anderen Sexualdelikten.
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In Schleswig-Holstein wurden 2017 445 Madchen (82%) und 97 Jungen (18%) Opfer
sexuellen Missbrauchs an Kindern (Landeskriminalamt Schleswig-Holstein,
Polizeiliche Kriminalstatistik 2017:42).

Abb. 2.7 Tatverdéchtige Sexualdelikte in Liibeck 2017 nach Geschlecht

M Frauen M Manner

Quelle: Polizeidirektion Liubeck; Graphik: Frauenburo Libeck

Die Tatverdachtigen bei den Sexualdelikten in Libeck waren 2017 zu 97% Manner.
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Abb. 2.9 Polizeieinsitze Hausliche Gewalt / Wegweisungen Liibeck 2010-2017
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Quelle: Polizei Lubeck; Graphik: Frauenburo Libeck

Polizeieinsatze ,Hausliche Gewalt”
Die Zahl der Polizeieinsatze “Hausliche Gewalt” ist in den Jahren 2014-2017 von 103
auf 629 gestiegen. Hintergrund ist laut PD Liubeck eine Umstellung der Statistik seit
2014, auch zur Vereinheitlichung der Zahlen auf Landesebene. Landesweit gab es in
Schleswig-Holstein laut Justizministerium 2015 3.280 polizeilich erfasste Falle
hauslicher Gewalt, 2016 3.721 und 2017 3.032.

Wegweisungen
Bei akuter Gefahr kann die Polizei in Schleswig-Holstein eine sogenannte
»Wegweisung” aussprechen, d.h. sie kann die gewalttatige Person fir mehrere Tage
der Wohnung verweisen. In Liibeck sprach die Polizei in den Jahren 2014-2017 pro
Jahr zwischen 11 (2014) und 38 (2017) Wegweisungen aus. Landesweit gab es in
Schleswig-Holstein laut Justizministerium 2015 382 Wegweisungen, 2016 550 und
2017 540 nach §201a LVwG.

Grundlage hierfiir ist das seit 2002 bestehende ,Gesetz zur Verbesserung des
Zivilrechtlichen Schutzes bei Gewalttaten und Nachstellungen sowie zur Erleichterung

der Uberlassung der Ehewohnung bei Trennung". Ein Rechtsanspruch auf
Wegweisung des Partners besteht fir Frauen allerdings nicht.
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Abb. 2.11 Verfahren ,,Gewalt in der Familie” Staatsanwaltschaft
Landgerichtsbezirk Liibeck, Anklagen u. Einstellungen (mit Grund) 2014-17
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Quelle: Staatsanwaltschalft Libeck; Graphik: Frauenbiro Lubeck

Die Zahl der anhidngigen Verfahren ,Gewalt in der Familie” bei der
Staatsanwaltschaft im Landgerichtsbezirk Libeck stieg in den vergangenen Jahren
stark an. 2013 wurden weit mehr als doppelt so viele Verfahren gezahlt als 2003
(2003: 875 Verfahren, 2013: 1963). Im Berichtszeitraum, also zwischen 2014 und
2017, blieb die Zahl der Verfahren allerdings relativ konstant. 2014 gab es 1834
Verfahren, 2017 waren es 1819.

Allerdings wurden auch viele Verfahren von der Staatsanwaltschaft eingestellt. Grund
fiir die Einstellung von Verfahren war vor allem, dass die Staatsanwaltschaft keinen
hinreichenden Tatverdacht® begriinden konnte. Im Jahr 2017 wurde ca. die Halfte der
Verfahren (915 von 1819) aus diesem Grund eingestellt. Taten kénnen von der
Staatsanwaltschaft auch als "geringfigig"’ eingeschitzt und deshalb eingestellt
werden. Dies war 2017 in 509 Verfahren der Fall. 2017 kam es zu 134 Anklagen, 2016
sogar zu 167.

6 . ) L ) . .
Verfahren konnen eingestellt werden, da kein hinreichender Tatverdacht besteht, wenn sich z.B. Ehefrauen auf ihr Zeugnis-
verweigerungsrecht berufen und nicht aussagen und andere Zeug:innen oder Beweismittel nicht vorhanden sind.

Einstellungen wegen Geringfligigkeit knnen erfolgen, wenn die Schuld des Taters als gering anzusehen wére und ein 6ffentliches
Interesse an der Strafverfolgung nicht vorliegt. Das ist immer anhand der Einzelumstdnde zu priifen und kann z.B. der Fall sein, wenn der
Tater nicht vorbestraft ist, es sich um den ersten und nicht schwerwiegenden Ubergriff handelt und das betreffende Paar ggfs. weiterhin
die Beziehung aufrechterhilt.

25

74 von 381 in Zusammenstellung



TOP 4.4

Frauenhduser in Liibeck — und landesweit

Abb. 2.12 Zahl Frauen und Kinder in Frauenhausern Liuibeck 2006-2017
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In den Jahren 2014-17 fanden pro Jahr zwischen 400 und 338 Frauen und Kinder
Schutz vor Gewalt in einem der beiden Libecker Frauenhduser. 2010 konnten in
beiden Hausern — aufgrund der damals hoéheren Platzzahl - noch 487 Frauen und
Kinder Zuflucht finden. Bis Ende 2011 verfiigte Libeck liber 82 Frauenhaus-Platze
(AWO: 42, Verein ,Frauen helfen Frauen e.V.” 40 Platze). Dann wurde die Platze des
AWO-Frauenhauses von der damaligen Landesregierung abgebaut. 2013 wurde es
mit nur 15 (statt 36) vom Land finanzierten Platzen wiedereroffnet. Auch die Stadt
sparte daraufhin 6 stadtische finanzierte Platze ein.

Aufgrund der dauerhaften Uberbelegung beider Frauenhiuser und der hohen Zahl
der Frauen und Kinder, die abgewiesen werden mussten (siehe unten), beschloss die
Biirgerschaft im November 2017, rund 250.000 Euro fur 14 zusatzliche
Frauenhauspldtze zur Verfligung zu stellen. Das Ministerium fir Justiz, Europa,
Verbraucherschutz und Gleichstellung legte 2019 ein befristetes Landesprogramm fiir
30 weitere Platze auf, von denen 5 Platze auf Libeck entfallen.
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Abb. 2.13 Zahl Frauen und Kinder im Frauenhaus AWO
Lubeck 2006-2017
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Abb. 2.14 Zahl Frauen und Kinder im Autonomen Frauenhaus
Lubeck 2006-2017
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Quelle: Autonomes Frauenhaus; Graphik: Frauenbiiro Liibeck
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Abb. 2.15 Abgewiesene Frauen und Kinder, Frauenhduser Liibeck 2012 - 2017
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Quelle: Frauenhaus AWO & Autonomes Frauenhaus; Graphik: Frauenburo Libeck

Wegen Uberbelegung der beiden Frauenhiuser konnten im Jahr 2016 in Liibeck 771
Frauen und Kinder nicht aufgenommen werden. 2017 waren es 371 Frauen und
Kinder, die ab- bzw. weiterverwiesen werden mussten. 2018 wurden allein im
Autonomen Frauenhaus — trotz der erhdohten Platzzahl dort ab November 2018 — 446
Frauen und Kinder ab- bzw. weiterverwiesen.

Schon in den Jahren 2012-2015 musste das Autonome Frauenhaus pro Jahr zwischen
247 und 378 Frauen und Kinder abweisen. Das AWO-Frauenhaus erfasst die Zahl der
abgewiesenen Frauen und Kinder erst seit 2016.

Alle Frauenhaduser in Schleswig-Holstein konnten 2017 landesweit 2.939 Frauen und
Kinder aufgrund von Platzmangel nicht aufnehmen®.

8
Hrsg.: Frauenhauser in Schleswig-Holstein, Frauenhduser in Schleswig-Holstein - Zusammenfassender Qualitatsbericht 2017, S. 4
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Abb. 2.16 Belegungs-Rate (%) Frauenhduser Schleswig-Holstein 2004-17
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Quelle: Justizministerium Schleswig-Holstein; Graphik: Frauenbiiro Lubeck

Die Belegungs-Rate der Frauenhduser in Schleswig-Holstein ist seit 2004 immer
weiter gestiegen, von 74% im Jahr 2004 auf 93% im Jahr 2017. Damit liegt sie weit
iiber der vom Land selbst benannten Belegungs-Hochstquote von 85%°. Expert:innen
bundesweit sehen max. 70% als sinnvoll an™°.

Am 1. Februar 2018 trat das Ubereinkommen des Europarats zur Verhiitung und
Bekdmpfung von Gewalt gegen Frauen und hauslicher Gewalt, die sogenannte
»lstanbul-Konvention®, fiir Deutschland in Kraft. Damit verpflichtet sich Deutschland
auf allen staatlichen Ebenen, alles daflir zu tun, um Gewalt gegen Frauen zu
bekampfen, Betroffenen Schutz und Unterstlitzung zu bieten und Gewalt zu
verhindern.

www.bmfsfj.de/bmfsfj/service/publikationen/gesetz-zu-dem-uebereinkommen-des-europarats-vom-11--mai-2011-zur-
verhuetung-und-bekaempfung-von-gewalt-gegen-frauen-und-haeuslicher-gewalt/122282

9 Ministerium fiir Soziales, Gesundheit, Wissenschaft und Gleichstellung des Landes Schleswig-Holstein, zusammenfassender
Qualitatsbericht der Frauenhauser im Jahr 2013:1

10 BMFSFJ, Bericht der Bundesregierung zur Situation der Frauenhduser 2012: ,H&user ab einer Auslastungsquote von 70% Frauen und
Kinder” nehmen zu bestimmten Zeiten ,nahezu immer nicht mehr selbst auf, sondern miissen an andere Hauser weiter verweisen.”
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Abb. 2.17 Belegungs-Rate (%) Frauenhduser Schleswig-Holstein 2013-2017
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Quelle: Justizministerium Schleswig-Holstein; Graphik: Frauenbiiro Lubeck

Die Belegungs-Rate der Frauenhduser in Schleswig-Holstein zeigt, dass alle Hauser in
hohem MalRe ausgelastet sind.

Zwischen 2013 und 2017 waren beide Libecker Frauenhduser mit einer Belegungs-
Rate von 95 — 114% dauerhaft (berbelegt. 2017 waren alle 16 Frauenhauser im Land
zu mehr als 80% belegt.
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Abb. 2.18 ,Herkunft” Frauen und Kinder, Autonomes Frauenhaus 2014-17
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Quelle: Autonomes Frauenhaus.; Graphik: Frauenbiro

Im Autonomen Frauenhaus kamen im Jahr 2017 mehr als zwei Drittel (72%) der
Frauen und Kinder aus Libeck und Umgebung. 19% kamen aus Schleswig-Holstein
und 9% von ,,auBerhalb” des Bundeslandes.

Die Frage der ,Herkunft” ist wichtig fiir die Politik bzw. diejenigen, die fir die
Finanzierung bzw. einen Finanzausgleich zustdndig sind. 2014 schloss Schleswig-
Holstein mit Hamburg ein Abkommen zur landeriibergreifenden Zusammenarbeit der
Frauenhauser (mit Finanzausgleich).

Im Auge behalten werden muss dabei aber das Prinzip der Freizligigkeit, d.h. das
Recht der Frau auf Bewegungsfreiheit und der freien Wahl des Wohn- und
Aufenthaltsortes (Grundgesetz, Art. 11, Art. 21 Vertrag Uber die Arbeitsweise der
Europaischen Union (AEUV), Art. 45 EU Grundrechtecharta).
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Abb. 2.19 Verweildauer Frauen Autonomes Frauenhaus, 2014-17
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Quelle: Autonomes Frauenhaus.; Graphik: Frauenbiro

Die meisten Frauen verbringen nur eine relativ kurze Zeit im Frauenhaus. Im Jahr
2017 hielten sich im Autonomen Frauenhaus 84 Frauen (73%) bis zu 3 Monate auf,
nur 16 Frauen (14%) blieben 3-6 Monate und 15 (13%) langer als 6 Monate.

Dennoch ist auffillig, dass die Zahl der Frauen, die bis 3 Monate im Frauenhaus
bleiben, seit 2014 von 109 auf 84 zuriickgegangen ist. Die Zahl der Frauen, die liber 6
Monate im Frauenhaus blieben, stieg von 6 auf 15.

Seit Mitte 2018 lauft in Schleswig-Holstein das vom Land geférderte Projekt
»,Frauen_Wohnen”, das bis zum Jahr 2022 mit Hilfe von sechs regionalen Service-
Stellen Frauenhausbewohnerinnen bei der Suche nach einer Wohnung unterstiitzen
soll. Aufgrund der angespannten Lage auf dem Wohnungsmarkt haben Frauen und
Kinder, die in einem Frauenhaus leben, besonders groRe Schwierigkeiten, angemes-
senen und bezahlbaren Wohnraum zu finden. Die Folge sind verldangerte Aufenthalte
im Frauenhaus, wodurch ein Teil der stets dringend bendtigten Platze fiir schutzsu-
chende Frauen und Kinder in akuten Krisensituationen nicht zur Verfligung stehen.

Ende Dezember 2018 hatte das Projekt nach wenigen Monaten landesweit bereits 32
Frauen mit 43 Kindern geholfen, aus einem Frauenhaus in eine eigene Mietwohnung
einzuziehen. Fir Liibeck und Ostholstein ist die Vorwerker Diakonie Projekttrager.
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Abb. 2.21 Verbleib Frauen und Kinder nach Frauenhaus-Aufenthalt
Autonomes Frauenhaus 2014-2017
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Quelle: Autonomes Frauenhaus; Graphik: Frauenbiro

2017 konnten mit 23 Frauen die meisten der Frauen nach einem Frauenhaus-Aufent-
halt eine eigene Wohnung beziehen. 17 gingen in die Vorbeziehung zuriick, 13 kamen
bei Freund:innen und Verwandten unter.
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Frauenprojekte in Libeck

Der Frauennotruf

Abb. 2.24 Beratene Personen; Frauennotruf Liibeck, 2010-2017
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Quelle: Frauennotruf Libeck; Graphik: Frauenbiro Lubeck

Der Frauennotruf Liibeck bietet telefonische, personliche und schriftliche Beratungen
fiir Opfer von sexueller Gewalt, Beldstigungen und Stalking. Die Mitarbeiterinnen des
Vereins unterstiitzen Frauen auch dabei, Selbsthilfegruppen zu initiieren und sich mit
anderen Frauen auszutauschen.

2017 nahmen 621 Personen (von Gewalt betroffene Frauen und Madchen oder
unterstitzende Personen) Beratung in Anspruch, dabei ging es bei 315 Personen um
hdusliche Gewalt, bei 402 um sexualisierte Gewalt und bei 35 um Stalking. Die Zahl
der beratenen Personen schwankte zwischen 683 im Jahr 2015 und 621 im Jahr 2017.
Wahrend die Zahl der Beratungen zu sexualisierter Gewalt und Stalking relativ
konstant blieb, stieg die Zahl der Beratungen zu hauslicher Gewalt zwischen 2015
und 2017 von 199 auf 315 (+58%).
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Abb. 2.25 Gewalterfahrungen von Frauen; Frauennotruf Liibeck, 2012-2017
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Quelle: Frauennotruf Libeck; Graphik: Frauenbiiro Libeck
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Beratung und Information fiir Frauen: biff

Abb. 2.26 Beratene Personen; Beratung und Information fiir Frauen ,,biff"
Lubeck 2012-2017
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Die Beratungsstelle ,Beratung und Information fiir Frauen”, biff e.V., bietet ein breit
gefachertes Spektrum an psychosozialen Hilfen fiir Frauen und Madchen ab 12
Jahren in Lubeck. Die Schwerpunkte von biff liegen in den Bereichen sexueller
Missbrauch und Essstérungen.

Die Zahl der Nutzerinnen in Beratung und Begleitung schwankte bei biff zwischen 961
im Jahr 2014 und 850 im Jahr 2017 und. Pro Jahr nutzten zwischen 2823 (Jahr 2014)
und 1317 (Jahr 2017) Personen alle Angebote von biff, d.h. Beratung/Begleitung,
Gruppen, Pravention wund Fortbildungen. 2014 trugen eine Reihe von
Veranstaltungen rund um das Jubildum zu einer hohen Nutzer:innenzahl bei, 2015
gab es ebenfalls einige besonders gut besuchte Veranstaltungen.
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Frauenkommunikationszentrum Aranat — mit Tara-Migrationsberatung

Abb. 2.27 Frauen in offenen Angeboten
Frauenkommunikationszentrum Aranat, Liibeck, 2014-2018
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Quelle: Frauenkommunikationszentrum Aranat; Graphik: Frauenburo Libeck

Das Frauenkommunikationszentrum Aranat bietet Frauen Unterstiitzung und Hilfen

zur Selbsthilfe, besonders in belastenden Lebenssituationen und Notlagen, auch fir

Frauen mit Gewalterfahrungen. Den Besucherinnen werden unterschiedliche niedrig-
schwellige Zugdnge in Beratung, Stabilisierung, Erfahrungsaustausch und in das
Lubecker Hilfenetz geboten.
Insgesamt nutzten in den Jahren 2014-2018 pro Jahr zwischen 941 (2014) und 746
(2018) Frauen die Beratungs-Angebote von Aranat. Die Zahl der Frauen mit Gewalt-
thematiken schwankte zwischen 118 (2017) und 198 (2016) pro Jahr.

2017 schlossen sich das Frauenkommunikationszentrum Aranat und die Tara-

Migrationsberatung zusammen. Seitdem werden deutlich mehr Migrantinnen

erreicht. Vor der Fusion war ca. jede zehnte Beratene eine Migrantin, nach der

Fusion ca. jede dritte. Aber auch der Rickgang der Beratungszahlen im Jahr 2017
steht im Zusammenhang mit dem Fusionsprozess, der personelle Kapazitaten band.
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Fazit

1. Sexuelle Beldstigungen und Opfer von Vergewaltigungen werden ,sichtbarer”
Die Zahl der Delikte gegen die sexuelle Selbstbestimmung in Liibeck ist in den Jahren
2014-17 gestiegen. Aufgrund von Gesetzesdnderungen werden mehr Opfer, die
friiher im Dunkelfeld blieben, auch statistisch ,sichtbar”. Die Einflihrung des
Tatbestands der sexuellen Beldstigung beispielsweise hat erst dazu gefiihrt, dass in
Libeck 2017 63 Opfer registriert werden konnten. Verandert wurde auch §177 Abs. 1
StGB, wodurch die Zahl der Opfer von Vergewaltigungen/sexuellen Notigungen um
75% auf 56 stieg.

2. Hausliche Gewalt auf hohem Niveau — Zahl der Frauenhaus-Plitze reicht nicht

Im Bereich der ,Hauslichen Gewalt” registrierte die Polizei in den vergangenen
Jahren mehr Einsatze (2017: 629 Einsatze), jedoch v.a. aufgrund einer Umstellung der
Zahlweise/Statistik. Die Staatsanwaltschaft registrierte gleichbleibend hohe Verfah-
rens-Zahlen (2017: 1819) und die Frauenhduser in Libeck konnten zwischen 2014
und 2017 jahrlich zwischen 338 und 400 Frauen und Kinder aufnehmen. Allerdings
mussten 2016 aufgrund nicht ausreichender Frauenhaus-Platze auch Uber 770
Frauen und Kinder abgewiesen werden. Auch bei den Frauenprojekten (Aranat, biff,
Frauennotruf) sind die Nutzungszahlen weiterhin hoch.

Handlungsoptionen fiir Liibeck

Vorrangig muss es lokal darum gehen, von Gewalt betroffenen Frauen und Kinder zu
schitzen und ihnen ein gewaltfreies und zukunftstrachtiges Leben zu ermdoglichen.
Die vorgelegten Zahlen belegen, dass sexualisierte und hdusliche Gewalt Straftaten
sind, die deutlich tGiberproportional Frauen betreffen. Deshalb bedarf es nach wie vor
der Frauenfacheinrichtungen und Frauenhauser.

Was die Kommune beitragen kann:

1. Sicherung der Finanzierung der Frauenprojekte durch eine Fortsetzung der
kommunalen  Budgetvertrdge (lber das Jahr 2020  hinaus mit
Dynamisierungsklausel. Entscheidend ist, dass die vorhandene hohe Qualitdt und
Quantitat gesichert bleibt.

2. Fortdauernde Bekraftigung gegeniber der Landesregierung, dass die Zahl der
Platze in Frauenhdusern in Libeck dem tatsachlichen Bedarf angepasst, sprich
erhoht, werden muss.

3. Im Rahmen der Umsetzung der ,lstanbul-Konvention“ gemeinsam mit den
Frauenprojekten prufen, welche ggf. notwendigen MalRnahmen noch fehlen und
zur Umsetzung bringen.
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Bildung von Frauen und Mannern

Abb. 3.2 Schiiler:innen (%) berufsbildende Schulen
Liibeck 2013/14 — nach Berufsschulen
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Quelle: Schulstatistik berufsbildende Schulen der Hansestadt Lubeck Schuljahr 2018/19; Graphik: Frauenburo Libeck

Auf die Emil-Possehl-Schule (Berufsschule insbesondere fiir technische Ausbildungs-
berufe, Agrar, Bau, Elektro, Metall, Holz, KFZ) gingen 2018/19 nach wie vor deutlich
mehr Jungen (3298 = 89%) als Madchen (406 = 11%). Genau umgekehrt verhilt es
sich bei der Dorothea-Schlozer-Schule (Berufsschule fiir Ausbildungsberufe in den
Bereichen Erndhrung, Gesundheit, Sozialwesen): 1567 junge Frauen und 385 junge
Manner (80% Frauen, 20% Manner).

Bei den weiteren Berufsschulen in Libeck ist das Geschlechterverhiltnis
ausgeglichener. Der Anteil der Frauen an den anderen drei Berufsschulen lag
2018/19 zwischen 35% (Friedrich-List-Schule) und 55% (Hanse-Schule fur Wirtschaft
und Verwaltung).
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Abb. 3.10 c Entwicklung der Zahl Studierender an Hochschulen
Liibeck 1992/93 — 2017/18 — Anteil Frauen
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Quelle: Hansestadt Libeck, Schule&Sport, Bildung in Libeck auf einen Blick: Kerndaten 5/2018; Graphik: Frauenburo Libeck

Von allen Studierenden in Lubeck waren 2017/18 42,4% Frauen.

Von den vier Hochschulen in der Hansestadt hatte die FH des Bundes (Bundespolizei)
im Wintersemester 2017/18 mit 21,3% den niedrigsten Frauenanteil, gefolgt von der
Technischen Hochschule (30,8% Frauen).

An der Musikhochschule (53,5% Frauen) und der Universitdt zu Libeck (56,9%
Frauen) waren 2017/18 mehr Frauen als Madnner immatrikuliert.
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Fazit
Immer mehr Frauen studieren, aber die geschlechtsspezifische Berufswahl bleibt

Immer mehr Frauen studieren — auch in Libeck. 42% der Studierenden in Libeck waren
2017/18 Frauen, d.h. 3% mehr als noch 2014/15. An der FH des Bundes und der Technischen
Hochschule stellen Frauen nur 21 bzw. 31% der Studierenden, an der Universitat dagegen
schon 56%.

Die geschlechtsspezifische Wahl der Ausbildungsberufe zeigt sich in Libeck unter anderem
an der unterschiedlichen Zahl der Schiilerinnen und Schiiler an den Berufsschulen.
Uberwiegend junge Frauen (80%) sind nach wie vor an der Dorothea-Schlézer-Schule zu
finden, Gberwiegend junge Méanner an der Emil-Possehl-Schule (89%).

Was die Kommune tun kann:

1. Programme zur Berufswahl — z.B. im Rahmen der Jugendberufsagentur — sollten
immer auch Elemente der Erweiterung des Berufswahlspektrums vorsehen.

2. Programme fiir ,Mehr Méanner in Kitas” und Sozialen Berufen weiter unterstiitzen.

3. In Kitas und im Rahmen von Ganztag an Schule MINT-Programme —auch in ,nur”
geschlechtshomogenen Gruppen- férdern und anbieten.
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Erwerbsbeteiligung von Frauen und Mannern

Abb. 3.13 Beschiaftigungsquote Frauen und gesamt, Liibeck 2005 - 2017
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Quelle: Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein, Kreis-Monitor; Graphik: Frauenbro Liibeck

Die Beschiftigungsquote'® von Frauen™ in Lubeck ist seit 2005 stetig angestiegen,
von rund 42% im Jahr 2005 auf 53% im Jahr 2017.

Bundesweit lag die Beschaftigungsquote fiir Frauen 2017 bei 55% Prozent (Manner:
62%). In den Bundeslandern ist die Quote unterschiedlich hoch: 63% der Sachsinnen
sind sozialversicherungspflichtig beschaftigt, aber weniger als jede zweite Frau in
Bremen (50%). In Schleswig-Holstein lag die Quote 2017 bei 55%.

Die Erwerbstéatigenquote der Frauen lag 2017 bundesweit bei 54% (2007: 47%), die
der Manner bei 63,9% (2007: 60,4%), so das Statistische Bundesamt.

www.destatis.de/DE/Themen/Arbeit/Arbeitsmarkt/Erwerbstaetigkeit/Tabellen/erwerbstaetige-erwerbstaetigenquote.html

11 Beschéaftigungsquote: Die Beschdftigungsquote ist der Anteil der sozialversicherungspflichtig Beschaftigten (einer bestimmten Per-
sonengruppe) an der entsprechenden Gesamtbevélkerung. Im Gegensatz zur Erwerbstatigenquote berlcksichtigt die Beschaftigungsquote
nur die sozialversicherungspflichtig Beschaftigten, nicht aber bspw. Selbststandige oder Minijobber:innen.

Erwerbstatigenquote: Die Erwerbstdtigenquote ist der Anteil der Erwerbstdtigen (einer bestimmten Personengruppe) an der ent-
sprechenden Gesamtbevolkerung. Im Gegensatz zur Beschaftigungsquote werden hier neben den sozialversicherungspflichtig Beschaftig-
ten auch andere Erwerbstéatige bertcksichtigt.

12 Anteil der sozialversicherungspflichtig beschaftigten Frauen am Wohnort an den erwerbsfahigen Frauen (15-<65-Jdhrige) zum 30.06. des
Jahres

B Bundesagentur fur Arbeit, Die Arbeitsmarktsituation von Frauen und Mannern 2017, Nirnberg Juli 2018:15.

42

91 von 381 in Zusammenstellung



TOP 4.4

Abb. 3.14 Beschiftigungsquote Frauen kreisfreie Stadte Schleswig-Holstein 2005-17
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Quelle: Statistisches Landesamt Schleswig-Holstein, Kreis-Monitor; Graphik: Frauenbiiro Lubeck

Landesweit lag die Beschaftigungsquote der Frauen 2017 bei rund 55%. Von den
kreisfreien Stadten in Schleswig-Holstein hatte Libeck mit 53% die hochste
Beschaftigungsquote von Frauen, gefolgt von Neumiinster (53%), Flensburg (52%)
und Kiel (49%).
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Abb. 3.15 Beschdftigte 2014 — 2017 - Frauen und Manner, Liibeck
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Quelle: Hansestadt Liibeck, Statistisches Jahrbuch 2016/2017/2018, Tab. 313, Graphik: Frauenbiiro Libeck
*Sozialversicherungspflichtige inkl. ausschlieBlich geringfiigig Beschaftigte am Arbeitsort

Die Zahl der Beschaftigten in Liibeck (sozialversicherungspflichtig Beschaftigten inkl.
ausschlieBlich geringfligig Beschaftigte) ist in Liibeck sei 2014 sowohl bei Mannern als
auch bei Frauen gestiegen. 2017 waren etwas mehr Frauen (54.231/50%) als Manner
(53.908) sozialversicherungspflichtig und in Minijobs beschaftigt. Die Zahl der
beschaftigten Frauen erreichte 2017 mit 54.231 einen Hochststand, ihre Zahl stieg
seit 2014 um 1.946.
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Abb. 3.16 Sozialversicherungspflichtig Beschaftigte Frauen und Méanner
Libeck 2000 - 2017 (am Arbeitsort)
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Quelle: Hansestadt Liibeck, Statistisches Jahrbuch 2016/2017/2018, Tab. 314, Graphik: Frauenbiiro Libeck

Uber einen lidngeren Zeitraum betrachtet fallt auf, dass die Zahl der sozialver-
sicherungspflichtig Beschaftigten am Arbeitsort Libeck in den Jahren 2000 bis 2005
zunachst zuriickgegangen ist (Frauen: - 2.416, Manner: - 4.500).

Zwischen 2006 und 2017 stieg die Zahl deutlich an, bei Frauen um 8.823 und bei den
Mannern um 9.675.
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Abb. 3.17 Sozialversicherungspflichtig Beschiftigte, Anteil Frauen / Mdnner
Stadtteile Liibeck 2017

B Manner M Frauen

Quelle: Hansestadt Liibeck, Statistisches Jahrbuch 2016/2017/2018, Tab. 315, Graphik: Frauenbiiro Libeck

Innerhalb der Lubecker Stadtteile gibt es groRe Unterschiede bei der Zahl und dem
Anteil der Frauen an sozialversicherungspflichtiger Beschaftigung. Nur in Travemiinde
und St. Jirgen arbeiten mehr Frauen als Manner, in allen anderen Stadtteilen
arbeiten mehr Manner als Frauen sozialversicherungspflichtig.

Der Anteil der Frauen (im Vergleich zu Mdnnern) an sozialversicherungspflichtiger
Arbeit ist in Buntekuh und Moisling mit 44 bzw. 45% am niedrigsten und in St. Jirgen
und Travemiinde mit 51% am hochsten. In Kiicknitz, Schlutup sowie St. Lorenz Nord
und Sid liegt der Anteil der Frauen mit 46-47% im Mittelfeld. St. Gertrud und die
Innenstadt erreichen mit 49 bzw. 48% nahezu ein ausgeglichenes Geschlechter-
verhiltnis.
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Abb. 3.21 Minijobs in Liibeck, 2010 — 2014 Frauen und Manner
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Quelle: Hansestadt Liibeck, Statistisches Jahrbuch 2016/2017/2018, Tab. 313, Graphik: Frauenbiiro Libeck

Nach wie vor gehen wesentlich mehr Frauen als Méanner in Libeck einem Minijob
nach. Die Zahl der ,ausschliefllichen” Minijobberinnen in Libeck ist in den
vergangenen Jahren (2008-17) jedoch riicklaufig. Gab es 2008 noch 10.234 Frauen,
die ,ausschlieRlich” einem Minijob nachgingen, so waren es 2017 ,,nur” noch 7.771,
d.h. 2.463 weniger als 2008 (-24%). Bei den Mannern blieb die Zahl der
»ausschlieRlichen” Minijobber dagegen relativ konstant bzw. ging nur leicht zurlick

* Aufgrund einer Revision sind die Zahlen ab 2013 nicht mit den dlteren Daten vergleichbar.

von 5.605 im Jahr 2008 auf 5.313 im Jahr 2017.

Die Zahl der Minijobs im , Nebenjob“ ist dagegen sowohl bei Frauen als auch bei

Mannern gestiegenia.

14
Anmerkung zur Statistik: Aufgrund einer Revision sind die Zahlen aus 2013 und 2014 nicht mit den &lteren Daten vergleichbar. Die

Anzahl der geringfligig entlohnten Beschaftigten im Nebenjob verringert sich bundesweit durch die Revision um rund 300.000 oder 11,3%.

Dagegen fiel die Zahl der ausschlieBlich geringfuigig entlohnt Beschaftigten um 250.000 oder 5,1% (30.06.2013) hoher aus.
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Abb. 3.22a Minijobs in Liibeck 2018, Frauen und Manner, nach Alter
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Quelle: Minijob-Zentrale Essen, Minijobs in Lubeck 2018, gewerblich, nach Beschéftigungsort; Graphik: Frauenbiro

Abb. 3.22b Minijobs in Liibeck 2018, Frauen und Manner in %, nach Alter
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Quelle: Minijob-Zentrale Essen, Minijobs in Lubeck 2018, gewerblich, nach Beschéftigungsort; Graphik: Frauenbiro

In Libeck waren 2018 insbesondere Frauen im ,mittleren” Alter (zwischen 35-64
Jahren, d.h. in der Familienphase) wesentlich haufiger als Madnner in einem Minijobs
tatig. Im Alter bis zu 34 Jahre stellen Frauen mit 49-54% nur etwas mehr als die Halfte
der Minijobber:innen. Zwischen 35 und 64 Jahren stellen Frauen dann zwischen 57
und 67% der Minijobber:innen. Etwas mehr Manner (53%) in einem Minijob sind erst
ab dem 65. Lebensjahr zu finden, d.h. nach Renteneintritt.
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Abb. 3.22¢ Minijobs in Privathaushalten, Liibeck 2018
Frauen und Manner, nach Alter
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Quelle: Minijob-Zentrale Essen, Minijobs in Libeck 2018, Privathaushalte, nach Beschéftigungsort; Graphik: Frauenbiiro

Der Anteil der Frauen unter Minijobber:innen in Privathaushalten lag in Libeck 2018
bei 91%. Vor allem Frauen Uber 45 Jahren und Rentnerinnen arbeiten als Minijobbe-
rinnen in Privathaushalten.
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Abb. 3.23 Arbeitssuchende und -lose Frauen und Ménner Liibeck, 2017
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Quelle: Bundesagentur flr Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen Frauen und Manner Libeck 2017; Graphik: Frauenbiiro

2017 waren in Libeck 10.409 Manner und 8.585 Frauen (45%) arbeitsuchend bzw.
5.474 Manner und 4.219 Frauen (43%) arbeitslos gemeldet.

Abb. 3.24 Arbeitslose Liibeck; Frauen und Manner, 2014 - 2017
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Quelle: Kreisreport Bundesagentur fiir Arbeit / Hansestadt Liibeck, Stat. Jahrbuch 2016/17/18 (Tab. 321); Graphik: Frauenbiro

Die Zahl der arbeitslosen Frauen und Manner sank zwischen 2014 und 2017. Bei den
Frauen sank die Zahl etwas starker als bei den Mannern: Von 5.074 im Jahr 2014 auf
3.969 im Jahr 2017.
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Abb. 3.25 Arbeitslose Arbeitslosengeld I Liibeck, Geschlecht 2014-17
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Quelle: Bundesagentur fiir Arbeit und Hansestadt Libeck, Statistisches Jahrbuch 2016/17/18 (Tab.323); Graphik: Frauenbiiro

Wadhrend die Zahl der Alg-ll-Empfanger:innen in den Jahren 2014-17 ricklaufig war
(siehe Abb. 3.28), stieg die Zahl derjenigen, die Arbeitslosengeld | bezogen leicht an
(Frauen: + 64; Manner: +61).

Abb. 3.28 Arbeitslose Arbeitslosengeld Il, Liibeck, Geschlecht 2014 — 2017
5500

4 895
5000 4768

‘\\4 439
4500
N)z

4000
3 500 3 754 > /56 \
3 000 3299
3121
2500 T . T )
2014 2015 2016 2017

== Madnner <=fll=Frauen

Quelle: Bundesagentur flr Arbeit / Hansestadt Libeck, Statistisches Jahrbuch 2016/17/18 (Tab. 325); Graphik: Frauenbiiro

Arbeitslosengeld Il bezogen im Jahr 2017 3.121 Frauen (43%) und 4.102 Mé&nner
(57%). Die Zahl der Alg-ll-Empfénger:innen ist im Zeitraum 2014-2017 zuriick-
gegangen (Frauen: - 643; Méanner: - 793). Auch beim Alg-lI-Bezug liegt der Anteil der
Manner Gber dem der Frauen.
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Abb. 3.29 Arbeitslose Arbeitslosengeld 11 2014 — 2017, Liibeck
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Quelle: Bundesagentur flr Arbeit / Hansestadt Libeck, Statistisches Jahrbuch 2016/17/28 (Tab. 325); Graphik: Frauenbiiro

Bei den Arbeitslosengeld-1I-Beziehenden sank die Zahl derer, die eine Stelle in Vollzeit
suchen in den Jahren 2014 - 2017 um 1.404. Die Zahl derer, die eine Teilzeit-Stelle
suchten, lag dagegen relativ konstant bei tGiber 1.600 Personen.

Abb. 3.30 Arbeitslose Frauen Liibeck, 2014 — 2017, ausgewdhlte Merkmale
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Quelle: Bundesagentur flr Arbeit, Arbeitsmarkt in Zahlen Frauen und Manner Libeck 2011-2014; Graphik: Frauenbiiro
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Wesentliche Griinde fiir die Arbeitslosigkeit von Frauen sind eine fehlende Berufsausbildung,
die Notwendigkeit bzw. der Wunsch nicht in Vollzeit zu arbeiten, Langzeitarbeitslosigkeit
aber auch der Status als Alleinerziehende.

Von 8.585 arbeitssuchenden Frauen in Libeck im Jahr 2017 waren 4.219 ,arbeitslos”
gemeldet. Mehr als die Halfte (=52%) der arbeitslos gemeldeten Frauen hatten keine
abgeschlossene Berufsausbildung. 41% (1.751) waren auf der Suche nach einer Teilzeit-
Stelle, 36% (1.524) waren langzeitarbeitslos (d.h. mehr als ein Jahr) und 20% (830)
alleinerziehend.
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Abb. 3.34 Monats-Bruttolohn Liibeck, Lohn- und Einkommensteuerpflichtige
Frauen und Méanner 2007 — 2014
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Quelle: Statistisches Amt fiir Hamburg und Schleswig-Holstein, Lohn- und Einkommensteuerstatistik; Graphik: Frauenbiiro
Erlduterung zur Aktualitdt: Die Steuerstatistik erscheint immer vier Jahre spater, daher sind die aktuellsten Zahlen aus dem Jahr 2014.

Frauen erhalten im Schnitt rund ein Drittel weniger Lohn

Wie der Lohn- und Einkommensteuerstatistik 2007 - 2014 fiir Libeck zu entnehmen ist, er-
zielten Frauen in der Hansestadt 2014 im Schnitt einen Jahres-Bruttolohn von 20.908 Euro,
d.h. einen Monatslohn (:12) von rund 1.742 Euro. Manner erhielten rund 30.423 Euro im
Jahr bzw. 2.535 Euro pro Monat. Somit verdienten Frauen im Schnitt pro Jahr 9.515 Euro
weniger bzw. pro Monat rund 793 Euro weniger als Manner. Der Lohn lag damit um fast ein
Drittel (31%) unter dem der Manner. Insgesamt stiegen zwischen 2007 und 2014 die Lohne,
bei den Mannern mit 367 Euro/Monat etwas starker als bei den Frauen (312 Euro).
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Abb. 3.36 a Bruttoarbeitsentgelt Liibeck, Vollzeitbeschiaftigte, 2017, Geschlecht
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Quelle: Agentur fur Arbeit,

Beschaftigungsstatistik, 16.2

nach Kreisen und kreisfreien Stadten, Stichtag 31.12.17;

Sozialversicherungspflichtige Bruttoarbeitsentgelte, Jahreszahlen, Median Vollzeitbeschaftigter; Graphik: Frauenbiro

Abb. 3.36 b Bruttoarbeitsentgelt Deutschland, Vollzeitbeschaftigte
Liibeck und kreisfreie Stddte 2017, nach Geschlecht
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Quelle: Agentur fir Arbeit, Beschaftigungsstatistik, 16.2 nach Kreisen und kreisfreien Stadten, Stichtag 31.12.17; Graphik: Frauenbiro

Vollzeitbeschaftigte Frauen hatten 2017 in Libeck mit im Schnitt 2.882 Euro (brutto)
240 Euro (8%) weniger verdient als Manner. Der Durchschnittsverdienst von Frauen

in Libeck liegt wesentlich unter dem von Frauen in Kiel und leicht unter dem

Bundesschnitt.
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Abb. 3.41a Existenzgriindungs-Beratungen IHK Kammerbezirk Geschlecht 2014-2018
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Quelle: IHK zu Lubeck - Kammerbezirk HL mit OH, RZ, OD, SE (Beratungen Uber und unter 60 Min.); Graphik: Frauenbiro Liibeck

Bei den Existenzgriindungs-Beratungen der IHK zu Liibeck (Kammerbezirk) lieBen sich
2018 627 Frauen (39%) und 975 Maénner (61%) beraten. Der Anteil und die Anzahl der

Frauen sind 2018 leicht zurlickgegangen, 2014 waren es noch 797 Frauen (44%).

Abb. 3.41b Existenzgriindungs-Beratungen IHK Kammerbezirk
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Quelle: IHK zu Lubeck - Kammerbezirk HL mit OH, RZ, OD, SE (Beratungen lber und unter 60 Min.); Graphik: Frauenbiro Liibeck
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Abb. 3.45 Beratungen Griinder:innen Investitionsbank SH - Schleswig-Holstein
Forderlotsen 2011-2014; Frauen - Manner
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Quelle: Investitionsbank Schleswig-Holstein; Graphik: Frauenbtiro Liibeck

Die Zahl der Griindungs-Beratungen der Investitionsbank Schleswig-Holstein ist in

den vergangenen Jahren landesweit leicht zurlickgegangen. 2018 wurden dort 484
Méanner und 310 Frauen (39%) beraten, 2014 waren es noch 563 Manner und 476
Frauen (45%).
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Frauen und Minner im Offentlichen Dienst

Die Hansestadt ist eine der grofSten Arbeitgeberinnen in Libeck. Zudem hat der
Offentliche Dienst Vorbildcharakter in Bezug auf die Gleichstellung und Férderung
von Frauen. Daher stellen wir hier die Beschaftigungssituation von Frauen und
Mannern bei der Hansestadt Liibeck dar.

Abb. 3.47 Beschiftigte Frauen und Ménner Hansestadt Liibeck in Prozent, 2017
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Quelle: Hansestadt Libeck, Rahmenplan zur Frauenférderung 2018; Graphik: Frauenbiiro Liibeck

Bei der Hansestadt Liibeck, d.h. der Stadt- (oder Kern-)verwaltung, den
Entsorgungsbetrieben, den Seniorlnneneinrichtungen, den Libecker
Schwimmbaéadern und dem Kurbetrieb Travemiinde, waren im Jahr 2017 insgesamt
4.572 Personen beschéaftigt, davon 2.514 Frauen (55%) und 2.058 Manner.
Der hohe Frauenanteil erklart sich a) durch eine hohe Teilzeitquote und b)
,frauentypische” Arbeitsplatze z.B: im Reinigungsdienst und bei den
Seniorlnneneinrichtungen (85%). Bei den Entsorgungsbetrieben Libeck hingegen
liegt der Anteil der Frauen nach wie vor bei nur 13%. Bei der Berufsfeuerwehr gab es
2017 1,27% Frauen (2013: 0,7%). Von 312 Feuerwehrbeschaftigten waren 3,5 Frauen.
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Abb. 3.48 Beschiftigte Frauen und Médnner, Hansestadt Liibeck

ausgewadhlte Merkmale in Prozent 2017
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Quelle: Hansestadt Lubeck, Rahmenplan zur Frauenforderung 2018; Kernverwaltung mit Eigenbetrieben; Graphik: Frauenbiiro Lubeck

In einigen Bereichen der
Unterschiede zwischen den Geschlechtern zu erkennen: Frauen stellten 2017 55%
der Beschaftigten und immerhin 41% der Flihrungs- und 38% der stellvertretenden
Flihrungskrafte. Teilzeitarbeitsplatze dagegen waren zu 92% von Frauen besetzt.
Manner hatten hieran nur einen Anteil von 8%. Im gewerblich-technischen Bereich
betrug der Frauenanteil 15%. Elternzeit und Sonderurlaube bleiben mit 84%
frauendominiert. Manner stellten nur 16% aller Beschaftigten in Elternzeit bzw.

Sonderurlaub, 2013 waren es allerdings mit 5% noch weniger.
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Abb. 3.55 Schulleitungen Libeck - Anzahl Frauen/Manner 2017/18
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Quelle: Stadt. Telefonbuch 2017/18; Graphik: Frauenburo Libeck

An den Gemeinschaftsschulen sowie Grund- und Gemeinschaftsschulen in Liibeck
gab es 2017 keine einzige Schulleiterin, aber 12 Schulleiter (100% Manner), die
Gymnasien wurden von einer Frau (14%) und sechs Mannern (86%) geleitet.

Etwas besser sah es an den Berufsschulen aus, die von 3 Madnnern (60%) und 2 (40%)
Frauen geleitet wurden. An den Foérderzentren gab es drei weibliche (50%) und drei
mannliche Leitungen. An den Grundschulen dagegen gab es mehr weibliche (70%) als

mannliche (30%) Schulleitungen.

In den Schulsekretariaten dagegen arbeiten fast ausschlieBlich Frauen, als Schul-
Hausmeister fast nur Manner.
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Fazit

Immer mehr Frauen sind erwerbstétig, aber verdienen hdufig weniger als Manner.

In Lubeck sind immer mehr Frauen sozialversicherungspflichtig beschaftigt und immer weni-
ger ,,ausschlieBlich“ in Minijobs (-2.500 in 10 Jahren). In der ,Familienphase”, d.h. im Alter
von 30-64 Jahren, arbeiten jedoch nach wie vor wesentlich mehr Frauen als Manner
,geringfligig” beschaftigt. Hintergrund hierfiir diirfte neben dem Ehegattensplitting auch die
nach wie vor z.T. schwierige Vereinbarkeit von Beruf und Familie sein.

Die Zahl der arbeitslosen Frauen in Libeck geht zurtlick, die Zahl der Arbeitslosen, die eine
Beschaftigung in Teilzeit suchen, stagniert jedoch.

Frauen in Lubeck erhalten im Schnitt zwischen 240 Euro/Monat (8%) und 800 Euro/Monat
(31%) weniger Lohn als Manner. Nach wie vor machen sich Frauen seltener als Manner
selbstandig.

Handlungsoptionen fiir Liibeck

Der 2011 von der Bundesregierung herausgegebene 1. Gleichstellungsbericht ,Neue Wege —
gleiche Chancen” fihrt aus, was in den letzten Jahren bewegt wurde — und noch auf
Bundesebene bewegt werden muss. Insbesondere missen alle Akteur:innen den Blick auf
die sogenannten ,Knotenpunkte” und die verschiedenen Phasen im Lebens- und
Erwerbslebenslauf richten, um eine geschlechtergerechte Arbeitswelt zu beférdern.

Die kommunalen Handlungsspielrdume sind aufgrund der Bundes- und Landesgesetzgebung
zu dem Thema begrenzt. Dennoch gibt es eine Reihe lokaler Handlungsansatze. Hier
verweisen wir auf die Hinweise im Bericht ,Frauen in Libeck 2014“ (Teil 1l), den Sie unter
www.frauenbuero.luebeck.de (Veroffentlichungen/Fachpublikationen) finden.
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Hansestadt LUBECK

Bericht

Verantwortliche Bereiche:
5.610 - Stadtplanung und Bauordnung

TOP 4.5

» Nr. VO/2019/07488

offentlich

Liibeck, 15.04.2019

Bearbeitung: Christine Koretzky (E-Mail: christine.koretzky@luebeck.de Telefon: 122-6127)

Aktueller Sachstand Umsetzung des PIH-Konzeptes auf der Nordli-

chen Wallhalbinsel

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit

29.04.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung
13.05.2019  Ausschuss fiir Kultur und Denkmalpflege  Offentlich zur Kenntnisnahme
13.05.2019  Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fir  Offentlich zur Kenntnisnahme

den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"

20.05.2019 Bauausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme
21.05.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme
23.05.2019 Burgerschaft der Hansestadt Libeck Offentlich zur Kenntnisnahme

Anlass:

Beschlisse der Biirgerschaft
V0O/2013/00919 und 00774 vom 26.09.2013
VO/2016/03382 und 03477 vom 25.02.2016
V0O/2018/05841 vom 22.02.2018

Berichte an die Burgerschaft:

V0O/2016/03535, Kenntnisnahme am 28.04.2016
VO/2017/04851, Kenntnisnahme am 15.05.2017
VO/2018/05720, Kenntnisnahme am 22.02.2018

Schreiben der Gesellschaft Weltkulturgut vom 22.01.2019 mit der Bitte um Behandlung in
der Burgerschaft bezlglich des Wunsches der direkten Kooperation mit der Hansestadt Li-
beck (Erbbaurechte) fir Teile des Schuppen D und die damit verbundenen Auswirkungen

fir die Hansestadt Libeck

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen:

Ergebnis:

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
gem. § 47 f GO ist erfolgt: X
Begrindung:

1.300 Recht
2.280 Wirtschaft und Liegenschaften
5.660 Stadtgrin und Verkehr

zustimmend bzw. keine rechtlichen Beden-
ken

Ja

Nein
Die Belange von Kindern und Jugendlichen
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werden durch den Sachstandsbericht nicht
im besonderen Malde beriihrt.

Die MalRnahme ist: neu
X | freiwillig
vorgeschrieben durch:

Finanzielle Auswirkungen: Nein
X | Ja (siehe Bericht)

Bericht:

Mit fortlaufender Konkretisierung der Umsetzung des Konzeptes der PIH EUE Entwicklungs-
und ErschlieBungs-Gesellschaft mbH (PIH) zeichnet sich ab, dass an verschiedenen Stellen
von der beschlossenen Ursprungsplanung (VO/2016/03382 und 03477) abgewichen wird:

o Anstelle des urspriinglich geplanten Parkhauses wird ein mehrgeschossiger Neubau
im Eingangsbereich (Burogebaude/Medienhaus) errichtet,

o aufgrund finanzieller Erwagungen hat die Gesellschaft Weltkulturgut die Hansestadt
Libeck gebeten, Schuppenanteile (bzw. Teilgrundstiicke, Schuppen D) im Wege des
Erbbaurechtes von der Hansestadt Lubeck zu Ubernehmen anstelle des ursprunglich
geplanten Kaufes (s. Anlage 1, Schreiben des Vereins Weltkulturgut e.V.). Es ist nicht
auszuschlielen, dass sich weitere Vereine aus finanziellen Erwagungen diesem
Wunsch anschlief3en.

Das dem PIH-Konzept zugrundeliegende Ziel war zum einen der Erhalt der atmospharischen
Eigenart der Nordlichen Wallhalbinsel mit den historischen Hafenschuppen (behutsame Ent-
wicklung) und zum anderen die Umsetzung eines umfangreichen Alternativ-, Kunst- und
Kreativkonzeptes in Teilen der historischen Schuppen und auf der Spitze der Nérdlichen
Wallhalbinsel. Die finanzielle Umsetzbarkeit des Kunst- und Kreativkonzeptes war bislang
Teil des PIH-Konzeptes.

Die behutsame Entwicklung der Nordlichen Wallhalbinsel ist mittlerweile durch die denkmal-
rechtliche Unterschutzstellung der Nordlichen Wallhabinsel (NWHI) als Sachgesamtheit gesi-
chert.

Angesichts der 0.g. Veranderungen gegeniber dem urspriinglichen Konzept der PIH kommt
die Verwaltung zu dem Ergebnis, dass eine Neubewertung des Projektes erforderlich sein
konnte. Dabei kommen folgenden, miteinander im Verhaltnis stehenden, Fragestellungen
eine zentrale Bedeutung zu:

1. ErschlieBungsvertrag/ErschlieRungkosten
2. Bestellung von Erbbaurechten
3. Finanzierung der kulturellen Nutzungen der Schuppen

Zum gegenwartigen Zeitpunkt liegen der Hansestadt Lubeck keine aktuellen Wirtschaftlich-
keitsberechnungen der PIH vor. Die Finanzierung des Gesamtprojektes muss gemal An-
handgabe 4 Wochen vor Satzungsbeschluss nachgewiesen werden (das Verfahren des Be-
bauungsplanverfahrens 01.77.00 befindet sich aktuell in der Erstellung eines abgestimmten
Entwurfkonzeptes fir den Auslegungsbeschluss). Fir den Finanzierungsnachweis sind ne-
ben der Erschliefung auch die sozio-kulturellen Nutzungen durch Bankbirgschaften oder
vergleichbare Sicherheiten zu belegen.
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1. ErschlieBungsvertrag/ErschlieBungskosten

In samtlichen Vorlagen und Berichten wurde von Seiten der Hansestadt Libeck dargelegt,
dass die finanzielle und inhaltliche Verantwortung fur die Entwicklung der NWHI in den Han-
den der PIH liegt und dass auch die ErschlieBung auf Kosten der PIH hergestellt wird.
Weder die Hansestadt Liibeck noch die KWL (fir die MediaDocks) sollten mit Kosten fir die
neu zu erstellenden ErschlieBungsanlagen belastet werden. Dieses Ziel kann nur dadurch
erreicht werden, dass die Erschlielung mit einem sogenannten ,echten® ErschlieBungsver-
trag vollstandig der PIH Ubertragen wird.

Nach § 123 Abs.1 Baugesetzbuch ist die ErschlieRung grundsatzlich Aufgabe der Gemeinde
und durch diese zu tragen. Die Durchfihrung dieser Aufgabe kann unter bestimmten Bedin-
gungen an einen (privaten) Erschlielungstrager tbertragen werden. In diesem Fall werden
die durch entsprechenden Bebauungsplan vorgesehenen ErschlieBungsanlagen (Strafen
und Nebenanlagen, Grinanlagen, o6ffentliche Platze usw.) durch den Erschliefungstrager
auf seine Kosten hergestellt. Nach abschlieliender Herstellung bergibt der ErschlieBungs-
trager diese Anlagen kostenfrei an die Gemeinde. Der ErschlieBungstrager finanziert die
ErschlieBungskosten Uber die Vermarktung der Grundsticke, die erschlossen und dadurch
baulich nutzbar gemacht werden. Diese Ubertragung der ErschlieBung an einen Dritten (hier
PIH EuE Entwicklungs- und ErschlieBungs-Gesellschaft mbH) erfolgt durch entsprechenden
Stadtebaulichen Vertrag im Sinne des § 11 BauGB.

Nach § 11 Abs. 2 BauGB mussen die in einem solchen Vertrag vereinbarten Leistungen den
gesamten Umstanden nach angemessen sein. Leistung und Gegenleistung aufgrund dieses
Vertrages muissen verhaltnismaRig sein. Die Schaffung von Baurecht durch die Stadt und die
damit verbundene Wertsteigerung fir die Grundstlicke des Vertragspartners (hier die der
PIH Anhand gegebenen Flachen) und der Aufwand fur die Herstellung der ErschlieRung
mussen in einem angemessenen Verhaltnis stehen. Einer der Umstande fur die Beurteilung
der Angemessenheit ist dabei die ErschlieBung sogenannter Drittanlieger. Dies sind die Ei-
gentimer der Flachen, die nicht im Zugriff des Erschlielungstragers stehen, aber durch die
ErschlieBung einen Vorteil und damit meist eine Wertsteigerung erfahren. Nach geltender
Rechtsprechung kann einem ErschlieBungstrager die Ubernahme von ErschlieRungskosten
fur ,Drittanlieger® grundsatzlich zugemutet werden. Die Grenze der Angemessenheit kann
jedoch dann nicht mehr gegeben sein, wenn die Flachen der Drittanlieger im Erschlielungs-
gebiet im Vergleich zu den Flachen des ErschlieBungstragers (hier: PIH) einen erheblichen
Umfang erreichen.

Die Frage, unter welchen Umstanden eine vollstandige Tragung der Kosten fir die Erschlie-
Rung durch die PIH unangemessen ware, kann zurzeit nicht abschliel}end beurteilt werden.
Im Sinne der Angemessenheit kann grundsatzlich nicht ausgeschlossen werden, dass sich
die MediaDocks als Drittanlieger auch heute schon an den ErschlieRungskosten beteiligen
mussen. Kommt es zu einem Abschluss eines echten ErschlieBungsvertrages, wird der Er-
schlielBungstrager PIH versuchen, eine Beteiligung des Drittanliegers ,MediaDocks" (KWL
GmbH) privatrechtlich zu erreichen.

Wird ein angemessenes Verhaltnis zwischen den erschlossenen Flachen Dritter und des
ErschlieBungstragers Uberschritten, steigt die Zahl der Drittanlieger sowie die Grélke der
Drittanliegerflachen und ware ein entsprechender Vertrag mit der PIH in der Folge als unan-
gemessen im Sinne des § 11 Abs. 2 BauGB zu bewerten, ware es im Ergebnis Aufgabe der
Hansestadt Libeck, die ErschlieBungskosten teilweise zu ibernehmen und diese ggf. Gber
die Erhebung von ErschlieBungsbeitragen zu refinanzieren.

Die PIH kann auch zu einem spateren Zeitpunkt feststellen (oder dies gerichtlich feststellen
lassen), dass die Angemessenheit eines ,echten® ErschlieRungsvertrages nicht gegeben und
somit die Stadt verpflichtet war, die ErschlieRung durchzufihren und die Kosten (anteilig) zu
Ubernehmen. Diese Situation kénnte auch erst zu einem Zeitpunkt eintreten, an dem die
Stadt die Grundstiicke zu dem vom Gutachterausschuss ermittelten Wert an die PIH bereits
verkauft hat. Die Kosten der ErschlieBung wurden von der PIH in ihrem Konzept von 2015

Seite: 3/6

113 von 381 in Zusammenstellung



TOP 4.5

mit 6 Mio. € kalkuliert, worin die auRere Erschlielung/Kreuzung Willy-Brandt Allee mit rund
600.000 € enthalten ist. Aufgrund der enormen Baupreisentwicklung der letzten Jahre ist da-
von auszugehen, dass die ErschlieBungskosten inzwischen erheblich gestiegen sind. Die
Baukosten wurden seitdem nicht wieder angepasst. Es ist daher nicht auszuschlie3en, dass
die PIH GmbH aus wirtschaftlichen Erwagungen versuchen kodnnte, die Beteiligung der Han-
sestadt zu einem spateren Zeitpunkt zu erwirken, indem ein dann geschlossener Erschlie-
Rungsvertrag durch die PIH nicht erfiillt oder wegen der Nichteinhaltung des Angemessen-
heitsgebots angefochten wirde.

(Hinweis: Auf die Frage, inwieweit die Hansestadt Libeck grundsatzlich die Kosten flr die
aulere ErschlieBung (Knotenpunkt) vor dem Hintergrund der Angemessenheit iibernehmen
muss, wird in diesem Bericht nicht eingegangen, da hier erganzende Faktoren wie die einer
grundsatzlichen Ertlichtigung der Kreuzung zugunsten der umliegenden Verkehrsflisse eine
Rolle spielen).

2. Bestellung von Erbbaurechten

Die Angemessenheit eines echten ErschlieBungsvertrags ist mdglicherweise dann nicht
mehr gewahrt, wenn die Stadt entgegen dem Ursprungskonzept ,neue” Drittanlieger gene-
riert, indem sie flir den Strandsalon und fiir gemeinnitzige Vereine in Schuppen D und ggf.
weiteren Schuppen Erbbaurechte bestellt, eigene Flachen behalt (bspw. zur Verpachtung an
den Strandsalon) und die PIH die Erstattung des Erschliellungskostenanteils fir diese Fla-
chen nicht vollumfanglich erreicht.

Die Problematik der ,Erhdhung der Anzahl der Drittanlieger” kann umgangen werden, indem
die PIH die Flachen der gesamten Nérdlichen Wallhalbinsel (mit Ausnahme der Media-
Docks) erwirbt und entwickelt.

3. Finanzierung der kulturellen Nutzungen der Schuppen

Von der PIH wurde im PIH-Konzept und auf Rickfragen regelmaRig zugesichert, dass sich
die Finanzierung der kulturellen und gemeinnutzigen Einrichtungen in den Schuppen aus
dem Projekt tragt.

Die Anfrage der Gesellschaft Weltkulturgut macht deutlich, dass finanzielle Bedenken am
PIH-Konzept bestehen. Der Wunsch nach Erbbaurechten begrindet sich in der Moglichkeit
als gemeinnutziger Verein mit der Hansestadt Lubeck reduzierte Erbbauzinsen zu vereinba-
ren.

Sofern die PIH als ErschlieBungstrager zuklnftig, wie im Ursprungskonzept angedacht, Uber
samtliche erschlossenen Flachen als Eigentlimerin verfiigt, entfallt allerdings die Moglichkeit
der Stadt, ansassige Vereinen und Kultureinrichtungen durch einen ermafigten Erbbauzins
zu fordern. Die finanziellen Bedingungen fir die Einrichtungen, deren Kaufpreise und Anteile
an den Erschliefungskosten, waren durch die PIH mit den jeweiligen Nutzern zu regeln.
Damit steckt die Stadt in dem Dilemma zwischen ,Erhéhung der Anzahl der Drittanlieger®
und dem damit einhergehenden Risiko der Verpflichtung der Durchfiihrung der ErschlieRung
und der Unterstutzung von gemeinnutzigen Einrichtungen

Zusammenfassung:
Die aktuell angestrebte Umsetzungsvariante der PIH (1) bedeutet:

Variante 1
e Die Nordliche Wallhalbinsel wird nur in Teilen an die PIH verduRert, ausgenommen
sind samtliche Flachen mit Erbbaurechten,
¢ der Strandsalon erhalt ein Erbbaurecht Uber die gesamte Veranstaltungsflache,
e gemeinnltzige Vereine erhalten Erbbaurechte (u. a. Schuppen D, ggf. weitere).
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Vorteil:
e Gemeinnitzige Vereine erhalten den reduzierten Erbbauzins

Nachteil:

e Sofern es der PIH nicht gelingt, mit gemeinnitzigen Erbbauberechtigten zu vereinba-
ren, sich angemessen an den ErschlieRungskosten zu beteiligen, ware ein echter Er-
schlieBungsvertrag wahrscheinlich eher unangemessen.

¢ Die Hansestadt Libeck ware flr die Durchfiihrung der Erschlielung zustandig. Diese
muss sie nicht zwangslaufig selbst durchfihren, sondern kann mit der PIH einen so-
genannten unechten ErschlieBungsvertrages abschlieRen. Damit wirden die entste-
henden ErschlieRungskosten teilweise mit der PIH verrechnet und der verbleibende
Aufwand durch die Erhebung von Erschliefungsbeitrdgen auf die Drittanlieger ver-
teilt.

e 10% der derzeitig nicht abschlieBend kalkulierbaren ErschlieBungskosten ver-
bleiben endgiiltig bei der Hansestadt Liibeck,

o die Stadt muss daruber die ErschlieRung vorfinanzieren,

e die ,MediaDocks" (stadt. Tochtergesellschaft KWL) werden anteilig zu ErschlieBungs-
beitragen veranlagt (gem. Kostenermittlung PIH von 2015 mit bis zu 1 Mio. €),

e als Erbbauberechtigte wirden gemeinnttzige Vereine zu ErschlieBungsbeitragen in
anteiliger Hohe herangezogen werden, die eine erhebliche wirtschaftliche Belastung
fur diese ergeben wirden.

Die Hansestadt Libeck muss sich dartber im Klaren sein, dass mit Variante 1 unkalkulierba-
re Unsicherheiten hinsichtlich der Angemessenheit bestehen und voraussichtlich Erschlie-
Rungskosten in Millionenhtéhe auf die Stadt zukommen werden, die im Haushalt geregelt
werden missen.

Um die vorgenannten finanziellen Risiken fir die HL gering zu halten, misste die gesamte
Nordliche Wallhalbinsel an die PIH veraufiert (urspriingliches PIH-Konzept) und nachfolgen-
de Variante (2) verfolgt werden, auch wenn dies in der Konsequenz bedeutet, dass finanziel-
le Verglnstigungen von Seiten der Hansestadt Libeck flir gemeinnitzige Vereine ausge-
schlossen sind.

Hierbei ist darauf hinzuweisen, dass die gemeinnutzigen kulturellen Nutzungen der Schup-
pen wesentlicher Bestandteil des PIH-Konzeptes waren und von diesen regelmafig als wirt-
schaftlich umsetzbare Malinahmen bejaht wurden. Die kulturelle Nutzung in den zu erhalten-
den Schuppen war maflgebender Anlass fiir die Burgerschaft, das PIH-Konzept zur Umset-
zung zu beschlielRen bzw. Aufgabe des Kailine-Projektes.

Sollte die behutsame Entwicklung der Noérdlichen Wallhalbinsel unter Bertcksichtigung der
kulturellen Nutzung fiir die PIH nicht realisierbar sein, stellt sich die Frage, ob die Umsetzung
des PIH-Konzeptes im Sinne des Burgerschaftsbeschlusses erfolgt.

Variante 2
e Die gesamte Nordliche Wallhalbinsel wird an die PIH veraulert,
e als einziger Drittanlieger im Erschliefungsgebiet (Geltungsbereich des aufzustellen-
den Bebauungsplans) verblieben die im Eigentum der stadtischen Eigengesellschaft
KWL stehenden Flachen der ,MediaDocks".

Vorteil:
e Die Erschliellung wird durch Vertrag der PIH Ubertragen, von der PIH (in Abstimmung
mit der Stadt) geplant und ausgeflhrt,
e bei einer Ubertragung der ErschlieRung an die PIH durch ,echten® ErschlieBungsver-
trag ist diese fiir die Beachtung des Vergaberechts zustandig,
e der Hansestadt Lubeck entstehen keine Kosten fir die 6ffentliche ErschlieRung der
NWHI.
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Nachteil:
¢ Gemeinnltzige Vereine (u. a. in Schuppen D, ggf. weitere) missen sich hinsichtlich
ihrer finanziellen Belange mit der PIH einigen.

Variante 2 stellt sicher, dass eine Kosteniibernahme fiir die Hansestadt auszuschlie-

Ren ist. Es garantiert allerdings weiterhin nicht, dass sich die ,MediaDocks" als Drittanlieger
nicht an den Erschlielungskosten beteiligen missen.

Ergebnis:

Aufgrund der Abweichungen vom urspriinglichen PIH-Konzept die gesamte Noérdliche Wall-
halbinsel zu entwickeln und dabei auch die Alternativ-, Kunst- und Kreativeinrichtungen an-
gemessen zu berlcksichtigen, entstehen der Hansestadt Libeck in dem Moment erhebliche
finanzielle Risiken (ErschlieRungskosten), wenn einzelne Grundstiicke aus dem Umgriff ge-
nommen werden und sich die Zahl der Drittanlieger entsprechend erhéht.

Die Birgerschaft wird gebeten, der Verwaltung aufzugeben, wie mit dem Blirgerschaftsauf-
trag ,Umsetzung des PIH-Konzeptes® und dem Anliegen der Gesellschaft Weltkulturgut vor
dem dargelegten Hintergrund

o des finanziellen Risikos der ErschlieBungskosten in Millionenhéhe und
o der Umsetzung bzw. Finanzierung der kulturellen Nutzungen

umzugehen ist.

Anlagen :
Anlage 1 — Schreiben Gesellschaft Weltkulturgut

Senatorin Joanna Hagen

Seite: 6/6
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(Igemllmhafi Welthulturgut
Hanzestadt Wiiheck (gemeinuiitzig) e. .

Gesellschaft Weltkulturgut Hansestadt Libeck e V., Willy-Brandt-Allee 19, 23554 Libeck

An
Herrn Jan Lindenau
Biirgermeister der Hansestadt Lilbeck . .. .

Breite Str. 62 N Jt;éfsﬁ:mck 7
23552 Liubeck : sterkanzle
s () , 22.01.
iy, 23 San. 200 Lubeck 01.2019
‘lM A Sals B Sdeen
- /
7 M
Betreff. Noérdliche Wallhalbinsel — Schuppen D ‘ .
Unser Schreiben vom 29.10.2018 A dA%,u Ll¢
A0V
Sehr geehrter Herr Blrgermeister Lindenau ‘ 2000

Wir nehmen Bezug auf das Schreiben von unserem Vorsitzenden 9\, ZXO
Prof. Dr. mult. Eike Lehmann vom 29.10.18. Herr Prof. Lehmann er- S OO
lautert in diesem Schreiben alle unsere Vorstellungen und Winsche. A0
Diesen AuRerungen haben wir nichts hinzu zu fligen. S 6

In dieser Angelegenheit fligen wir die Kopie vom o.a. Schreiben bei. 1. {&IV'\LO - :

Weiterhin das Schreiben von der PIH , Herrn Spiel, datiert vom 13.7.18, \LA \WL‘
sowie die Kopie des Schreibens vom ertschaftssenator Herrn Sven Schlndler
vom 18.12.18 an die Gesellschaft Weltkulturgut Hansestadt Liibeck e.V.

Der Vorstand der Gesellschaft bittet Sie um eine baldige Riickauf3erung und
Anberaumung als Tagespunkt in der nachsten Blrgerschaftsversammiung.

Wir wollen nicht heimatlos werden. 3 \.Jul zg 4

Mit freundlichen GraBen - - | 734D

Horst 'Rfamczy/k{ - Hang,ﬁeuer/v [
(Stellv. Vors.) (Stellv.Vors.)

Anlagen: Schreiben vom 29.10.18
Schreiben der PIH vom 13.7.18
Schreiben des Wirtschaftssenators vom 18.12.18

Gesellschaft Weltkulturgut Hansestadt Liibeck e.V ~ Tel.: 0451 - 798 27 40
Willy-Brandt-Allee 19 Fax 0451 - 798 28 57
23554 Liibeck
Vorsitzender: Prof. Dr. muit. Eike Lehmann, Stellv. Vorsitzende: Hans Heuer, Horst Ramczyk
Sparkasse zu Liibeck

Steuernummer 22 290 70756 BIC: NOLADE21SPL
Amtsgericht Litbeck VR1883 IBAN: DEB3 2305 0101 0001 0540 48
Finanzamt Lubeck Nr. 728-HL. kontor@hanseschiff-luebeck.de www.weltkulturgut-luebeck.de
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PIH EuE GmbH | Hanseslralle 24 | 23568 Lubeck

Geschaftsfihrer

Hansestadt Libeck ; ' Vofker Spiel
Fachhereich 2 ~ Sanator Schindler — Hansestrafto 24
Kronsforder Allee 2 -6 23558 Litbeck
23560 Libeck Fon 0451399120
Fax 0451 - 200 12 46

Sparkasse zu Libeck

Labeck, 13.07.2018 BLZ. 23050101 Kto. 0160288724

BIC NOLADE21SPL,
IBAN DE38 23050101 0160285734
Libeck HRB 15551 HL
Sordliche Walthalbinssl_Schugpen D
Geasellschaft Weltkulturgut HL e, V.

Sehr geehrier Herr Schindler,

peztghch der zukUnftigen Nutzung von Schuppen D sight das PlH-Konzept bekanntermafien
den Verbleib der Geseallschaft Weltikulturgut in der Nordlichen Halle vor Vor dem Hintergrund
des KalLine-Projekts war der Umzug des Vereins zusammen mit dem Hansevolk und der
Jugendbauh(itte, die als assoziierte Organisationen mit in den Raumen der Cesellschaft
residieren und arbeiten, einst unabwendbar. Die Gesellschaft hatte daher beyeits in
Erwdgung gezogen, die Tatigkeit einiustellen und dasiVermdadgen geméf Saizung der
Gemeitnitzigen in Litback zu libertragen bzw. das Hanseschiff Lisa von LObeck an eine
vergleichbare Einrichtung in Rostock zu geben. ‘

Vor dem Hintergrund der von der Stadt gewahiten Option, das Baugrundsitcek il den
Winterstrandsalon nicht zu verdufern, sondern pur als Erbpachimodell zur Verfligung zu
stellen, winscht sich der amtierende Vereinsvorstand der Gesellschaft eine
Gleichhehandiung dergestalt, dass die Hansestadt Lubeck diesen Teil des Schuppens D
nicht verdufert und damit die seit 1931 hestehende Kéoperation zwischen Stadt und Verein
wie bisher fortfithit. Das in der Anlagz beigefligts an dje Investorengemelinschaft gerichtete
Schreiben der Geselischaft vom 10. Juli 2018 schildart die Beweggriinde des Vorstands der
Gesellschaft. !

Der Aufirag der Verwaltung an die PIH (in dissem Falllnoch die Arbeitsgruppe der BIRL) war
im Rahmen des Mediationsverfahrens und aus den mit dem friiheren Birgermeister Bernd
Saxe gefUhrten Gesprichen heraus unmissverstandlich dergestalt formuliert worden, dass
alle Gebaude und alle Baufelder bzw. Teiloaufelder durch eine von der PIH zu benennends
Investorengemeinschaft zu erwerben wéaren. Der Hintergedanke war, dass dariiber
sicherzustellen sei, die ebenfalls von der Stadt geforderten Erschilefungs- und Strallenaus-
vaumalinahmen aus Verkaufseritésen nach dem Vorblld des Kailine-Projekts zu finanzieren,
Die PiH Entwicklungs- und ErschliefungsgesellschaftmbH (PIH EuE GmbH) ist diesem
Wunsch und Auftrag gefolgt.
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Sie wird diese Forderung weiterhin erfillen, sofern diése von der Hansestadt Lubeck durch
ihre akiuell handelinden vertretungsberechtigten Personen auch in Zukunit aufrechterhalten
wird. Mit dem angehangten Schreiban der Gesellschaft Weltkulturgut werden wir jedoch er-
sucht, uns fir den Wunsch der Gessllschaft zu verwenden, dass diese zukiinftig weder
setbst mit der Unlerstitzung durch Spenden und Stiftlingen ins Eigentum gehen muss, noch
in ein Pachiverhalinis mit einem anderen wohitatig witkenden Erwerber wechseln zu
mizssen. in beiden Fallen wirde nach Auffassung des Vereinsvorstands die Verbindung des
ehrenamtlichen Wirkens der Vereinsmitglieder fur die Hansestadt Libeck zum Kooperations-
partner Hansestadi L.ubeck gekappt. ‘

Fir die in der PIH EuE GmbH gebindelte Investorengemeinschaft darf ich annehmen, dass
diese dem Wunsch des Vereins entsprechen wird, sofern dieses auch im Interesse der
Hansestacdit Liback ist, (ber das Zusammenwirken zwischen der Stadt, dem Verein und der
Investorengemeinschaft als Entwicklerin kann dann mit der stdlichen Halle von Schuppen D
eine Vereinbarung dariiber getroffen werden, welcheidie Zusammenarbeil hinsichtlich des
dann real geteilten aber weiterhin als ein Bauwerk witkenden Schuppens sicherstelit.

im Zuge der behutsamen Entwickiung der gesamten Nordlichen Wallhalbinsel ware zuim
Beispiel wilnschenswert, dass die Sanierung und in Tellen die Wiederherstellung der
sufleren Hillle von Gebaude und Laderampen einheiflich und in Abstimmung mit der
Denkmaipflege arfolgl. Gleiches gilt iir die weitere Pllege des historischen Bauwerks, die
ebenfalls einheitlich und auch einvernehmiich erfolgep sollte.

Wir bitten Sie daher, sich zu dem Ansinnen der Gesellschaft Weltkulturgut zu positionieren
und — falls erfondelhch — hierliber mit dem Birgermeister und/ oder dem Senat abzustim-
men. Flr Gespriche zur Erérierung dieses Ansinnens und moglicher weiterer Vorgehen-
sweise stehen wir thnen wie sicherlich auch die ,ulugheder des Vorstands der Geselischaft
Weltkulturgut jederzeit gern zur Verfligung.

Mit Dank und mit freundlichen Griiten

()

/*‘5'/Z C‘/L ;(:,/ </
Volker Spiel /.
(Geschéaftsfithrer)
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| Gesellschaft Weltkulturgut
Hansestadt Libeck (gemei nﬂut zig) e. V.

Der Vorsitzende

Gosellschall Wellurgul Hansoslad! Libeck .V, Wily-Brandi:Aes 19 23 554 Libetk
Herra

Jan Lindenauy

Blrgermeister der Hansestadi L.Obeck
Breite Strafie 62 Rathaus |

23552 Libeck
29. Okt. 2018

Sehr geehrier Herr Blrgermeisier,

erlauben Sie mir, Sie persénlich gnzusprechen. lch tue dieses in der
Gewissheit, dass die Hansestadi LObeck und speziell Sie durch die
Mitgliedsehatt in unserer Gesellschaft unsere Tatigheit seit nunmehr Gber
25 Jahren kennen und wehlwollend untersiilizen. Dafiir méehte ich mich
irn Namen aller unserer Mitglieder herzlich bedanken.

Mittlerweile betrachien wir uns als ein Teil des Kulturgeschehens

in der Hansestadt Libeck. Dureh unsere Projekie der Vitrinen mit
historischen Gebduden Uberall in der Stadt, durch unsere Publikationen
in Form von BlOehern und Periedika, @,@ﬁ Keopergtionen mit dem
Hansevolk e.V. und der Jugendbauhiite und nichi zuletzt durch den Bau
und Betrieb der ,Lisa von Libeck" und der historischen Barkasse SW 2,
ist dieses augeniallig.

Die Stadt Libeck hat uns daher seit vielen Jahren in vielfacher Ari und
Weise grofdzilgig unterstiizt. Sie hat uns als maritimen Botschafter
Lijbecks wiederholi singesetzt, und durch zur Veriligungstellung des
Schuppen D, nérdlicher Teil, die Gmﬂdlag@ geschaifen, diese vielfaligen
Aufgaben zu leisten. :

Unsere finanzielle Situsation ist dureh agsg@gheh@ﬁ@ Ein= und Ausgaben
gekennzeichnet, die ohne difentliche Zuwgnduﬂg@ﬁ auskommi. Das wird

Gegglischaft Weltkulturgut Hansestadt Laboel 9.V,

Willy -Brandt -Alloe 19 23 654 LOBECK

Vorsitzondor: Brof. Dr. mult. E. Lelwann Banuverbmdung Sparkasse zu Lithgek BLZ 230 501 04
Stalivertr. Vorsiizende: . Heuor, H. Rameayl Verelnskonta: 1 - 009 240  Spendenlonto: 1 - 083 917

Bel dor Zuwendung von Geldspendeit bitien wir um Angabe der \;ollstandl;»,en Angchrift, damit wir dle Spendonbeschelmgung
zulgiten kinnen
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méglich durch die ehrenamtliche Tatigkeit unserer Mitglieder, die
insgesarnt in den Projekien circa 7 000 Stunden pro Jahr der
Gesellschait zur Verfligung stellen. Herr Senator Schindler, Frau
Senatorin Weiher und Frau Senatorin Hagen haben sich persénlich Ober
unsere Arbeit informiert und kennen unsere Situation durch persénliche
Gesprache mit uns.

Insofern muss ich lhnen zur Kenninis bringen, dass der Fortbesiand der
Gesellschait Welikuliurgut und der Verbleib des Kraweels Lisa von
Lilbeck als Visitenkarie und Boischaiterin der Stadt im Nord- und
Osiseeraum durch die bisherigen Bernlhungen, die Nérdliche
Wallhalbinsel fir Neubauverhaben zu verduliern, immer wieder in Frage
gestielli worden ist. Unsere Situation ist jedoch ganz entscheidend ven
der Sicherung der Arbeitsbedingungen im Schuppen D abhangig. Wir
hatien uns daher in den Jahren 2012/2013 verschiedentlich dariber
mf@rmu@n @b es aﬁqc%smhts @ic@r dr@h@ﬂ@len Kundlgung der von uﬁs
L,@@i@r muz ﬁegaiav@m Erg@bm@s weli wnr im @c,hupp@ﬂ D ub@r Jahre
hinweg die fUr unsere Tatigkeit erforderlichen Stores von Ersaiz- und
Reserveteilen, Infrastrukiuren fOr die Augbllduv‘ig der Besatzung, fir die
Dgrchfuhmng von Reparaturen an ungeren Schiffen bis hin zu neuen
Masien und fir die Bauhiite mit schweren Maschinen und Gergten
aufgebaut haben, die kaum an einen gnderen Ori in notwendiger,
unmitieloarer Wasserlage mit veﬁrgiglehbar@n Bedingen verbracht werden
kénnen. Bel diversen Gespréchen mit dem friheren Birgermeister
haben wir daher aueh immer wisder zum Ausdruck gebracht, dass die
Aufgabe des Eigentums an.cden von der Gesellschait genutzien
Gebdude- und Freiflachen und deren \/@rauﬁerwﬁg an Driite
zwangslauiig das Ende der (3@%@“3@%& Weltkulturgut und ihres Wirkens
fUr LObeck bedeutete.

Bie heute verfolgt die Siadi nach uﬁsei“@m Kenntnisstand weiterhin das
Ziel, auf der Nérdlichen Wallhalbinsel einzelne Liegenscehafien, nunmehr
die histerischen Hafenschuppen selbst, in Ganze zu vergulern. Damit ist
noch immer verbunden, dass die enge Bindung der Gesellschait
Weltkuliurgut an die Hansestadi L beck auf der Grundlage einer von der
Lubecker BUrgerschaft abgesegneten kostenfreien Nutzungsiberlassung
der nérdlichen Halle von Sehuppen D aufg@kundlgt wird.

Nach Vorsiellung des V@remgvczrsxands und der Vereinsmitglieder wirde
damit unabhdngig von maéglichen wirtschafilichen Folgen der Verein
auch die ideelle Grundlage seiner Téilgk@li verlieren. Diese besteht

darin, dass die Arbeit des Versins dem Wohle der Hansestadt Libeck,
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inrer Organe und ihrer Blirger g@wadmet ist. Die Gesellschalt
Weltkulturgut versteht sich als Teil dieser Gemeinschafi. Sie méchie
nicht als freiwilliges Beiwerl versianden werden. SchlieBlich nimmt sie
fir diese Gemeinschaft elementiare Aufgaben wahr, die sich u. a. aus
den Pilichten ergeben, die mit der Verleihung des Welterbestatus der
UNESCO fiir die Hansestadi Libeck verbunden sind.

Konkret winseht der Verein daher die Fortsetzung der langjahrigen
Kooperation mit der Stadlt, die nur vorstellbar ist, wenn die Stadt hierfir
das erforderliche Wirkungsumfeld in Form der benétigten Gebéude- und
Fraifldchen im und um den Schuppen D auch in Zukunft zur Verilgung
stellt. Das von der Blrgerschaft zur Umsetzung beschlossene PiH-
Konzept fur die behutsame E ntwiekiung der Nérdlichen Wallhalbinsel
sieht fir die Gesellschafi Weltkulturgut verschiedene Méglichkeiten vor,
um den Fortbestand der Vereinsistigkeit am angestammten Ort zu
sichern. Die von der Gesellschait Weltkulturgut genuizie nérdliche Halle
von Schuppen D sollte hierflir von der siidlichen Halle real geteilt
werden. Die Gesellschait Weltkulturgut méehie die nérdliche Halle in
Eigenleistung und mit Hilfe der Uﬁtorstutéung von Siiftungsritieln und
Spenden im Sinne des PIH-Konzepts sanieren und weiterhin auf eigene
Kosien instandhalien. Der Vorsiand der Gesellschait hat daher in
Gesprachen und zuleizt mit férmlichem Schreiben die Invesioren-
gemeinsehaft fur die Nérdliche Wallhalbinsel darum gebeien, diese
maége sich daiflr verwenden, dass die nérdliche Halle von Schuppen D
im Eigentum der Hansestadi LUbeck verbleiben und wie bisher zur
Nutzung durch den Yerein und inrer assoziierten Einrichiungen zur
Verfligung stehen kann. Gleiches gili fir die Freiflachen, die vomn
Strandsalon als auch von der Gesellschaft Weiltkuliurgut bzw. der mit ihr
verbundenen Jugendbauhitie flr PI@j@k’i@ bendtigt werden.,

Auf unser Bitten wurde Herr Senator Sven Schindler mit Schreiben vom
13. Juli 2018 seitens der Invesiorengemeinschafi, verireten durch Herrm
Volker Spiel, persdnlich liber die Winsche der Gesellschaft und der mit
inr gssoziierten Mitglieder, dem Hansevolk zu Libeck e.V. und der
Jugendbauhuite der Deuischen Stiftung Denkmalschutz informiert. Den
in dieser Angelegenheit gefihrie @chnﬁv-rk@hi erhalten Sie in der
Anlage zu diesem Schreiben.

Bedauerlicherweise haben wir von Herrn Schindler bis heute keinerlei
Reagktion Uber unser Begehren erhalten. Uns wurde lediglich seitens der

PIH darijber berichiet, dass gegeniber der Leitung des Bereichs
Liegenschaiten im Rahmen einer Um@rr@duﬁé in anderer Angelegenheit
der Hintergrund unseres Schreibens vom 10. Juli erlautert und die
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Maglichkeit der Realisilung von Sehuppen D und der Verbleib der
nordlichen Halle im Eigenturn in Aussicht gestellt worden sei. Auch von
dori blieb jedoch eine e Realdion auf unser Ersuchen bis heute aus.

leh méehie Sie daher bitten, daflir Sorge zuiragen, dass die Voraus-
setzungen TOr die Existenz unser Gesellschait, die sehicksalhait an den
Schuppen D gebunden ist, gesichert werden kaﬁﬁ = ynd mit ihr auch die
sonst infragestenende Unierbringung des Vereins Hansevolk Libeck
e.V. und der Libecker Jugendbauhuite.

leh kann Ihnen versichern, dass es Keine Kleinigkeit ist, eine
Gesellschait wie die unsere so zu fihren, dass eine erkennbare Zukunit
den Zusammenhalt auf ehrenamilicher Basis sichert. Mit anderen
Woerten: Wir brauehen eine gesicherte Zukunft und die sollte Libeck
sein.

Mit freundlichen Grilien

Prof. Dr. muyli. Eike Lehmann
Vorsitzender

Anlagen:

Brief der Gesellschaft Welikulturgut an die PIH vom 10. Juli 2018
Brief der PIH an Senator Schindler vom 13. Juli 2018
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Hansestadt LUBECK &

Hansestadt Libeck - Senator Sven Schindler - 23539 Liback Der Blirgermeister

Fachhereich Wirtschaft und Soziales
Gesellschaft Weltkulturgut Senator 8ven Schindler
Hansestadt LObeck e. V.
Herrn Prof. Dr. mult. Eike Lehmann cebaude: Verwaltungszentrum Mihlentor
Willy-Brandt-Allee 19 Kronsforder Allee 2 — 6
23554 |LUbeck Zimmer: 6,161 (Haus "Trave“. 8. OG)

Tel. (0451) 122 =20 00
Fax (0451) 122 =951 20 00
Email funktional: FBIEZ@Iuebeck.de
Mein Zeichen: SI/Pm
patum: 18.1 2201 8

Nérdliche Wallhalbinsel - Schuppen D

Sehr geehrter Herr Prof. Dr. Lehmann,

zunéchst mochte ich mich flr lhr ausfUhrliches Schreiben bedanken, in dem Sie den aktuellen
Stand der Gesprache mit der PIH sowie die Interessenlage der Gesellschaft Weltkulturgut e.V.
ausfuhriich darstellen. Selbstversténdlich ist es uns ein Anliegen, die Gesellschaft Weltkulturgut
e.V., wie auch die beiden anderen vor Ort befindlichen Vereine, in Libeck zu halten. Wie Sie zu
Recht bemerken, ist ,Lisa" in den letzten Jahren fUr unsere Stadt eine bedeutende und unent-
behrliche Botschafterin geworden. Es steht fir mich auRer Diskussion, den Akteuren den
Verbleib in LUbeck zu sichern.

i

|

Wie thnen bekannt ist, hat die Hansestadt Libeck auf Beschluss der Blirgerschaft mit der PIH
GmbH einen Anhandgabevertrag geschlossen. Fir die Dauer der Anhandgabe ist es der
Hansestadt Llbeck insoweit nicht méglich, mit anderen als der PIH GmbH Uber Grundsticke
auf der Nérdiichen Wallhalbinsel, die innerhalb des vertraglich festgelegten Gebietes liegen, zu
verhandeln. Dies ist der PIH GmbH selbstverstandlich bekannt. Es handelt sich um eine Ubliche
Vorgehensweise und dient dem Ziel, eine Projekientwicklung zunéchst befristet, exklusiv durch
einen Partner (hier die PIH GmbH) vorantreiben Zu kénnen.

Um sich Uber den aktuellen Sachstand der Pr_ojektentwic;klung zu informieren, hatte der Senat
die PIH GmbH zu seiner Sitzung am 10. Dezember eingeladen. Bei diesem Anlass hat der
Blrgermeister deutlich gemacht, dass der Verbleib der Gesellschaft fir Weltkulturgut e.V. sowie
der anderen beiden Vereine flir die Flansestadt elfls wichtige kulturelle Akteure vor Ort
vorausgesetzt wird. Die PIH GmbH sei damals als Projektentwicklerin mit genau dieser
Zielsetzung angetreten. Der BUrgermeister sieht insofern, ebenso wie ich selbst, derzeit keinen
Anlass, an dem Umsetzungswillen der PIH GmbH zu zweifeln. Herr Spiel als Vertreter der PIH
GmbH hat ein positives Resultat der Bemuhungen in Aussicht gestellt.

i

Telefonzentrale: Konten des Bereiches Buchhaltung & }:inanzen: Busanbindung;:
(0451) 122-0 Commerzbank IBAN; DES3 2304 0022 0035 8507 00 BIC: COBADEFF230 Buslinien:
Deutsche Bank IBAN: DE67 2307 0710 0900 0050 00  BIC: DEUTDEHH222 2,7 und 16

Postbank Hamburg. IBAN: DE36 200% 0020 0010 4002 01 BIC: PBNKDEFF
Sparkasse zu Liibeck |BAN: DE17 2305 0101 0001 011329 BIC: NOLADE21SPL Haltestelle:
Volksbank IBAN: DE97 2309 0142 0005 0083 36 BIC: GENODEF1HLU  Verwaltungszentrum
! Mihlentor
Umsatzsteuer-Identifikationsnummer: DE 135082828
| Bitte benutzen Sie
Internet; www.luebeck.de Scheck: nur an Hansestadt Libeck, Buchhaltung & Finanzen, 23539 Liibeck Sffentliche Verkehrsmittell

i
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Sollte es sich nach Ablauf der Anhandgabe herausstelien, dass der durch die PIH GmbH
vorgeschlagene Weg fur die Vereine wirtschaftlich nicht tragbar ist, werde ich mich selbst-
versténdlich um eine Lésung bemuhen. |

Falls Sie F—’ragen haben, steht lhnen der Bereich Llegenschaften jederzeit gern zur Verfligung.
Soweit mir bekannt ist, hat es bereits Cseqprachelszschen der Bereichsleiterin, Frau Csosz,
und Herrn Matthias Dréger gegeben. Es ist mir ein wichtiges Anliegen, mit der Geselischaft

Weltkulturgut e.V. und ebenso mit den beiden anderen Vereinen vor Ort, im Austausch zu
bleiben.

Fir die bevorstehenden Weihnachtstage wunsch‘e ich Ihnen alles Gute, ruhige und besinnliche
Stunden und einen guten Start in ein gesundes neues Jahr.

Mit freundlichen GriRen
Im Auftrag
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Hansestadt LUBECK %
» Nr. VO/2019/07674
offentlich

Liibeck, 17.05.2019
Bericht

Verantwortliche Bereiche:
4.401 - Schule und Sport

Bearbeitung: Nicole Maas (E-Mail: nicole.maas@luebeck.de Telefon: 122-4071)

Bericht Schulsozialarbeit gemaR Antrag/Anfrage VO/2019/07234

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit

03.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung

13.06.2019  Schul- und Sportausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme

18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme

20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Lubeck Offentlich zur Kenntnisnahme
Anlass:

Erstellung eines Berichts zur Schulsozialarbeit mit Bedarfsanalyse und Umsetzungsvorschla-
gen nach einstimmig beschlossenem Antrag/Anfrage V0O/2019/07234 im Schul- und
Sportausschuss vom 21.02.2019 bis zur Sommerpause

Verfahren:

Beteiligte Bereiche/Projektgruppen:

Ergebnis:

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja

gem. § 47 f GO ist erfolgt: x | Nein: Schulsozialarbeit beférdert Demokratie-
bildung durch Beteiligung von Schiler*innen
bei Klassenrat, Klassensprecher*innen,
Schilerparlament, Streitschlichterausbildung

Begriindung:

Die Malinahme ist: neu
freiwillig

x | vorgeschrieben durch: §13 SGB VIII, §28

FAG Schulsozialarbeit

Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja (Anlage 1)
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Bericht:
1. Einleitung

In Libeck sind 33 Schulsozialarbeiter*innen auf 25 Stellen fiir 55 Schulen mit knapp 20.000
Schiler*innen beschaftigt. Derzeit erfolgt die Besetzung von 2,5 Stellen fiir die Grundschulen
gemal VO/2018/06751. Noch sind 11 Schulstandorte ohne Schulsozialarbeit vor Ort (s. An-
lage 2, Ubersicht).

Im Schuljahr 2018/2019 werden 19.664 Schiler*innen in Tragerschaft der Hansestadt Lu-
beck beschult:

Schulart Schiiler*innen im Schuljahr 2018/19
Grundschule 7.154
Gemeinschaftsschule, SEK I+ 11 | 6.731
Gymnasium 5.253
Forderzentrum 437

Die Zahl der Schiler*innen an Férderzentren stieg um 5% im Vergleich zum Vorjahr. Der
Anteil auslandischer Schuler*innen an Grundschulen liegt bei ca. 11,3% im Jahr 2018/19 im
Vergleich zu 6% im Jahr 2014/15 mit weiterhin steigender Tendenz, 389 Schuler*innen besu-
chen den Unterricht ,Deutsch als Zweitsprache® (DaZ).

24 reine Grundschulen mit 27 Standorten werden erganzt durch 11 Grund- und Gemein-
schaftsschulen, 7 Gymnasien sowie 5 Forderzentren.

Schulsozialarbeit férdert Schiler/innen in ihren persénlichen und sozialen Kompetenzen so-
wie in ihrer Lern- und Leistungskompetenz mit dem Ziel, eine Schulkultur zu gestalten, die
die Potenzialentfaltung von Schiler/innen durch Wertschatzung und gemeinsames Lernen
ermdglicht und Bildungsbenachteiligung verhindert.

Die Schulsozialarbeit in Libeck beruht auf 3 Saulen: Schulsozialarbeiterteams in allen 11
Sozialrdumen, Kooperative Erziehungshilfe (KEH) fir Einzelfalle im Rahmen von schulischer
Erziehungshilfe und Projekte zur gezielten Schwerpunktarbeit Uber freie Trager (s. Anlage 1
Konzept).

Konzipiert wurde die Schulsozialarbeit vor Ort mit einem sozialrdumlichen Ansatz. Die Schul-
sozialarbeiter*innen der Gemeinschaftsschulen waren Ansprechpartner fur weitere Schul-
standorte. In den letzten Jahren hat sich nach Auswertung von Fachaustauschen mit Schul-
amt, Schulleitungen und Familienhilfe gezeigt, dass ein schulbezogenes Konzept mit Pra-
senz von Schulsozialarbeiter*innen vor Ort erforderlich ist.

Themen wie Inklusion, kulturelle Vielfalt, Absentismus, veranderte Lebenssituationen und
steigende emotional-soziale Auffalligkeiten von Schiller*innen erfordern einen héheren Fo-
kus auf Erziehungsaspekte in Schule mit sozialpadagogischer Kompetenz vor Ort wie auch
die Fachdiskussion belegt'.

2. Ziele und Aufgaben von Schulsozialarbeit vor Ort

Schulsozialarbeit ist eine Leistung der Jugendhilfe auf der Grundlage des § 13 SGB VIII mit
Gewahrleistungspflicht nach §79 SGBVIII2. Sie bildet eine Erganzung zum schulischen Erzie-
hungsauftrag der Lehrkrafte gemal § 4 Schulgesetz Schleswig-Holstein.

Schulsozialarbeit richtet sich an alle Schiler/innen der Klassen 1-13, an ihre Eltern, Erzie-
hungsberechtigte und Lehrkrafte. Sie férdert junge Menschen in ihrer individuellen, sozialen,
schulischen und beruflichen Entwicklung, um Bildungsbenachteiligungen abzubauen.

1Vgl. Karsten Speck: Schulsozialarbeit. Eine Einfiihrung. Mlinchen 2014. S. 15ff.
2 Vgl. Expertise von Prof. Kunkel: Gesetzliche Verankerung von Schulsozialarbeit. Frankfurt a.M.
2016, S. 42ff.
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Schulsozialarbeit ist sowohl im praventiven wie im interventiven Bereich tatig und bedient
sich hierzu Methoden der Einzelfallhilfe, Gruppen- und Gemeinwesenarbeit. Dabei berick-
sichtigt die Schulsozialarbeit Gender- und Cultural Mainstreaming.

Kerntatigkeiten der Schulsozialarbeiter/innen sind

o Beratung von Schiler/innen, Eltern und Lehrkrafte

e Sozialpadagogische Gruppenarbeit mit Klassen oder Kleingruppen (u.a. soziales
Kompetenztraining, Gewalt- und Suchtpravention, Mobbingpravention)

e Vermittlung in begleitende Hilfen in Zusammenarbeit mit verschiedenen Kooperati-
onspartnern, z.B. Beratungsstellen, Jugendamt

e Vernetzung von Schule mit Institutionen, die das Angebot von Schule erganzen und
erweitern

Die Schwerpunkte von Schulsozialarbeit unterscheiden sich durch unterschiedliche Bedarfe
nach Schulform und individuellem Schulstandort:

Der Fokus an den Grundschulstandorten mit Schulsozialarbeit vor Ort liegt vermehrt auf pra-
ventiven Angeboten zur Starkung der personalen und sozialen Kompetenz der Schiler*in-
nen.

In der Sekundarstufe der Gemeinschaftsschulen nimmt der interventive Anteil zugunsten der
Einzelberatung zu. Aktuelle Kriseninterventionen bei haufig familiar begriindeten Problemen
lassen derzeit ein notwendiges praventives Gruppenangebot kaum zu.

In den Forderzentren wird der Fokus verstarkt auf Einzelberatung von Schiiler*innen und
deren Eltern gerichtet in Abstimmung mit den sonderpadagogischen Lehrkraften.

An den Gymnasien erfolgt ebenfalls vorrangig eine Einzelberatung von Schiler*innen und
Familien in engem Austausch mit den Beratungslehrkraften.

Die Aufgaben der Schulsozialarbeit werden im Rahmen der Konzeption in Kooperationsver-
einbarungen mit den Schulsozialarbeiter*innen vor Ort, der Koordination Schulsozialarbeit
und den Schulleitungen mit erweitertem Schulleitungsteam flir den jeweiligen Schulstandort
in jahrlichen Konferenzen abgestimmt.

3. Personal- und Finanzausstattung Schulsozialarbeit an Schule

Schulsozialarbeit in Lubeck hat bis zum Jahr 2011 an 4 Schulstandorten (den damaligen
Gesamtschulen und der Holstentor-Gemeinschaftsschule) mit je einer Stelle stattgefunden,
finanziert aus kommunalen Mitteln. 2011 und 2016 stimmte die Libecker Burgerschaft einem
weiteren Stellenausbau in der Schulsozialarbeit zu. Uber §28 Finanzausgleichsgesetz (FAG)
des Landes Schleswig-Holstein erhalt die Hansestadt Liibeck eine anteilige Refinanzierung,
2019 betragt der Landesanteil fur Libeck ca. 1,6 Mio. Euro.

Lubeck beschaftigt in der Schulsozialarbeit vor Ort an den allgemein bildenden Schulen auf
25 Vollzeitstellen 33 Mitarbeiter*innen, hierunter 13 Manner mit knapp 50% der Stellenantei-
le. Zum Schuljahr 2019/20 werden weitere 2,5 Stellen fir die Grundschule besetzt. Die Ein-
gruppierung der kommunal beschéaftigten Schulsozialarbeiter*innen erfolgt in TvOD-SuE, EG
S12.

Im landesweiten Vergleich belegt Lubeck ab dem Schuljahr 2019/20 mit der Relation Schul-
sozialarbeit:Schuler*in von 1:715 den letzten Platz im Vergleich der kreisfreien Stadte mit
Schliisseln von 1:437 in Flensburg, 1:515 in Neumdinster und 1:554 in Kiel (Stand: 2018) 3.
Der kommunale Anteil zur Finanzierung von Schulsozialarbeit ist in Libeck deutlich geringer
als in den Ubrigen kreisfreien Stadten.

3 Neumdinster: 19,5 Std. je GS plus 5,5 Stunden Sozialdaten, GemS 32 bis 102,25 Std. je Standort,
Gymn 27 Std. je Standort, Forderzentren 30 Std. an 2 Standorten, 64 Std. fir DaZ-Zentren
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4. Bedarf fiir eine adaquate Bemessung der Schulsozialarbeit an Schule

Vom Bundeskongress Schulsozialarbeit 2015, Kooperationsverbund Schulsozialarbeit, der
GEW, Landesarbeitsgemeinschaften, der FH Dortmund, dem paritatischen Gesamtverband
wird ein Schlissel von 1:150 (Schulsozialarbeit zu Schiiler*in) gefordert*.

Der Ausbaubedarf zeigt sich auch bundesweit, derzeit werden zusatzlich zur kommunalen
Ebene auf Landesebene in Niedersachsen 100 zusatzliche Stellen in der Schulsozialarbeit
an allgemeinbildenden Schulen besetzt®, in Sachsen werden die Landesmittel fiir Schulsozi-
alarbeit auf ca. 30 Millionen jahrlich verdoppelt®.

Der Bedarf an Schulsozialarbeit und die Schwerpunktlegung wird im Folgenden abhangig
von der Schulform betrachtet:

4.1. Schulsozialarbeit an Grundschulen

Fur eine adaquate Versorgung in Libeck wird eine Bemessung von mindestens einer halben
Stelle Schulsozialarbeit je Grundschulstandort ab 130 Schiler*innen empfohlen. Dieser
Standard ist in den Ubrigen kreisfreien Stadten Schleswig-Holsteins bereits umgesetzt.
Abhangig von Schilerzahl, DaZ-Standort und Sozialdaten wird eine zusatzliche Verstarkung
empfohlen (s. Anlage 3 Sozialgewichtung).

Die Umsetzung an den Grundschulen wiirde auf Basis der bisher vorhandenen Stellen
insgesamt 3,7 Vollzeitstellen zuséatzlich erfordern:

Aufstockung

Grundschulen in Stellenan- | Sozialraum
teilen

Bugenhagen-Schule 0,5 | St. Lorenz-Sud
Dom-Schule 0,5 | Innenstadt
Kahlhorst-Schule 0,2 | St. Jurgen
Paul-Gerhardt-Schule 0,5 | St. Lorenz-Nord-A
Paul-Klee-Schule 0,5 | St. Jurgen
Schule am Koggenweg 0,3 | Buntekuh
Schule am Stadtpark 0,5 | St. Getrud-A
Schule Grénauer Baum 0,5 | St. Jirgen
Stadtschule Travemiinde 0,5 | Kicknitz-Travemiinde

An den Grundschulen sind bislang 5 Schulsozialarbeiter*innen mit Teilzeitstellen an mehre-
ren Standorten prasent, so dass vom Ausbau noch weitere 5 Grundschulstandorte profitieren
(s. Anlage 4 Stellenverteilung Schulsozialarbeit).

4.2. Schulsozialarbeit an Gemeinschaftsschulen und Forderzentren

Der Ausbau von Schulsozialarbeit im Schuljahr 2012/13 erfolgte an den damaligen Regional-
und Gemeinschaftsschulen mit dem Fokus auf die Sekundarstufe I.

Durch die gestiegenen Schilerzahlen im Vergleich zu 2012, die Zunahme von DaZ-Schu-
ler*innen (Deutsch als Zweitsprache) durch die Zuwanderung und die zunehmende Zahl von
Schiler*innen mit emotional sozialen Auffalligkeiten ist ein Ausbau auch fiir die Sekundarstu-
fe | und Il erforderlich.

Zusatzlich muss die Zielgruppe der Grundschiler*innen einbezogen werden, gemafy den
aktuellen Fachdiskussionen, méglichst friihzeitig und praventiv soziale und personale Kom-
petenzen zu entwickeln.

4 http://jugendsozialarbeit.news/wp-content/uploads/2018/04/Positionspapier Schulsozialarbeit-im-
Prozess-der-Inklusion.pdf

5 https://www.mk.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presseinformationen/100-stellen-ausgeschrie-
ben-land-staerkt-schulsozialarbeit-an-allgemein-bildenden-und-berufsbildenden-schulen--174187.html
6 https://medienservice.sachsen.de/medien/news/216545
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Hieraus ergeben sich je nach Schilerzahl, DaZ-Angebot und Sozialdaten Stellenumfange
von 0,7 bis 2,2 Stellen bzw. 27 bis 85,8 Stunden je Gemeinschaftsschule.
Der Aufstockungsbedarf fiir die Gemeinschaftsschulen betragt 2,2 Vollzeitstellen.

Da bereits besonderes Fachpersonal an den Schulen vorhanden ist und eine Besetzung un-
terhalb einer halben Stelle nicht sinnvoll erscheint, ist in der Planung der Bedarf fir die For-

derzentren mit eingearbeitet.

Fiir die Forderzentren ist aufgrund der geringen Schiilerzahl und der landesseitigen
Ausstattung mit Fachpersonal ein Ausbau um insgesamt eine halbe Stelle auf eine
volle Stelle vorgesehen. Alle Férderzentren sind dann jeweils mit 1 Prasenztag je Woche

eingebunden.

Gemeinschaftsschulen

Schulen £ 140 SuS und
Forderzentren mit Pra-
senzzeiten

Aufstockung
in Stellenan-
teilen

Sozialraum

Albert-Schweitzer-Schule

Maria-Montessori-Schule

0,4 | St. Gertrud-B

Emanuel-Geibel-Schule

Berend-Schroder-Schule

0,5 | Innenstadt

Heinrich-Mann-Schule

Astrid-Lindgren-Schule

0,3 | Moisling

Holstentor-Schule

GS Grol} Steinrade,
GS Schonbocken

0,5 | St. Lorenz-Siid

Schule am Meer

0,2 | Kiicknitz-Travemiinde

Schule Tremser Teich

Schule Wilhelmshohe

0,8 | St. Lorenz-Nord-A

4.3. Gymnasien

Derzeit sind 6 der 7 Gymnasien mit jeweils einer halben Stelle Schulsozialarbeit ausgestat-
tet. Am Trave-Gymnasium ist noch ein Ausbau vorzunehmen. Aufgrund der geringeren

Schilerzahl in Relation zu den tbrigen Gymnasien ist das Férderzentrum Matthias-Leithoff-
Schule mit berlicksichtigt worden.

. Schulen = 140 mit Pra- geplante .
Gymnasien . Sozialraum
senzzeiten Stellen
Trave-Gymnasium Matthias-Leithoff-Schule 0,5 | Kticknitz-Travemiinde
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Je nach Schulart ergeben sich unterschiedliche Schlissel in der Verteilung je Stelle Schulso-

zialarbeit : Schilerzahl.”

Zusatzlich
geplante
Schiilerzahl | Stellen Schliissel Stellen ab Schliissel

Schulart inkl. Daz 2019/20 1: 2020 1:
Grundschulen und Grundschulteil
GemS 7.154 11,0 650 3,2 504
Gemeinschaftsschulen SEK [+lI 6.731 13 518 2,3 440
Gymnasien 5.342 3 1.781 0,5 1.526
Forderzentren 437 0,5 874 0,5 437
gesamt 19664 27,5 715 7 570

5. Kooperative Erziehungshilfe (KEH)

Die Kooperative Erziehungshilfe hat sich in Libeck als Fachstelle flr schulische Erziehungs-
hilfe etabliert. Das multiprofessionelle Team besteht aus Sonder- und Sozialpadagog*innen,
hierunter 9 Lehrkrafte auf 2 Vollzeitstellen Sonderpadagogik, 4 kommunale Sozialpad-
agog*innen auf 3,5 Stellen und 2 Sozialpadagog*innen bei Sprungtuch e.V. auf 1,5 Stellen,
die Uber Landesmittel Schulsozialarbeit des Schulamtes finanziert werden.

Die KEH wird bei massiven Schulschwierigkeiten eingeschaltet mit der Moglichkeit sonder-
padagogischer Diagnostik bei deutlich vermutetem Foérderbedarf in der emotional-sozialen
Entwicklung. Die Kooperative Erziehungshilfe arbeitet interventiv und wird in der Regel Uber
einen Meldebogen Uber Schulleitung und Schulsozialarbeit eingeschaltet.

Die KEH berat Schiler*innen, Eltern und Lehrkrafte und entwickelt eine individuelle Schul-
perspektive fur die Schiler*innen, z.B. durch Hinfihrung zu besonderen Beschulungsmal}-
nahmen wie Lerngruppe Erziehungshilfe, Tiger-Klasse und Talent oder die Einrichtung einer
kurzzeitigen sozialpadagogischen Intervention (KSI). In den letzten Jahren ist die Begleitung
des Ubergangs Kita-Schule als neues Tétigkeitsfeld hinzugekommen, die Fallzahlen sind
jedoch durch den erfolgten Ausbau an den Grundschulen stabil geblieben.

Auch in den Ubrigen kreisfreien Stadten sind mit der KEH vergleichbare Angebote vorhan-
den: In Flensburg ist das Zentrum Kooperative Erziehungshilfe (ZKE) mit 12 Mitarbeiter*in-
nen aktiv, das als Anregung fur die Einrichtung der KEH in Libeck diente. In Kiel gibt es seit
einigen Jahren die Kooperation Schule-Jugendhilfe (KSJ) mit Mitteln der Jugendhilfe in Ko-
operation mit dem Schulamt Kiel. In Neumdlnster wird die Kooperative Erziehungshilfe Neu-
munster (KEN) angeboten.

Vor dem Hintergrund des geplanten Ausbaus bei der Schulsozialarbeit vor Ort wird wegen
der weiterhin hohen Absentismus-Zahlen an Grund- und weiterfihrenden Schulen die Beibe-
haltung der jetzigen Konzeption fiir die Kooperative Erziehungshilfe empfohlen.

7 Zum Vergleich Flensburg: Schiilerrelation GS 1:341, GemS: 1:458, Gymn: 1:1.281
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6. Projekte an allgemein und berufsbildenden Schulen
Im Jahr 2018 konnten mit einem Projektmitteletat von 480.000 Euro 69 Projekte Uber freie
Trager umgesetzt werden, ca. 5.900 Schiler/innen wurden erreicht.

6.1. Projekte an allgemein bildenden Schulen

Ziel der Projekte ist die fachliche Erganzung von Schulsozialarbeit vor Ort durch gezielte
Angebote freier Trager zur praventiven Forderung von Sozialen und Personalen Kompeten-
zen. Zielgruppe sind in der Regel Schulklassen. Projektschwerpunkt an den allgemein bil-
denden Schulen ist das Training sozialer Kompetenzen im Gender Team, Theaterpadagogik,
Erlebnispadagogik, Bewegungspadagogik sowie interkulturelle Angebote, Elternkurse und
Praventionsangebote gegen sexuelle Gewalt.

Fiir die Hansestadt Liibeck wird ein Projektmitteletat in Hohe von 170.000 Euro jahr-
lich fur Projekte freier Trager an allgemein bildenden Schulen empfohlen. Dies ent-
spricht Kosten in H6he von ca. 8,60 je Schuler*in und Jahr.

6.2. Schulsozialarbeit an Liibecker Berufsschulen

Seit 2012 finanziert die Hansestadt Lubeck Schulsozialarbeit Uber die freien Trager BQL
GmbH, IN VIA Libeck e.V., Sprungtuch e.V., WAK S.H. an den funf Libecker Berufsschulen
Dorothea-Schlozer-Schule, Emil-Possehl-Schule, Friedrich-List-Schule, Gewerbeschule fir
Nahrung und Gastronomie sowie Hanse-Schule mit einem Etat in Héhe von 250.000 Euro
jahrlich. Die Mittel werden fur Schulsozialarbeiter*innen vor Ort an Schule mit einem Fokus
auf Einzelberatung genutzt. Je Schule steht in etwa eine volle Stelle Schulsozialarbeit zur
Verfligung.

Erganzt wird die Schulsozialarbeit an Berufsschulen durch verschiedene Landesprogramme
wie Handlungskonzept PLUS oder Geld statt Stellen, die den Berufsschulen eine Ausweitung
der Schulsozialarbeit-Teams ermoglichen. Seitens der Berufsschulen bestehen teils jahr-
zehntelange Kooperationen mit berufsbildenden Tragern in verschiedenen Projekten wie z.B.
Produktionsschule, die eine sinnvolle Verzahnung mit der Schulsozialarbeit ermdglichen.
Modifiziert werden sollten die Zeitraume fiir die Finanzierungszusagen an die freien Trager.
Bislang ist wegen der Bindung an die jahrlich zugewiesenen Landesmittel nur eine jahrliche
Bewilligung mdglich, die aufgrund des Fachkraftemangels eine personell kontinuierliche
Schulsozialarbeit an den Berufsschulen erschwert. Zu erreichen ware dies Uber eine finanzi-
elle Absicherung durch kommunale Mittel und Finanzierungszeitraume von 3 Jahren.

Vor diesem Hintergrund empfiehlt der Bereich Schule und Sport keine Veranderung
der jetzigen Konzeption von Schulsozialarbeit durch die Hansestadt Liibeck, aber die
Verlangerung der Finanzierungszusagen iiber 3 Jahre.

7. Ausbaubedarf bei der Koordinierung Schulsozialarbeit

Ein Ausbaubedarf zeigt sich auch auf der Koordinierungsebene, die aktuell durch 2 Sozial-
padagog*innen mit 1,5 Stellen besetzt ist.

Im Jahre 2012 zahlten 19 Schulsozialarbeiter*innen auf 15,5 Personalstellen Schulsozialar-
beit, die Kooperative Erziehungshilfe mit 4 Mitarbeiter*innen auf 3,5 Stellen und die Projek-
torganisation im Umfang von ca. 1 Mio. Euro sowie die Organisation von Ganztag an Schule
zu den Koordinierungstatigkeiten.

Neben der Ausweitung von Schulsozialarbeit und Ganztag an Schule sind neu hinzu gekom-
mene Tatigkeitsfelder die Koordination fiir die Themen Bildungsmonitoring, Bildungsportal,
Inklusion, Ubergang Schule-Beruf mit der Schneiderei BALI/JAW und dem Aufbau der Ju-
gendberufsagentur, Bildungskoordination Neuzugewanderte und KultKit, ein Kulturaustausch
mit Danemark zu den Aufgaben der Abteilungsleitung.

Die Fuhrungsspanne erweiterte sich durch den Ausbau der Abteilung auf aktuell 41 Mitarbei-
ter*innen. Kritisch beleuchtet wurde der Aufgabenumfang und —zuwachs auch in der Organi-
sationsanalyse des Bereichs Schule und Sport durch ,Nordlicht Management Consultings®. In
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der zusammenfassenden Bilanz der Organisationsberatung wird als MalRnahme ,Die Schaffung
von zwei VZA fiir die Sachgebietsleitung“ empfohlens.

In Kiel bestehen 4 Koordinierungsstellen mit sozialrdumlicher Aufteilung flr den Bereich
Schulsozialarbeit bei einer Schilerzahl von 23.846 versus 2 Koordinierungsstellen in Libeck
bei einer Schilerzahl von 20.620°. In Kiel ist zudem der Bereich Bildungsmanagement als
eigene Stabsstelle organisiert. In Flensburg sind 1,5 Stellen fir die Koordination vorhanden.
Empfohlen wird daher die Ausweitung der Koordination Schulsozialarbeit um 2 Stel-
len, die in den bestehenden vier Regionalteams mit je einer halben Stelle eingesetzt
werden. Zu den Aufgaben sollten die fachliche Beratung, die Organisation von Fortbildungs-
veranstaltungen, die Durchfiihrung der Konferenzen Schulsozialarbeit und der Regional-
teambesprechungen gehéren.

8. Planung des Stellenausbaus

Die Eingruppierung der Schulsozialarbeiter*innen erfolgt ab 2020 in TvOD-SuE, EG S12.
Gemal den Personalkostendurchschnittswerten fir 2020 sind fur eine Stelle Mittel in Hohe
von 71.305,- Euro jahrlich einzuplanen. Fir das Jahr 2020 wird von einer Stellenbesetzung
zum Schuljahr 2020/21 ausgegangen.

Zu bericksichtigen ist, dass in den Jahren 2019 und 2020 jeweils eine Stelle durch Eintritt in
den Ruhestand wiederzubesetzen ist.

Aufgrund des Fachkraftemangels werden 3 Ausbaustufen empfohlen:

1. Ausbau an Gemeinschaftsschulen und Férderzentren im Umfang von 2,3 Personalstellen
und  Ausbau der Koordination im Umfang von 1 Personalstelle

2. Ausbau Gymnasien im Umfang von 0,5 Personalstellen und Koordination im Umfang von
1 Personalstelle und anteilig Grundschulen im Umfang von 1 Personalstelle

3. Ausbau der restlichen Grundschulen im Umfang von 2,7 Personalstellen

Jahr | Zusatzliche Stellen Stellen Zusatzliche Personalmittel

2020 | 3,3 GemS, FOZ, Koordination 98.044,38 €

2021 |3 Gymnasium, Koordination, | 213.915,00 €
Grundschulen

2022 | 2,7 Grundschulen 192.523,50 €

Zunachst sollen vorrangig Aufstockungsmaoglichkeiten innerhalb des Teams Schulsozialar-
beit geprift werden.

Leitend bei der Stellenbesetzung sind ein ausgewogener Genderanteil und eine hohe Vielfalt
an Sprachkenntnissen bzw. Migrationshintergrinden in der Schulsozialarbeit.

Beim Stellenbesetzungsverfahren sollten Bewerberprofile und Erfahrungen beziiglich der
Altersgruppe sowie die raumlichen Gegebenheiten der Schulstandorte zur Einrichtung von
Biros fur die vertrauliche Durchfuhrung von Beratungsgesprachen Berlcksichtigung finden.
Im Einzelfall sollte daher eine Stellenbesetzung in Abweichung der obigen Vorgehensweise
mdglich sein.

8 Vgl. Nordlicht Management Consultings: Analyse und Optimierung des Bereichs Schule und Sport.
Hamburg 2019, S. 18
9 Quelle Schillerzahlen Kiel und Liibeck: Statistikamt Nord, Statistischer Bericht B 11 -j17 SH
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9. Zusammenfassung

Zusammenfassend werden folgende Empfehlungen zum Ausbau der Schulsozialarbeit gege-
ben:

1. Ausbau der Schulsozialarbeit vor Ort von 2020 bis 2022
zunachst an Gemeinschaftsschulen und Férderzentren, dann an Gymnasium und
Grundschulen im Umfang von insgesamt 7 Stellen

2. Ausbau der Koordination Schulsozialarbeit in 2020 und 2021 um je 1 Stelle

3. Beibehaltung des Projektmitteletats fur freie Trager an allgemein bildenden Schulen und
Forderzentren in Héhe von  170.000 Euro jahrlich

4. Beibehaltung des Projektmitteletats fur freie Trager an berufsbildenden Schulen in Héhe
von 250.000 Euro jahrlich mit Verlangerung der Vertragslaufzeit auf 3 Jahre zur
Fachkraftesicherung

Anlagen
Anlage 1: Konzept Schulsozialarbeit an Liibecker Schulen

Anlage 2: Ubersicht Schulsozialarbeit
Anlage 3: Sozialgewichtung Schulsozialarbeit
Anlage 4: Stellenverteilung Schulsozialarbeit
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Anlage 2: Ubersicht Schulsozialarbeit mit Stand Mai 2019

Sozialraum Stellen | Biiro- und Prasenzstandorte Schulen mit Prasenzzeiten Schulen ohne Prasenzzeiten
Innenstadt 3 GemS Emanuel Geibel, Oberschule zum Dom, Johanneum (Gymn)
Marien-Schule (GS) Ernestinenschule, Katharineum (Gymn)
Berend-Schroder-Schule (F62)
Dom-Schule (GS)
St. Jurgen 3,5 GGemsS St. Jurgen (2x) Paul-Klee-Schule (GS) Schule Grénauer Baum (GS)
Thomas-Mann-Schule (Gymn), Kaland-Schule (GS)
Kahlhorst-Schule (GS)
Moisling 1,75 GGemS Heinrich-Mann Muhlenweg-Schule (GS)
Astrid-Lindgren-Schule (F62)
Schule Niendorf (GS)
Buntekuh 2,25 GGemsS Baltic, Schule Schonbdcken (GS)
Schule Koggenweg (GS) Schule Grol3 Steinrade (GS)
GS-Teil Baltic
St. Lorenz Sid 1,5 GemsS Holstentor, Bugenhagen-Schule (GS)
Luther-Schule (GS)
St. Lorenz Nord A 1,75 GGemS Tremser Teich, Paul-Gerhardt-Schule (GS) Schule Wilhelmshéhe (F62)
Schule Falkenfeld (GS)
St. Lorenz Nord B 3,25 GGemS Julius Leber (2x), Pestalozzi-Schule (GS)
Carl-Jacob-Burckhardt-Gymnasium
GGemS Gotthard-Kiihl (2x)
St. Gertrud A 1,5 GemS Geschwister Prenski, Schule am Stadtpark (GS)
Schule Lauerholz (GS)
St. Gertrud B 2,5 GGemsS Albert Schweitzer, Maria-Montessori-Schule (F6Z)
GGemS Schule an der Wakenitz
Schule Eichholz (GS)
Schule Marli (GS)
Schlutup 1 GGemS Willy Brandt
Kicknitz, Trave- 3 GGemS Trave, Trave-Gymnasium, Schule Utkiek (GS)
minde Schule Roter Hahn, Schule Rangenberg (GS)
GGemS Schule am Meer Matthias-Leithoff-Schule (F62)
Stadtschule Travemiinde
Libeck gesamt 25 28 Kernstandorte Schulsozialarbeit 14 Prasenzstandorte Schulsozialarbeit 11 Standorte ohne Schulsozialarbeit

GemS =

Gemeinschaftsschule,

GS = Grundschule,

Gymn = Gymnasium, F6Z =
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Anlage 3: Sozialgewichtung, Stand April 2019

TOP 4.6

Gewichtungs-
Schulen Jg. SuS ohne DaZ | DaZ | anteil
Albert-Schweitzer-Schule GS GS 148 1,0%
Albert-Schweitzer-Schule-SEKI SEKI 382 2,7%
Baltic-Schule-GS GS 224 1,7%
Baltic-Schule-SEKI SEKI 542 4,1%
Baltic-Schule-SEKI! SEKI| 291 2,2%
Bugenhagen-Schule GS 171 1,2%
Dom-Schule GS 211 1,3%
Emanuel-Geibel-Schule SEKI 432 11 2,8%
Geschwister-Prenski-Schule-SEKI SEKI 563 3,2%
Geschwister-Prenski-Schule-SEKII SEKII 228 1,3%
Gotthard-Kiihl-Schule-GS GS 251 29 2,5%
Gotthard-KihI-Schule-SEKI SEKI 388 27 3,5%
Grund- und Gemeinschaftsschule St Jirgen-GS GS 203 1,2%
Grund- und Gemeinschaftsschule St Jirgen-SEKI SEKI 675 3,9%
Grund- und Gemeinschaftsschule St Jirgen-SEKII SEKII 187 14 1,2%
Grundschule am Koggenweg GS 246 11 3,1%
Grundschule Eichholz GS 179 1,6%
Grundschule GroRsteinrade GS 0,4%
Grundschule Lubeck-Niendorf GS 39 0,3%
Grundschule Schonbocken GS 104 0,6%
Heinrich-Mann-Schule-GS GS 134 23 1,6%
Heinrich-Mann-Schule-SEKI SEKI 302 6 2,8%
Holstentor-Gemeinschaftsschule SEKI 540 14 4,4%
Julius-Leber-Schule-GS GS 151 14 1,4%
Julius-Leber-Schule-SEKI SEKI 367 15 3,0%
Kahlhorst-Schule GS 426 23 3,0%
Kaland-Schule GS 333 1,6%
Luther-Schule GS 213 11 1,7%
Marien-Schule GS 219 12 1,5%
Mihlenweg-Schule GS 184 1,6%
Paul-Gerhardt-Schule GS 208 1,6%
Paul-Klee-Schule GS 398 2,2%
Pestalozzi-Schule GS 260 13 2,0%
Rangenberg-Schule GS 90 0,5%
Schule am Meer-GS GS 91 0,6%
Schule am Meer-SEKI SEKI 241 12 1,7%
Schule am Stadtpark GS 238 0 1,3%
Schule an der Wakenitz-GS GS 172 6 1,3%
Schule an der Wakenitz-SEKI SEKI 369 10 2,9%
Schule Falkenfeld GS 126 10 1,3%
Schule Grénauer Baum GS 182 14 1,2%
Schule Lauerholz GS 334 1,9%
Schule Marli GS 192 1,5%
Schule Roter Hahn GS 244 10 2,4%
Schule Tremser Teich-GS GS 263 2,0%
Schule Tremser Teich-SEKI SEKI 413 3,2%

Seite: 11/14
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Gewichtungs-
Schulen Ig. SuS ohne Daz | DaZ | anteil
Schule Utkiek GS 140 1,1%
Stadtschule Travemiinde GS 192 7 1,3%
Trave-GGemS-GS GS 151 0 1,1%
Trave-GGemS-SEKI SEKI 397 12 3,0%
Willy-Brandt-Schule-GS GS 158 11 1,5%
Willy-Brandt-Schule-SEKI SEKI 290 3 2,2%
gesamt GS, GemS 13.482 | 318 100,0%

Seite: 12/14
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Anlage 4: Stellenverteilung Schulsozialarbeit

Neuplanung
Grundschulen Stellen 2018/19 | ab 2020
Bugenhagen-Schule 0,2 0,5
Dom-Schule 0,2 0,5
Grundschule am Koggenweg 0,5 0,8
Grundschule Eichholz 0,5 0,5
Grundschule GroRsteinrade 0 0,1
Grundschule Lubeck-Niendorf 0,1 0,1
Grundschule Schénbocken 0 0,1
Kahlhorst-Schule 0,5 0,7
Kaland-Schule 0 0,5
Luther-Schule 0,3 0,5
Marien-Schule 0,3 0,5
Mihlenweg-Schule 0,3 0,5
Paul-Gerhardt-Schule 0,3 0,5
Paul-Klee-Schule 0,4 0,5
Pestalozzi-Schule 0 0,5
Rangenberg-Schule 0 0,2
Schule am Stadtpark 0,2 0,5
Schule Falkenfeld 0,4 0,4
Schule Grénauer Baum 0 0,5
Schule Lauerholz 0,3 0,5
Schule Marli 0,5 0,5
Schule Roter Hahn 0,5 0,5
Schule Utkiek 0 0,2
Stadtschule Travemiinde 0 0,5
gesamt 5,5 10,6

Neuplanung
Gemeinschaftsschulen Stellen 2018/19 | ab 2020
Albert-Schweitzer-Schule 0,8 1,2
Baltic-Schule 1,7 2,2
Emanuel-Geibel-Schule 0,5 0,9
Geschwister-Prenski-Schule 1 1
Gotthard-Kiihl-Schule 1,4 1,7
Grund- und Gemeinschaftsschule St. Jiirgen 2 2
Heinrich-Mann-Schule 1,2 1,5
Holstentor-Gemeinschaftsschule 1 1,4
Julius-Leber-Schule 1,5 1,5
Schule am Meer 0,5 0,7
Schule an der Wakenitz 1,4 1,4
Schule Tremser Teich 1 1,5
Trave-GGemS 1,3 1,5
Willy-Brandt-Schule 1 1
gesamt 16,3 19,5
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Neuplanung
Gymnasien Stellen 2018/19 | ab 2020
Carl-Jacob-Burkhardt-Gymnasium 0,5 0,5
Ernestinenschule 0,5 0,5
Johanneum 0,5 0,5
Katharineum 0,5 0,5
Oberschule zum Dom 0,5 0,5
Thomas-Mann-Schule 0,5 0,5
Trave-Gymnasium 0,2 0,4
gesamt 3,2 3,4

Anlagen :
Anlage 1: Konzept Schulsozialarbeit an Lubecker Schulen

Senatorin Kathrin Weiher

Seite: 14/14
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Hansestadt LUBECK =

Fachbereich Kultur und Bildung
Bereich Schule und Sport

Konzept Schulsozialarbeit in der Hansestadt Libeck
Stand: Mai 2019
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1. Bildungssituation von Kindern und Jugendlichen

Durch den gesellschaftlichen Wandel Deutschlands zur Informations- und Wissensgesellschaft
kommt der Bildungskultur eine immer héhere Bedeutung zu. Bildung entscheidet Gber berufliche,
soziale und kulturelle Teilhabe und ist Voraussetzung fiir Chancengleichheit und soziale
Gerechtigkeit.

Bildung als ganzheitlicher Prozess beinhaltet kognitive Wissensvermittlung ebenso wie die
Entfaltung personlicher Potenziale. Schulsozialarbeit erganzt die formale Wissensvermittlung und
den schulischen Erziehungsauftrag insbesondere im Bereich nicht formaler und informell
erworbener Kompetenzen. Angebote von Schulsozialarbeit erschlieBen Bildungswelten durch
Partizipation und Inklusion.

Schulsozialarbeit férdert Schiler/innen in ihren persénlichen und sozialen Kompetenzen sowie in
ihrer Lern- und Leistungskompetenz mit dem Ziel, eine Schulkultur zu gestalten, die die
Potenzialentfaltung von Schuler/innen durch Wertschatzung und gemeinsames Lernen ermaoglicht
und Bildungsbenachteiligung verhindert.

2. Grundsatze von Schulsozialarbeit in Libeck

Schulsozialarbeit ist eine Leistung der Jugendhilfe auf der Grundlage des § 13 SGB VIII. Sie
bildet eine Erg&nzung zum schulischen Erziehungsauftrag der Lehrkréfte gemal § 4 Schulgesetz
Schleswig-Holstein.

Zielgruppe der Schulsozialarbeit sind alle Schilerinnen und Schuler in der Hansestadt Libeck.
Ziel ist die praventive Férderung der sozialen Kompetenzen und das Angebot von Hilfen far
Kinder und Jugendliche mit ihren Familien und ihrem Umfeld.

Uber die Schulsozialarbeit werden Angebote und Methoden der Jugendhilfe verbindlich in den
Schulalltag integriert. Schulsozialarbeit arbeitet sozialrdumlich, d.h. eng vernetzt mit den Schulen
im Umfeld und weiteren Kooperationspartnern vor Ort.

Die Ausrichtung von Schulsozialarbeit wird an den jeweiligen Schulen im Rahmen einer
Kooperationsvereinbarung zwischen den Schulstandorten und dem Schultrager festgelegt und
basiert auf einer gleichberechtigten Kooperation.

Die Einrichtung und personelle Ausstattung ,padagogischer Inseln“ oder Trainingsrdumen zur
Unterstlitzung von Schiler/innen mit Lern- oder Verhaltensproblemen ist grundsatzlich Aufgabe
der Lehrkréfte.

3. Schulsituation in Lubeck im Schuljahr 2018/2019

Im Schuljahr 2018/2019 werden 19.675 Schiler/innen an 55 allgemein bildenden Schulen
beschult (35 Grundschulstandorte, 14 Gemeinschaftsschulen, 7 Gymnasien sowie 5
Forderzentren)®.

Die Schilerzahlen sind im Vergleich zum Vorjahr um 0,7% gesunken, landesweit um 0,2%. An
den Grundschulen sind die Schilerzahlen um 0,8% gesunken, in den Gemeinschaftsschulen stieg
die Zahl um 0,2%. An den Gymnasien ist die Schulerzahl um 0,5% gesunken.

Die Geschlechterverteilung an Grundschulen und Gemeinschaftsschulen ist nahezu paritatisch.
An den Férderzentren tberwiegen die Jungen mit 70%, an den Gymnasien mit 52% die Madchen.
Der Anteil auslandischer Schuler/innen liegt bei ca. 9,1% und variiert von 4% an den Gymnasien
bis 11% an den Gemeinschaftsschulen und 13% an den Forderzentren. In den Grundschulen ist

! Quelle fur alle Daten, soweit nicht anders gekennzeichnet, ist der Bildungsbericht: Schulstatistik der allgemein
bildenden Schulen der Hansestadt Lubeck Schuljahr 2018/19 des Bereiches Schule und Sport von November 2018.
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der Anteil von 6% im Jahr 2014/15 auf 11,3% im Jahr 2018/19 gestiegen. 194 Grundschulkinder
besuchen die DaZ-Basisstufe.

Im Rahmen des Konzepts ,Ganztag an Schule* ist es gelungen, fachliche Standards in der
Schulkindbetreuung einzufihren und eine gemeinsame Basis von Vor- und Nachmittag zur
Qualitatsentwicklung auf den Weg zu bringen. Derzeit erfolgt der Ausbau in der Sekundarstufe I.
Im Schuljahr 2018/19 nehmen 4.047 Kinder am Ganztag teil.

An den 5 Lubecker berufsbildenden Schulen in den Bereichen Gesundheit und Ernahrung, Hotel-
und Gaststattengewerbe, Sozialwesen, Technik sowie Wirtschaft und Verwaltung befinden sich im
Schuljahr 2018/19 10.342 Schuler/innen, darunter sind 41% weibliche Schiiler/innen und 464
DaZ-Schuler/innen. Die Schulerzahl ist um 2% im Vergleich zum Vorjahr gesunken, es wurden
deutlich mehr DazZ-Schuler/innen beschult.

4. Organisationsstruktur

Die Schulsozialarbeit in Lubeck beruht auf 3 Saulen, organisiert Uber den Bereich Schule und
Sport der Hansestadt Libeck:

1. Schulsozialarbeiterteams in allen 11 Sozialrdumen

2. Kooperative Erziehungshilfe (KEH) fur Einzelfdlle im Rahmen von schulischer
Erziehungshilfe

3. Projekte zur gezielten Schwerpunktarbeit Uber freie Trager

Aufbaustruktur Schulsozialarbeit

Leitung Hansestadt Liibeck, FB 4 Kultur und Bildung
Bereich 4.401 Schule und Sport

Lenkungsrunde

Stadtische
Kindertageseinrichtungen

Schulamt in der

HL Familienhilfe || Jugendarbeit

Jugendhilfeplanung

Koordination Schulsozialarbeit

Kooperative Schulsozialarbeit Projekte
Erziehungshilfe im Sozialraum Schulsozialarbeit

11 Sozialrdume Standorte: |:| |:| |:| |:| |:| |:| |:| |:| |:| |:|
14 GemS, 7 Gymn, 14 GS

33 MA auf 25 Stellen
2-4 MA (1-3,5 Stellen) je halbjéhrliche Konferenzen Schulsozialarbeit
Sozialraum Al mit Dokumentation \

55 Schulen, 19.675
Schiiler/innen (SuS)

1-9 Schulen je Sozialraum
@ 1.800 SusS je Sozialraum
1 Stelle je 787 SuS
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In der 4. Lubecker Bildungskonferenz am 8.4.2011 mit dem Thema der Weiterentwicklung von
Schulsozialarbeit wurden Handlungsempfehlungen zu den Aufgabenfeldern und zur
Organisationsform von Schulsozialarbeit herausgearbeitet.

Aus diesen Empfehlungen heraus entstand die sozialraumliche Organisationsform von
Schulsozialarbeit vor Ort in 11 SozialrAumen mit damals noch 11 Gemeinschaftsschulen als
Standorten sowie die Kooperative Erziehungshilfe der beiden Forderzentren als zentrale
Krisenintervention fir alle Libecker Schulen. Schulsozialarbeit in Form von Projekten durch freie
Trager wurde als Erganzung vorgesehen.

Die konzeptionellen Eckpunkte der Schulsozialarbeit wurden im Jugendhilfe- und Schul- und
Sportausschuss im November 2011 zustimmend zur Kenntnis genommen. Der Beschluss zum
Ausbau der Schulsozialarbeit an Grundschulen um 8 Stellen wurde in der Blrgerschaftssitzung im
Frihjahr 2016 bestatigt. Am 21.2.19 erfolgte die Zustimmung zum Ausbau um 2,5 Stellen fir die
Grundschulen und der Auftrag zur Erstellung eines Berichts mit der Darlegung einer adaquaten
Ausstattung von Schulsozialarbeit bis zur Sommerpause.

Standorte Schulsozialarbeit

14 Gemeinschaftsschulen, m|
7 Gymnasien,

13 Grundschulen

Schule am Meer

Traveminde

Schule Roter Hahn

/w Kiicknitz | n

Trave-Gymnasiu
O Trave-Grund-und
Gelzmeins héfts$chule

illy-Brandt-Schule

Marien-Schule
Sch_ule Marli

Em ntﬂ%elbel—GemS

C.J.Burckhardt=
Gymnasium

Lolr >

sid nI:I
Luther-Schule ggems st. Ji gen
Heinrich-Mann-Schule

chule Eichholz

Moisling

St. Jurgen

Legende

n Schulsozialarbeit im Sozialraum

u Fachstelle KEH

0 5 km

Kartengrundlage: Hansestadt Libeck, Abt. Statistik
Kartographie: Dr. Gerhard Bender
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5. Personal- und Finanzausstattung

Seit 2015 hat das Land Schleswig-Holstein Uber § 28 Finanzausgleichsgesetz (FAG) die
Finanzierung tUbernommen, in Umsetzung durch das Ministerium fir Bildung, Wissenschaft und
Kultur. Far 2019 werden ca. 1,6 Mio. Euro zur Verfigung gestellt, die zusatzlich zur bisherigen
kommunalen Finanzierung der Schulsozialarbeit eingesetzt werden.

Schulsozialarbeit hat bis zum Jahr 2011 in Lubeck an 4 Schulstandorten (den damaligen
Gesamtschulen und der Holstentor-Gemeinschaftsschule) mit je einer Stelle stattgefunden,
erganzt durch die Kooperative Erziehungshilfe.

Anfang 2012 wurden 10,5 Stellen fur die Schulsozialarbeit vor Ort neu eingerichtet. Die
Stellenermittlung je Sozialraum erfolgte sozialdatenbezogen anhand der Schilerzahlen, DaZ-
Zentren (Deutsch als Zweitsprache), Lerngruppen Erziehungshilfe (LEH) sowie mittels
Sozialdatengewichtung (ALG I/lI-Empfanger, U25 mit Migrationshintergrund).

Im Jahr 2016/17 konnte durch Umwidmung von Projektmitteln haushaltsneutral ein Ausbau der
Schulsozialarbeit auf 30 Stellen erfolgen, hierunter 25 Stellen fir die Schulsozialarbeit vor Ort an
Schule und 3,5 Stellen in der kooperativen Erziehungshilfe. Fir das Schuljahr 2019/20 ist die
Besetzung von 2,5 Stellen an Grundschulen vorgesehen.

Die Stellen sind mit 38 Sozialpadagog/innen bzw. Erzieher/innen mit Zusatzqualifikationen
besetzt. Bei der Stellenbesetzung wurde besonderes Gewicht auf eine moglichst paritatische
Geschlechterverteilung im Sozialraum und auf kulturelle Kompetenzen gelegt. 13 Mitarbeiter sind
mannlich (knapp 50% der Stellenanteile Schulsozialarbeit vor Ort), 4 Mitarbeiter/innen verfiigen
Uber einen Migrationshintergrund. Zudem ist eine Anerkennungsstelle fir Jahrespraktikant/innen
eingerichtet sowie eine halbe Verwaltungsstelle. Es steht ein eigener Sachmitteletat zur
Verfligung.

Die Dienst- und Fachaufsicht liegt beim Bereich Schule und Sport der Hansestadt Libeck. Die
Abteilungsleitung  Bildungsmanagement, zu deren Aufgabe auch die Koordination
Schulsozialarbeit gehort, ist mit 1,5 Stellen durch 2 Sozialpadagoginnen besetzt. Darliber hinaus
zahlen die Organisation von Ganztag an Schule, Projektvergabe an freie Trager sowie die
Koordination fir die Themen Bildungsmonitoring, Bildungsportal, Inklusion, Ubergang Schule-
Beruf, Bildungskoordination Neuzugewanderte und KultKit, ein Kulturaustausch mit Danemark zu
den Aufgaben der Abteilungsleitung.

Die Biros der Schulsozialarbeit im Sozialraum befinden sich an allen Gemeinschaftsschulen
sowie an 2 Gymnasien und 14 Grundschulen. Die Kooperative Erziehungshilfe ist im Mai 2013
aus den beiden Férderzentren zu einer Fachstelle in der Innenstadt zusammengelegt worden.

RegelmaRige Fortbildungsreihen, monatliche Teamsitzungen, Einzel- und Gruppensupervision
sowie kollegiale Fallberatung und Praktikant/innen-Anleitung sichern eine hohe Qualitat der
padagogischen Arbeit. Die Koordinatoren tauschen sich zur Weiterentwicklung des
Schulsozialarbeitskonzeptes innerhalb der Stadte Schleswig-Holsteins sowie mit dem Bildungs-
und Sozialministerium aus.
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Die Stellen der Schulsozialarbeit vor Ort verteilen sich derzeit wie folgt:

Sozialraum Stellen | Biro - und Prasenzstandorte Schulen mit Prasenzzeiten Schulen ohne Prasenzzeiten
Innenstadt 3 GemS Emanuel Geibel, Oberschule zum Dom, Johanneum (Gymn)
Marien-Schule (GS) Ernestinenschule, Katharineum (Gymn)
Berend-Schréder-Schule (F62)
Dom-Schule (GS)
St. Jurgen 3,5 GGemsS St. Jurgen (2x) Paul-Klee-Schule (GS) Schule Grénauer Baum (GS)
Thomas-Mann-Schule (Gymn), Kaland-Schule (GS)
Kahlhorst-Schule (GS)
Moisling 1,75 GGemsS Heinrich-Mann Mihlenweg-Schule (GS)
Astrid-Lindgren-Schule (F62)
Schule Niendorf (GS)
Buntekuh 2,25 GGemS Baltic, Schule Schénbécken (GS)
Schule Koggenweg (GS) Schule GroR3 Steinrade (GS)
GS-Teil Baltic
St. Lorenz Sud 15 GemS Holstentor, Bugenhagen-Schule (GS)
Luther-Schule (GS)
St. Lorenz Nord A 1,75 GGemsS Tremser Teich, Paul-Gerhardt-Schule (GS) Schule Wilhelmshdhe (F62)
Schule Falkenfeld (GS)
St. Lorenz Nord B 3,25 GGemsS Julius Leber (2x), Pestalozzi-Schule (GS)
Carl-Jacob-Burckhardt-Gymnasium
GGemS Gotthard-Kihl (2x)
St. Gertrud A 15 GemsS Geschwister Prenski, Schule am Stadtpark (GS)
Schule Lauerholz (GS)
St. Gertrud B 2,5 GGemsS Albert Schweitzer, Maria-Montessori-Schule (F62)
GGemsS Schule an der Wakenitz
Schule Eichholz (GS)
Schule Marli (GS)
Schlutup 1 GGemS Willy Brandt
Kicknitz, 3 GGemsS Trave, Trave-Gymnasium, Schule Utkiek (GS)
Travemiinde Schule Roter Hahn, Schule Rangenberg (GS)
GGemsS Schule am Meer Matthias-Leithoff-Schule (F6Z)
Stadtschule Travemiinde
Lubeck gesamt 25 28 Kern standorte Schulsozialarbeit 14 Prasenzstandorte Schulsozialarbeit 11 Standorte ohne Schulsozialarbeit

GemsS = Gemeinschaftsschule, GS = Grundschule, Gymn = Gymnasium, F6Z = Forderzentrum, 2x = 2 Schulstandorte
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6. Ziele von Schulsozialarbeit

Schulsozialarbeit ist vor Ort an Schule tatig und fordert junge Menschen in ihrer individuellen,
sozialen, schulischen und beruflichen Entwicklung, um Bildungsbenachteiligungen abzubauen.?

Verbesserung der Lebens- und Lernbedingungen von Kindern und Jugendlichen
Beteiligung an der Schulentwicklung und Umgestaltung zur inklusiven Schule als offener
Lern- und Lebensort fir alle Schiiler/innen

Integration der Schule in den Sozialraum

Vernetzung und Kooperation von Schule und anderen Institutionen

Forderung der Personlichkeitsentwicklung von Schiler/innen inkl. Gender-Aspekten
Forderung sozialer Kompetenz, der Konfliktfahigkeit und konstruktiver Konfliktldsungen
Forderung der Berufs- und Lebensplanung

Unterstitzung bei Krisen in Schule, Familie und Umfeld

Motivierung der Eltern zur Mitwirkung bei schulischen Prozessen

Forderung der Erziehungskompetenz der Eltern

Beratung der Lehrkrafte in sozialpadagogischen Fragen

VVVVVVVVYVY VY

7. Zielgruppen

Schulsozialarbeit im Sozialraum richtet sich an alle Schiiler/innen der Klassen 1-13, an ihre Eltern,
Erziehungsberechtigte und Lehrkrafte. Auf der Basis des UN-Abkommens Uber die Rechte von
Menschen mit Behinderungen sowie des Inklusionsberichtes des Landes Schleswig-Holstein
richtet sich Schulsozialarbeit an die Schulerschaft in der ganzen Bandbreite ihrer Heterogenitat
mit dem Recht auf Teilnahme an Bildung fir alle.

Die Kooperative Erziehungshilfe (KEH) richtet sich an Schuler/innen mit Beeintrachtigungen der
emotionalen und sozialen Entwicklung, die in ihren Bildungs-, Lern- und
Entwicklungsmoglichkeiten eingeschréankt sind. Besondere Zielgruppen sind Schiler/innen mit
Schulmidigkeit, Absentismus, reduzierter Gruppenfahigkeit und/oder aggressivem bzw.
auffalligem Ruckzugsverhalten sowie Schuler/innen ohne Anschluss an eine altersgemalie
Lerngruppe.

Bei ihrer Ausgestaltung bericksichtigt die Schulsozialarbeit gema 89 SGB VIl die
unterschiedlichen Lebenslagen und individuellen Bedirfnisse von Madchen und Jungen und
fordert die Gleichstellung der Geschlechter und Sensibilisierung fur Geschlechterrollen.

Schulsozialarbeit beriicksichtigt die kulturelle Vielfalt an Schule in der Gestaltung von Beratung
und Elternabenden. Im Team Schulsozialarbeit finden sich eigene Migrationshintergriinde und
turkische, persische, aserbaidschanische, russische, ukrainische, kroatische, serbische und
italienische Sprachkenntnisse.

8. Arbeitsfelder und Methoden

Schulsozialarbeit ist sowohl im préaventiven wie im interventiven Bereich tatig und bedient sich
hierzu Methoden der Einzelfallhilfe, Gruppen- und Gemeinwesenarbeit.?

Partizipation, Freiwilligkeit und Empowerment sind wesentliche Grundhaltungen und
Handlungsprinzipien. Schiler/innen sollen befahigt werden, ihre eigenen Starken zu nutzen und
selbstbestimmt zur Problemlésung einzusetzen. Hierdurch kénnen sie sich eigenverantwortlich in
das Schulsystem, die Familie und in die Gesellschaft einbringen.

% vgl. Speck 2014, S. 44
% Vgl. Speck 2006, S. 24
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Jede/r Schulsozialarbeiter/in arbeitet mit ihren/seinen individuellen Starken und Methoden, u.a.
systemisches Arbeiten, themenzentrierte Interaktion, Gesprachsfiihrungstechniken, Elternarbeit
(u.a. Starke Eltern - starke Kinder), erlebnis-, theater-, kunst-, medienpadagogische Methoden,
Streitschlichtung, No Blame Approach, Demokratiebildung (Ausbildung und Begleitung von
Klassensprecher/innen), Suchtpravention, Gestaltungstherapie, Sozialtherapie.

2017 wurden 15 Schulsozialarbeiter/innen insbesondere der Grundschulen weitergebildet zum/zur
Selbstbehauptungstrainer/in.

RegelmaRig finden Fortbildungen und Fachvortrage in den Teamsitzungen statt, u.a. zu den
Themen Professionelle Préasenz, Losungsorientierte Beratung, No-blame-Approach, Islamismus,
Klassenklima, Traumata, Heterogenitat der Schilerschaft im Rahmen von Gender, Umgang mit
Tod und Trauer, Inklusion, z.B. zu Impulskontrolle/Wutableitung, Autismus, Hochsensibilitat.

Gender und Cultural Mainstreaming werden in der Teamzusammenstellung im Sozialraum, bei
Neueinstellungen und bei Angeboten wie Sozialkompetenztrainings, Jungen- und Madchenarbeit
sowie Elternabenden berticksichtigt.

Die Haupttatigkeit der Schulsozialarbeit liegt in der Einzelberatung von Schiler/innen, Eltern und
Lehrkraften. An den Grundschulen findet eine verbindliche Durchfihrung von
Sozialkompetenztrainings statt. Schulsozialarbeit wird aber nicht nur als Krisenintervention aktiv,
wenn Probleme bereits bestehen, sondern beteiligt sich daran, Bildungswege erfolgreicher zu
gestalten und den Bildungsort Schule positiv zu besetzen. Im praventiven Bereich erfolgen
gruppenpadagogische Angebote wie Sozialkompetenztrainings, die Vermittlung von Projekten
und die Sozialraumvernetzung.

8.1. Aufgabenfelder von Schulsozialarbeit vor Orta  n Schule

Zu den Schwerpunkten der Liubecker Schulsozialarbeit zéhlen auf Basis der aktuellen
wissenschaftlichen Diskussion folgende Aufgabenfelder*

> Beratung von Schiller/innen, Eltern  ° und Lehrkréafte und Vermittlung von Hilfen

« Offene Beratungsarbeit fir alle Schiler/innen

« Entwicklung von Hilfeplanen im Tandem mit Lehrkraft ggf. unter Einbeziehung von
Sonderpadagog/innen,  Beratungslehrkraften,  Ganztagsmitarbeiter/innen,  Schul-
begleiter/innen, Beauftragten Berufsorientierung, Coaches Handlungskonzept etc.

e Vermittlung von Hilfen in Zusammenarbeit mit Kooperativer Erziehungshilfe bei
schulischen Problemen bzw. Jugendhilfe bei familiaren Problemen

« Beratung von Eltern, Organisation themenbezogener Elternabende und Elternkurse

e Beratung von Lehrkraften bei Problemlagen der Schiler/innen

» Sozialpadagogische Gruppenarbeit mit Klassen oder S chulergruppen
» Verbindliche Durchfuhrung von Sozialkompetenztrainings an Grundschulen
« Koordinierung + Durchfiihrung von Sozialkompetenztrainings in der Sekundarstufe
« Unterstlitzung bei der Durchfihrung von Klassenrat und Streitschlichterausbildung
« Bedarfsspezifische Angebote wie Konfliktmoderation, Mobbingpravention/-intervention
(No Blame Approach), Gewaltpravention, Suchtpravention, Kommunikationstraining,
Madchen-/Jungenarbeit, Lernmethoden, Lebensplanung

» Kooperation mit auRerschulischen Institutionen — so zialrdumliche Vernetzung
* Vernetzung mit Kooperationspartnern wie Beratungsstellen, Jugendfreizeiteinrichtungen
« Beteiligung an Stadtteilnetzwerken und Arbeitskreisen
« bedarfsabhéngig Initierung und Koordinierung von Projekten im Sozialraum
* Teilnahme an Arbeitskreisen (Frauen unterstiitzen Madchen, Manner fur Jungs, AG
Suchtvorbeugung, LAK Schulsozialarbeit)

* Speck 2014, S. 78
® Im Folgenden sind unter dem Begriff ,Eltern* auch Sorgeberechtigte zu verstehen.
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» Mitarbeit in schulischen Gremien und Schulkultur
« Kooperation mit Schulleitung und Lehrkréften (regelmafiiger Austausch)
» Mitwirkung bei der Schulentwicklung, z.B. bei der Erstellung von Sozialcurricula und der
Umagestaltung zur inklusiven Schule gemeinsam mit Schulbegleitung
« Teilnahme an Konferenzen, Elternabenden, Informationsveranstaltungen
* Mitwirkung am Ganztagskonzept mit zustandigen Tragern und Lehrkraften

8.2. Aufgabenfelder von Kooperativer Erziehungshilf e

Die Kooperative Erziehungshilfe arbeitet interventiv und ist fur Einzelfalle schulischer
Erziehungshilfe z.B. bei Verhaltensproblemen oder Absentismus zustandig. An den Grundschulen
mit Schulsozialarbeit vor Ort und an den weiterfUhrenden Schulen wird die Kooperative
Erziehungshilfe Uber einen Meldebogen nach Abstimmung mit der Schulsozialarbeit
eingeschaltet. An Grundschulen ohne Schulsozialarbeit vor Ort wird die Kooperative
Erziehungshilfe direkt durch die Schule informiert.

» Beratung von Schiler/innen, Eltern und Lehrkraften durch ein Team aus Sozial-
padagog/innen und Sonderschullehrkréaften in der Schule

Entwicklung einer individuellen Schulperspektive fur die Schilerinnen und Schiler
gemeinsam mit der Familie und der Schule

Suche nach einem geeigneten Lernort

Unterstiitzung und Begleitung von Ubergangen (Kita = Grundschule = weiterfilhrende
Schule = berufliche Mal3nahmen)

Hinfihrung und Begleitung zu besonderen Beschulungsmal3nahmen (Lerngruppe
Erziehungshilfe, Tiger-Klasse und TALENT)

Vermittlung eines padagogischen Praktikums (max. 4 Wochen)

Einrichtung einer kurzzeitigen sozialpadagogischen Intervention (KSI)

Erstellung von Kurzgutachten zur Schulbegleitung

VVV V VYV V

8.3. Aufgabenfelder der Koordination Schulsozialarb eit

Die Koordination Schulsozialarbeit ist fur die Steuerung der Sozialraumteams Schulsozialarbeit
zustandig und gemeinsam mit dem Schulamt fir die Kooperative Erziehungshilfe.

» Durchfuihrung der Lenkungsrunde Schulsozialarbeit (S.3, S.10)

» Durchfiihrung von Sozialraumkonferenzen zur Zielplanung und Aufgabenabstimmung der
Tatigkeit Schulsozialarbeit und KEH mit Schulleitungen

» Durchfuhrung monatlicher Teambesprechungen zu spezifischen Themen, teils mit
Expert/innen aus Beratungsstellen zu Themen wie Gewaltpravention, Gender,
Stralensozialarbeit, Impulskontrolle mit dem Ziel des kontinuierlichen Wissenserwerbs,
Reflexion des professionellen Handelns und zur Sicherung von Qualitatsstandards

» Steuerung und Weiterentwicklung der Konzeption (z.B. Migration, Inklusion, Fokus
Grundschulen, Absentismus)

» Jahresberichterstellung mit Auswertung der quantitativen und qualitativen Dokumentation

» Personalentwicklung, Wahrnehmung der Dienst- und Fachaufsicht, inkl. Zusammenarbeit
mit den Fachhochschulen bezlglich Anleitung im Anerkennungsjahr

» Organisation der Fortbildungsangebote fur Schulsozialarbeit

» Abstimmung mit Schulamt, Jugendhilfeplanung, Familienhilfe-Jugendamt, Jugendarbeit,
Kindertagesstatten, Kinder- und Jugendschutz, Beratungsstellen, Eingliederungshilfe,
Berufsbildenden Schulen

» Austausch mit den kreisfreien Stadten in Schleswig-Holstein zu Qualitatsstandards und

konzeptioneller Weiterentwicklung

» Austausch mit dem Ministerium fur Bildung, Wissenschaft und Kultur sowie Ministerium far
Soziales, Gesundheit, Jugend, Familie und Senioren des Landes Schleswig-Holstein

» Teilnahme an  kommunalen  Ausschissen  (Schul- und  Sportausschuss,
Jugendhilfeausschuss), Gremien und Arbeitskreisen wie Bildungsrunde, AG878 SGB VIII
mit UAGs, AG Soziales Lernen, Stadteverband AK Schulsozialarbeit)
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9. Kooperation

Das jeweilige Konzept mit Schwerpunkten der Zielsetzung fur Schulsozialarbeit im Sozialraum
wird in der Regel jahrlich in einer Konferenz auf die individuellen Bedingungen und Bedarfe der
Schulen im Sozialraum abgestimmt. An der Konferenz Schulsozialarbeit nehmen die Schulleitung,
das erweiterte Schulleitungsteam, die Schulsozialarbeiter/innen und die Koordination
Schulsozialarbeit teil.

Grundlage fur die Schulsozialarbeit ist die Kooperationsvereinbarung zwischen den Schulen und
dem Schultrager. Schulsozialarbeit soll im Schulprogramm sichtbar verankert sein. Der Zugang zu
Schulsozialarbeit ist durch Flyer, die Schulhomepage und die Homepage der Hansestadt Libeck
zu gewdhrleisten.

In der Lenkungsrunde Schulsozialarbeit werden mit dem Schulamt und den Bereichsleitungen der
Bereiche Familienhilfe-Jugendamt, Jugendarbeit, ggf. Kindertagesstatten, Jugendhilfeplanung
und Kooperative Erziehungshilfe regelmaiig Schnittstellen der Schulsozialarbeit abgestimmit.

In der AG Soziales Lernen treffen sich seit Herbst 2016 Schulamt, Bereich Jugendarbeit-
Kinderschutz und der Bereich Schule und Sport-Schulsozialarbeit, um Soziales Lernen in Schule
unter den Gesichtspunkten Erziehung, Bildung und Gesundheit systematischer zu beférdern, u.a.
durch die Entwicklung einer Rahmenkonzeption und Standards fir Projekte an Schulen. Im
November 2018 fand hierzu der Fachtag Soziales Lernen statt.

Im AK Absentismus wurde 2012/2013 in der Fachdiskussion mit Schulamt, Lehrkraften, KEH-
Mitarbeiter/innen und Schulsozialarbeiter/innen praxisorientiertes Material fir die Handreichung
Absentismus des Schulamtes entwickelt.

Enge Kooperationspartner sind der schulpsychologische Dienst, regionale und Uberregionale
Beratungsstellen wie z.B. Beratungsstelle Inklusive Schule/Autismus (BIS-Autismus), PROvention
- Praventions- und Beratungsstelle gegen religids begriindeten Extremismus oder Beratungs-
netzwerk gegen Rechtsextremismus (Beranet).

10. Qualitatssicherung: Dokumentation, Evaluation

Es erscheint ein jahrlicher Bericht der Libecker Schulsozialarbeit durch die Koordination
Schulsozialarbeit, der im Familien- und Bildungsportal veroffentlicht wird. Zum 2. Halbjahr
erstellen die Schulsozialarbeiter/innen eine schriftliche quantitative Evaluation sowie im Frihjahr
eine qualitative Dokumentation Uber 3 Monate, die als Grundlage fir die konzeptionelle
Weiterentwicklung dienen und in den Jahresbericht sowie im jahrlichen Kerndatenreport und in
den Kennzahlen der kommunalen Produktplanung einflieBen. Basis fir die Evaluationen sind die
Forschungsergebnisse und Umsetzungen im ESF-Programm ,Schulerfolg sichern” in Sachsen-
Anhalt von Prof. Dr. Karsten Speck®.

In Sozialraumkonferenzen, in der Regel jahrlich, wird die Schulsozialarbeit bezilglich der
Schwerpunktsetzung von Schulsozialarbeit, deren Ziele und Zielgruppen auf Grundlage der
Bedarfe im Sozialraum tberpruft und ggf. modifiziert.

Zur Dokumentation an den Schulen vor Ort stehen Schiler/inbogen mit Anamnese und
Verlaufsdokumentation, Schweigepflichtsentbindung, Gesprachsprotokollbégen, Formulare zur
Unterrichtshospitation, Kindeswohlgefahrdung, Projektauswertung sowie die Anlagen der
Handreichung Absentismus und der schulischen Erziehungshilfe zur Verfligung.

Sozialpadagog/innen und Sozialarbeiter/innen unterliegen der gesetzlichen Schweigepflicht nach
§203 StGB, dies st fur alle Lubecker Schulsozialarbeiter/innen grundlegend. Die
datenschutzrechtlichen Bestimmungen im Aufgabenfeld Schulsozialarbeit sind u.a. in der
Handreichung des ULD ,Datenschutz und Sozialarbeit an Schulen* festgelegt und sind
einzuhalten’. In der neuen Landesverordnung SchulDSVO von 2018 sind die Schnittstellen zur
Weitergabe von Daten in Schule geregelt.

® vgl. Speck 2006, sowie www.schulerfolg-sichern.de
" ULD-Handreichung Datenschutz und Sozialarbeit an Schulen 2011
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11. Projektmittel Schulsozialarbeit

Ziel der Projekte ist die Erganzung von Schulsozialarbeit im Sozialraum und der Téatigkeit der
Kooperativen Erziehungshilfe zur Starkung von Sozialen Kompetenzen.

Seit dem 1.2.2012 koénnen die Projektmittel Schulsozialarbeit in Hohe von insgesamt 480.000
Euro jahrlich in einem gemeinsamen Antrag von Schule, Schulsozialarbeit und einem freien
Trager aus dem Bereich der Jugendhilfe in Anspruch genommen werden.

Projektschwerpunkt an den allgemein bildenden Schulen ist das Training sozialer Kompetenzen,
u.a. Uber Theaterpadagogik, Erlebnispadagogik, Bewegungspadagogik sowie
geschlechtsspezifische und interkulturelle Angebote, Elternangebote wie Elternkurse und
Elternberatung.

An den funf berufsbildenden Schulen, Dorothea-Schlézer-Schule, Emil-Possehl-Schule, Friedrich-
List-Schule, Gewerbeschule fir Nahrung und Gastronomie sowie Hanse-Schule, werden die Mittel
fur die Kernaufgabe Schulsozialarbeit in der Einzelberatung mit etwa jeweils einer vollen Stelle
eines Schulsozialarbeiter/in je Schule durch einen freien Trager eingesetzt.

Die Daz-Angebote (Deutsch als Zweitsprache) der 5 berufshildenden Schulen konnten in den
vergangenen Jahren durch die Projektmittel Schulsozialarbeit ergénzt werden.

Im Jahr 2018 konnten 69 Projekte Uber freie Trager umgesetzt werden, ca. 5.900 Schiler/innen
wurden erreicht. Die Vielfalt der Trager und damit das breite Spektrum an inhaltlichen und
methodischen Angeboten wurden in den vergangenen Jahren sehr positiv bewertet. Die
Auswertung der standardisierten Projektberichte mit Rickmeldungen von Schulleitung,
Schulsozialarbeit und Tréager zeigt u.a. eine Zunahme von Sozialer Kompetenz bei den
Schuler/innen, die in vielen Projekten von Lehrkraften auch nach Beendigung der Projekte
sichtbar war.

Quellenverzeichnis

Bildungsbericht: Schulstatistik der allgemein bildenden Schulen der Hansestadt Libeck, Schuljahr
2018/19 des Bereiches Schule und Sport, November 2018.

Karsten Speck: Qualitdt und Evaluation in der Schulsozialarbeit: Konzepte, Rahmenbedingungen
und Wirkungen. Wiesbaden 2006.

Karsten Speck: Schulsozialarbeit. Eine Einfihrung. Minchen 2014

Landesverordnung lber die Verarbeitung personenbezogener Daten an offentlichen Schulen
(Schul-Datenschutzverordnung SchulDSVO). Kiel 2018

ULD (Unabhangiges Landeszentrum fir Datenschutz Schleswig-Holstein): Datenschutz und
Sozialarbeit an Schulen. Handreichung fir die Datenverarbeitung der Schulsozialarbeiterinnen
und Schulsozialarbeiter. Kiel 2011
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Hansestadt LUBECK

Bericht

Verantwortliche Bereiche:
5.660 - Stadtgriin und Verkehr

TOP 4.7

» Nr. VO/2019/07056

offentlich

Liibeck, 25.01.2019

Bearbeitung: Jens Johannsen (E-Mail: jens.johannsen@luebeck.de Telefon: 122-3230)

Hochschulstadtteil - Einrichtung eines eingeschrankten Haltverbots

in der Paul-Ehrlich-StraRe

Beratungsfolge:
Datum Gremium

01.04.2019 Senat

17.06.2019 Bauausschuss

18.06.2019 Hauptausschuss

20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Lubeck

Anlass:

Status Zustandigkeit

Nichtoffentlich zur Senatsberatung
Offentlich zur Kenntnisnahme
Offentlich zur Kenntnisnahme
Offentlich zur Kenntnisnahme

Beschluss der Blrgerschaft vom 30.08.2018 zu Punkt 5.2.2 - VO/2018/06351

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen:

Ergebnis:

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen

gem. § 47 f GO ist erfolgt: X

Begrindung:

Die MalRinahme ist:

Finanzielle Auswirkungen: X

Bericht:

3.327 Verkehrsangelegenheiten
Polizei
zustimmend

Ja

Nein

Es handelt sich um eine Weisungsaufgabe,
wo die Verfahrensweise gesetzlich vorgege-
ben ist.

neu

freiwillig

vorgeschrieben durch: Stralenverkehrsord-
nung (StVO)

Nein
Ja (Anlage 1)

In der Sitzung der Burgerschaft am 30.08.2018 wurde unter Punkt 5.2.2 (VO/2018/06351)
der folgende Erganzungsantrag der CDU-Fraktion beschlossen:
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Der Burgermeister wird beauftragt, folgende SofortmaRnahmen umzusetzen, um die berech-
tigten Interessen der Anwohner im Umfeld des Campus Libeck durchzusetzen:

1. Siedlung Stecknitz:

e Kennzeichnung derjenigen Flachen, die als Parkraum zur Verfigung stehen

¢ Kennzeichnung exponierter, frei zu haltender Flachen

e Einrichtung von Anwohnerparkrechten flr das Zeitfenster Mo — Fr, 08:00 Uhr —
18:00 Uhr

e Ausweis aller Parkflachen als Zonen mit begrenzter Parkdauer (mit Parkschei-
be maximal zwei Stunden) in der Zeit von 08:00 Uhr — 18:00 Uhr fir Nutzer oh-
ne Anwohnerparkrecht

2. StraBe Stadtweide

e Regelung analog Siedlung Strecknitz

3. Hochschulstadtteil, Paul-Ehrlich-StraRe

e Einrichtung eines eingeschrankten Haltverbots (Zeichen 286 nach StVO) in der
Paul-Ehrlich-Strale analog der Regelung in der Maria-Goeppert-Stralte (d.h.
Mo — Fr, 07:00 Uhr — 16:00 Uhr)

Regelmalige Kontrollen, um die Einhaltung der 0.g. Regelungen sicher zu stellen.
Sechs Monate nach Einfihrung der o.g. Regelungen ist der Blrgerschaft ein Zwischenbe-
richt zur Wirksamkeit der MaRnahme und ggf. Vorschlage zur Nachjustierung vorzulegen.

Zwischenantwort zu Beschluss 1 und 2:

Es handelt sich um Weisungsaufgaben, die im Rahmen der Vorschriften der Stral3enver-
kehrsordnung (StVO) zu prifen sind. Die Verwaltung wertet den Beschluss der Birgerschaft
als Prifauftrag.

Es sind umfangreiche insbesondere verkehrsplanerische und zeitintensive Prufungen erfor-
derlich, die nach den Vorschriften der StVO dann auch durch die Polizei, die Feuerwehr, den
Ordnungs- und Verkehrsdienst des Bereichs Verkehrsangelegenheiten sowie den Stralen-
baulasttrager beurteilt werden mussen. Die Entscheidung Uber die verkehrlichen Mal3nah-
men trifft dann die StralRenverkehrsbehérde. Nach Abschluss der Prifungen wird die Stra-
Renverkehrsbehorde iber das Ergebnis erneut berichten.

AbschlieBende Antwort zu Beschluss Nr. 3:

Auch bei der Anordnung von eingeschrankten Halteverboten handelt es sich um eine Wei-
sungsaufgabe, die im Rahmen der Vorschriften der StVO zu prifen ist. Die Verwaltung wer-
tet den Beschluss der Blrgerschaft daher als Prufauftrag.

Das nach den Regelungen der StVO vorgeschriebene Prifverfahren, ob ein zeitlich einge-
schranktes Haltverbot (Zeichen 286) in der Paul-Ehrlich-StraRe erforderlich ist, ist unter Be-
teiligung der Polizei, dem Ordnungs- und Verkehrsdienst des Bereichs Verkehrsangelegen-
heiten und dem Strallenbaulasttrager durchgefiihrt worden.

Laut Verwaltungsvorschriften zum Zeichen 286 ist das Zeichen dort anzuordnen, wo das
Halten die Sicherheit und FlUssigkeit des Verkehrs zwar nicht wesentlich beeintrachtigt, das
Parken jedoch nicht zugelassen werden kann, ausgenommen fiir das Be-und Entladen sowie
das Ein- und Aussteigen. Das Verbot ist in der Regel auf bestimmte Zeiten zu beschranken
(z. B. ,09:00 Uhr — 12:00 Uhr" oder ,werktags"). Des Weiteren durfen Verkehrszeichen nur
angeordnet werden, wenn besondere Umstande das zwingend erfordern (§ 45 Abs. 9 StVO).

Bei der Paul-Ehrlich-Stralle handelt es sich ab dem Lise-Meitner-Weg um eine Tempo-30-
Zone mit Parkstreifen. Zwischen der B207 und dem Lise-Meitner-Weg ist aufgrund der vor-
handenen Markierungen und dortigen Grundstlickszufahrten kein Parken auf der Fahrbahn
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moglich. Daher wurde nur der Bereich zwischen dem Lise-Meitner-Weg und dem Wende-
hammer (Tempo-30-Zone) geprift.

Die gesamte Paul-Ehrlich-Stralte verlauft sehr gerade, so dass die Sichtbeziehungen sehr
gut sind. Sie mundet in einem Wendehammer, von dem die Carl-Muhlenpfordt-Stralle abge-
ht. Der Linienverkehr wird zudem nur auf der Strecke Paul-Ehrlich-Stral3e — Dorothea-Erxle-
ben-Stralle und zuriick gefiihrt.

Das vorgeschlagene Zeichen 286 soll fur die Fahrbahn angeordnet werden. Eine Begrun-
dung fir dieses Haltverbot war im Antrag leider nicht enthalten. Dort ist aber wegen der
Parkstreifen ein Parken nur vor den Bauminseln auf der Fahrbahn mdglich, die lang genug
sind, um davor ein Fahrzeug abzustellen. Aufgrund der Fahrbahnbreite von 6,50 m kann nur
einseitig davor geparkt werden.

Von keinem an der Prufung Beteiligten konnten aber durch die auf der Fahrbahn vor den
Bauminseln parkenden Fahrzeuge Verkehrsbehinderungen oder —gefahrdungen festgestellt
werden. Sie sind zudem eher ein Vorteil, weil sie dadurch zur Einhaltung bzw. zur Reduzie-
rung der Hochstgeschwindigkeit von 30 km/h flihren. FuRgangerquerungen sind daher auch
aullerhalb des dortigen FulRgangeriberwegs jederzeit moglich. Das gewiinschte Anordnen
eines eingeschrankten Haltverbots ist daher rechtlich nicht mdglich.

Es wurde im Ubrigen in der Vergangenheit bereits mehrmals gepriift. Das Ergebnis war da-
bei aber immer, dass keine besonderen Umstande vorliegen, die das Anordnen zwingend
erfordern wirden. Von Beschwerdefiihrenden wurden nachfolgend dargestellte Fotos als
Grund fir die Anordnung eines eingeschrankten Haltverbots eingereicht:

Siehe Anlage 1

Gerade diese Aufnahmen zeigen, dass eine Regelung Uber Verkehrszeichen eben nicht er-
forderlich ist. Daher wird die Stralenverkehrsbehérde ein eingeschranktes Parkverbot nicht
anordnen.

Allenfalls treten Verkehrsbehinderungen flir das Ein- und Ausparken von dem Seitenstreifen
auf, wenn Fahrzeuge neben der Bauminsel geparkt werden. Dieses Problem kann allerdings
auch nicht durch das Herausziehen/Vergrofern der Bauminseln geldst werden. Dann wiirde
ja die Bauminsel als Hindernis die Ein- und Ausparkvorgange beeintrachtigen. Ein Losungs-
ansatz ware nach diesseitiger Auffassung eventuell die Einrichtung einer Schragaufstellung
des Parkens. Dies wiirde allerdings die génzliche Uberplanung des flieRenden und ruhenden
Verkehrs in der Paul-Ehrlich-Strale nach sich ziehen.

Anlagen :
Anlage 1 - Fotos

Senatorin Joanna Hagen
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Hansestadt LUBECK

Bericht

Verantwortliche Bereiche:
5.610 - Stadtplanung und Bauordnung

TOP 4.8

» Nr. VO/2019/07572

offentlich

Liibeck, 06.05.2019

Bearbeitung: Achim Selk (E-Mail: achim.selk@luebeck.de Telefon: 122-6123)

Soziale Stadt Moisling - Sachstand und Ausrichtung der stadtebau-

lichen GesamtmafRnahme

Beratungsfolge:
Datum Gremium

20.05.2019 Senat

04.06.2019  Ausschuss fir Soziales

06.06.2019  Jugendhilfeausschuss

17.06.2019 Bauausschuss

18.06.2019 Hauptausschuss

20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Libeck

Anlass:

Status Zustandigkeit

Nichtoffentlich zur Senatsberatung
Offentlich zur Kenntnisnahme
Offentlich zur Kenntnisnahme
Offentlich zur Kenntnisnahme
Offentlich zur Kenntnisnahme
Offentlich zur Kenntnisnahme

Die Hansestadt Lubeck beteiligt sich mit der stadtebaulichen GesamtmalRnahme Moisling am

Stadtebauférderungsprogramm ,Soziale Stadt®.

Der Handlungsrahmen fir die MalRnahmen-

umsetzung wurde mit dem Birgerschaftsbeschluss zum Integrierten Entwicklungskonzept
(IEK) am 25.02.2016 definiert. Der vorliegende Bericht stellt den aktuellen Sachstand der
Umsetzung sowie die konzeptionelle Ausrichtung der GesamtmafRnahme dar.

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen:

Ergebnis:

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen X

gem. § 47 f GO ist erfolgt:

Begrindung:

Die Umsetzung des Stadtebaufoérderungspro-
gramms ,Soziale Stadt* wird seit Januar
2013 durch eine fachbereichsubergreifende
Lenkungsgruppe begleitet und koordiniert.
Stellvertretend fiir die Fachbereiche wirken in
der Lenkungsgruppe mit:

2.500 Soziale Sicherung

3.390 Umwelt-, Natur- und Verbraucherschutz
4.041 Fachbereichsdienste

1.160 Frauenbiiro

zustimmend

Ja

Nein

Eine zielgruppenspezifische Beteiligung von
Kindern und Jugendlichen erfolgt insbeson-
dere im Rahmen der Umsetzung von Einzel-
maflinahmen.
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Die Malinahme ist: neu
X | freiwillig
vorgeschrieben durch:

Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja (Anlage 1)

Bericht:

Seit 2016 befindet sich die GesamtmalRnahme Moisling forderrechtlich in der Durchflhrung.
In dieser Zeit wurden das Quartiersmanagement eingerichtet, Informations- und Beteili-
gungsstrukturen aufgebaut und erste EinzelmaRnahmen planerisch vorbereitet. Der Schwer-
punkt der investiven Einzelmallnahmen liegt — im Sinne des Férderprogramms — in der Auf-
wertung von Wohnumfeld und 6ffentlicher Infrastruktur. Die FérdermaRnahmen stehen z. T.
in Verbindung mit weiteren stadtischen oder privaten Vorhaben. Hinsichtlich der Schltssel-
projekte der Einzelmallnahmen ergeben sich vor diesem Hintergrund folgende aktuelle
Sachstande und konzeptionelle Ausrichtungen (zur rdumlichen Verortung siehe Anlage 1):

Handlungsfeld Offentlicher Griin- und Freiraum

Ein grolRes Potenzial der Stadtteilentwicklung liegt in der Aufwertung des o6ffentlichen Griin-
und Freiraums, insb. der dort befindlichen Spielplatze und Wegeverbindungen. Zur zielgrup-
penspezifischen Beteiligung wurden bereits mehrere Beteiligungsformate durchgefiihrt. Auf
Grundlage eines Ubergeordneten Griinkonzepts fur das gesamte Fordergebiet werden im
Rahmen der ,Sozialen Stadt* drei MalRhahmenbereiche umgestaltet:

- Spiel- und Bolzplatz ,Auf der Kuppe® (Anlage 1, Nr. 1): Die Anderung dieser ErschlieRungs-
anlage ist die erste investive Einzelmalinahme, die in Moisling realisiert wird. Der Baubeginn
erfolgt voraussichtlich Mitte Mai 2019, die Fertigstellung ist zum Ende des Jahres vorgese-
hen. Geschaffen wird ein attraktiver Spiel- und Bewegungsbereich flr alle Altersgruppen, der
inhaltlich einen Schwerpunktspielplatz fiir Jugendliche definiert. Die Umgestaltung des Spiel-
und Bolzplatzes geht einher mit der Anpassung von Wegeverbindungen und der Schaffung
von zusatzlichen Sitzgelegenheiten im Griinzug. Die Bausumme betragt 740.000 €, die zu
100 % aus Stadtebauférderungsmitteln (3/3) finanziert wird.

- Grinzug ,Rotkappchenweg“ & Grinbereich ,Am Wilhelm-Waterstrat-Weg*“ (,Ententeich®):
Aktuell wurden Planungsleistungen vergeben, um im Herbst des Jahres Fdorderantrage fir
zwei weitere EinzelmalRnahmen zur Umgestaltung von 6ffentlichem Grin- und Freiraum stel-
len zu kénnen. Die Aufstellung der Entwurfsplanungen wird unter Information und Beteiligung
der Offentlichkeit erfolgen. Die baulichen Umsetzungen dieser MaRnahmen sind ab 2020
vorgesehen.

Im Griinzug ,Rotkappchenweg® (Anlage 1, Nr. 2) soll — gemall dem vorliegenden Griinkon-
zept — die zentrale Wegeverbindung gestarkt und in Teilen als Aktions-/Aufenthaltsraume
ausgebaut werden. Weiterhin soll insbesondere der innenliegende Spielplatz verandert und
bedarfsgerecht als Schwerpunktspielplatz flir Kinder gestaltet werden. Die vorgesehene Bau-
summe betragt 715.000 €, die grundsatzlich zu 100 % aus Stadtebauférderungsmitteln (3/3)
finanziert werden kann.

Der Grinbereich ,Am Wilhelm-Waterstrat-Weg“ (Anlage 1, Nr. 3) soll zu einem naturnahen
Spiel- und Aufenthaltsbereich aufgewertet werden. Das Gewasser (,Ententeich®) soll in die
Umgestaltung einbezogen werden. Die vorgesehene Bausumme betragt 160.000 €, die
grundsatzlich zu 100 % aus Stadtebauférderungsmitteln (3/3) finanziert werden kann.

MaRnahmenbereich ,Neue Mitte” Moisling

Seite: 2/5

156 von 381 in Zusammenstellung



TOP 4.8

Die Neuordnung und Gestaltung der ,Neuen Mitte” ist die zentrale Zielsetzung der Gesamt-
malinahme Moisling (Anlage 1, Nr. 4). Im IEK sind dazu bereits mehrere entsprechende Ein-
zelmalRnahmen bzw. Kostenansatze dargestellt. Diese gehen einher mit vorgesehenen pri-
vaten baulichen MalRRnahmen, insb. von der Grundstlicks-Gesellschaft TRAVE mbH (Woh-
nungsbau/-sanierung) und der DB AG (Einrichtung des Bahnhaltepunkts Moisling), so dass
in dem raumlichen Teilbereich eine Bundelung von (Infrastruktur-)MaRnahmen, Instrumenten
und Investitionen stattfindet.

Grundlegend fur die Neuordnung und die Umsetzung von Fordermalinahmen im Rahmen
der ,Sozialen Stadt” ist die Durchflihrung eines stadtebaulich-freiraumplanerischen Wettbe-
werbs, der voraussichtlich im Mai/Juni 2019 ausgelobt wird. Inhalte und Anforderungen des
Wettbewerbs sind mit den Eigentimern bzw. Betroffenen sowie dem Fordermittelgeber ab-
gestimmt. Nach Abschluss des Wettbewerbsverfahrens — voraussichtlich Ende des Kalen-
derjahres 2019 — wird flr das Teilgebiet der ,Neuen Mitte“ ein Rahmenplan bzw. eine Bau-
leitplanung aufgestellt, um die planungsrechtlichen Voraussetzungen fir die Realisierung zu
schaffen.

Ubergeordnete Ziele fiir die ,Neue Mitte“ Moisling sind die Starkung des zentralen Versor-
gungsbereichs und der 6ffentlichen (sozialen) Infrastruktur, die Bereitstellung von kulturellen,
offentlichen und Dienstleistungsangeboten, die Schaffung von neuem Wohnungsbau bzw.
die Anpassung des Wohnbestands sowie die Realisierung von Aufenthaltsflachen (,Stadtteil-
platz®) und neuen Verbindungen. Es soll ein attraktives und funktionierendes Stadtteilzen-
trum, das in seiner Gestaltung und Nutzung als identitatsstiftender Mittelpunkt fungieren
kann, entstehen.

Als investive Férdermalinahmen der ,Sozialen Stadt* sind in der ,Neuen Mitte“ Moisling vor-
gesehen:

- Freilegung: Die Freilegung von Grundstiicken ist im Zusammenhang mit der Beseitigung
stadtebaulicher Missstande und der Vorbereitung nachfolgender Baumafnahmen eine klas-
sische MalRnahme der Stadterneuerung. Fir die Freilegung, d. h. den Abriss von Gebauden,
steht gem. IEK ein Kostenansatz in Hohe von 500.000 € zur Verfliigung. Freilegungsmafnah-
men kdénnen grundsatzlich zu 100 % aus Stadtebauférderungsmitteln (3/3) finanziert werden.

- ,Stadtteilplatz: In der ,Neuen Mitte” soll eine 6ffentliche Aufenthaltsflache (,Stadtteilplatz®)
realisiert werden. Ihre Lage sowie eine angemessene GrofRe, Gestaltung und ggf. Einfas-
sung werden Uber den o. g. Wettbewerb abgeleitet. Mit dem ,Stadtteilplatz® soll ein Raum
geschaffen werden, in dem sich Menschen begegnen und aufhalten kénnen. Fir die Errich-
tung des ,Stadtteilplatzes® steht gem. IEK ein Kostenansatz in Héhe von 1,0 Mio. € zur Ver-
fligung. Als sog. ErschlieRungsanlage ist eine Realisierung zu 100 % Uber Stadtebauférde-
rungsmittel (3/3) grundsatzlich zuwendungsfahig.

- Familienzentrum/Kindertagesstatte: Im Zuge der Neuordnung ist die Errichtung eines Fami-
lienzentrums mit Kindertagesstatte vorgesehen, die mit einer Verlagerung und Erweiterung
der dort vorhandenen Einrichtung einhergeht. Ziel ist es, die Angebote an Kindertagesbe-
treuung und Familienbildung bedarfsgerecht anzupassen — und einen stadtebaulichen Miss-
stand zu beseitigen. In der angestrebten Konstellation unter Beteiligung des ortlichen Tra-
gers ist die Errichtung einer sog. Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung i. S. d. Stadtebaufér-
derung férderfahig, der Trager hat einen Eigenanteil von 20 % beizutragen. Es wird von ei-
nem Kostenansatz in Hohe von ca. 3,5 Mio. € ausgegangen, wovon 2,8 Mio. € grundsatzlich
Uber Stadtebauférderungsmittel (3/3) finanziert werden kénnen.

- ,Stadtteilhaus”: Im zuklinftigen Stadtteilzentrum sollen 6ffentliche Einrichtungen und Dienst-
leistungen untergebracht werden. Der Birgerservice (,Stadtteilbiro®), die Stadtteilbibliothek
und die Beratungsstelle des Jugendamtes der Hansestadt Libeck sollen baulich-raumlich
kombiniert und in einem zu errichtenden ,Stadtteilhaus® angesiedelt werden. Diese Anlauf-
stelle wird hinsichtlich Erreichbarkeit und Wahrnehmung von der ,Neuen Mitte“ und den dor-
tigen Nutzungen profitieren und stellt ihrerseits eine sinnvolle Nutzungskombination hinsicht-
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lich der zentralértlichen Funktion dar. Ein solches ,Stadtteilhaus® ist férderrechtlich ebenfalls
als sog. Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung zu betrachten und kann grundsatzlich zu
100 % aus Stadtebauférderungsmitteln (3/3) finanziert werden. Es wird von einem Kostenan-
satz in H6he von ca. 3,5 Mio. € ausgegangen.

In Verbindung mit den o. g. FordermaRnahmen sind verschiedene (privat-)wirtschaftliche
Investitionen in Nahversorgung, Dienstleistungen/Gewerbeflachen und Wohnungsbau vorge-
sehen, die allesamt zur Ausgestaltung eines Stadtteilzentrums beitragen. Die Hansestadt
Lubeck wird in diesem Kontext einen bestehenden Erbbaurechtsvertrag im Einvernehmen
mit dem Erbbaurechtsnehmer auflésen. Dieser Kostenansatz ist nicht forderfahig und daher
Uber den Haushalt abzubilden. Weiterhin ist in Kooperation mit der Grundstiicks-Gesellschaft
TRAVE in der ,Neuen Mitte” ein Neubau einer stadtischen Seniorlnnen-Einrichtung vorstell-
bar. Unabhangig vom Stadtebauférderungsprogramm hat die Hansestadt Libeck die stadt-
raumliche bzw. verkehrliche Anbindung des Bahnhaltepunkts herzustellen.

Die geplanten investiven FérdermaRnahmen ,Errichtung Familienzentrum/Kindertagesstatte*
und ,Stadtteilhaus® sind bislang nicht im IEK dargestellt und werden die Kosten- und Finan-
zierungsibersicht der GesamtmalRnahme verandern. Einzelne Kostenansatze aus dem IEK
konnen voraussichtlich im Sinne einer ,Gegenfinanzierung“ herangezogen werden, weil in-
haltliche MaRRnahmenverschiebungen absehbar sind. Dennoch ist von einer erforderlichen
Mittelaufstockung der Gesamtmalnahme in Héhe von ca. 6,0 Mio. € (3/3) auszugehen, von
der die Hansestadt Libeck einen Eigenanteil von ca. 1/3 leisten musste. Die Voraussetzung
daflir bzw. die entsprechende finanzielle Ordnung ist férderrechtlich tber einen kommunal-
politischen Beschluss zur IEK-Anpassung einzuholen — die entsprechende Mittelzuweisung
und Gegenfinanzierung wirde sich auf mind. funf Jahre erstrecken. Die Fortschreibung des
IEK inkl. Zwischenevaluation hat nach Durchfiihrung des Wettbewerbs zu erfolgen.

LAlte Schule® und ,Haus fur Alle*

Eine weitere Zielsetzung der stadtebaulichen Gesamtmalnahme ist die Entwicklung einer
Nutzungsperspektive fur die stadtischen Liegenschaften ,Alte Schule” (Anlage 1, Nr. 5) und
,Haus fur Alle“ unter Beteiligung von Offentlichkeit und drtlichen Vereinen. Eine durchgefiihr-
te Bedarfsanalyse hat ergeben, dass mehrere Vereine bzw. Institutionen aus Moisling einen
Bedarf an Flachen haben. Auch hat diese Untersuchung gezeigt, dass die ,Alte Schule® inkl.
Turnhalle hinsichtlich ihrer baulichen Anlage, Gesamtnutzflache und Gebaudesubstanz —
trotz Sanierungsbedarf — ein groRes Potenzial zur Unterbringung von sozialen, kulturellen,
freizeitorientierten und offentlichen Angeboten bzw. Einrichtungen hat. Vor diesem Hinter-
grund wird die Zielsetzung verfolgt, die ,Alte Schule“ — unter Etablierung und raumlichen Er-
weiterung der vorhandenen VHS-AulRenstelle — zu einer Gemeinbedarfs- und Folgeeinrich-
tung im Sinne eines offenen ,Hauses fur Vereine® o. &. zu entwickeln. Voraussetzungen sind,
dass gemeinschaftlich nutzbare Flachen geschaffen und eine geeignete Tragerstruktur ge-
funden werden — auRerdem sind die laufenden Nebenkosten von den Vereinen bzw. Mietern
zu tragen. Fur diese Malnahmenentwicklung ist der angestolRene Abstimmungs-/Beteili-
gungsprozess in der Verwaltung und im Stadtteil fortzuflihren, um u. a. grundlegende Fragen
hinsichtlich Nutzungsausrichtung, baulicher Anpassungserfordernisse und Tragerstruktur zu
klaren.

Die Errichtung einer solchen Gemeinbedarfs- und Folgeeinrichtung ist grundsatzlich zuwen-
dungsfahig und kann zu 100 % aus Stadtebauférderungsmitteln finanziert werden. Im IEK ist
ein entsprechender Kostenansatz in Hohe von 2,1 Mio. € (3/3) dargestellt, der sich evtl. ver-
schieben koénnte.

In diesem Kontext sind weitere Entwicklungen/-verlagerungen stadtischer Einrichtungen vor-
gesehen, die in Verbindung zur geplanten EinzelmalRnahme ,Alte Schule® stehen, aber per
se keine Fordertatbestande der Stadtebauférderung darstellen. Das ,Haus fir Alle®, in dem
aktuell eine Kindertagesstatte, die Jugendarbeit und die Stadtteilbibliothek untergebracht
sind, weist ebenfalls einen grundsatzlichen Sanierungsbedarf auf — und ist durch eine prag-
nante, stadtrdumlich abseitige Lage gekennzeichnet.
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- Die stadtische Kindertagesstatte ,Moislinger Berg“ wird aufgrund des dringlichen Sanie-
rungs- und Erweiterungsbedarfes auf das Gelande der ,Alten Schule® verlagert. Dort ist eine
Unterbringung in der vorhandenen Pavillonbebauung denkbar, sofern eine entsprechende
Herrichtung mdglich ist — andernfalls wird ein Neubau angestrebt. Die Verlagerung der Kin-
dertagesstatte erdffnet u. a. die Chance, i. V. m. der o. g. EinzelmalRhahme eine gemein-
schaftliche genutzte Hofflache zu gestalten.

- Die stadtische Jugendarbeit im ,Haus fir Alle* (,Freizeitzentrum Moisling“) wird mittelfristig
an die Heinrich-Mann-Schule und Astrid-Lindgren-Schule verlagert, aulerdem wird eine wei-
tere Anlaufstelle auRRerhalb der Schule (z. B. eine ehemalige Ladenflache) fur die Arbeit mit
alteren Jugendlichen bendtigt.

- Die Stadtteilbibliothek wird in die ,Neue Mitte“ Moisling verlagert (s. 0.).

Im Ergebnis wird das ,Haus fir Alle® als stadtische Liegenschaft leergezogen. Eine Nut-
zungsperspektive fur kommunale Einrichtungen ist nicht gegeben, so dass dessen Veraule-
rung angestrebt wird.

Quartiersmanagement

Der vorliegende Bericht zeigt auf, dass in den nachsten Jahren umfassende Investitionen
getatigt und zahlreiche FérdermalRnahmen der ,Sozialen Stadt* umgesetzt werden. Das 6rtli-
che Quartiersmanagement ist in diesem Zusammenhang wesentlich mit der investitionsbe-
gleitenden Information, Beteiligung und Offentlichkeitsarbeit des Stadtebauférderungspro-
gramms betraut. Aufgrund der Vielzahl an FérdermalRnahmen wird der Umfang der Tatigkei-
ten des bis Ende 2020 laufenden Quartiermanagements von 1.500 Std. auf 1.800 Std. er-
hoht.

Weiteres Verfahren

Die Planungen der dargestellten Einzelmallnahmen werden unter Information und Beteili-
gung fortgefiihrt bzw. eingeleitet, in entsprechende Fdrderantrage uberflihrt und nach Zu-
stimmung durch den Fdérdermittelgeber umgesetzt. Die Zustimmungserfordernisse und Ubli-
chen Verfahren und Bedingungen des Stadtebauférderungsprogramms sind zu bericksichti-
gen. Das IEK wird voraussichtlich ab 2020 als stadtebauliche Planung der Gesamtmafnah-
me fortgeschrieben.

Anlagen :
Anlage 1 — Ubersicht: GesamtmalRnahme Moisling & EinzelmaRnahmen/-bereiche

Senatorin Joanna Hagen
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07690
offentlich

Liibeck, 21.05.2019
Bericht

Verantwortliche Bereiche:
5.610 - Stadtplanung und Bauordnung

Bearbeitung: Julia Zimmer (E-Mail: julia.zimmer@luebeck.de Telefon: 122-6118)

Bericht uber ein Konzept zur Nachnutzung der ehemaligen Feuer-

wache Kicknitz und zur Aufwertung des Bahnhaltepunktes Kiick-
nitz

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit

03.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung

17.06.2019 Bauausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme

18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Kenntnisnahme

20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Libeck Offentlich zur Kenntnisnahme
Anlass:

Die Burgerschaft hat am 26. Mai 2016 folgenden interfraktionellen Antrag beschlossen
(VO/2016/03804):

.Der Burgermeister wird beauftragt bis zum Januar des Jahres 2017 zu prifen, ob der Bezirk
Klcknitz — Roter Hahn mit seinen rund 7.000 Einwohnern auf Grund der komplexen und um-
fassenden ganzheitlichen Aufwertungsstrategien, die im Gesprach sind, ein Stadtteil mit Ent-
wicklungsprioritat ist und damit geeignet fir die Anmeldung zum Stadtebauférderungspro-
gramm Soziale Stadt. Ziel ist es, das Ansehen des Stadtteils innerhalb der Gesamtstadt so
aufzuwerten, dass eine ausgewogene Bevodlkerungsentwicklung erreicht wird.

Darlber hinaus soll der Burgermeister kurzfristig bis spatestens September 2016 Vorschlage
fur eine Aufwertung des Bahnhaltepunktes Kiicknitz und der Nachnutzung fiir das Gelande
der Feuerwache vorlegen.

Dabei ist eine Verlegung der Bushaltestelle an den Bahnhaltepunkt, eine Erweiterung der
Parkmaoglichkeiten und die Entwicklung von Einzelhandel einzubeziehen.”

Verfahren:

Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: 1.201 Haushalt und Steuerung
2.280 Wirtschaft und Liegenschaften
2.500 Soziale Sicherung
3.370 Feuerwehr
3.390 Umwelt-, Natur- und Verbraucher-
schutz
3.700 Entsorgungsbetriebe Libeck
3.820 Stadtwald
4.041 Jugendhilfeplanung
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4.401 Schule und Sport
4.491 Archaologie und Denkmalpflege
5.660 Stadtgrin und Verkehr

Ergebnis: Zustimmend

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja

gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein

Begriindung: Belange von Kindern und Jugendlichen wer-

den nicht in besonderem Malde berihrt.

Die Malinahme ist: neu
x | freiwillig
vorgeschrieben durch:

Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja (Anlage 1)

Bericht:

Zu Absatz 1: Die kommenden finf Jahre bis einschlief3lich 2022 flihrt der Bereich Stadtpla-
nung und Bauordnung das Projekt ,Soziale Stadt Moisling“ durch. Unabhangig davon, ob
das Land Schleswig-Holstein die Forderung einer parallelen zweiten Mal3nahme zustimmen
wiurde, ist die parallele Finanzierung und Durchfiihrung eines zweiten Soziale-Stadt-Projek-
tes in Lubeck in diesem Zeitraum seitens der Stadt Libeck nicht leistbar.

Die Prufung, ob Kucknitz als nachfolgendes Soziale-Stadt-Projekt die Voraussetzungen er-
fullt und eine ggf. darauf griindende Antragstellung kénnen friihestens ab 2021 erfolgen.

Zu Absatz 2: Eine Berichterstellung in 2016 konnte aus Kapazitatsgrinden nicht in Aussicht
gestellt werden. Im Jahr 2017 wurde ein Bericht zur Nachnutzung des Feuerwehrgrund-
stlickes sowie zur Aufwertung des Bahnhaltepunktes Kucknitz erstellt. Diesen Bericht hat die
Verwaltung nachfolgend angepasst, da gemaly weiterer Abstimmung eine direkt Veraule-
rung an die Grundstucks-Gesellschaft TRAVE angestrebt wird. Der Bereich Wirtschaft und
Liegenschaften hat hierzu die Verkaufsverhandlungen mit der TRAVE aufgenommen. Die
Konzepterstellung erfolgte in enger Abstimmung mit dem Vorhabentréger.

Der nun vorliegende Bericht (Anlage 1) beinhaltet eine Analyse der 6rtlichen Gegebenheiten
und daraus abgeleitete Empfehlungen zur Aufwertung des Bahnhaltepunktes Kiicknitz sowie
eine Nachnutzungsbewertung und ein stadtebauliches Konzept fir das Gelande der ehemali-
gen Feuerwache 3.

Im Hinblick auf die Aufwertung des Bahnhaltepunktes werden Verbesserungsmoglichkeiten
bei der Aufenthaltsqualitat/Ausstattung sowie der Frequenzerhéhung der Fahrverbindungen
gesehen. Zur Nachnutzung der Feuerwehrflache wird eine Wohnnutzung in verdichteter Bau-
weise (Geschosswohnungsbau und Reihenhauser) empfohlen.

Anlagen :
Anlage 1 — Nachnutzungs- und Aufwertungskonzept Feuerwache und Bahnhaltepunkt Kiick-
nitz

Senatorin Joanna Hagen
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. Anlass und Ziel

Die Burgerschaft hat am 26. Mai 2016 folgenden Antrag beschlossen:

.Der Burgermeister wird beauftragt bis zum Januar des Jahres 2017 zu priifen, ob der Bezirk
Kiicknitz — Roter Hahn mit seinen rund 7.000 Einwohnern auf Grund der komplexen und um-
fassenden ganzheitlichen Aufwertungsstrategien, die im Gesprach sind, ein Stadtteil mit
Entwicklungsprioritat ist und damit geeignet fir die Anmeldung zum Stadtebauférderungs-
programm Soziale Stadt. Ziel ist es, das Ansehen des Stadtteils innerhalb der Gesamtstadt
so aufzuwerten, dass eine ausgewogene Bevolkerungsentwicklung erreicht wird.

Daruber hinaus soll der Blirgermeister kurzfristig bis spatestens September 2016 Vor-
schlage fur eine Aufwertung des Bahnhaltepunktes Kiicknitz und der Nachnutzung fur
das Gelande der Feuerwache vorlegen. Dabei ist eine Verlegung der Bushaltestelle an
den Bahnhaltepunkt, eine Erweiterung der Parkmdglichkeiten und die Entwicklung
von Einzelhandel einzubeziehen.”

Zu Absatz 1: Die kommenden Jahre bis einschliel3lich 2022 fiihrt der Bereich Stadtplanung
und Bauordnung das Projekt ,Soziale Stadt Moisling” durch. Die parallele Finanzierung eines
zweiten Soziale-Stadt-Projektes in Libeck in diesem Zeitraum ist seitens der Stadt Liibeck
nicht leistbar.

Die Priifung, ob Kiicknitz als nachfolgendes Soziale-Stadt-Projekt die Voraussetzungen er-
fullt und eine ggf. darauf grindende Antragstellung kénnen friihestens ab 2021 erfolgen.

Zu Absatz 2: Eine Berichterstellung in 2016 konnte aus Kapazitatsgrinden nicht in Aussicht
gestellt werden. Im Jahr 2017 wurde ein Bericht zur Nachnutzung des Feuerwehrgrundsti-
ckes sowie zur Aufwertung des Bahnhaltepunktes Kiicknitz erstellt. Diesen Bericht hat die
Verwaltung nachfolgend angepasst, da gemaf weiterer Abstimmung eine direkt Veraul3e-
rung an die Grundstiicks-Gesellschaft TRAVE angestrebt wird. Der Bereich Liegenschaften
hat hierzu die Verkaufsverhandlungen mit der TRAVE aufgenommen. Die Konzepterstellung
erfolgte in enger Abstimmung mit dem Vorhabentrager.

Der vorliegende Bericht beinhaltet eine Analyse der ortlichen Gegebenheiten und daraus
abgeleitete Empfehlungen zur Aufwertung des Bahnhaltepunktes Kiicknitz sowie eine Nach-
nutzungsbewertung und ein stadtebauliches Konzept fir das Geléande der ehemaligen Feu-
erwache 3.

Im Hinblick auf die Aufwertung des Bahnhaltepunktes werden Verbesserungsmoglichkeiten
bei der Aufenthaltsqualitat/Ausstattung sowie der Frequenzerhéhung der Fahrverbindungen
gesehen. Zur Nachnutzung der Feuerwehrflache wird eine Wohnnutzung in verdichteter
Bauweise (Geschosswohnungsbau und Reihenh&user) empfohlen.

1 Bereich Stadtplanung und Bauordnung Hansestadt Liibeck/ Stand: 20.05.2019
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Il. Bestandsanalyse

Stadtteil Kuicknitz

Lage und Siedlungsstruktur

Der Stadtteil Kiicknitz liegt im Nordosten des Stadtgebietes der Hansestadt Lubeck und er-
streckt sich entlang der Trave. Aufgrund dieser wassernahen Lage etablierte sich Kiicknitz
als Industrie- und Hafenstandort. Der Ausbau der Schwerindustrie fihrte zu einem sied-
lungsstrukturellen Entwicklungsschub. Obwohl die Schwerindustrie mittlerweile an Bedeu-
tung verloren hat, wird der Stadtteil weiterhin von einem Nebeneinander aus Wohnen und
Gewerbe geprégt.

Verkehrliche Anbindung

Die dezentrale Lage des Stadtteils wird durch die mautpflichtige Anbindung zur Innenstadt
(Herrentunnel) verstarkt. Die tberértliche Anbindung hingegen ist aufgrund der N&he zur
B75, zur A226 bzw. Al sehr gut. Kicknitz verfigt auRerdem Uber zwei Bahnhaltepunkte, die
die Strecke Lubeck Hbf - Travemiinde Strand bedienen. Zudem verkehren verschiedene
Buslinien im Stadtteil.

Soziale Infrastruktur und Freizeitgestaltung

Kicknitz verflgt Gber ein funktionierendes Stadtteilzentrum mit diversen Einzelhandelsunter-
nehmen und Dienstleistern. Vor wenigen Jahren wurde das LUV-Center in Danischburg er-
offnet. In den verschiedenen Wohngebieten Uberwiegt hingegen der Ladenleerstand.

An sozialer Infrastruktur ist der Stadtteil breit aufgestellt. Es gibt sowohl Grundschulen und
weiterfiihrende Schulen als auch ein Férderzentrum sowie eine private berufsbhildende Schu-
le. Ebenfalls befinden sich in Kiicknitz diverse Kirchen und Pflegeeinrichtungen.

Fur alle Altersklassen stehen unterschiedliche lokale Freizeitaktivitaten bereit. Der Stadtteil
verfugt Gber ein reges Vereinsleben mit verschiedensten Angeboten. Insbesondere fir Kin-
der und Jugendliche hat der Stadtteil im Hinblick auf die Freizeitgestaltung einiges zu bieten,
u.a. ein Schwimmbad, einen Bauspielplatz sowie einen Geschichtserlebnisraum.

Umgeben wird Kucknitz dartiber hinaus von abwechslungsreichen Naturraumen wie dem
Waldhusener Forst und dem Dummersdorfer Ufer, sodass Naherholungsmdglichkeiten in der
freien Natur innerhalb weniger Minuten erreichbar sind.

Bevolkerungsstruktur und Entwicklungstendenz

Kicknitz ist besonders fur Familien attraktiv, sodass ein vergleichsweise hoher Anteil an
Kindern und Jugendlichen in Kiicknitz lebt. Trotzdem ist langfristig, entsprechend des bun-
desweiten demografischen Wandels, mit ricklaufigen Bevélkerungszahlen und einer Erho-
hung des Anteils alterer Menschen zu rechnen.

Wohnungsmarkt

Der Anteil leerstehender Wohnungen liegt mit 1,4 % unterhalb des Lubecker Durchschnittes.
Aktuell nehmen Einpersonenhaushalte den grof3ten Anteil der Haushaltstypen in Kiicknitz ein
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(43 %). Ein Viertel der Haushalte werden von Paaren ohne Kinder bewohnt. Knapp ein wei-
teres Viertel wird von Paaren mit Kindern oder Alleinerziehenden bewohnt (Werte aus 2018).

Bahnhaltepunkt Kiicknitz

Bahnhof Kicknitz mit Fahrgastunterstand (2015)

Der Bahnhaltepunkt Kiicknitz liegt an der Travemunder Landstra3e am ndrdlichen Rand der
Siedlung Roter Hahn und etwa mittig auf der Strecke Libeck Hbf. — Libeck-Traveminde
Strand. Er ist neben dem Haltepunkt am LUV-Center in Danischburg der zweite Bahnhalte-
punkt im Stadtteil. Der Bahnhaltepunkt féallt in Kategorie 6 gem&lR Bahnhofskategorienliste
2017 der Deutschen Bahn (DB). Die Bahnhaltepunkte der Kategorie 6 liegen an Standorten
mit geringen Reisezahlen und sollen die Grundversorgung im Schienenpersonennahverkehr
(SPNV) sicherstellen. Die Ausstattung beschrankt sich dabei auf das Notwendigste. Dies
spiegelt sich auch in der Ausstattung des Bahnhaltepunktes Kiicknitz wider, der einen Fahr-
gastunterstand sowie zum Teil Uberdachte Fahrradabstellanlagen vorweist. Die Fahrgaste
kénnen den Bahnhaltepunkt barrierefrei erreichen. Die Querung der Travemunder Landstra-
3e ist durch eine FuRgangersignalanlage gesichert.

Am Bahnhaltepunkt befinden sich sechs Pkw-Kurzzeitparkplatze auf dem Seitenstreifen ent-
lang der Travemiinder LandstralRe, die zum Abholen und Bringen von Fahrgasten per Pkw
genutzt werden kénnen.

AuRerdem wird der Bahnhaltepunkt derzeit direkt von der Linie 30 der Lubeck-Traveminde
Verkehrsgesellschaft angebunden (Haltestelle Bahnhof Kiicknitz). Innerhalb weniger Gehmi-
nuten sind zudem weitere Haltestellen mit anderen Buslinien erreichbar (s. a. Verkehrliche
Anbindung, Standort Ehemalige Feuerwache).

Derzeit wird der Bahnhaltepunkt stiindlich durch eine Regionalbahn oder einen Regionalex-
press angefahren. Der Libecker Hauptbahnhof kann in weniger als 15 Minuten erreicht wer-
den. Zum Strandbahnhof Travemiinde betréagt die Fahrtzeit unter 10 Minuten. Zwischen ca.
7:00 Uhr und 23:30 Uhr wird stiindlich eine direkte Verbindung von und nach Hamburg an-
geboten. Genutzt wird er gegenwartig montags bis freitags von ca. 350 Fahrgasten pro Tag.

3 Bereich Stadtplanung und Bauordnung Hansestadt Lubeck/ Stand: 20.05.2019
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Wegen der nur geringen sozialen Kontrolle kommt es immer wieder zu Beschadigungen
durch Vandalismus. Diese haben z.B. dazu geflihrt, dass derzeit keine Bahnsteiguhr mehr
vorhanden ist.

Standort ehemalige Feuerwache

Luftbild und Lageplan zum ehemaligen Standort der Feuerwache 3 in Kicknitz (ohne Maf3stab)

Lage und Bebauungsstruktur

Das Grundstick der enemaligen Feuerwache befindet sich im Ortsteil Roter Hahn am nordli-
chen Siedlungsrand. Die Siedlung Roter Hahn wurde ab den 1950er Jahren errichtet. Sie
war Schwerpunkt des sozialen Wohnungsbaus und weist die zeittypischen Zeilenbauten so-
wie Reihenhaus-Formationen auf. In Teilbereichen besteht ein hoher Revitalisierungsbedarf;
teilweise wurden bereits Sanierungs- und NeubaumafRnahmen umgesetzt (z.B. Vorhaben
der Grundsticks-Gesellschaft TRAVE zwischen Tannenbergstrae und TilsitstraRe). Die
Siedlung zeichnet sich durch ein ruhiges und durchgriintes Wohnumfeld mit vergleichsweise
wenig Verkehr aus. Die zeilengepragten Stralenrdume geben dem offentlichen Raum aller-
dings wenig urbane Atmosphére.

Die Untersuchungsflache liegt eingebettet in eine vergleichsweise heterogene Baustruktur.
So befinden sich stdlich und norddstlich freistehende ein- bis zweigeschossige Einzelhdu-
ser, die wiederum von viergeschossigem Geschosswohnungsbau umgeben werden. Sid-
westlich des Plangebietes steht ein elfgeschossiges Punkthochhaus, an welches sich eine
Reihenhaus-Siedlung anschlief3t.

Das Grundstuck ist derzeit noch mit der Feuerwache 3 bebaut. Der Umzug in die neue Feu-
erwache in die Traveminder Landstral3e ist erfolgt, sodass die Bestandsgebaude abgebro-
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chen und die Flache einer neuen Nutzung zugefihrt werden kénnen. Die Bauflache weist
eine GroflRe von rund 9.600 m2 auf. Das Grundstiick befindet sich im Eigentum der Hanse-
stadt Libeck.

Legende
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Bestandsaufnahme der Umgebung mit Darstellung von Wegebeziehungen, Haltestellen und Anzahl von Ge-
schossen bei den Gebauden (ohne Maf3stab)
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Topografie

Die 0stliche Halfte des Gelandes ist eben und auf Stral3enniveau. In westliche Richtung fallt
das Gelande ab und liegt etwa 2,5 m tiefer als das Stral3enniveau der Elbingstralie.

Altlasten

Im Hinblick auf die bisherige Nutzung als Feuerwehrstandort wird der Umgang mit wasserge-
fahrdenden Stoffen auf dem Grundstiick vermutet. Daher wird die Flache als Altlastenver-
dachtsflache eingestuft. Vor einer Neubebauung des Grundstiickes ist der Boden gutachter-
lich auf Bodenverunreinigungen oder sonstige schadliche Bodenveranderungen zu prifen.

Planungsrechtliche Situation

Im Flachennutzungsplan wird das Grundstiick als Flache fur den Gemeinbedarf mit der
Zweckbestimmung Feuerwehr dargestellt.

Fur das Gebiet besteht kein rechtsverbindlicher Bebauungsplan. Die Flache befindet sich
innerhalb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteils gem&R § 34 BauGB. Es sind Vorha-
ben zulassig, die sich nach Art und Mal3 in die bauliche Nutzung der Umgebung einfligen.

Verkehrliche Anbindung

Die Flache ist sowohl fir den motorisierten Individualverkehr (MIV) als auch durch den o6f-
fentlichen Personennahverkehr (OPNV), den Schienenpersonennahverkehr (s. Absatz zum
Bahnhaltepunkt Kicknitz) sowie fur den Ful3- und Radverkehr sehr gut erschlossen.

MIV: Das Grundstiick schliel3t an zwei offentliche Verkehrsflachen an: in dstlicher Richtung
an die Elbingstrale und in sudlicher Richtung an den WestpreuR3enring. Die Elbingstralie
fuhrt direkt auf die Travemiinder Landstral3e und erméglicht somit eine rasche Anbindung
Uber die B 75 nach Travemunde und Lubeck bzw. zum tberértlichen Fernverkehr.
WestpreulRenring und OstpreufRenring sind fur die Erschliefung im Stadtteil von Bedeutung
und fuhren zum Stadtteilzentrum.

OPNV: In fuRlaufiger Entfernung befinden sich drei Bushaltestellen sowie ein Bahnhalte-
punkt:

— Haltestelle ElbingstraBe — Buslinie 31 ,Travemiinde - ZOB/Hbf* (Nachtlinie) und Buslinie
33 ,Bad Schwartau-Travemiinde”

— Haltstelle Roter Hahn — Buslinie 31 ,Travemiinde - ZOB/Hbf* (Nachtlinie), Buslinie 33

,Bad Schwartau - Travemiinde“ und Buslinie 39 ,,ZOB/Hbf - Roter Hahn*“

Haltestelle Bahnhof Kiicknitz — Buslinie 30 ,Gneversdorf - ZOB/Hbf"

Bahnhaltepunkt Kiicknitz — Strecke ,Libeck Hbf - Travemiinde Strandbahnhof*

Die Buslinien verkehren werktags alle halbe Stunde, am Wochenende meist stiindlich. Bis in
die Innenstadt benétigt man etwa 35 bis 40 Fahrminuten. Die Regionalbahn fahrt im Stun-
dentakt. Der LUbecker Hauptbahnhof kann in weniger als 15 Minuten erreicht werden; zum
Strandbahnhof Travemiinde betragt die Fahrtzeit unter 10 Minuten.

Ful3- und Radverkehr: Die ErschlielBung im Untersuchungsgebiet mit Ful3- und Radwegen ist
gut. Entlang der westlichen Grenze verlauft ein Geh- und Radweg, der den Stadtteil mit dem
Bahnhaltepunkt Kiicknitz sowie dem Radweg entlang der Traveminder Landstral3e verbin-
det. Von der Bushaltestelle Roter Hahn verlauft parallel zum Ostpreuf3enring ein separater
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Grunweg zum Nahversorger in der Tannenbergstra3e. Weiterhin verlauft ein Geh- und Rad-
weg entlang der ElbingstraRe. AuBerdem erschlief3t ein Weg in 6stlicher Richtung das Nah-
erholungsgebiet Dummersdorfer Ufer.

Natur und Umwelt

Die Flache ist gepragt durch die umliegenden Grinstrukturen. Nordlich und nordwestlich
bildet ein Waldstreifen eine Abgrenzung zur Traveminder Landstral3e und der dazu parallel
verlaufenden Bahntrasse.

Gemal § 24 Abs. 1 des Landeswaldgesetzes Schleswig-Holstein ist die Errichtung von Ge-
bauden innerhalb eines Abstandes von 30 m zum Wald nicht zulassig. Dies dient u.a. sowohl
dem Schutz und der Bewirtschaftung des Waldes als auch dem Schutz der Geb&ude vor
bspw. Windwurf. Auf Nachfrage hat die Untere Forstbehdrde das Einvernehmen zu einer
Unterschreitung des erforderlichen Waldabstandes um 5 m in Aussicht gestellt, sodass auf
dem Grundstuick lediglich ein Waldabstand von 25 m einzuhalten wére.

Landschaftsteile

Waldstreifen

Ehemaliger Festplatz
“Ziesenitz-Park”
‘Wohngebiet "Roter Hahn"

B ®eec

Flachenerweiterung

— Hauptwege vorhanden

5 ‘Wegebeziehung aulerhalb des Griinzuges
/| [WE] Wegeerweiterung

/1 Hanscstadt LUBECK 2
< Bereich Naturschutz ﬁf

Landschaftsplanung der -
Hansestadt Lubeck

Landschaftsplanerisches
Entwicklungskonzept
Erholung in Lubeck

Griinzug
Tangente Kiicknitz

Landschaftsplanerisches Entwicklungskonzept Erholung in Libeck ,Griinzug Tangente Kicknitz*

Der Waldstreifen wird im Landschaftsplanerischen Entwicklungskonzept ,Erholung in
Libeck” als Griinzug ,Tangente Kicknitz* fir die Naherholung der Anwohner/innen darge-
stellt und wird von einem Weg erschlossen. Im Untersuchungsgebiet missen Nutzer des
Weges jedoch auf den Ful3- und Radweg entlang der Travemiinde Landstral3e ausweichen.
Eine Weiterflhrung des vorhandenen Erholungsweges abseits der Stral3e ist anzustreben.
Hierfur wird ein rund 5 m breiter Streifen an der nordlichen Grundstiicksgrenze der ehemali-
gen Feuerwache mit einem dinglich gesicherten Wiederkaufsrecht belegt, sodass diese Teil-
flache bei Bedarf zu einem vorher vereinbarten Festpreis von der Stadt zurtick gekauft wer-
den kann. Auf das Bebauungskonzept hat dies keine Auswirkungen, da die potenzielle
Wegeparzelle im Waldabstand liegt.
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Auf dem Grundstiick befinden sich einige Baume, insbesondere an den Grundsticksgren-
zen. Bei dem stadtebaulichen Entwurf wurden diese weitgehend berlicksichtigt. Es lasst sich
jedoch nicht ganzlich vermeiden, dass Badume im Zuge der Bauarbeiten geféllt werden mus-
sen. Diese MaRnahmen werden durch Ersatzpflanzungen auf dem Grundstiick kompensiert.

In fulBlaufiger Entfernung befinden sich zudem grof3e Grinflachen, u.a. der Bauspielplatz des
Geschichtserlebnisraumes.

Leben im Quartier

Sudlich des Plangebietes befinden sich einige Angebote der Nahversorgung, z. B. eine Ba-
ckerei und ein Getrankehandel in der Elbingstral3e. An der Kreuzung Elbingstrafl3e/ West-
preuenring liegt eine Tankstelle. Der néchstgelegene Nahversorger sowie eine Eisdiele
befinden sich ca. 800 m entfernt in der Tannenbergstralie.

Die Grundschule Roter Hahn, die Kindertagesstatte in der Tilsitstral3e, die Dreifaltigkeitskir-
che sowie der Sportplatz Roter Hahn sind ebenfalls innerhalb weniger Minuten erreichbar.

Ergebnis der Bestandsanalyse

Die Flache der ehemaligen Feuerwache Kicknitz in der Elbingstrale eignet sich aufgrund
der Standortvorteile (relativ ruhige Lage, sehr gute verkehrliche Anbindung, Nutzungen in der
Nachbarschaft) insbesondere flr den Wohnungsbau. Im Hinblick auf die gesellschaftlichen
Entwicklungen in Folge des demografischen Wandels, vor allem die zunehmende Alterung
der Gesellschaft, sollte die Zukunftsfahigkeit des Ortsteiles Roter Hahn unterstiitzt werden,
indem auf Neubauflachen ein angemessener Anteil an Wohnraum fir Familien zur Verfi-
gung gestellt wird. In diesem Sinne bietet sich auch die betrachtete Flache fir Wohnungen
an, die den Bedarfen von Familien entsprechen (bspw. grof3e familientaugliche Wohnungen,
Gartenanteil u.a.). Aufgrund der guten verkehrlichen Anbindung sind auch Pendler als ge-
eignete Nutzergruppe zu sehen.

Unter Berticksichtigung der ruhigen und dezentralen Lage sind Alleinlebende, obwohl hierflr
generell ein hoher Nachfragedruck besteht, hingegen nicht als prioritare Nutzergruppe zu
betrachten. Fir diese Nutzergruppe sollte in zentraleren Bereichen Wohnraum geschaffen
werden.

Aufgrund der beschriebenen Standortfaktoren sollte eine relativ hohe bauliche Ausnutzung
unter Berlcksichtigung der umgebenden Strukturen erfolgen. Der Fokus wird auf einen mo-
dernen und funktionalen Wohnungsbau gelegt. Dies kann in Form von Geschosswohnungs-
bau oder einer Mischung aus Geschosswohnungsbau und verdichteten Eigentumsformen
(bspw. Reihenh&usern) erfolgen.

Gemald Blrgerschaftsbeschluss vom 28.01.2016 sind 30 % als geftérderter Wohnraum zu
errichten. Der Beschluss wurde in der Burgerschaftssitzung am 28.03.2019 dahin gehend
konkretisiert, dass der Anteil des geforderten Wohnungsbaus auf die Anzahl der Wohnungen
bezogen mindestens 30 % betragen soll (VO/2019/07032). Die Grundstiicks-Gesellschaft
TRAVE erwagt die Errichtung einiger geforderter Wohnungen im ersten oder zweiten For-
derweg. Hierbei sei anzumerken, dass der Anteil der geférderten Wohnungen in Klcknitz
Uberdurchschnittlich hoch ist. Im Rahmen der Kaufverhandlungen wird die Anzahl an gefoér-
derten Wohnungen gepruft.

Im Hinblick auf die gute verkehrliche Anbindung wird entsprechend vergleichbarer aktueller
Projekte ein Stellplatzschlissel von 0,8 Stellplatzen je Wohneinheit angesetzt. Die Flache
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des Waldabstandes eignet sich gut fur die Verortung der Stellplatzanlage. Auf eine Tiefgara-
gen-Ldsung kann zugunsten moderater Miet- bzw. Kaufpreise verzichtet werden.

Aus klimatischen und 6kologischen Grinden sowie zur Aufrechterhaltung des durchgriinten
Charakters des Gebietes sind Grundécher obligatorisch.

Die gemalR Blrgerschaftsbeschluss zu prifende Ansiedlung von Einzelhandel an diesem
Standort wird nicht empfohlen, da bereits ein Nahversorger in der Tannenbergstral3e be-
steht. Dieser vorhandene Lebensmittelmarkt ist ringsum von Wohnnutzungen umgeben. Der
Standort an der ElbingstralRe liegt hingegen am Siedlungsrand; der kreisférmige Einzugsbe-
reich ist nur zu etwa einem Drittel durch Wohnnutzungen belegt, rund zwei Drittel bestehen
aus Freiflachen. Aufgrund der Randlage wirde zudem die Zufahrtsstral3e von Kundenver-
kehr belastet und das ruhige Wohnumfeld gestort werden. Der Bahnhaltepunkt mit ca. 350
Fahrgasten pro Tag generiert ebenfalls keine ausreichende, wirtschaftlich tragfahige Fre-
quenz.
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lll. Stadtebauliche Konzeption

zwei Wohnformen (Geschosswohnungsbau, Reihenhéduser)

44 Wohneinheiten (6 Reihenhauser, 38 Wohnungen im Geschosswohnungsbau)
Grundflache: 1643,5 m? (entspricht GRZ 0,17, mehr als die Halfte der Flache ist aufgrund
des notwendigen Waldabstandes nicht bebaubar)

Geschossigkeit: Il - IV

Geschossflache: 4819 m? (entspricht GFZ 0,5)

Wald
A=3173qm

A= BEEE g

Bebauungsvorschlag von Heske Hochgurtel Lohse Architekten PartGmbH (2019)

Der Entwurf wird geprégt durch zwei unterschiedliche Gebaudetypen. Im westlichen Bereich
adaptieren sechs Reihenhduser die angrenzende eigentumsbetonte Bauweise. Die Reihen-
hauser stehen in Ost-West-Richtung und verfiigen tiber westorientierte Terrassen und Gar-
ten. Die hochbaulichen MalRe einer Reihenhausscheibe betragen im Beispiel 5,8 m x 12 m
und verfiigen Uber zwei Vollgeschosse.

Fur den 6stlichen Grundstiicksbereich wurden vier Mehrfamilienhduser gewahlt. Diese Bau-
korper verfigen Uber zwei oder drei Vollgeschosse zzgl. Staffelgeschoss, wobei die Ge-
schossigkeit Richtung ElbingstralRe zunimmt und somit ein Pendant zum gegenuberliegen-
den Geschosswohnungsbau bildet. Die Geb&aude besitzen im Beispiel eine Grundflache von
rund 15 m x 20 m und verfiigen je Vollgeschoss Uber drei Wohneinheiten, im Staffelge-
schoss Uber zwei Wohneinheiten.

Bereich Stadtplanung und Bauordnung Hansestadt Liibeck/ Stand: 20.05.2019 10

173 von 381 in Zusammenstellung



TOP 4.9

Konzept zur Nachnutzung der Feuerwache Kiicknitz und zur Aufwertung des Bahnhaltepunktes Kiicknitz

Die Mehrfamilienhauser stehen zueinander versetzt, sodass der Lichteinfall optimal genutzt
werden kann. Bei dieser Gebaudeanordnung ist zudem eine Anpassung an das vorhandene
Gelande mdoglich, bspw. durch Anlegen von drei Gelandestufen entsprechend der geplanten
Bebauung.

Fur den ruhenden Verkehr wird eine Stellplatzanlage an der nordlichen Grundstiicksgrenze
im Bereich des Waldabstandes vorgehalten. Die Stellplatzanlage wird tber die Elbingstralle
angefahren.

Die Kernzone der Flache ist frei von motorisiertem Verkehr und bildet einen ruhigen Hofbe-
reich. Im Hinblick auf einen Notfall muss jedoch ein Einsatzweg fir Krankenwagen und Feu-
erwehr vorgehalten werden, sodass eine Wegeachse von mindestens 3 m Breite in den Hof-
bereich fihren muss. Im abgebildeten Entwurf wird ein Waldabstand von 30 m eingehalten.
Sollte sich der Vorhabentrager entschlieRen, den von der Unteren Forstbehérde in Aussicht
gestellten verringerten Waldabstand von 25 m zu Ubernehmen, wirde sich die Bebauung
zugunsten eines gréfReren Innenhofes und gréRerer Abstande zwischen den Gebauden ver-
schieben.

Fur den Geschosswohnungsbau ist ein Spielplatz anzulegen. Dieser kdnnte angrenzend an
die Stellplatzanlage verortet werden. Die Ausgestaltung sollte Angebote fir Kinder bis 10
Jahre schaffen (z.B. Schaukel, Wippe, Rutsche) und wird im Detail in den Kaufverhandlun-
gen abgestimmt. Der néchste offentliche Spielplatz befindet sich in der Tilsitstral3e und ist
etwa 300 m entfernt.

Die Stellplatzanlage, der Spielplatz und die FulBwegeverbindungen werden als private Anla-
gen konzipiert.

Bei diesem Entwurf kdnnen 44 Wohneinheiten, davon sechs Wohneinheiten in Reihenhau-
sern, und 36 Stellplatze (Stellplatzschlissel 0,8 Stellplatze pro Wohneinheit) geschaffen
werden.

IV. Ausblick / weiteres Vorgehen

Aufwertung des Bahnhaltepunktes

Der Bahnhaltepunkt entspricht mit seiner Ausstattung und Gestaltung den Anforderungen an
das derzeitige Fahrgastaufkommen. Die vorgesehene Ausweitung des Fahrtenangebotes fir
die Strecke Libeck Hbf. — Libeck-Traveminde Strandbahnhof ab Winterfahrplan 2022 sieht
einen Halbstunden-Takt nur an den Wochenenden des Sommerhalbjahres vor. In der Haupt-
verkehrszeit (werktags) wird am Bahnhaltepunkt Kicknitz (je Richtung) weiterhin nur ein
Stundentakt angeboten — der allerdings in Richtung Hamburg durchgebunden wird; der Um-
stieg in Lubeck Hbf. entfallt somit.

Weitere Ausstattungselemente, wie z.B. das (Wieder-) Anbringen einer Bahnsteiguhr, kon-
nen eine Aufwertung bewirken. Die Ausstattung des Haltepunktes mit Fahrradboxen und
Ladestationen fur Pedelecs kann weitere Fahrgaste dazu bewegen, den Bahnhaltepunkt zu
nutzen. Die bislang nicht ausreichende soziale Kontrolle kbnnte durch eine intensivere Vi-
deolberwachung durch die Bahn verbessert werden.
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Konzept zur Nachnutzung der Feuerwache Kiicknitz und zur Aufwertung des Bahnhaltepunktes Kiicknitz

Am Bahnhaltepunkt befinden sich sechs Pkw-Kurzzeitparkplatze. Sie sind in ihrer Nutzung
per Parkscheibe zeitlich auf eine Stunde beschréankt. Die Schaffung von Langzeitparkmdg-
lichkeiten fur Kfz wird derzeit nicht fur erforderlich angesehen. Mit einer steigenden Nutzung
des Bahnhaltepunktes wird dies néher gepruft.

Der Bahnhaltepunkt wird derzeit direkt von der Linie 30 der LVG angebunden.
Die Verlegung der Bushaltestelle ,Roter Hahn" (Linien 31, 33 und 39) an den Bahnhaltepunkt
ist im Rahmen eines Burgerschaftsauftrages aus dem Jahr 2006 eingehend untersucht wor-
den. Die Umsetzung wurde von einem Gutachter empfohlen, aber aus Kostengriinden und
aufgrund der geringen Vorteile einer Verlegung fir den Nutzer nicht weiter verfolgt. Insge-
samt veranschlagt der Stadtverkehr Libeck fir die verdnderten Linienfihrungen rd.
15.000 €/a (Preisstand 2006). Diese Kosten sind auf den entsprechenden betriebli-
chen/verkehrlichen Mehraufwand zurtickzufiihren. Im Rahmen des Defizitausgleichs zwi-
schen dem Aufgabentréager und dem Stadtverkehr, sind die Kosten durch die Hansestadt
Lubeck aufzubringen. Gleichzeitig wird der verkehrliche Mehrwert als zu gering eingestuft:
Wahrend die Haltestelle ,Roter Hahn* von Bebauung umschlossen ist, die vom 300 m-
Einzugsradius erfasst werden, liegt der Bahnhof Kucknitz in Siedlungsrandlage. Auch ist
aufgrund der geringen Reisendenzahlen im SPNV nicht davon auszugehen, dass (mit Blick
auf die Mehrkosten) eine hohe Anzahl von Fahrgasten die Umstiegsmaoglichkeit am Bahnhof
nutzen wird. Daruber hinaus fallt der Reisezeitvorteil (Direktanbindung Bus im Vergleich zum
Zugang Uber die Haltestelle Roter Hahn) zu gering aus. Der Bahnhof befindet sich im 300m-
Einzugsradius der Bushaltestelle Roter Hahn.

Ferner ware — bei einer Nutzung des Bahnhofs als Endhaltestelle des Busverkehrs — eine
Wendemdglichkeit in der N&he einzurichten. Hierfur wéare die Waldflache in Anspruch zu
nehmen. Abgesehen von dem damit verbundenen Eingriff in die Waldflachen entstehen
durch die Herstellung dieser baulichen Anlage zusatzliche Investitionskosten.

Nachnutzung des Feuerwehrgelédndes

Der vorliegende Entwurf erfillt die Anforderungen des Einflilgungsgebotes nach § 34 BauGB.
Dieses besagt, dass sich das Vorhaben nach Art und Maf der baulichen Nutzung sowie
Bauweise in die Umgebungsbebauung einfiigen muss.

Die Wohnbebauung entspricht der Uberwiegend umgebenden (Wohn-)Nutzung (Art der bau-
lichen Nutzung), das Mal3 der baulichen Nutzung fiigt sich soweit méglich in die heterogenen
Bauhdhen (ein- bis elfgeschossig, Uberwiegend jedoch viergeschossig) ein, die offene Bau-
weise der Nachbarschaft wird auch auf der Planflache fortgefihrt.

Die betrachtete Flache befindet sich im Innenbereich, somit ist die Darstellung des Flachen-
nutzungsplanes nicht relevant fir die Vorhabenprifung. Im Zuge einer Neuaufstellung des
Flachennutzungsplanes ist jedoch die Darstellung von Flache fir den Gemeinbedarf in
Wohnbauflache zu andern.

Das Bebauungskonzept fihrt die vorhandene Siedlungsstruktur zeitgemani fort und ermdg-
licht ein nachfragegerechtes Angebot fiir verschiedene Zielgruppen. So eignen sich die Rei-
henh&user insbesondere fir junge Familien. In den Stadtvillen kénnen sowohl Mietwohnun-
gen als auch Eigentumswohnungen in verschiedenen Grof3en und Ausstattungen geschaffen
werden.
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Konzept zur Nachnutzung der Feuerwache Kiicknitz und zur Aufwertung des Bahnhaltepunktes Kiicknitz

Im Zuge der konkreten Bauplanung sind insbesondere die folgenden Punkte zu prufen:

Gutachterliche Einschatzung zum Altlastenverdacht

Versickerung Niederschlagswasser - sollte Versickerung nicht méglich sein: Retenti-
onsmafinahmen auf dem Grundstiick zur verzégerten Einleitung in Kanalisation

ggf. Zweitanschluss der Schmutzwasserleitung zur Elbingstral3e fiir Geschosswoh-
nungsbauten (Mischwasserleitung im WestpreuRenring kann nur im begrenzten Umfang
Schmutzwasser aufnehmen)

Schallschutz im Hinblick auf B 75, Traveminder LandstrafRe, Bahntrasse und betriebliche
Immissionen der nahegelegenen gewerblichen Flache (DIN 4109 Schallschutz im Hoch-
bau)

Gemeinsame Warmeversorgung ber ein Nahwarme-BHKW

Artenschutzrechtliche Konflikte in Bezug auf den fur den Ruckbau vorgesehenen Gebau-
den sowie den zur Fallung vorgesehenen Baumen (insbesondere Fledermause und
Nistvogel), ggf. Lésung durch AusgleichsmaRRnahmen (Ersatzquartiere)
Baumschutzsatzung bei Baumféallungen - ggf. Ersatzpflanzungen gemal Satzung
Beantragung einer neuen Uberfahrtsgenehmigung beim Bereich Stadtgriin und Verkehr
Abstimmung der bendétigten Feuerwehraufstellflachen

Forstbehordliches Einvernehmen zum verringerten Waldabstand (25 m)

Es ist vorgesehen, die Flache an die Grundstiicks-Gesellschaft TRAVE zu verdufRern. Im
Kaufvertrag sollte je nach Verhandlungsergebnis u.a. eine Verpflichtung zur Errichtung von
geférderten Wohnungen und Grundéchern sowie ergdnzende Auflagen zur Freiflachenge-
staltung erfolgen (u.a. Spielplatz, Pflanzung von Baumen und Hecken, Durchlassigkeit von
versiegelten Flachen). Die Verkaufsvorlage wird den zustandigen politischen Gremien vorge-
legt.

13
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07130
offentlich

Liibeck, 05.02.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
1.100 - Biiro der Biirgerschaft

Bearbeitung: Inga Thedens (E-Mail: inga.thedens@luebeck.de Telefon: 122-1012)

Satzung zur Einrichtung eines Behindertenbeirats gem. § 47d GO

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
25.02.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung
05.03.2019  Ausschuss fur Soziales Offentlich zur Vorberatung
26.03.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung
28.03.2019 Burgerschaft der Hansestadt Lubeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die als Anlage 1 beigefiigte Satzung Uber die Einrichtung eines Beirats fur Menschen mit Behinderun-
gen wird beschlossen.

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: 1.102 Logistik, Statistik und Wahlen- zustimmend
Ergebnis: 1.160 Frauenburo - zustimmend
1.201 Haushalt und Steuerung - zustimmend
1.300 Recht - zustimmend
2.500 Soziale Sicherung — zustimmend
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein
Begriindung: Interessen von Kindern und Jugendlichen sind
unmittelbar nicht berthrt
Die MalRnahme ist: X | neu
X | freiwillig
vorgeschrieben durch:
Finanzielle Auswirkungen: Nein
X | Ja (Anlage 1)
Begriindung:

Das Leben von Menschen mit Behinderungen und ihre Entwicklungschancen unterscheiden sich er-
heblich von dem Leben der Menschen ohne Behinderungen. Vor allem sind es Barrieren und Um-
weltbedingungen oder auch gesetzliche Regelungen, die sie an der gleichberechtigten Teilhabe hin-
dern.

Der Behindertenbeirat soll gegenuber den kommunalpolitischen Gremien sowie der Verwal-
tung die Interessen der Menschen mit Behinderungen vertreten und die Verwaltung sowie

Seite: 1/2
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die Gremien darin unterstutzen, in den zu treffenden Entscheidungen auch die Belange von
Menschen mit Behinderungen angemessen zu beriicksichtigen.

Die Birgerschaft hat in ihrer Sitzung am 29.06.2017 mit der Vorlage 2017/05111 den nachstehend
aufgefiihrten interfraktionellen Antrag der Fraktionen SPD, BfL und GAL mit Mehrheit angenommen:

,Der Biirgermeister wird beauftragt, alle erforderlichen Schritte zur Einsetzung eines Behindertenbei-
ratesgemdfs § 47d der Gemeindeordnung umzusetzen. Die Einsetzung des Behindertenbeiratessoll
zum 01.01.2018 erfolgen. Die Richtlinien der Hansestadt Liibeck fiir die

Beauftragte / den Beauftragten fiir Menschen mit Behinderung (Stand 21.05.2015) sind entspre-
chendanzupassen. Die Anzahl der Mitglieder im zukiinftigen Behindertenbeirat soll bei

acht Personen bleiben. §15 des Gleichstellungsgesetzes findet Beriicksichtigung, der Beirat

ist paritdtisch zu besetzen.”

Hierzu ist eine Satzung durch die Bilrgerschaft zu erlassen.

Anlagen:
Anlage 1: Satzung fiir den Behindertenbeirat der Hansestadt Liibeck

Blrgermeister Jan Lindenau

Seite: 2/2
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Satzung der Hansestadt Liubeck
fur den Beirat fir Menschen mit Behinderungen

Gemal 8§ 4 und 47d Abs. 1 Gemeindeordnung fir Schleswig-Holstein (GO) wird nach
Beschlussfassung durch die Burgerschaft der Hansestadt Libeck am.......... folgende Satzung
erlassen:

(1)

()

®3)

(4)

©)

81
Rechte und Aufgaben des Behindertenbeirats

In der Hansestadt Libeck wird ein Beirat fir Menschen mit Behinderungen gebildet, der
parteipolitisch neutral, konfessionell und verbandspolitisch ungebunden sein soll. Der
Behindertenbeirat ist die Interessenvertretung der Blrgerinnen und Birger der Hansestadt
Libeck, die behindert im Sinne des 8§ 2 des Gesetzes zur Gleichstellung von Menschen mit
Behinderung in Schleswig-Holstein (Landesbehindertengleichstellungsgesetz — LBGG) vom
18.11.2008 (GVOBI. Schl.-H. S. 582) i.d.F.des Anderungsgesetzes vom 22.03.2018 (GVOBI.
Schl.-H. S.94) sowie § 2 Sozialgesetzbuch (SGB 1X) Neuntes Buch Rehabilitation und
Teilhabe von Menschen mit Behinderungen (Stand: Zuletzt geandert durch Art. 6 Abs. 3 G v.
28.11.2018 1 2016) sind.

Der Behindertenbeirat vertritt die Interessen von Menschen mit Behinderungen in der
Offentlichkeit und gegentiiber den Organen der kommunalen Selbstverwaltung
(Burgerschaft und Ausschisse, Blrgermeisterin / Blrgermeister).

Er soll insbesondere die Selbstbestimmung und Eigenstandigkeit der Menschen mit
Behinderung bei der Teilnahme am Leben in der Gemeinschaft nach Mal3gabe der UN-
Behindertenrechtskonvention und des Landesbehindertengleichstellungsgesetzes fordern.

Der Behindertenbeirat berat und unterstitzt die Burgerschaft und die Ausschiisse der

Hansestadt Lubeck in allen wichtigen Angelegenheiten, die Menschen mit

Behinderungen und deren Interessen betreffen.

Dies erfasst insbesondere allgemeine oder grundsatzliche Angelegenheiten aus den

Bereichen

- der Gestaltung einer barrierefreien Umwelt (raumliche Barrieren und
Kommunikationsbarrieren), d.h. der behindertengerechten Planung und
Gestaltung der offentlichen Verkehrsraume und 6ffentlichen Geb&aude sowie
des offentlichen Nahverkehrs;

- der praktischen Umsetzung des Betreuungsrechts, soweit es Menschen mit
Behinderung betrifft;

- der Inklusion der Menschen mit Behinderung in allen Lebensbereichen,
insbesondere in Kindergarten und Schulen;

- der Kinder- und Jugendhilfe sowie der Jugendférderung, soweit Menschen mit
Behinderung davon betroffen sind;

- der Ausbildungs- und Beschéftigungsférderung fur Menschen mit
Behinderung;

- der Férderung und Vermittlung behindertengerechten Wohnraums;

- der Gewahrung von Leistungen fir Menschen mit Behinderungen;

- der Planung und Konzeptionsentwicklung im Bereich der Behindertenhilfe;

- des Zugangs der Menschen mit Behinderung zu 6ffentlichen Informationen.

Der Behindertenbeirat berat Menschen mit Behinderungen in Angelegenheiten, die zu
seinen Aufgaben zahlen.

Der Beirat kann in Angelegenheiten, die Menschen mit Behinderungen betreffen,
Antrége an die Burgerschaft und die Ausschisse stellen. Die / Der Vorsitzende des
Beirates oder ein von ihr / ihm beauftragtes Mitglied des Beirates kann nach dessen
Beschlussfassung an den Sitzungen der Birgerschaft und der Ausschusse in
Angelegenheiten, die Menschen mit Behinderungen betreffen, teilnehmen, das Wort
verlangen und Antrage stellen.
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(6) Einladungen zu allen o6ffentlichen Biirgerschafts- und Ausschusssitzungen einschl.
Sitzungsniederschriften sind dem Beirat zu Ubersenden. Der Versand der
Einladungen sowie der Tagesordnungen erfolgt papierlos unter Nutzung des
Fachverfahrens Allris. Die Einladungen enthalten Ort, Tag und Stunde der Sitzung
sowie die Tagesordnung. Steht eine fir Menschen mit Behinderungen wichtige
Angelegenheit auf der Tagesordnung, ist dem Beirat die jeweilige Vorlage tUber das
Fachverfahren Allris zur Verfligung zu stellen.

(7) Hinsichtlich der Beteiligung des Beirates am nichtoffentlichen Teil der
Ausschusssitzungen ist zwecks Sicherstellung der Rechte des Behindertenbeirates in
behindertenrelevanten Fragen ein geeignetes Verfahren anzuwenden.

(8) Der Beirat ist von der Blrgermeisterin / vom Blrgermeister bei allen Planungen und
Entscheidungen, die wichtige Belange von Menschen mit Behinderungen in der
Hansestadt Libeck betreffen, friihzeitig anzuhdéren, dies betrifft insbesondere die
unter 8 1 Abs. 3 dieser Satzung genannten Angelegenheiten.

(9) Der Beirat ist von der Burgermeisterin / dem Birgermeister tber alle Angelegenheiten,
die Menschen mit Behinderungen betreffen, zu unterrichten. Die Unterrichtung sollte
so friih und so umfassend wie mdglich erfolgen, um dem Beirat eine wirksame
Mitwirkung an den Entscheidungsprozessen zu ermdglichen. Anregungen,
Empfehlungen und Stellungnahmen des Beirates sollen, soweit rechtlich moglich und
wirtschaftlich vertretbar, berlcksichtigt und Anfragen in angemessener Zeit
beantwortet werden.

(10) Einzelnen Mitgliedern des Beirates hat die Blrgermeisterin / der Blrgermeister in
allen Selbstverwaltungsangelegenheiten und Aufgaben zur Erfullung nach Weisung
auf Verlangen Auskunft zu erteilen und Akteneinsicht zu gewéhren, soweit diese die
Angelegenheiten des Beirates betreffen und § 30 Abs. 2 Gemeindeordnung dieses
zulasst.

§2
Zusammensetzung des Behindertenbeirats

(1) Der Behindertenbeirat besteht aus bis zu 8 gewahlten stimmberechtigten Mitgliedern.
Die Wahlzeit des Behindertenbeirats endet fiinf Jahre nach seinem erstmaligen
Zusammentritt.

(2) Der Beirat ist gem. 8§ 15 Gleichstellungsgesetz paritatisch zu besetzen.

(3) Die Beiratsmitglieder kénnen nicht gleichzeitig Mitglieder der Burgerschaft oder
Mitglieder in Ausschiissen sein.

83
Wabhlverfahren

(1) Die Wahl des Beirats erfolgt in einer Wahlversammlung durch die in der Hansestadt
Libeck vertretenen Selbsthilfegruppen, Verbande und Einrichtungen fir Menschen
mit Behinderungen, die zu diesem Zweck jeweils zwei Delegierte in die
Wahlversammlung entsenden. Die zu entsendenden Delegierten miissen das
achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, am Tag der Wahlversammlung ihren
Hauptwohnsitz seit mindestens drei Monaten in der Hansestadt Libeck haben und
schwerbehindert oder gleichgestellt im Sinne des § 2 Sozialgesetzbuch Neuntes
Buch (SGB IX) vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S.3234) sein.

(2) Die Biurgerschaft der Hansestadt Lubeck bestimmt den Termin der
Wahlversammlung fir die Wahl eines neuen Behindertenbeirats frihestens 9
Monate und spatestens 4 Monate vor Ablauf der Wahlzeit des
Behindertenbeirats.
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Termin, Uhrzeit und Ortlichkeit der Wahlversammlung fiir die Wahl des
Behindertenbeirats sind nach MalRRgabe der Hauptsatzung der Hansestadt
Libeck in ihrer jeweiligen Fassung ortlich bekannt zu machen. Die
Bekanntmachung hat spatestens acht Wochen vor dem Termin der
Wahlversammlung zu erfolgen. In der Bekanntmachung werden die in der
Hansestadt Liubeck vertretenen Selbsthilfegruppen, Verbande und Einrichtun-
gen fur Menschen mit Behinderungen dazu aufgefordert, sich binnen einer Frist
von vier Wochen ab dem Datum der Bekanntmachung fur die
Wahlversammlung schriftlich oder durch personliche Vorsprache bei
............................... anzumelden und jeweils zwei Delegierte, jeweils eine Frau
und einen Mann zu benennen. Die Benennung der Delegierten muss die
aktuelle Anschrift und das Geburtsdatum sowie eine Erklarung enthalten, dass
der/die  jeweilige Delegierte die persoénlichen Voraussetzungen
(Schwerbehinderung oder Gleichstellung) erfullt.

Nach Ablauf der in Absatz 3 Satz 3 genannten Frist werden die Liste der zur
Wahlversammlung angemeldeten Selbsthilfegruppen, Verbande und Einrichtungen
fur Menschen mit Behinderungen sowie zwei Listen mit jeweils den Namen der
weiblichen und mannlichen Delegierten bis zum Beginn der Wahlversammlung
offentlich ausgelegt. Auf Zeitpunkt und Ort der 6ffentlichen Auslegung ist in der
Bekanntmachung nach Abs. 3 hinzuweisen.

84
Wahl des Behindertenbeirates

Die Wahlversammlung wahlt aus ihrer Mitte die Mitglieder des Beirats schriftlich in
geheimer Wahl. Jeder / jede anwesende Delegierte kann bis zu 4 Stimmen abgeben,
wobei jeweils max. 2 Stimmen auf den Vorschlagslisten mit weiblichen und
mannlichen Delegierten abgegeben werden kdnnen. Je Kandidat/in kann nur eine
Stimme abgegeben werden. Die Delegierten kénnen sich bei der Stimmabgabe von
einer selbst gewahlten Assistenz unterstiitzen lassen. Die Stimmabgabe ist ungiltig,
wenn der Wille des Wahlers nicht zweifelsfrei zu erkennen ist. Gewahlt sind die 4
weiblichen und 4 mannlichen Delegierten, die in der jeweiligen Liste die meisten
Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit erfolgt eine Stichwahl zwischen den
Personen, die die gleiche Anzahl Stimmen erhalten haben, falls die noch zu
besetzenden Beiratsplatze nicht ausreichen. Bei einer Stichwahl hat jeder / jede
Delegierte eine Stimme. Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die
nicht gewéhlten Delegierten gelten in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl als
Nachrtcker fur den Beirat fir den Fall des vorzeitigen Ausscheidens eines Mitglieds.

Fur die Leitung und Durchfihrung der Wahl des Beirats benennt die Blrgermeisterin/
der Burgermeister eine/einen Wabhlleiterin/Wabhlleiter und eine/einen
Schriftfihrerin/Schriftfiihrer. Wahlleiterln und Schriftfiihrerin dirfen nicht fir den zu
wahlenden Beirat kandidieren. Der/Die Wahlleiterln kann nach seinem/ihrem
Ermessen WahlhelferInnen hinzuziehen.

Uber die Wahl und das Ergebnis ist ein Protokoll anzufertigen mit Ort und Zeit der
Wahl, Anzahl und Namen der anwesenden Wahlberechtigten, Auswertung der
Stimmen und Ergebnis.

§5
Vorsitz und Geschaftsgang

Der Beirat wahlt in seiner ersten Sitzung nach der Wahl einen Vorsitzenden / eine
Vorsitzende und zwei Stellvertreter/innen aus seiner Mitte; hierunter soll mindestens
eine Frau, bzw. ein Mann sein. Nach Ablauf der Wabhlzeit fuhrt der / die bisherige
Vorsitzende seiner Tatigkeit bis zur Neuwahl des / der Vorsitzenden weiter.
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(2) Der Beirat tritt binnen sechs Wochen nach der Wahl zum ersten Mal zusammen, die
Ladung erfolgt durch die Stadtprasidentin/den Stadtprasidenten. Die Wahl der / des
Vorsitzenden in der ersten Sitzung nach Beginn der Wahlzeit leitet die
Stadtprasidentin / der Stadtprasident. Die / Der Vorsitzende wird von der
Stadtprasidentin / dem Stadtprasidenten durch Handschlag auf die gewissenhafte
Erfullung ihrer / seiner Obliegenheiten verpflichtet und in ihre / seine Téatigkeit
eingefuhrt. Die Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden erfolgt unter Leitung der / des
Vorsitzenden. Scheidet die / der Vorsitzende aus, leitet die/ der stellvertretende
Vorsitzende die Wahl der / des neuen Vorsitzenden. Die Stellvertreterinnen /
Stellvertreter vertreten die Vorsitzende / den Vorsitzenden im Falle der Verhinderung
in der Reihenfolge der bei der Wahl erzielten Stimmen; bei Stimmengleichheit
entscheidet das Los.

(3) Der Beirat regelt seine inneren Angelegenheiten, insbesondere den Ablauf der
Sitzungen, die Form der Ladungen und die Sitzungs- und Abstimmungsordnung,
durch eine Geschaftsordnung. Existiert keine Geschéaftsordnung, gelten die fir den
Geschéaftsgang der Birgerschaft malRgeblichen Vorschriften entsprechend.

(4) Zustandig fur die Angelegenheiten des Beirates ist Fachbereich 2 Wirtschaft und
Soziales.
8§86

Entschadigungen, Versicherungsschutz und Kosten

(1) Die Beiratsmitglieder arbeiten ehrenamtlich. Die Entschédigung fiir ihre
Aufwendungen sind geregelt in der Hauptsatzung der Hansestadt Libeck.

(2) Fur die Beiratsmitglieder besteht beim Gemeindeunfallversicherungsverband
Schleswig-Holstein gesetzlicher Unfallversicherungsschutz. Die Hansestadt Liibeck
versichert die Beiratsmitglieder gegen Haftpflichtanspriiche aus ihrer Tatigkeit.

(3) Die zur Deckung der Sachkosten erforderlichen Haushaltsmittel werden im im
Haushalt geordnet.

87
Inkrafttreten

Die Satzung tritt mit dem Tag nach der Bekanntmachung in Kraft.

Lubeck, den ......

Jan Lindenau
Blrgermeister
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07810

offentlich

Liibeck, 05.06.2019

Bearbeitung: Kristina Wittig (E-Mail: kristina.wittig@luebeck.de Telefon: 122-1023)

Einrichtung eines Behindertenbeirats gem. 47d GO; hier: Bera-
tungsergebnis des Ausschusses fur Soziales vom 04.06.19

Fir die weitere Behandlung im Hauptausschuss und der Birgerschaft wird nachstehend
das Beratungsergebnis aus dem Ausschuss fiir Soziales zur Kenntnisnahme vorgelegt:

TOP 7.1. Satzung zur Einrichtung eines Behindertenbeirats gem. § 47d GO

VO/2019/07130
Gemeinsame Beratung mit TOP 7.1.1,7.1.2und 7.1.3

Beschlussvorschlag TOP 7.1:

Die als Anlage 1 beigefiigte Satzung Uber die Einrichtung eines Beirats fiir Menschen mit
Behinderungen wird beschlossen.

Anderungsantrag TOP 7.1.1 (Antrag AM Miiller, Grohmann, Gersdorf, Wolter, Bach-
mann, Candan, Ulrich, Schaffenberg, Akyurt, Biiche, Honel, Voht):

Der Sozialausschuss / die Blirgerschaft mége beschliel3en,

Paragraf 3 und 4 des Satzungsentwurfes der Verwaltung zur Einrichtung eines Behinderten-
beirates in der Hansestadt Liibeck gemél3 § 4 und 47d Abs. 1 Gemeindeordnung fiir Schles-
wig-Holstein (GO) wird wie folgt ersetzt;

§ 3 Wahlverfahren

(1) Die Wahl des Beirats erfolgt in einer Wahlversammlung durch die Anwesenden
und in die Anwesenheitsliste eingetragenen Menschen mit Behinderung. Diese
mussen das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, am Tag der Wahlversamm-
lung ihren Hauptwohnsitz seit mindestens drei Monaten in der Hansestadt Libeck
haben und schwerbehindert oder gleichgestellt im Sinne des § 2 Sozialgesetz-
buch Neuntes Buch (SGB IX) vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S.3234) sein oder
eine volle Erwerbsminderungsrente beziehen.

(2) Die Biirgerschaft der Hansestadt Liibeck bestimmt den Termin der Wahlver-
sammlung fiir die Wahl eines neuen Behindertenbeirats friihestens 9 Monate und
spétestens 4 Monate vor Ablauf der Wahlzeit des Behindertenbeirats.

(3) Termin, Uhrzeit und Ortlichkeit der Wahlversammlung fiir die Wahl des Behinder-
tenbeirats sind nach MalRgabe der Hauptsatzung der Hansestadt Liibeck in ihrer

Jeweiligen Fassung 6ffentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung hat spé-
testens acht Wochen vor dem Termin der Wahlversammlung zu erfolgen.
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In der Bekanntmachung werden die in der Hansestadt Liibeck vertretenen Men-
schen mit Behinderungen, die fiir einen Sitz im Beirat kandidieren méchten, dazu
aufgefordert, sich binnen einer Frist von vier Wochen ab dem Datum der Bekannt-
machung fiir die Wahlversammlung schriftlich oder durch persénliche Vorsprache
o= anzumelden. Die Bewerbung muss die aktuelle Anschrift
und das Geburtsdatum sowie eine Erkldrung enthalten, dass der/die jeweilige Be-
werber die persénlichen Voraussetzungen (Schwerbehinderung oder Gleichstel-
lung nach Absatz 1) erfiillt.

(4) Nach Ablauf der in Absatz 3 Satz 3 genannten Frist werden die Liste der Bewer-
berinnen und Bewerber fiir den Behindertenbeirat bis zum Beginn der Wahlver-
sammlung &ffentlich ausgelegt. Auf Zeitpunkt und Ort der éffentlichen Auslegung
ist in der Bekanntmachung nach Abs. 3 hinzuweisen.

(5) Die zu wéhlenden Mitglieder des Beirates fiir Menschen mit Behinderung der
Hansestadt Liibeck repréasentieren mdglichst eine grof3e Bandbreite an unterschiedli-
chen Behinderungsformen. Der Beirat soll paritédtisch aus Frauen und Ménnern be-
setzt werden. Sie bestehen nach Méglichkeit aus

Betroffenen aus dem Bereich

* Geistige Behinderung,

* Kérperliche und/ oder motorische Behinderung,
 Sinnesbehinderungen und

» Psychischer Behinderungen

§ 4 Wahl des Behindertenbeirates

(1) Die Wahlversammlung wéhlt aus ihrer Mitte die Mitglieder des Beirats schriftlich in gehei-
mer Wahl. Jeder / jede Anwesende kann bis zu 4 Stimmen abgeben, wobei jeweils max. 2
Stimmen auf den Vorschlagslisten mit weiblichen und ménnlichen Bewerbern abgegeben
werden kbénnen. Je Kandidat/in kann nur eine Stimme abgegeben werden. Die Anwesenden
kdnnen sich bei der Stimmabgabe von einer selbst gewéhlten Assistenz unterstlitzen lassen.
Die Stimmabgabe ist ungliltig, wenn der Wille des Wéhlers nicht zweifelsfrei zu erkennen ist.
Gewdéhlt sind die 4 weiblichen und 4 ménnlichen Bewerber, die in der jeweiligen Liste die
meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit erfolgt eine Stichwahl zwischen
den Personen, die die gleiche Anzahl Stimmen erhalten haben, falls die noch zu besetzen-
den Beiratsplétze nicht ausreichen. Bei einer Stichwahl hat jeder / jede Anwesende eine
Stimme. Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die nicht gewéhlten Bewerber
gelten in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl als Nachriicker fiir den Beirat fiir den Fall des
vorzeitigen Ausscheidens eines Mitglieds.

(2) Fir die Leitung und Durchfiihrung der Wahl des Beirats benennt die Biirgermeisterin/ der
Blirgermeister eine/einen Wahlleiterin/Wabhlleiter und eine/einen Schriftfihrerin/Schriftfiihrer.
Wabhlleiterln und Schriftfiihrerin diirfen nicht flr den zu wéhlenden Beirat kandidieren.
Der/Die Wahlleiterln kann nach seinem/ihrem Ermessen Wahlhelferlnnen hinzuziehen.

(3) Uber die Wahl und das Ergebnis ist ein Protokoll anzufertigen mit Ort und Zeit der Wabhl,
Anzahl und Namen der anwesenden Wahlberechtigten, Auswertung der Stimmen und Er-
gebnis.

Ergdnzungsantrag TOP 7.1.2 (Antrag AM Miiller):
Der Antrag wird in §3 Absatz 5 um folgenden Spiegelstrich ergénzt:

- Menschen die lber langjéhrige Erfahrung im Umgang mit Menschen mit Behinderun-
gen verfiigen (Eltern, Kinder und Geschwister)
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Anderungsantrag TOP 7.1.3 (Antrag AM Friemer):
Der Sozialausschuss / die Blirgerschaft mége beschliel3en,

Paragraf 3 des Satzungsentwurfes der Verwaltung zur Einrichtung eines Behindertenbeirates
in der Hansestadt Liibeck geméal3 § 4 und 47d Abs. 1 Gemeindeordnung fiir Schleswig-Hol-
stein (GO) wird wie folgt ersetzt;

§ 3 Wahlverfahren

(1) Die Wahl des Beirats erfolgt in einer Wahlversammlung durch die Anwesenden und in
die Anwesenheitsliste eingetragenen Menschen mit Behinderung. Diese miissen am Tag der
Wahlversammlung ihren Hauptwohnsitz seit mindestens drei Monaten in der Hansestadt
Libeck haben und schwerbehindert oder gleichgestellt im Sinne des § 2 Sozialgesetzbuch
Neuntes Buch (SGB IX) vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S.3234) sein oder eine volle Er-
werbsminderungsrente beziehen. Ein Mindestalter wird nicht festgelegt.

(2) Die Biirgerschaft der Hansestadt Liibeck bestimmt den Termin der Wahlversammlung
fur die Wahl eines neuen Behindertenbeirats friihestens 9 Monate und spétestens 4 Monate
vor Ablauf der Wahlzeit des Behindertenbeirats.

(3) Termin, Uhrzeit und Ortlichkeit der Wahlversammlung fiir die Wahl des Behinderten-
beirats sind nach Mal3gabe der Hauptsatzung der Hansestadt Liibeck in ihrer jeweiligen Fas-
sung 6ffentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung hat spétestens acht Wochen vor
dem Termin der Wahlversammlung zu erfolgen. Die Bekanntmachung ist in leichter Sprache
zu formulieren, damit auch Menschen mit psychischen oder geistigen Behinderungen diese
verstehen kénnen. Menschen mit Behinderungen, die fiir einen Sitz im Beirat kandidieren
mdéchten, kbnnen dies bis zum Beginn des Wahlvorgangs erkléren. Die Hansestadt Liibeck
hat sicherzustellen, dass Menschen mit Behinderungen, die an der Wahlversammlung teil-
nehmen méchten, dies ohne organisatorische oder finanzielle Probleme kénnen. Eine Stelle,
die fiir die gegebenenfalls erforderliche Unterstlitzung sorgt, ist in der Bekanntmachung zu
benennen. Die Bewerbung muss die aktuelle Anschrift und das Geburtsdatum sowie eine
Erkldrung enthalten, dass der/die jeweilige Bewerber die persénlichen Voraussetzungen
(Schwerbehinderung oder Gleichstellung nach Absatz 1) effillt.

(4) Die zu wéhlenden Mitglieder des Beirates flir Menschen mit Behinderung der

Hansestadt Libeck reprdsentieren méglichst eine groBe Bandbreite an unterschiedlichen
Behinderungsformen. Der Beirat soll paritétisch aus Frauen und Mdnnern besetzt werden. Er
besteht aus Betroffenen aus den Bereichen

* geistige Behinderung,

* kérperliche und/oder motorische Behinderung,

* Sinnesbehinderungen und

* psychische Behinderungen

entsprechend ihres Anteils an der Gesamtzahl der in Liibeck lebenden Menschen mit Behin-
derungen.

Die Antragsteller begriinden ihre Antrage.

Frau Akyurt schlagt vor, das Thema ,leichte Sprache“ aus dem Antrag von Frau Friemer
(TOP 7.1.3) in den Antrag TOP 7.1.1 aufzunehmen.
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Herr Honel bringt sein Unverstandnis dariber zum Ausdruck, dass es der Verwaltung nicht
gelungen sei, die Anregungen und Hinweise des Behindertenrates in die Satzung einzuarbei-
ten und stattdessen Anderungsantrage seitens der Politik erforderlich seien.

Frau Thedens spricht sich noch einmal fur das in dem Satzungsentwurf geregelte Delegati-
onsprinzip aus; damit seien alle Interessen gewahrt.

Aulerdem sprechen Herr Miller-Lornsen, Herr Seidel, Frau Schmittner, Herr Schumann,
eine Dame aus dem Publikum (nach erteiltem Rederecht) sowie Herr Rettberg.

Der Vorsitzende lasst zunachst iliber den Erganzungsantrag TOP 7.1.2 abstimmen.

Der Ausschuss empfiehlt der Biirgerschaft mehrheitlich, den Ergéanzungsantrag TOP
7.1.2 abzulehnen.

Der Anderungsantrag TOP 7.1.1 wird einvernehmlich wie folgt erginzt:

Der Sozialausschuss / die Blirgerschaft mége beschliel3en,

Paragraf 3 und 4 des Satzungsentwurfes der Verwaltung zur Einrichtung eines Behinderten-
beirates in der Hansestadt Liibeck gemal3 § 4 und 47d Abs. 1 Gemeindeordnung flir Schles-
wig-Holstein (GO) wird wie folgt ersetzt;

§ 3 Wahlverfahren

(5) Die Wahl des Beirats erfolgt in einer Wahlversammlung durch die Anwesenden
und in die Anwesenheitsliste eingetragenen Menschen mit Behinderung. Diese
mUssen das achtzehnte Lebensjahr vollendet haben, am Tag der Wahlversamm-
lung ihren Hauptwohnsitz seit mindestens drei Monaten in der Hansestadt Liibeck
haben und schwerbehindert oder gleichgestellt im Sinne des § 2 Sozialgesetz-
buch Neuntes Buch (SGB IX) vom 23. Dezember 2016 (BGBI. | S.3234) sein oder
eine volle Erwerbsminderungsrente beziehen.

(6) Die Biirgerschaft der Hansestadt Liibeck bestimmt den Termin der Wahlver-
sammlung fiir die Wahl eines neuen Behindertenbeirats friihestens 9 Monate und
spétestens 4 Monate vor Ablauf der Wahlzeit des Behindertenbeirats.

(7) Termin, Uhrzeit und Ortlichkeit der Wahlversammlung fiir die Wahl des Behinder-
tenbeirats sind nach MalRgabe der Hauptsatzung der Hansestadt Liibeck in ihrer
Jeweiligen Fassung 6ffentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung hat spé-
testens acht Wochen vor dem Termin der Wahlversammlung zu erfolgen. Die Be-
kanntmachung ist in leichter Sprache zu formulieren, damit auch Menschen mit
psychischen oder geistigen Behinderungen diese verstehen kénnen. In der Be-
kanntmachung werden die in der Hansestadt Liibeck vertretenen Menschen mit
Behinderungen, die fiir einen Sitz im Beirat kandidieren méchten, dazu aufgefor-
dert, sich binnen einer Frist von vier Wochen ab dem Datum der Bekanntma-
chung fiir die Wahlversammlung schriftlich oder durch persénliche Vorsprache bei
............................... anzumelden. Die Bewerbung muss die aktuelle Anschrift und
das Geburtsdatum sowie eine Erklarung enthalten, dass der/die jeweilige Bewer-
ber die persénlichen Voraussetzungen (Schwerbehinderung oder Gleichstellung
nach Absatz 1) erfillt.

(8) Nach Ablauf der in Absatz 3 Satz 3 genannten Frist werden die Liste der Bewer-
berinnen und Bewerber fiir den Behindertenbeirat bis zum Beginn der Wahlver-

sammlung 6ffentlich ausgelegt. Auf Zeitpunkt und Ort der 6ffentlichen Auslegung
ist in der Bekanntmachung nach Abs. 3 hinzuweisen.
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(5) Die zu wéhlenden Mitglieder des Beirates fiir Menschen mit Behinderung der
Hansestadt Liibeck reprdsentieren moglichst eine gro3e Bandbreite an unterschiedli-
chen Behinderungsformen. Der Beirat soll paritédtisch aus Frauen und Ménnern be-
setzt werden. Sie bestehen nach Méglichkeit aus

Betroffenen aus dem Bereich

* Geistige Behinderung,

* Kérperliche und/ oder motorische Behinderung,
» Sinnesbehinderungen und

* Psychischer Behinderungen

§ 4 Wahl des Behindertenbeirates

(1) Die Wahlversammlung wéhlt aus ihrer Mitte die Mitglieder des Beirats schriftlich in gehei-
mer Wahl. Jeder / jede Anwesende kann bis zu 4 Stimmen abgeben, wobei jeweils max. 2
Stimmen auf den Vorschlagslisten mit weiblichen und ménnlichen Bewerbern abgegeben
werden kbénnen. Je Kandidat/in kann nur eine Stimme abgegeben werden. Die Anwesenden
kdnnen sich bei der Stimmabgabe von einer selbst gewéhlten Assistenz unterstlitzen lassen.
Die Stimmabgabe ist ungliltig, wenn der Wille des Wéhlers nicht zweifelsfrei zu erkennen ist.
Gewdéhlit sind die 4 weiblichen und 4 méannlichen Bewerber, die in der jeweiligen Liste die
meisten Stimmen erhalten haben. Bei Stimmengleichheit erfolgt eine Stichwahl zwischen
den Personen, die die gleiche Anzahl Stimmen erhalten haben, falls die noch zu besetzen-
den Beiratsplétze nicht ausreichen. Bei einer Stichwahl hat jeder / jede Anwesende eine
Stimme. Bei erneuter Stimmengleichheit entscheidet das Los. Die nicht gewéahlten Bewerber
gelten in der Reihenfolge ihrer Stimmenzahl als Nachriicker fiir den Beirat fiir den Fall des
vorzeitigen Ausscheidens eines Mitglieds.

(2) Fiir die Leitung und Durchfiihrung der Wahl des Beirats benennt die Biirgermeisterin/ der
Biirgermeister eine/einen Wahlleiterin/Wahlleiter und eine/einen Schriftfiihrerin/Schriftfiihrer.
Wabhlleiterln und Schriftfihrerin dlirfen nicht flr den zu wéhlenden Beirat kandidieren.
Der/Die Wahlleiterin kann nach seinem/ihrem Ermessen Wahlhelferinnen hinzuziehen.

(3) Uber die Wahl und das Ergebnis ist ein Protokoll anzufertigen mit Ort und Zeit der Wabhl,
Anzahl und Namen der anwesenden Wahlberechtigten, Auswertung der Stimmen und Er-
gebnis.

Der Ausschuss empfiehlt der Biirgerschaft einstimmig, gemaB Beschlussvorschlag
unter Beriicksichtigung des ergdnzten Anderungsantrags TOP 7.1.1 zu entscheiden.

Frau Friemer zieht ihren Antrag TOP 7.1.3 zuriick.
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07571

offentlich

Liibeck, 06.05.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
1.201 - Haushalt und Steuerung

Bearbeitung: Annabell Krawetzke (E-Mail: annabell.krawetzke@luebeck.de Telefon: 122-2200)

Satzung der Hansestadt Lubeck tiber die Erhebung einer Vergnii-

gungssteuer auf das Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsgera-
ten

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
03.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung
20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Lubeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Die Satzung der Hansestadt Libeck tber die Erhebung einer Vergniigungssteuer wird in der
Fassung der Anlage 1 beschlossen.

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: 1.300 — Recht
Ergebnis: Keine rechtlichen Bedenken
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein
Begriindung:
Die Mallnahme ist: neu

x | freiwillig

vorgeschrieben durch:

Finanzielle Auswirkungen: Nein

X | Ja
Begriindung:

Die bisherige Satzung der Hansestadt Liibeck Uber die Erhebung einer Vergnliigungssteuer
auf das Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsgeraten (Vergnugungssteuer) wurde im Jahr
2006 beschlossen und trat rickwirkend zum 01.01.1997 in Kraft. Gemal § 2 Abs. 1 Satz 3
Kommunalabgabengesetz Schleswig-Holstein (KAG S-H)verlieren Abgabesatzungen zwan-
zig Jahre nach Inkrafttreten ihre Glltigkeit. Aus diesem Grunde ist eine erneute Beschluss-
fassung uUber den in Anlage 1 beigefugten Satzungstext erforderlich. Der Regelungsgehalt
einschlielllich der Abgabenpflichtigen, des Abgabensatzes und der Bemessungsgrundlage
sind unverandert. Lediglich redaktionelle Anderungen sowie die Anpassung an die Daten-
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schutzbestimmungen wurden vorgenommen.

Der rickwirkende Erlass einer Abgabensatzung ist gem. § 2 Abs. 2 KAG S-H mdglich, sofern
die Satzung eine gleiche oder gleichartige Abgabe ersetzt.

Die finanziellen Auswirkungen dieses Satzungsbeschlusses sind bereits in den Haushalts-
planungen bericksichtigt. Weitergehende Anderungen werden aufgrund der unveranderten
inhaltlichen Satzungsregelung nicht erwartet.

Anlagen:
Anlage 1 — Satzung der Hansestadt Liibeck iber die Erhebung einer Vergniigungssteuer auf
das Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsgeraten (Vergnlgungssteuer)

Blrgermeister Jan Lindenau
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Satzung der Hansestadt Liibeck iiber die Erhebung einer Vergniigungssteuer auf das
Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsgeraten

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fiir Schleswig-Holstein (GO) sowie der §§ 1, 2, 3
Abs.1 -2 und § 18 Abs. 2 - 3 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-
Holstein (KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H., S.27), zuletzt gedndert
durch Gesetz vom 18.03.2018, (GVOBI. Schl.-H., S. 69), wird nach Beschlussfassung durch
die Blrgerschaft der Hansestadt Lubeck vom xx.xx.xxxx folgende Satzung erlassen:

§ 1 Steuergegenstand

(1) Steuergegenstand ist das Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsgeraten (Spielgerate)
in Spielhallen und &hnlichen Unternehmen im Sinne des § 33 i der Gewerbeordnung, in
Gaststatten, Kantinen, Wettannahmestellen, Vereins- und ahnlichen Rdumen sowie in
sonstigen der Offentlichkeit zuganglichen Rdumen im Gebiet der Hansestadt Libeck zur
Benutzung gegen Entgelt. Bei Spielgeraten mit mehr als einer Spieleinrichtung gilt jede
Spieleinrichtung als Spielgerat im Sinne dieser Satzung, sofern an jeder Spieleinrichtung
voneinander unabhangige Spielvorgange ausgeldst werden kénnen.

(2) Von der Besteuerung ausgenommen ist das Halten von
a) Spielgeraten auf Jahrmarkten, Volksfesten oder dhnlichen Veranstaltungen,

b) Spielgeraten ohne Gewinnmdglichkeit, die nach ihrer Bauart ausschliellich zur
Benutzung durch Kleinkinder bestimmt und geeignet sind (z.B. mechanische
Schaukeltiere),

c) Spielgeraten, die in ihrem Spielablauf vorwiegend eine individuelle koérperliche
Betatigung erfordern (wie z.B. Tischfullball, Billardtische, Dartgerate u.a.),

d) Musikspielgeraten,

e) Spielgeraten in Einrichtungen, die der Spielbankabgabe unterliegen.

§ 2 Steuerschuldverhiltnis

Das Steuerschuldverhaltnis entstent mit der Aufstellung des Spielgerates; bei bereits
aufgestellten Spielgeraten entsteht das Steuerschuldverhaltnis mit dem Inkrafttreten dieser
Satzung.

§ 3 Steuerschuldner / Haftung

(1) Steuerschuldner ist der Halter des Spielgerates. Halter ist derjenige, flir dessen Namen
und Rechnung das Spielgerat aufgestellt wird. Mehrere Halter sind Gesamtschuldner.

(2) Fdur die Steuerschuld haftet jeder zur Anzeige oder zur Meldung nach § 7 Verpflichtete,
sofern er am Umsatz der Spielgerate beteiligt ist.

§ 4 Bemessungsgrundlage

(1) Bemessungsgrundlage flr die Steuer ist

a) bei Spielgeraten mit Gewinnmdglichkeit und mit manipulationssicherem Zahlwerk die
elektronisch gezahlte Bruttokasse; die elektronisch gezahlte Bruttokasse errechnet
sich aus der elektronisch gezahlten Kasse zuzuglich Réhrenentnahme, abzlglich
Roéhrenauffillung, Falschgeld und Fehlgeld,

b) bei Spielgeraten mit Gewinnmoglichkeit ohne manipulationssicheres Zahlwerk die
Zahl der Spielgerate,

c) bei Spielgeraten ohne Gewinnmdglichkeit die Zahl der Spielgerate.
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Spielgerate mit manipulationssicheren Zahlwerken sind Gerate, in deren Software
manipulationssichere Programme eingebaut sind, die die Daten lickenlos und
fortlaufend ausweisen, die zur Ermittlung der umsatzsteuerlichen Bemessungsgrundlage
erforderlich sind (wie z.B. Hersteller, Gerateart/-typ, Aufstellort, Geratenummer,
Zulassungsnummer, fortlaufende Nummer des jeweiligen Ausdrucks, Datum der letzten
Kassierung, elektronisch gezahlte Kasse, Roéhreninhalte, Auszahlungsquoten, tagliche
Betriebsstunden, tagliche Spielzeit am Gerat, Anzahl der entgeltpflichtigen Spiele,
Freispiele usw.).

§ 5 Steuersatz

Besteuerungszeitraum ist das jeweilige Quartal eines Kalenderjahres.

Die Steuer betragt fur jedes Spielgerat mit Gewinnmdglichkeit im Sinne

a) des § 4 Abs. 1a mit manipulationssicherem Zahlwerk 18 % der elektronisch gezahlten
Bruttokasse im Quartal,

b) des § 4 Abs.1b ohne manipulationssicheres Zahlwerk 220,00 Euro je angefangenen
Kalendermonat.

Die Steuer betragt fur jedes Spielgerat ohne Gewinnmdglichkeit im Sinne des § 4 Abs.

1c fir jeden angefangenen Kalendermonat

a) in Spielhallen und ahnlichen Unternehmen im Sinne des § 33 i der Gewerbeordnung
53,00 Euro,

b) 26,50 Euro an allen anderen Aufstellorten im Sinne des § 1 Abs. 1.

Die Steuer betragt fir Spielgerate, mit denen Gewalttatigkeiten und/oder sexuelle

Handlungen dargestellt werden oder die eine Verherrlichung oder Verharmlosung des

Krieges zum Gegenstand haben, je angefangenen Kalendermonat und pro Gerat

314,00 Euro.

Tritt im Laufe des Besteuerungszeitraumes an die Stelle eines Spielgerates im

Austausch ein gleichartiges Spielgerat, so gilt fur die Berechnung der Steuer das

ersetzte Spielgerat als weitergefihrt.

§ 6 Besteuerungsverfahren

Der Halter hat - vorbehaltlich des Abs. 4 - bis zum 15. Tag nach Ablauf eines jeden
Quartals  (Steueranmeldezeitraum) je eine Steueranmeldung auf amtlich
vorgeschriebenem Vordruck getrennt nach Monaten, Aufstellungsorten und Spielgeraten
mit bzw. ohne Gewinnmaoglichkeit abzugeben, in der er die Steuer selbst zu berechnen
hat. Sie muss eigenhandig vom Aufsteller oder seinem Vertreter unterschrieben sein.
Die Steuer ist bis zum vorgenannten Termin fallig und zu entrichten. Gleiches gilt bei
Spielgeraten mit Gewinnmdglichkeit, wenn die Steuerpflicht im Laufe des
Steueranmeldezeitraumes endet (z.B. durch Austausch des Spielgerates oder durch
Austausch von Mikroprozessoren mit oder ohne Software, so dass Spielablaufe
modifiziert werden oder sich andere Spiele ergeben).

Gibt der Halter die Anmeldung nicht ab oder hat er die Steuer nicht richtig berechnet,
wird die Steuer durch Schatzung festgesetzt. Der festgesetzte Betrag bzw. der
Differenzbetrag ist binnen eines Monats nach Bekanntgabe des Steuerbescheides fallig.
Bei Spielgeraten mit Gewinnmdglichkeit ist entsprechend des Steueranmeldezeitraumes
gemal Abs. 1 die elektronisch gezahlte Bruttokasse auszulesen. Es zahlt die vor dem
Quartalsende bzw. Monatsende am nachsten liegende Auslesung. Resttage des
Quartals bzw. Monats zdhlen zum Folgezeitraum. Fur den Folgezeitraum ist lickenlos
an den vorherigen Auslesezeitpunkt (Tag und Uhrzeit des Ausdrucks) anzuschlieRen.
Der Steueranmeldung nach Abs. 1 und 4 sind auf Anforderung bei diesen Spielgeraten
alle Zahlwerks-Ausdrucke lickenlos mit den geforderten Parametern fir den jeweiligen
Zeitraum beizuflgen.
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§ 7 Anzeige- und Meldepflichten

Der Halter hat die erstmalige Aufstellung eines Spielgerates und jede Veranderung
hinsichtlich Art und Anzahl der Spielgerate an einem Aufstellungsort bis zum 15. Tag
des folgenden Quartals zusammen mit der nach § 6 Abs. 1 vorgeschriebenen
Steueranmeldung auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck anzuzeigen. Bei verspateter
Anzeige qilt als Tag der Beendigung des Haltens der Tag des Eingangs der Anzeige, es
sei denn, der Halter weist nach, dass das Halten schon zu einem friiheren Zeitpunkt
beendet war.

Bei Spielgeraten i.S. des § 4 Abs. 1a ist jede Anderung bzw. jede Anderung der
eingesetzten Spiele anzuzeigen und eine Steueranmeldung auf amtlich
vorgeschriebenem Vordruck gemald § 6 Abs. 1 abzugeben. Zusatzlich ist bei
Spielgeraten ohne Gewinnméglichkeit jede Anderung der eingesetzten Spiele unter
Angabe der genauen Bezeichnung des alten und des neuen Spiels mit
Spielbeschreibung gem. § 7 Abs. 1 mitzuteilen.

Zur Meldung bzw. Anzeige nach § 7 Abs. 1 und Abs. 2 ist auch der unmittelbare Besitzer
der fur die Aufstellung der Spielgerate benutzten Rdume und Grundstiicke verpflichtet.
Die Anmeldung bzw. Anzeige ist innerhalb der in Abs. 1 genannten Frist auf amtlich
vorgeschriebenem Vordruck durchzuflhren.

Die Anmeldungen nach Abs. 1, 2 und 3, sowie nach § 6 Abs. 1 und 4 sind
Steuererklarungen gemal § 149 in Verbindung mit § 150 Abs. 1 Nr. 3 der
Abgabenordnung (AO).

Wird die Steueranmeldung nach § 6 Abs. 1 nicht oder nicht rechtzeitig abgegeben oder
werden die nach Abs. 1 und 2 vorgesehenen Anzeigeverpflichtungen versaumt, so
kénnen Verspatungszuschlage nach § 152 AO festgesetzt werden.

§ 8 Steueraufsicht und Priifungsvorschriften

Die von der Hansestadt Lubeck ermachtigten Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind ohne
vorherige Ankindigung berechtigt, zur Nachprufung der Steueranmeldungen und zur
Feststellung von Steuertatbestdnden die Betriebs- bzw. Aufstellrdume zu betreten und
die Geschéaftsunterlagen einzusehen, die flr das Erheben der Vergnligungssteuer nach
dieser Satzung maflgeblich sind. Entsprechend sind die erforderlichen Auskinfte zu
erteilen.

Auf Verlangen hat jederzeit eine Auslesung der Spielgerate mit Gewinnmdglichkeit unter
Beteiligung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Bereiches Haushalt und Steuerung
- Aktivbesteuerung der Hansestadt Lubeck zu erfolgen. Die Zahlwerksausdrucke sind
entsprechend § 147 AO aufzubewahren.

Im Ubrigen gelten fir die Durchfilhrung der Steueraufsicht und Priifung die
entsprechenden Bestimmungen des Landesverwaltungsgesetzes (LVwG) und der AO.

§ 9 Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig nach § 18 Abs. 2 Nr. 2 KAG handelt, wer vorsatzlich oder leichtfertig

a)

b)

der Pflicht zur Einreichung der Steueranmeldung nach § 6 und der angeforderten
Zahlwerksausdrucke
der Melde- und Anzeigepflicht nach § 7

zuwiderhandelt.
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§ 10 Datenverarbeitung

(1) Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Steuer im Rahmen der
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Erhebung und Verarbeitung folgender Daten
gem. Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e) in Verbindung mit Artikel 6 Abs. 2 der EU-Datenschutz-
Grundverordnung in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz Schleswig-
Holstein (LDSG) durch die Hansestadt Libeck — Bereich Haushalt und Steuerung /
Aktivbesteuerung — zulassig. Personenbezogene Daten werden erhoben Uber:

a) Name, Vorname(n)

b) Anschrift

c) Bankverbindung

d) Anzahl, Aufstellort, Aufstelldauer, Name und (Zulassungs-) Nummer der Spielgerate,
Spielhalle oder anderer Ort, sowie die Gesamtanzahl aller Spiele und weiterer
Angaben, die der Halter im Rahmen der Anmeldung machen muss und die sich aus
den in § 4 Abs. 2 genannten Parametern ergeben.
(2) Personenbezogene Daten nach Abs. 1 werden erhoben durch Mitteilung bzw.
Ubermittlung
a) aus den Verfahren Uber die Ausstellung von Geeignetheitsbescheinigungen zur
Aufstellung von Spielgeraten bei den Ordnungsamtern,

b) aus dem Einwohnermelderegister (§ 5 Landesmeldegesetz),

c) in begrindeten Einzelfallen nach besonderer gesetzlicher Regelung ( z.B.
Gewerbeordnung, Abgabenordnung, Bundeszentralregister).

(3) Die Daten dirfen von der datenverarbeitenden Stelle nur zum Zweck der
Steuererhebung nach dieser Satzung verarbeitet werden.

(4) Die Hansestadt Libeck ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuerpflichtigen
und von Daten, die nach Abs. 1 anfallen, ein Verzeichnis der Steuerpflichtigen mit den
fur die Steuererhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu filhren und diese
Daten zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser Satzung zu verwenden und zu
verarbeiten.

(5) Der Einsatz technikunterstiitzter Informationsverarbeitung ist zulassig.

§ 11 Inkrafttreten
Diese Satzung tritt rickwirkend ab dem 01.01.2017 in Kraft und ersetzt ab diesem Zeitpunkt
die Satzung der Hansestadt Libeck Uber die Erhebung einer Vergniigungssteuer fir das
Halten von Spiel- und Geschicklichkeitsgeraten vom 23.05.2006, zuletzt geandert durch
Anderungssatzung vom 23.03.2015.

Die Steuerpflichtigen dirfen aufgrund dieser Satzung nicht unginstiger gestellt werden als
nach den bisherigen Satzungsregelungen.

Bestandskraftige Steueranmeldungen bzw. Steuerfestsetzungen werden von der
rickwirkenden Regelung nicht berlhrt.

Lubeck, den

Der Biirgermeister
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07615

offentlich

Liibeck, 08.05.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
1.201 - Haushalt und Steuerung

Bearbeitung: Annabell Krawetzke (E-Mail: annabell.krawetzke@luebeck.de Telefon: 122-2200)

Satzung uber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Han-
sestadt Lubeck

Beratungsfolge:
Datum Gremium Status
03.06.2019 Senat Nichtoffentlich

18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich
20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Libeck Offentlich

Zustandigkeit

zur Senatsberatung
zur Vorberatung
zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Satzung Uber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Hansestadt Libeck wird
in der Fassung der Anlage 1 beschlossen.

Verfahren:

Beteiligte Bereiche/Projektgruppen:
Ergebnis:

1.300 — Recht
Keine rechtlichen Bedenken

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
gem. § 47 f GO ist erfolgt: Nein
Begrindung:
Die Malinahme ist: neu

x | freiwillig

vorgeschrieben durch:

Finanzielle Auswirkungen: Nein
X | Ja

Begriindung:

Die bisherige Satzung Uber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Hansestadt Lu-
beck wurde im Jahr 2000 beschlossen und trat rickwirkend zum 01.01.1994 in Kraft. Gem. §
2 Abs. 1 Satz 3 Kommunalabgabengesetz Schleswig-Holstein (KAG S-H) verlieren Abgaben-
satzungen zwanzig Jahre nach Inkrafttreten ihre Giltigkeit. Aus diesem Grunde ist eine er-
neute Beschlussfassung Uber den in Anlage 1 beigeflgten Satzungstext erforderlich. Der
Regelungsinhalt einschliellich der Abgabenpflichtigen, des Abgabensatzes und der Bemes-
sungsgrundlage sind unverandert. Lediglich redaktionelle Anderungen sowie die Anpassung
an die Datenschutzbestimmungen wurden vorgenommen.

Der rickwirkende Erlass einer Abgabensatzung ist gem. § 2 Abs. 2 KAG S-H mdglich, sofern
Seite: 1/2
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die Satzung eine gleiche oder gleichartige Abgabe ersetzt.

Aufgrund aktueller Rechtsprechung zur Einheitsbewertung (,Grundsteuerreform®) — die auch
Grundlage fir die Berechnung der Zweitwohnungssteuer ist — wird es vermutlich im Laufe
des Jahres 2020 eine grundlegende Anderung zur Bemessung der Zweitwohnungssteuer
geben. Derzeit ist es geplant, gemeinsam mit dem Stadteverband Schleswig-Holstein und
vielen weiteren Kommunen neue Bemessungsregelungen fir die Zweitwohnungssteuer zu
erarbeiten; erste Gesprache in einer Arbeitsgruppe hierzu haben bereits stattgefunden. Zur
Sicherung der Einnahmen ist es aber dennoch erforderlich, Uber die Satzung in urspringli-
cher Form zu beschlieRen.

Die finanziellen Auswirkungen dieses Satzungsbeschlusses sind bereits in den Haushalts-
planungen bericksichtigt. Weitergehende Anderungen werden aufgrund der unveranderten
Satzungsregelungen nicht erwartet.

Anlagen:

Blrgermeister Jan Lindenau

Seite: 2/2
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Satzung uiber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer
in der Hansestadt Liibeck

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung flir Schleswig-Holstein (GO) sowie der §§ 1, 2, 3
Abs.1 und § 18 Abs. 2 - 3 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein
(KAG) in der Fassung vom 10.01.2005 (GVOBI. Schl.-H., S.27), zuletzt geandert durch
Gesetz vom 18.03.2018, (GVOBI. Schl.-H., S. 69), wird nach Beschlussfassung durch die
Birgerschaft der Hansestadt Libeck vom xx.xx.xxxx folgende Satzung erlassen:

§ 1 Allgemeines

Die Hansestadt Liibeck erhebt eine Zweitwohnungssteuer als 6rtliche Aufwandssteuer.

§ 2 Steuergegenstand

(1) Gegenstand der Steuer ist das Innehaben einer Zweitwohnung im Stadtgebiet.

(2) Eine Zweitwohnung ist jede Wohnung, die eine Person neben ihrer Hauptwohnung fur
ihren personlichen Lebensbedarf oder den ihrer Familienmitglieder oder Angehdrigen
innehat.

(3) Liegen Hauptwohnung und Zweitwohnung in demselben Gebaude, so gilt diese in der
Regel nicht als Zweitwohnung im Sinne dieser Satzung.

(4) Eine Wohnung verliert die Eigenschaft einer Zweitwohnung nicht dadurch, dass sie
vorubergehend anders oder nicht genutzt wird.

§ 3 Steuerpflicht

(1) Steuerpflichtig ist, wer im Stadtgebiet eine Zweitwohnung im Sinne des § 2 innehat.

(2) Nicht der Steuer unterliegt das Innehaben einer berufsbedingt erforderlichen
Zweitwohnung, die trotz vorwiegender Nutzung aufgrund melderechtlicher Vorschriften
betreffend den Familienwohnsitz nicht Hauptwohnung ist.

(3) Haben mehrere Personen gemeinsam eine Zweitwohnung inne, so sind sie
Gesamtschuldner/innen.

§ 4 SteuermaBstab

(1) Die Steuer bemisst sich nach dem Mietwert der Zweitwohnung.

(2) Als Mietwert gilt die Jahresrohmiete. Der Mietwert errechnet sich aus der vom Finanzamt
gemall § 79 Abs. 1 Bewertungsgesetz auf den Hauptfeststellungszeitpunkt 01.01.1964
festgestellten Jahresrohmiete, die fir das Erhebungsjahr auf den September des
Vorjahres hochgerechnet wird. Die Hochrechnung erfolgt durch Multiplikation der vom
Finanzamt fir den 01.01.1964 mitgeteilten Jahresrohmiete mit einem
Hochrechnungsfaktor. Der Hochrechnungsfaktor ergibt sich aus dem Produkt zweier
Teilfaktoren, des Teilfaktors 1 und des Teilfaktors 2. Der Hochrechnungsfaktor gibt die
statistische Steigerung der Wohnungsmieten in der Zeit vom 01.01.1964 bis zum 30.09.
des dem jeweiligen Erhebungszeitraum vorausgehenden Jahres wieder. Grundlage flr
seine Berechnung — Teilfaktor 1 — ist fur den Zeitraum vom 01.01.1964 bis 01.01.1995
die Steigerung der Wohnungsmieten nach dem Preisindex fir die Lebenshaltung aller
privaten Haushalte im friheren Bundesgebiet, der vom Statistischen Bundesamt
veroffentlicht wurde (Bruttokaltmieten, Reihe Wohnungsmiete insgesamt). Ab dem
01.01.1995 — Teilfaktor 2 - erfolgt die Hochrechnung entsprechend der Steigerung der
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Wohnungsmieten (Nettokaltmiete, Reihe Nettokaltmiete insgesamt) nach dem
Verbraucherpreisindex fir Deutschland, der vom Statistischen Bundesamt veroffentlicht
wird. Der Hochrechnungsfaktor wird auf zwei Nachkommastellen berechnet. Die zu
seiner Berechnung durchzufiihrenden Schritte werden mit sechs Nachkommastellen
ausgefuhrt.

(3) Ist eine Jahresrohmiete nicht zu ermitteln, so tritt an die Stelle des Mietwertes nach Abs.
2 die Ubliche Miete im Sinne des § 79 Abs. 2 Satz 2 des Bewertungsgesetzes.

(4) Ist die Ubliche Miete nicht zu ermitteln, so treten an deren Stelle sechs v.H. des
gemeinen Wertes der Zweitwohnung. Die Vorschrift des § 9 des Bewertungsgesetzes
findet entsprechende Anwendung.

(5) Wird die Wohnung auch zur Vermietung an wechselnde Gaste angeboten (sogenannte
Mischnutzung), wird der Mietwert multipliziert mit dem Verfugbarkeitsgrad. Dieser stellt
den Umfang der Verflugbarkeit der Zweitwohnung fir die Steuerpflichtige / den
Steuerpflichtigen dar und wird wie folgt bemessen:

Stadtteil Traveminde:

Volle / nahezu volle Verfiigbarkeit 360 - 210 Tage 100 %
(= 0 - 150 Vermietungstage)

Mittlere Verfligbarkeit 209 - 110 Tage 70 %
(= 151 - 250 Vermietungstage)

Beschrankte Verflugbarkeit Unter 110 Tage 55 %
(= Gber 250 Vermietungstage)

Ubriges Stadtgebiet:

Volle / nahezu volle Verflugbarkeit 360 - 170 Tage 100 %
(= 0 - 190 Vermietungstage)

Mittlere Verflgbarkeit 169 - 100 Tage 45 %
(= 191 - 260 Vermietungstage)

Beschrankte Verfugbarkeit Unter 100 Tage 30 %
(= Gber 260 Vermietungstage)

§ 5 Steuersatz

Der Steuersatz betragt 12 v. H. des Mietwertes.

§ 6 Beginn und Ende der Steuerpflicht, Falligkeit der Steuerschuld

(1) Die Zweitwohnungsteuer entsteht mit Ablauf des Kalenderjahres, fiir das die Steuer
festzusetzen ist. Die Steuerpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, in den der Beginn des
Innehabens der Zweitwohnung fallt. Sie endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem
die Steuerpflichtige / der Steuerpflichtige die Zweitwohnung aufgibt. Bei Ubernahme einer
Zweitwohnung von einer / einem bisher Steuerpflichtigen beginnt die Steuerpflicht mit
dem Beginn des auf die Ubernahme folgenden Kalendermonats.

(2) Die Steuer wird als Jahressteuer festgesetzt. Steuerjahr ist das Kalenderjahr. Die Steuer
wird am Anfang des Folgejahres flir das abgelaufene Kalenderjahr rickwirkend
festgesetzt.

(3) Die Hansestadt Libeck erhebt auf die zu erwartende H&he der Jahressteuer eine
Vorauszahlung, die in der Regel der flir das Vorjahr festgesetzten Steuer entspricht. Die
fir das Steuerjahr geleisteten Vorauszahlungen werden auf den festgesetzten
Jahressteuerbetrag angerechnet.

(4) Die nach Absatz 3 festgesetzten Vorauszahlungen sind zum 01. Juli des Steuerjahres
fallig. Nachzahlungen sowie Teilzahlungsbetrage nach Absatz 1 werden innerhalb eines
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Monats, Erstattungsbetrage innerhalb einer Woche nach Bekanntgabe des
Steuerbescheides fallig.

§ 7 Anzeigepflicht

Das Innehaben einer Zweitwohnung oder deren Aufgabe sowie die Anderung der Nutzung
sind der Hansestadt Lubeck, Bereich Haushalt und Steuerung - Aktivbesteuerung, innerhalb
einer Woche durch die Steuerpflichtige / den Steuerpflichtigen anzuzeigen.

§ 8 Steuererklarungen, Mitteilungspflichten

(1) Die / Der Steuerpflichtige hat in Fallen der Mischnutzung auf besondere Aufforderung bis
zum 31. Januar des Folgejahres eine Steuererklarung nach amtlich vorgeschriebenem
Vordruck abzugeben. Bei Aufgabe einer gemischt genutzten Zweitwohnung ist eine
Steuererklarung nach amtlich vorgeschriebenem Vordruck innerhalb eines Monats nach
Aufgabe der Wohnung abzugeben. Im Ubrigen sind Steuererklarungen zur Prifung der
Steuerpflicht auf Anforderung durch die Hansestadt Libeck, Bereich Haushalt und
Steuerung - Aktivbesteuerung, auf amtlich vorgeschriebenem Vordruck abzugeben. Die /
Der Steuerpflichtige hat die Steuererklarung eigenhandig zu unterschreiben und der
Hansestadt Lubeck, Bereich Haushalt und Steuerung - Aktivbesteuerung, zuzuleiten.
Eine Steuererklarung fur Mischnutzungsfalle ist nicht abzugeben, wenn eine volle oder
nahezu volle Verfligbarkeit gemafl § 4 Abs. 6 gegeben war. Wird die Steuererklarung
nicht innerhalb eines Monats nach Ablauf der Frist in Absatz 1 abgegeben, gilt die
Zweitwohnung als ganzjahrig verflugbar (volle Verfligbarkeit nach § 4 Abs. 6).

(2) Die Angaben der / des Steuerpflichtigen in der Steuererklarung sind durch geeignete
Unterlagen nachzuweisen, sofern die Hansestadt Libeck, Bereich Haushalt und
Steuerung - Aktivbesteuerung, dies fordert.

(3) Wenn die Sachverhaltsaufklarung durch die Beteiligten nicht zum Ziel fiihrt oder keinen
Erfolg verspricht, sind auch andere Personen und Firmen, insbesondere Vermieter oder
Verpachter von Zweitwohnungen und Vermittlungsagenturen verpflichtet, der Hansestadt
Libeck, Bereich Haushalt und Steuerung - Aktivbesteuerung, auf Nachfrage die fir die
Steuerfestsetzung relevanten Daten mitzuteilen (§ 11 KAG iV. mit § 93
Abgabenordnung).

§ 9 Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig handelt, wer als Steuerpflichtige/r oder bei Wahrnehmung der
Angelegenheit einer / eines Steuerpflichtigen leichtfertig
a) Uber steuerrechtlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollstandige Angaben
macht oder
b) die Hansestadt Llbeck, Bereich Haushalt und Steuerung - Aktivbesteuerung,
pflichtwidrig Uber steuerrechtlich erhebliche Tatsachen in Unkenntnis lasst und
dadurch Steuern verkilrzt oder nicht gerechtfertigte Steuervorteile fir sich oder einen
anderen erlangt. Die Strafbestimmungen des § 16 KAG bei Vorsatz bleiben
unberihrt.
(2) Ordnungswidrig handelt auch, wer vorsatzlich oder leichtfertig
a) Belege ausstellt, die in tatsachlicher Hinsicht unrichtig sind oder
b) der Anzeigepflicht lber Innehaben oder Aufgabe und der Nutzungsanderung der
Zweitwohnung nicht nachkommt.
Zuwiderhandlungen gegen die §§ 7 und 8 sind Ordnungswidrigkeiten nach § 18 Abs. 2
Nr. 2 KAG.
(3) Nach § 18 Abs. 3 des KAG kdnnen Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbul3e bis zur
Hohe der dort genannten Betrage geahndet werden.
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§ 10 Datenverarbeitung

Zur Ermittlung der Steuerpflichtigen und zur Festsetzung der Steuer im Rahmen der
Veranlagung nach dieser Satzung ist die Erhebung und Verarbeitung folgender Daten
gem. Art. 6 Abs. 1 Buchstabe e) in Verbindung mit Art. 6 Abs. 2 der EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) in Verbindung mit § 3 Abs. 1 Landesdatenschutzgesetz
Schleswig-Holstein (LDSG) durch die Hansestadt Libeck — Bereich Haushalt und
Steuerung / Aktivbesteuerung — zuldssig. Personenbezogene Daten werden erhoben
Uber:

a) Namen, Vornamen, Anschrift, Geburtsdatum, Familienstatus und ggf.

Kontoverbindung der/s Steuerpflichtigen,
b) Namen und Anschrift eines evtl. Handlungs- oder Zustellungsbevollmachtigten.

Daten dirfen erhoben werden durch Mitteilung oder Ubermittlung von:

Einwohnermeldedmtern

LUbeck und Travemiinde Marketing GmbH
Kurbetrieb Travemiinde

Bereich Liegenschaften der Hansestadt Lubeck
untere Bauaufsichtsbehérde der Hansestadt Libeck
Finanzamt

Grundbuchamt

Katasteramt

Bundeszentralregister

Kraftfahrtbundesamt

Bereiche Haushalt und Steuerung sowie Buchhaltung & Finanzen der Hansestadt
Libeck

o Vorbesitzern, Vermietern, Verpachtern, Eigentimern.

Neben diesen Daten werden die flir die Errechnung und Festsetzung der Steuer
erforderlichen Daten erhoben.

Die Hansestadt Libeck ist befugt, auf der Grundlage von Angaben der Steuerpflichtigen
und von Daten, die nach Abs. 1 anfallen, ein Verzeichnis der Steuerpflichtigen mit den
fur die Steuererhebung nach dieser Satzung erforderlichen Daten zu filhren und diese
Daten zum Zwecke der Steuererhebung nach dieser Satzung zu verwenden, weiter zu
verarbeiten und fir Zwecke der Erhebung von Kurabgaben im Stadtteil Traveminde zu
verwenden.

Der Einsatz technikunterstitzter Informationsverarbeitung ist zulassig.

§ 11 Inkrafttreten

Die Satzung tritt rickwirkend zum 1. 1. 2014 in Kraft und ersetzt ab diesem Zeitpunkt die
Satzung Uber die Erhebung einer Zweitwohnungssteuer in der Hansestadt Lubeck vom
27.10.2000, zuletzt gedndert durch Anderungssatzung vom 08.12.2014.

Die Steuerpflichtigen dirfen aufgrund dieser Satzung nicht ungunstiger gestellt werden als
nach den bisherigen Satzungsregelungen.

Bestandskraftige Bescheide werden von der Rickwirkung der Satzung nicht erfasst.

Lubeck, den

Der Biirgermeister
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Hansestadt LUBECK %
» Nr. VO/2019/07660
offentlich

Liibeck, 14.05.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
2.500 - Soziale Sicherung

Bearbeitung: Karin Gorziza (E-Mail: karin.gorziza@luebeck.de Telefon: 122 - 4400)

Abschluss eines Rahmenvertrages Schleswig-Holstein nach § 131
SGB IX

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
27.05.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung
04.06.2019  Ausschuss fir Soziales Offentlich zur Vorberatung
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung
20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Lubeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Die Biirgerschaft der Hansestadt Liibeck nimmt das Ergebnis der Verhandlungen zum
Abschluss eines Rahmenvertrages Schleswig-Holstein nach § 131 SGB IX zur Erbrin-
gung von Leistungen der Eingliederungshilfe in der als Anlage beigefiigten Fassung
vom 24.04.2019 zustimmend zur Kenntnis und bevollmachtigt den Geschaftsfihrer
des Stadteverbands Schleswig-Holstein, Herrn Marc Ziertmann, zur Unterzeichnung
des Rahmenvertrages im Namen der Hansestadt Liibeck.

Die Zustimmung und Bevollméachtigung erfolgt mit der MaRgabe, dass die in der Ver-
einbarung zwischen Land und Kommunalen Landesverbanden vom 11.01.2018 zuge-
sagte Konnexitat einvernehmlich umgesetzt wird.

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: 1.201-Haushalt und Steuerung
Ergebnis: Kenntnis genommen
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein
Begrindung: Ist nicht erfolgt, da der Personenkreis von der
MafRnahme nicht unmittelbar betroffen ist.
Die MalRnahme ist: X | neu
freiwillig
X | vorgeschrieben durch: SGB IX
Finanzielle Auswirkungen: Nein
X | Ja (siehe Begriindung)
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Begriindung:

Grundlagen

Das Gesetz zur Starkung der Teilhabe und Selbstbestimmung von Menschen mit Behinde-
rungen (Bundesteilhabegesetz - BTHG) soll mit seinen umfangreichen Rechtsdnderungen
dazu beitragen, Menschen mit Behinderungen eine mdglichst volle und wirksame Teilhabe in
allen Bereichen fur eine selbstbestimmte Lebensfuhrung zu ermdglichen und damit die UN-
Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) umsetzen.

Eine wichtige Voraussetzung, um das deutsche Rehabilitations- und Teilhaberecht in Uber-
einstimmung mit der UN-BRK zu gestalten, ist, dass Teilhabeleistungen, also auch die Leis-
tungen der Eingliederungshilfe, unabhangig von der Wohnform gewahrt werden, in der Men-
schen mit Behinderungen leben.

Menschen mit Behinderungen, die in den bisherigen stationaren Einrichtungen der Eingliede-
rungshilfe leben, erhalten derzeit eine Komplexleistung, in die sowohl existenzsichernde
Leistungen wie Wohnen und Ernahrung (in pauschalierter Form) als auch die eigentlichen
Fachleistungen der Eingliederungshilfe einflieRen.

Die Leistungsgruppe ,Eingliederungshilfe flir behinderte Menschen® ist bislang im Sechsten
Kapitel des SGB XII, im System der Sozialhilfe, verankert. Der Trager der Sozialhilfe erbringt
nach dem Dritten bzw. Vierten Kapitel des SGB Xl! fiir diese Gruppe von Menschen auch die
existenzsichernden Leistungen. Sowohl fiir Leistungen der Eingliederungshilfe nach dem
Sechsten Kapitel, als auch fiir die existenzsichernden Leistungen des Dritten und Vierten
Kapitels des SGB Xl ist die sozialhilferechtliche Bedurftigkeit zwingende Leistungsvoraus-
setzung. Um also Teilhabeleistungen aus der Leistungsgruppe ,Eingliederungshilfe erhalten
zu konnen, ist eine ,Beddrftigkeit* erforderlich.

Mit dem 1. Januar 2020, der Umsetzung des BTHG, wird sich dies andern. Die Leistungs-
gruppe ,Eingliederungshilfe* wird dann Teil des SGB IX werden und in den §§ 109-122 SGB
IX n. F. genauer als bisher beschrieben. Dies ermdglicht eine Angleichung der Lebensver-
haltnisse im Bundesgebiet und die Moglichkeit, Einzelleistungen und Leistungskombinatio-
nen so zu erbringen, wie der individuelle Bedarf dies erfordert und zwar ganz unabhangig
davon, wie und wo der Leistungsberechtigte lebt.

Die Umsetzung

Die Eingliederungshilfe konzentriert sich ab 2020 auf die reinen Fachleistungen, die Men-
schen auf Grund ihrer Beeintrachtigung benétigen, wie z. B. Assistenzleistungen, Leistungen
zur Mobilitdt oder Hilfsmittel. Damit werden diese Leistungen von Gberwiegend einrichtungs-
zentrierten zu personenzentrierten Leistungen ausgerichtet. Die Unterstitzung der Men-
schen mit Behinderung orientiert sich kiinftig nicht mehr an einer bestimmten Wohnform,
sondern ausschliellich am notwendigen individuellen Bedarf. Die Unterscheidung von Leis-
tungen in ambulante, teilstationare und stationdre Mallnahmen der Eingliederungshilfe wird
aufgehoben. Sonderwohnformen sollen schrittweise, soweit moglich, reduziert werden

Die Leistungen zum Lebensunterhalt und die Kosten der Unterkunft, wie beispielsweise Mie-
te, Heizung, Lebensmittelversorgung oder Bekleidung werden wie bei Menschen ohne Be-
hinderung durch die Sozialhilfe (SGB XIlI) oder durch die Grundsicherung fir Arbeitssuchen-
de (SGB II) finanziert. Damit erfolgt eine Trennung von Fachleistungen und existenzsichern-
den Leistungen.

Rahmenvertragsverhandlungen

Das erste Gesetz zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (1. Teilhabestarkungsgesetz)
vom 22.03.2018, GS Schl.-H. Il, GI.Nr. 865-1, bestimmt in Artikel 1, Gesetz zur Ausflihrung
des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (AB-SGB IX), § 1 Abs. 1 die Kreise und kreisfreien
Stadte neben dem Land als Trager der Eingliederungshilfe ab dem 01.01.2020 und damit
zustandig fur den Abschluss von Rahmenvertragen zur Erbringung von Leistungen nach §
131 Abs. 1 Neuntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB IX).
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Der Vorstand des Stadtetags hat die Geschéftsstelle des Stadteverbands Schleswig-Holstein
in seiner Sitzung am 04.12.2017 bevollmachtigt, auf der Grundlage des § 1 Abs. 1 S. 5 AG-
SGB IX die Aufgabe nach § 131 SGB IX fir die kreisfreien Stadte wahrzunehmen. Weiterhin
hat der Vorstand festgelegt, dass die Geschaftsstelle des Stadteverbands Schleswig-Hol-
stein bei den Verhandlungen in der kinftigen Verhandlungskommission SGB IX von der
Vorsitzenden der AG Soziales sowie einem der Sozialdezernenten der kreisfreien Stadte
unterstitzt wird.

Die Verhandlungsgruppe zum Landesrahmenvertrag nach § 131 SGB IX besteht aus Vertre-
tern der Leistungstrager, der Vereinigung der Leistungserbringer sowie der Interessenvertre-
tung der Menschen mit Behinderungen, umfasst insgesamt 25 Personen und hat seit dem
01.02.2018 bislang 17 Mal, teils ganztagig, getagt. In acht Arbeitsgruppen der Verhandlungs-
gruppe, in denen Vertreter/innen aus allen kreisfreien Stadten mit groRem Engagement und
fachlichen Knowhow mitwirken, werden Einzelthemen intensiv vorberaten. Eine Rlckkoppe-
lung erfolgt durchgehend in der AG Soziales der kreisfreien Stadte, teilweise unter Einbezie-
hung der zustandigen Dezernenten der Stadte.

Vorgesehen war, einen Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX bis zum 31.12.2018, spatestens
aber zum 31.03.2019, zu erarbeiten und zu unterzeichnen, so dass die bestehenden, auf
dem ,alten Recht” basierenden Leistungs- und Verglitungsvereinbarungen der jetzigen Sozi-
alhilfetrager mit den Einrichtungstragern im Jahr 2019 an das neue, ab 2020 geltende Recht
abgepasst werden kdnnen. Dieser Zeitplan konnte nicht eingehalten werden, so dass erst in
der letzten Verhandlungsgruppensitzung am 24.04.2019 das beigefiigte Vertragskonvolut fir
den Rahmenvertrag Schleswig-Holstein nach § 131 SGB IX innerhalb der Verhandlungs-
gruppe geeint wurde. Die Amtsleitungen aller kreisfreien Stadte haben dem Inhalt dieser
Fassung zugestimmt und auch der Vorstand des Stadtetags hat in seiner Sitzung am
29.04.2019 folgenden einstimmigen Beschluss gefasst:

Der Vorstand des Stadtetags nimmt das Ergebnis der Verhandlungen zum Abschluss
eines Rahmenvertrages nach § 131 SGB IX mit der MaRgabe zur Kenntnis, dass die in
der Vereinbarung zwischen Land und Kommunalen Landesverbanden vom 11.01.2018
zugesagte Konnexitit einvernehmlich umgesetzt wird.

Unter dieser Bedingung empfiehlt der Vorstand den Selbstverwaltungsgremien der
kreisfreien Stadte, dem beigefiigten Rahmenvertragsentwurf zuzustimmen.

Hinzuweisen — neben der unten aufgefiihrten Kostenregelung - ist explizit auf die in § 33 des
Rahmenvertragsentwurfes enthaltene Regelung zur Uberleitung von Leistungs- und Vergi-
tungsvereinbarungen zum 1. Januar 2020, die sicherstellen soll, dass ein geordneter Uber-
gang vom ,alten“ zum geltenden Recht operativ durchfiihrbar ist. Die Uberleitungsvereinba-
rung ist langstens zum 31.12.2021 befristet. Flr heilpadagogische Leistungen in Kinderta-
gesstatten gilt abweichend eine Befristung bis zum 31.08.2023.

Nicht alle identifizierten Regelungsbereiche konnten endgliltig bearbeitet bzw. geeint wer-
den. Diese Themen (Anlage) werden in den Arbeitsgruppen ab Ende April 2019 intensiv be-
arbeitet und bis zum 31.12.2019 in der Verhandlungsgruppe abschlieRend beraten werden.

Damit der kiinftige Rahmenvertrag nach § 131 SGB IX einschlieRlich seiner Uberlei-
tungsregelungen in der am 24.04.2019 verhandelten Fassung umgesetzt wird, um so
insbesondere im Interesse der Menschen mit Behinderungen die gelingende Umset-
zung des Systemwechsels in der Eingliederungshilfe ab 01.01.2020 zu gewahrleisten,
ist es erforderlich, dass alle Trager der Eingliederungshilfe dem Abschluss des Rah-
menvertrages nach § 131 SGB IX explizit zustimmen.
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Finanzierung der Eingliederungshilfe

Mit dem ersten Gesetz zur Umsetzung des Bundesteilhabegesetzes (1. Teilhabestarkungs-
gesetz) vom 22.03.2018, GS Schl.-H. Il, GI.Nr. 865-1, werden in Artikel 1, Gesetz zur Aus-
fuhrung des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (AB-SGB IX), § 1 Abs. 1 die Kreise und
kreisfreien Stadte neben dem Land als Trager der Eingliederungshilfe bestimmt. Damit wer-
den die Kreise und kreisfreien Stadte erstmals in die Pflicht genommen, die Aufgaben der
Eingliederungshilfe nach dem SGB IX zu erflllen. Verfassungsrechtlich ergibt sich aus dieser
Aufgabenubertragung ein Anspruch der Kreise und kreisfreien Stadte auf Anerkennung der
Konnexitat nach Artikel 57 der Landesverfassung. Im 1. Teilhabestarkungsgesetz sind ent-
sprechende Formulierungen lediglich im Begriindungsteil aufgenommen worden, in der Ver-
einbarung zwischen dem Land Schleswig-Holstein und den kommunalen Landesverbanden
Uber finanzielle Entlastungsmafinahmen vom 11. Januar 2018 wurde festgehalten:

,Das Land erkennt die Konnexitat der durch das Bundesteilhabegesetz verursachten Mehr-
ausgaben an, soweit diese Uber die Kostenentwicklung der Eingliederungshilfe nach dem
SGB XlI hinausgehen.®

Unabhangig von den noch nicht ermittelbaren Kosten fir die Umsetzung der Aufgaben nach
dem SGB IX ab 2020 ist es erforderlich, den Mechanismus einer Kostenregelung zu verein-
baren, der sicherstellt, dass die kommunalen Trager kinftig finanziell nicht starker belastet
werden als derzeit mit der Aufgabenwahrnehmung nach dem SGB XlI. Samtliche zusatzli-
chen Aufwendungen der Stadte durch die Aufgabenibertragung nach dem SGB IX sind vom
Land auszugleichen.

Hier besteht ein unmittelbarer Zusammenhang mit der Finanzierung der Sozialhilfeausgaben
nach dem SGB XIlI, die bis Ende 2019 auch die Ausgaben fir die Eingliederungshilfe bein-
halten. Nach der Kommunalisierung der Eingliederungshilfe tragt das Land derzeit 79 % der
(landes)weiten Ausgaben der ortlichen Sozialhilfetrager (§ 8 AG-SGB XIlI). Fur die einzelnen
Sozialhilfetrager wurden zuletzt auf Basis der jeweiligen Sozialhilfeausgaben von 2016 (un-
terschiedlich hohe) Budgets festgelegt, die mit 2,5% jahrlich dynamisiert wurden und bis
2019 festgeschrieben sind.

Bereits im Dezember 2017 hat der Vorstand des Stadtetags dem Finanzierungsvorschlag
des Landes fiir die Sozialhilfeausgaben in den Jahren 2018 und 2019 und damit der Bertick-
sichtigung einer um 1,2%igen geringeren Kostensteigerung als gefordert, nur unter der Vor-
aussetzung zugestimmt, dass ab 2020 ein neues Finanzierungsmodell etabliert wird, das
jedem Trager der Eingliederungshilfe mindestens 80% der Gesamtausgaben zuziglich der
erforderlichen Personalaufwendungen fir die Aufgabenwahrnehmung nach dem SGB IX
zusichert.

Fur die Finanzierung der Eingliederungshilfe gilt es nun zu beschreiben, wie sich das Ver-
haltnis der Kosten einer fiktiven Fortfuhrung der Eingliederungshilfeleistungen nach in In-
krafttreten des BTHG zu den realen Kosten des BTHG bemisst.

Die Gesprache zur Finanzierung der Eingliederungshilfe werden derzeit zwischen dem
Staatssekretar im Sozialministerium und den Geschéftsstellen von Stadteverband und Land-
kreistag gefuhrt.

Anlagen:
Landesrahmenvertrag Stand 24.04.2019 (nebst Anlagen 1 —4)

Senator Sven Schindler
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Bearbeitungsstand: 24.04.2019

Rahmenvertrag Schleswig-Holstein nach 8 131 SGB IX zur Erbringung von
Leistungen der Eingliederungshilfe

RS
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Den nachfolgenden Rahmenvertrag schlie3en fur die Seite der Trager der

Eingliederungshilfe in Schleswig-Holstein

die Kreise und kreisfreien Stadte des Landes Schleswig-Holstein:

Dithmarschen
Flensburg

Herzogtum Lauenburg
Kiel

Lubeck

Neumdinster
Nordfriesland
Ostholstein

Pinneberg

Plon
Rendsburg-Eckernférde
Schleswig-Flensburg
Segeberg

Steinburg

Stormarn

und

das Land Schleswig-Holsteinvertreten durch das Ministerium fir Soziales,

Gesundheit, Jugend, Familie und'Senioren.

Fir die, Seitedder Vereinigungen der Leistungserbringer in Schleswig-Holstein

handeln und zeichnen

die Arbeiterwohlfahrt Landesverband Schleswig-Holstein e.V.,
die Arbeitsgemeinschaft Privater Heime Bundesverband e.V.,
der Bundesverband privater Anbieter sozialer Dienste e.V.,
der Caritasverband fiir das Erzbistum Hamburg e.V.

Landesstelle Schleswig-Holstein
der PARITATISCHE Wohlfahrtsverband Landesverband Schleswig-
Holstein e.V.,
das Deutsche Rote Kreuz - Landesverband Schleswig-Holstein e.V.,
das Diakonische Werk Schleswig-Holstein - Landesverband der
Inneren Mission e.V.,

Landesverband der Fachkliniken Schleswig-Holstein,

2
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- der Verband Deutscher Alten- und Behindertenhilfe, Landesverband

RS

Schleswig- Holstein/Hamburg e. V.,
- das Forum Sozial e. V.

206 von 381 in Zusammenstellung



TOP 5.4

Bearbeitungsstand: 24.04.2019

Praambel
Auf der Grundlage von § 131 Absatz 1 SGB IX schlieRen die Trager der
Eingliederungshilfe mit den Vereinigungen der Leistungserbringer unter Mitwirkung
der Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderung nachfolgenden
Landesrahmenvertrag fur das Land Schleswig-Holstein.
Die Leistungen der Eingliederungshilfe orientieren sich an den Zielen und Inhalten
des Ubereinkommens tber die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-BRK).
Sie sollen dazu dienen, die Selbstbestimmung sowie die volle, wirksame und
gleichberechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen oder vondBehinderung
bedrohter Menschen zu férdern, Benachteiligungen zu vermeiden oder ihnen
entgegenzuwirken und die den Menschen mit Behinderungen innewohnende Wirde
zu achten. Das Wunsch- und Wabhlrecht schlief3t ein, dass unterschiedliche
Leistungen der Eingliederungshilfe bei mehreren Leistungserbringermin Anspruch
genommen werden kdnnen.
Die Vertragsparteien wirken darauf hin, dass auftretende Probleme bei der
Umsetzung des Rahmenvertrages in partnerschattlicher Zusammenarbeit und unter
Berucksichtigung der UN-BRK, des SGB IX in'der ab.dem 01.01.2020 geltenden
Fassung und der jeweiligen hochstrichterlichen Rechtsprechung gelést werden.
Die nachfolgenden Regelungen sind im engen Austausch mit den im Land
maligeblichen Interessenvertretungen fir Menschen mit Behinderung entstanden,
die sowohl bei der Erarbeitungals auch bei der Beschlussfassung dieses

Rahmenvertrags mitgewirkt haben:.

Abschnitt 1: Allgemeine Bestimmungen

8.1 Gegenstand und Geltungsbereich des Vertrages
(1) Dieser Rahmenvertrag einschlief3lich seiner Bestandteile regelt die Grundsatze
und Inhalte fir die im Land Schleswig-Holstein nach dem 1. Januar 2020 geltenden
Vereinbarungen nach Teil 2 Kapitel 8 SGB IX Uber Leistungen der
Eingliederungshilfe.
(2) Der Rahmenvertrag ist verbindliche Grundlage fir die Vereinbarungen nach § 125
SGB IX mit Leistungserbringern, soweit sie von einer der vertragsschliel3enden

Leistungserbringervereinigung vertreten worden sind, sie diesem Vertrag beigetreten
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sind oder dieser Vertrag in einer Vereinbarung nach 8 125 SGB IX in Bezug
genommen wird.
(3) Er bestimmt im Einzelnen:

1. die Zusammensetzung der Investitionsbetrédge nach § 125 Absatz 2 SGB IX,

2. den Inhalt und die Kriterien fur die Ermittlung und Zusammensetzung der
Leistungspauschalen, die Merkmale fur die Bildung von Gruppen mit
vergleichbarem Bedarf nach 8§ 125 Absatz 3 Satz 3 sowie die Zahl der zu
bildenden Gruppen,

3. die Hohe der Leistungspauschale nach § 125 Absatz 3 Satz 1 SGB IX, die
Zuordnung der Kostenarten und —bestandteile nach 8§ 125 Absatz 4 Satz 1
SGB IX,

4. die Festlegung von Personalrichtwerten oder andere Methoden zur
Festlegung der personellen Ausstattung,

5. die Grundséatze und Mal3stabe fur die Wirtschaftlichkeittund Qualitat
einschliel3lich der Wirksamkeit der Leistungen'sowie Inhalt'und Verfahren zur
Durchfuhrung von Prifungen und

6. das Verfahren zum Abschluss von'Vereinbarungen.

(4) Der Landesrahmenvertrag besteht.aus dem Vertragstext und der

1. Anlage 1 (zu § 29 Absatz 5),

2. Anlage 2 (zu § 29 Absatz 7),

3. Anlage 3 (zu § 38 Nummer 2) und

4. Anlage 4 (zu@ 33 Nummer3),

die BeStandteile dieses,Vertrages sind.

§ 2 Grundlagen
(1) Grundlagen dieses Vertrages sind die Vorschriften des Teil 2 SGB 1X und
erganzende landesrechtliche Regelungen in den zum Zeitpunkt des
Vertragsschlusses geltenden Fassungen.
(2) Leistungen sind unter Beachtung der Inhalte des Gesamtplans nach § 121 SGB
IX zu erbringen.
(3) Angemessene Wiinsche der Leistungsberechtigten zur Gestaltung der

Leistungen werden beachtet.
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(4) Vereinbarungen missen den Grundsatzen der Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit
und Leistungsfahigkeit entsprechen und dirfen das Mal3 des Notwendigen nicht

Uberschreiten.

§ 3 Zusammentreffen mit pflegerischen Leistungen
(1) Menschen mit Behinderung und Pflegebedarf kbnnen Leistungen der
Eingliederungshilfe und der Pflegeversicherung nebeneinander in Anspruch nehmen.
Im Rahmen des Wunsch- und Wahlrechts erhalten Leistungsberechtigte moglichst
viel Raum zu eigenverantwortlicher Gestaltung ihrer Lebensumstande und Forderung
ihrer Selbstbestimmung.
(2) Das Verhaltnis von Leistungen der Eingliederungshilfe zu Leistungen‘der
Pflegeversicherung bestimmt sich nach § 91 Absatz 3 SGB 1X'in Verbindung'mit § 13
Absatz 3 SGB XI. Unterschieden wird in Leistungen innerhalb von Einrichtungen
oder Raumlichkeiten im Sinne des § 43a SGB Xl indVerbindung des § 71 Absatz 4 Xl
und Leistungen au3erhalb dieser Einrichtungendoder Raumlichkeiten. Naheres zur
Abgrenzung regelt die Richtlinie des GKV-Spitzenverbands'nach § 71 Absatz 5 SGB
XI.
(3) Werden Fachleistungen in Einrichtungen oder Raumlichkeiten im Sinne des § 43a
SGB Xl in Verbindung mit § 71 Absatz 4°'SGB Xl erbracht, umfasst die Fachleistung
pflegerische Leistungen, die wegen Beeintrachtigungen des Korpers oder des
Gesundheitszustandes grforderlich sind,z.B. zur Mobilitdt und Selbstversorgung im
Sinne der pflegerischen Aufgaben fir pflegebedirftige Personen. Sie kann auch die
Sterbebegleitung umfassen. Entsprechende Leistungen nach dem SGB V bleiben
unberdhrt.
(4) Hausliche Krankenpflege ist keine Leistung der Eingliederungshilfe. Die
Leistungserbringungdn der Eingliederungshilfe innerhalb von Einrichtungen oder
Raumlichkeiten'kann die Ubernahme einfachster MaRnahmen der
Behandlungspflege umfassen, z.B. die orale Verabreichung von Medikamenten,
Blutdruck messen, Blutzucker messen, Einreiben von Salben, Verabreichung von
Badern nach &rztlicher Verordnung.
(5) Umfasst die Eingliederungshilfe auch Leistungen nach Absatz 3 und 4, sind die
wesentlichen Leistungsmerkmale nach § 125 Absatz 2 SGB IX auf Grundlage der
Konzeption des Leistungsangebotes zu vereinbaren. Sicherzustellen ist, dass

pflegerische Leistungen nach anerkanntem Stand medizinisch-pflegerischer
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Erkenntnisse erbracht werden.

(6) AulRerhalb von Einrichtungen und Raumlichkeiten stehen die Leistungen der
Eingliederungshilfe gleichrangig neben den Leistungen der sozialen
Pflegeversicherung der oder dem Leistungsberechtigten im Bedarfsfalle zur
Verfigung. Im Gesamtplanverfahrens wird unter Zugrundelegung des Wunsch- und
Wahlrechtes und der persénlichen Lebenssituation der oder des
Leistungsberechtigten ermittelt, welche Bedarfe insgesamt mit welchen Leistungen
zu decken sind. Liegt Zweckidentitat der Leistungen vor, ist die konkrete Zuordnung
im Einzelfall imm Gesamtplanverfahren vorzunehmen. In der Gesamtplanung und bei
der Leistungserbringung ist zu vermeiden, dass einheitliche Lebenszusammenhange
unsachgemal getrennt behandelt und Bedarfe der oder des Leistungsbereehtigten
nicht gedeckt werden. Die Abgrenzung zwischen Eingliederungshilfe- und
Pflegeversicherungsleistungen bzw. Leistungen der Hilfe zunPflege ergibt sich aus
den individuellen Zielen der oder des Leistungsberechtigten. Au3erhalb von
Einrichtungen und Raumlichkeiten sind Pflegeleistungen nach dem SGB Xl zu
erbringen, soweit ein unmittelbarer Zusammenhang mit den Teilhabezielen der
Gesamtplanung nicht besteht oder Tatigkeitenrdurch die Beeintrachtigungen des
Korpers oder des Gesundheitszustandes ausgeglichen werden sollen. Leistungen
der Eingliederungshilfe sind zu erbringen, wenn sie zur Erreichung der im
Gesamtplan vereinbarten Teilhabeziele und dazu padagogische Fachkenntnisse und
Qualifikationen fiir Anleitung und Befahigung zur eigenstandigen Alltagsbewaltigung
und zur selbstéandigeh Lebensfuhrung erforderlich sind.

(7) Leistungen der Pflegewund der Hilfe zur Pflege richten sich nach Art, Inhalt,
Umfang und Vergutung einschlie3lich Abrechnung nach den Bestimmungen des
SGB Xl und SGB XII.

Abschnitt 2: Leistungen der Eingliederungshilfe

§ 4 Grundséatze
(1) Der Landesrahmenvertrag sieht Regelungen zu folgenden Leistungen der
Eingliederungshilfe vor, soweit Leistungs- und Vergutungsvereinbarungen zu
schlie3en sind:
1. Leistungen zur Sozialen Teilhabe,
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2. Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben,

3. Leistungen zur Teilhabe an Bildung und

4. Leistungen zur medizinischen Rehabilitation.
(2) Die einzelnen Leistungen und deren Ausdifferenzierung orientieren sich am
Wortlaut der 88 102 ff. SGB IX und den dazu gehorigen Kapiteln 3 bis 6 des Teil 2
SGB IX. Die zu vereinbarenden Leistungen zur Teilhabe umfassen alle Leistungen,

um die in 8 4 Absatz 1 SGB IX genannten Ziele zu erreichen.

8 5 Leistungen zur sozialen Teilhabe
(1) Leistungen zur sozialen Teilhabe werden erbracht, um eine gleichberechtigte
Teilhabe am Leben in der Gemeinschaft zu ermdglichen oder zu erleichtern;, soweit
sie nicht nach den Kapiteln 3 bis 5 des SGB IX erbracht werden. Sie sollen
Leistungsberechtigte zu einer moglichst selbstbestimmtenund eigenverantwortlichen
Lebensfiuhrung im eigenen Wohnraum sowie in ihrem Sozialraum befahigen oder sie
hierbei unterstutzen.
(2) Leistungen der sozialen Teilhabe sind insbesondere
1. Assistenzleistungen zur selbstbestimmten und eigenstandigen Bewaltigung
des Alltags einschlieBlich derFagesstrukturierung (8 78 SGB 1X)
Die Assistenzleistungen umfassen die,vollstandige und teilweise Ubernahme
von Handlungen zur Alltagsbewaltigung sowie die Begleitung der
Leistungsberechtigten und bzw. oder die Befahigung der
Leistungsbereehtigten zu'einer eigenstandigen Alltagsbewaltigung
(qualifizierte Assistenz). Die qualifizierte Assistenz ist von Fachkraften zu
erbringendDaruber hinaus kdnnen Assistenzleistungen fur vollstandige und
teilweiSe Ubernahme von Handlungen zur Alltagsbewéltigung sowie die
Begleitung derLeistungsberechtigten auch dann durch eine qualifizierte
Assistenzkraft erbracht werden, wenn fir die zu ibernehmenden Handlungen
eine Fachkraft erforderlich ist. Naheres regeln die Vereinbarungen.
Die Assistenzleistungen zur selbstbestimmten und eigenstandigen
Bewaltigung des Alltags einschlie3lich der Tagesstrukturierung (8 78 SGB

Absatz 1 SGB IX) umfassen insbesondere:
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a. Leistungen fur allgemeine Erledigungen des Alltags wie die

Haushaltsfuhrung, z.B.

e Vermittlung von Fertigkeiten bzw. Unterstutzung in
alltagspraktischen Bereichen wie z.B. Planung und Zubereitung
von Mahlzeiten, Einkaufen, Kérperhygiene, Mobilitat

e Unterstltzung im Bereich des eigenen Wohnens und des
Wohnumfeldes, z.B. Unterstitzung bei der Reinigung und Pflege
des Wohnraumes sowie der Wasche

e Unterstltzung beim Aufbau, Erlernen und Erhaltven
Selbstversorgungskompetenzen

e Beratung und Unterstitzung in finanziellen, Fragen

e Beratung und Unterstiitzung beim Umgang mit Institutionen

e Unterstitzung beim Umgang mit Kommunikations=und
Informationsmitteln, z.B. Telefen/Handy, Computer, Internet, E-
Mail

b. Leistungen fur die Gestaltung sozialer Beziehungen, z.B.

e Unterstltzung, um in Kontakt,mit anderen Menschen zu treten,
mit ihnen'Beziehungen aufzubauen und aufrecht zu erhalten,
z.B. in den Bereichen Partnerschaft, Nachbarschaft oder
Mitbewohner, Familie, Freunde, Bekannte, Arbeitskollegen

e BeratungimyUmgang mit Sexualitat

c. Leistungen fur die personliche Lebensplanung, z.B.

e Unterstutzung bei einer selbstbestimmten Zukunftsplanung

d<Leistungen furdie Teilhabe und Partizipation am gemeinschatftlichen,

kulturellen'und politischen Leben, z.B.

e (Beratung, Forderung und Unterstiitzung bei kulturellen und
politischen Angeboten

e Leistungen fur die Freizeitgestaltung und sportliche Aktivitaten

e Unterstltzung bei der Entwicklung und Wahrnehmung einer
selbstbestimmten Freizeitgestaltung einschlief3lich von
Interessen und Hobbies

Die Leistungsangebote kbnnen sowohl unmittelbare

Leistungsangebote wie auch Assistenzleistungen zur Nutzung von

Angeboten Dritter umfassen.
9
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e. Assistenzleistungen im Zusammenhang mit Gesundheit und
Erkrankung, z.B.
e Unterstltzung bei Malinahmen zur Gesundheit und der
Gesundheitsvorsorge
e Unterstutzung bei der bedarfsgerechten Inanspruchnahme von
Leistungen der Gesundheitsvorsorge (z.B. Arzttermine)
e Koordination der Leistungen mit anderen Funktionsbereichen
(wie medizinischer oder psychotherapeutischer Behandlung),
f. Assistenzleistungen an Mitter und Véter mit Behinderdngen bei der
Versorgung und Betreuung ihre Kinder
Die Leistungen kdnnen als Elternassistenz und begleitete Elternschaft
ausgestaltet werden. Die Schnittstellen zu anderen Leistungen'sind in
der Teilhabe- bzw. Gesamtplanung zu beachten.

i.  Unter Elternassistenz sind beispielsweise
Unterstitzungshandlungen fur Eltern(-teile) mit kérperlichen
Beeintrachtigungen oder Sinnesbeeintrachtigungen zu
verstehen, die diese selbstbestimmt planen und steuern, aber
nur mit Unterstiitzung (besonderen Dienstleistungen oder
Hilfsmitteln) durchfGhren kénnen.

ii.  Unter begleiteter Elternschatft ist beispielsweise padagogische
Anlettung und Beratung sowie Begleitung zur Wahrnehmung
ihrer Rolle als\Eltern mit einer Behinderung zu verstehen, um
die Grundbedurfnisse ihres Kindes wahrzunehmen und ihnen
nachkemmen zu kdnnen.

g. Leistungen zur Erreichbarkeit einer Ansprechperson unabhangig
von ihfer konkreten Inanspruchnahme
Die Leistungen kénnen in z.B. Form von

e Telefonischer Rufbereitschatft,

e Tag- und/oder Nachtbereitschaft oder

e Nachtwache

ausgestaltet werden.

10
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2. Heilpadagogische Leistungen (8 79 SGB IX)
Heilpadagogische Leistungen werden an noch nicht eingeschulte Kinder
erbracht, wenn nach fachlicher Erkenntnis zu erwarten ist, dass hierdurch
eine drohende Behinderung abgewendet oder der fortschreitende Verlauf
einer Behinderung verlangsamt wird oder die Folgen einer Behinderung
beseitigt oder gemildert werden kénnen. Sie werden immer an
schwerstbehinderte und schwerstmehrfachbehinderte Kinder erbracht.
Heilpadagogische Leistungen umfassen alle Malinahmen, dié zur Entwicklung
des Kindes und zur Entfaltung seiner Persdnlichkeit beitragen, einschlief3lich
der jeweils erforderlichen nichtarztlichen therapeutischen, psychologischen,
sonderpadagogischen, psychosozialen Leistungen und der Beratungwder
Erziehungsberechtigten, soweit die Leistungen nicht von'8 46 Absatz 1 SGB
IX umfasst sind. Sie werden in Form von heilp&dagogischer Friihforderung im
hauslichen Umfeld des Kindes, in einer Kindertageseinrichtung oder in
anderen sozialen Beziigen des Kindes bzw. infRaumlichkeiten des
Leistungserbringers erbracht. Leistungen der heilpadagogischen
Frahférderung umfassen Angebote zur Entwicklungsférderung des Kindes,
Angebote zur Férderung derfeilhabe in densozialen Beziigen des Kindes,
insbesondere in einer Kindertageseinrichtung und einzelfallbezogene
behinderungsspezifische Beratungsangebote fir Personensorgeberechtigte
und Fachkréfte in‘Kindertageseinrichtungen. Fur teilstationére
Leistungsangebote in Kindertageseinrichtungen im Bestand zum Stichtag
31£12.2019 besteht,ein Bestandsschutz langstens bis zum 31.12.2023. Die
Weiterentwicklung undbUmwandlung dieser Leistungsangebote in inklusive
Betredungsformemnsfindet bis zu diesem Zeitpunkt statt.

3. Leistungen'zur Betreuung in einer Pflegefamilie (§ 80 SGB 1X)
Die Leistungsinhalte fir die dieser Landesrahmenvertrag Regelungen
vorsieht, umfassen die Leistungen des Leistungserbringers, z.B. Akquise,
Qualifizierung und Begleitung von Pflegefamilien. Die vereinbarten Leistungen

umfassen nicht die unmittelbaren Leistungen an die Pflegefamilie selbst.

11
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4. Leistungen zur Forderung der Verstandigung (8 82 SGB IX)
Diese Leistungen umfassen z.B. stlitzende und unterstitzende Hilfen zur

Kommunikation, Anleitung und Forderung zur Sprachgestaltung.

5. Leistungen zum Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse und Fahigkeiten (8
81 SGB IX)
Die Leistungen werden erbracht, um Leistungsberechtigten die fur sie
erreichbare Teilhabe am Leben in der Gemeinschatft zu ermaglichen.
Die Ausgestaltung der Leistungen erfolgt insbesondere in RGrdergruppen,
Schulungen oder @hnliche MalRhahmen und umfasst insbesandere folgende
Bereiche:
a. Befahigung zu lebenspraktischen Handlungen
b. Befahigung zu hauswirtschaftlichen Tatigkeiten
c. Vorbereitung auf die Teilhabe am Arbeitsleben, 2.B.
e Motivation zur Teilnahme an MaBhahmen der Beschéftigung
e Unterstiitzung und Begleitung bei der Entwicklung von
Perspektiven im Bereich Ausbildung, Beschaftigung und Arbeit
e Unterstiitzungdund Begleitungber Praktika
e Niedrigschwellige Beschatftigung
d. Verbesserung von'Sprache
e. Verbesserung von Kommunikation
f. Befahigung um sich.ohne fremde Hilfe im Verkehr zu bewegen

g. Blindentechnische Grundausbildung

6. “Leistungen zur Mobilitat (8 114 Nr. 1 SGB IX)

Leistungen zur Mobilitat, zu denen dieser Rahmenvertrag Regelungen
vorsieht, umfassen insbesondere Leistungen zur Beférderung durch einen
Beforderungsdienst, sofern die Nutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel aufgrund
der Art und Schwere der Teilhabebeeintrachtigung nicht moglich oder
zumutbar ist.

Die vorstehende Aufzahlung ist nicht abschliel3end. Die beschriebenen

Einzelleistungen sind als Beispiele zu verstehen.

(3) Anstelle oder unterstiitzend zur einzelfallspezifischen Leistungen kann die

Leistungserbringung zur Verbesserung der sozialen Teilhabe am Leben in der

12
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Gesellschaft im Sinne der Inklusion fallibergreifend oder fallunspezifisch erfolgen.
Dies bedeutet vor allem die Kooperation und Vernetzung mit anderen Fachkréaften
sowie nicht-professionellen (ehrenamtlichen oder privaten) Schlissel- bzw.
Bezugspersonen der oder des Leistungsberechtigten sowie die Erschliel3ung
bestehender nachbarschatftlicher oder Netzwerk-Ressourcen im Sozialraum.

8 6 Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben
(1) Leistungen zur Teilhabe am Arbeitsleben sollen die Leistungs- »nd
Erwerbsfahigkeit entwickeln, erhalten, verbessern oder wiederherstellen, Sie sollen
auch dazu dienen, die Personlichkeit weiterzuentwickeln und Beschaftigung zu
ermdglichen und zu sichern.
(2) Der Landesrahmenvertrag trifft nahere Bestimmungen fur
1. Leistungen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstatten, fir behinderte
Menschen (8 58 SGB IX) sowie
2. Leistungen bei anderen Leistungsanbietern (360,SGB 1X).

(3) Leistungen im Arbeitsbereich anerkannter Werkstatten fiir behinderte Menschen
(WfbM) umfassen:

1. die angemessene Beschéftigung im Arbeitsbereich

2 die Berufliche Bildung im Arbeitsbereich

3. die Personliche Forderung und Weiterentwicklung der Personlichkeit

4. die Forderungdes Ubergangs alis der Werkstatt fiir behinderte Menschen

aufden allgemeinen Arbeitsmarkt sowie

5. _Beforderungsleistungen.
Werkstatten fur behinderte'Menschen erbringen im vereinbarten Umfang Leistungen
an alle Leistungsberechtigten in ihrem Einzugsgebiet. Das Einzugsgebiet bestimmt
sich an der Zumutbarkeit der Erreichbarkeit, die in der Regel bei einem langstens
45minutigen Anfahrtsweg vom Wohnort der oder des Leistungsberechtigten gegeben
ist. Die Vertragsparteien stimmen darin Giberein, dass die Werkstatten fir Menschen
mit Behinderungen auch kinftig Garant fur die Beschaftigung von Menschen mit
Behinderungen mit einer dauerhaften vollen Erwerbsminderung sein werden. Der aus
der UN-BRK hergeleitete Anspruch nicht erwerbsfahiger Menschen mit
Behinderungen auf Teilhabe am Arbeitsleben wird auch kinftig in der Mehrzahl der
Falle nur dadurch eingeldst werden kénnen, dass ihnen ein Platz im Arbeitsbereich

einer anerkannten Werkstatt fir behinderte Menschen im Wohnumfeld garantiert
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wird. Werkstatten fur behinderte Menschen und andere Leistungsanbieter sind der
personenzentrierten Leistungserbringung verpflichtet und tragen aktiv zur Inklusion
von Menschen mit Behinderungen bei. Die Leistungen der Teilhabe am Arbeitsleben
orientieren sich an individuellen Bedarfen der Leistungsberechtigten und ermadglichen
flexible Ubergange innerhalb dieser Leistungen und auf den allgemeinen
Arbeitsmarkt.
(4) Die Leistungen werden im Verhaltnis zwischen Leistungstragern,
Leistungserbringern und Leistungsberechtigten transparent, konsenSorientiert und
wirtschaftlich erbracht.
(5) Die Beschaftigung im Arbeitsbereich umfasst insbesondere Leistungen nach § 58
Absatz 2 Nummer 1 SGB IX sowie § 5 WVO. Sie sollen die Aufnahme, Ausiibung
und Sicherung einer der Eignung und Neigung des Menschen mit Behinderung
entsprechenden Beschéaftigung erdffnen. Dies umfasst einméglichst breites Angebot
an Arbeitsplatzen, die sowohl der unterschiedlichemlL eistungsfahigkeit, der Art und
Schwere der Behinderung aber auch der Eignung und Neigung der Menschen mit
Behinderung gro3tmoglich Rechnung tragen. Sie werdenin'der Regel erbracht:

1. in den R&aumlichkeiten der Werkstatt

2. auf AulRenarbeitsgruppen inhUnternehmen-des allgemeinen Arbeitsmarktes

oder
3. in Unternehmen des allgemeinen Arbeitsmarktes im Rahmen ausgelagerter
Einzelarbeitsplatze.

(6) Die berufliche Bildung im Arbeitsbereich umfasst insbesondere Leistungen nach §
58 Absatz 2 Nummer 2:SGB IX sowie 8 5 Absatz 3 WVO. Sie bieten die Moglichkeit
zu einer kontinuierlichen Weiterqualifizierung tber den Berufshildungsbereich hinaus
und beinbalten die gezielte Férderung und den Erwerb besonderer
berufsqualifizierender Kompetenzen. Die Leistungen kdnnen inhaltlich
arbeitsplatzgebunden oder unabhangig vom spezifischen Beschaftigungsplatz
erbracht werden (z. B. Qualifizierungskurse, Kurse zum Erwerb von bestimmten
Berechtigungsscheinen). Sie umfassen unter anderem die Mdglichkeit der
Weiterqualifizierung tber harmonisierte Bildungsrahmenplane, die sich an
anerkannten Berufsausbildungen orientieren.
(7) Die personliche Forderung und Weiterentwicklung der Personlichkeit umfasst
insbesondere Leistungen nach § 58 Absatz 2 Nummer 2 SGB IX sowie § 5 Absatz 3
WVO. Sie verfolgen im Rahmen arbeitsbegleitender Ma3nahmen das Ziel, die

14
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Leistungsfahigkeit der Menschen mit Behinderungen zu erhalten oder zu erhéhen,
und die Personlichkeit weiter zu entwickeln. Aus den Zielvorgaben und Intentionen
der Angebote muss der klare Bezug zur Teilhabe am Arbeitsleben hervorgehen.

(8) Die Forderung des Ubergangs auf den allgemeinen Arbeitsmarkt umfasst
Leistungen zur Forderung des Ubergangs nach § 58 Absatz 1 Nummer 3 SGB IX
sowie 8 5 Absatz 4 WVO und ggf. die individuellen vertraglichen Vereinbarungen
zwischen dem Leistungstrager und Leistungserbringer. Dies beinhaltet vor allem
besondere Forderangebote, die Anfertigung und Umsetzung individueller
Forderplane sowie Moglichkeiten zur Erprobung von Tatigkeiten auf.dem
allgemeinen Arbeitsmarkt in Form von Praktika und ausgelagerten Arbeitsplatzen.
Grundlegendes Element des Angebots ist eine kontinuierliche Forderung-und
Hinfihrung Beschaftigung auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt.

(9) Beforderungsleistungen nach Absatz 3 Nr. 5 umfassen die
Beforderungsangebote nach § 8 Absatz 4 WVO. Sie dienen dazu, eine
entsprechende Beforderung zum Bildungs- bzw{ Beschéftigungsort oder zwischen
verschiedenen Bildungs- und Beschaftigungsorten zu ermaoglichen.

(10) Leistungen nach Absatz 4 Satz 4 Nr."1 und,2 sowie Absatz 8 werden
gemeinsam erbracht, Leistungen nach Absatz 5 und 6 in der Regel gemeinsam
erbracht.

(11) Leistungen im Arbeitsbereich'bei anderen Leistungsanbietern umfassen
Leistungen nach den Absatzen\3 bis 8. Sie konnen auch auf Teile dieser Leistungen
beschrankt werden.

(12) Sofern'im Gesamtplan vereinbart, konnen Leistungen nach den Abséatzen 3 bis
8 aueh In Teilzeit'erbracht werden.

(13) Unmittelbar verantwaertlicher Leistungsanbieter ist derjenige, der fur die
Beschéftigung im Arbeitsbereich zustandig ist.

(14) Werkstattrate und Frauenbeauftragte sowie die entsprechenden
Gremienarbeiten sollen auskdmmlich finanziert sein. Die Refinanzierung erfolgt tber
einen ausgewiesenen Zuschlag zur Vergutung der WfbM. Die Verwendung der Mittel
fur Werkstattrat und Frauenbeauftragte ist gesondert auszuweisen und gegeniber

Werkstattrat und Frauenbeauftragter transparent darzustellen.
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§ 7 Leistungen zur Teilhabe an Bildung
(1) Leistungen zur Teilhabe an Bildung umfassen Hilfen zur Schulbildung
insbesondere im Rahmen der allgemeinen Schulpflicht und zum Besuch
weiterfihrender Schulen einschlief3lich der Vorbereitung hierzu.
(2) Hilfen zur Schulbildung schliel3en Leistungen zur Unterstiitzung offener
schulischer Ganztagsangebote ein, sofern diese an den stundenplanmalfigen
Unterricht anknipfen. Sie umfassen heilpddagogische oder sonstige Malinahmen,
wenn diese erforderlich und geeignet sind, den Leistungsberechtigién den
Schulbesuch zu ermdglichen oder zu erleichtern.
(3) Nach § 112 Absatz 4 SGB IX kénnen die Leistungen gemeinsam animehrere
Leistungsberechtigte erbracht werden.
(4) Die Leistungserbringung erfolgt im Rahmen des Schulbetriebs\in enger
Kooperation und Absprache mit den weiteren padagogischen,oder'sonstigen
Unterstiitzungsangeboten in der Schule (z.B. Schulsozialarbeit, Sonderpadagogik,

Schulische Assistenz).

§ 8 Leistungen zur medizinischen, Rehabilitation
Zur medizinischen Rehabilitation vomsMenschen mit Behinderungen und von
Behinderung bedrohter Menschen werden die erforderlichen Leistungen erbracht, um
1. Behinderungen einschlief3lichichronischer Krankheiten abzuwenden, zu
beseitigen, zu mindern, auszugleichen, eine Verschlimmerung zu verhtiten
oder
2. Einschrankungen der Erwerbsfahigkeit und Pflegebedurftigkeit zu vermeiden,
zu Uberwinden, zu mindern, eine Verschlimmerung zu verhindern sowie den
vorzeitigen Bezugevon laufenden Sozialleistungen zu verhiten oder laufende

Sozialleistungen zu mindern.

Abschnitt 3: Leistungen der Eingliederungshilfe fir Kosten der Unterkunft

8 9 Leistungen fir Kosten der Unterkunft nach 8 42 a Absatz 6 SGB XIlI
(1) Reichen die SGB Xll-Leistungen fiir die Leistungsberechtigten nicht aus, die
Kosten der Unterkunft in besonderen Wohnformen beim Leistungserbringer zu

decken, werden die nicht gedeckten Kosten fur die Unterkunft von den zu

16

219 von 381 in Zusammenstellung



TOP 5.4

Bearbeitungsstand: 24.04.2019

vereinbarenden Leistungen der Eingliederungshilfe umfasst, wenn die
Voraussetzungen des § 42a Absatz 6 Satz 2 SGB Xl vorliegen.

(2) Die Abgrenzung der Investitionen fiir Wohnen von denen fir Fachleistungen
bestimmt sich nach der individuell ermittelten Flachenaufteilung (Wohnflachen,
Fachleistungsflachen und Mischflachen). Die Zuordnung der Kosten fir Investitionen
folgt der ermittelten Flachenaufteilung. Fur die Kalkulation der Kosten gelten Nr. 3.4
bis 3.4.19 der Allgemeinen Verfahrensvereinbarung fir Schleswig-Holstein (AVV)
nach § 1 Absatz 3 Buchstabe b) des Landesrahmenvertrags nach 8 79 SGB XII vom
12. November 2012 in der bis 31. Dezember 2019 geltenden Fassung.entsprechend
fort. Unberlhrt bleibt § 21.

Abschnitt 4. Grundséatze und Mal3stabe fir die Wirtschaftlichkeit und Qualitat

einschliel3lich der Wirksamkeitder Leistungen

§ 10 Qualitat
(1) Die Qualitat der Leistungen wird durch die Eigenschaften und Merkmale einer
sozialen Dienstleistung bestimmt, dieserfullt'sein mussen, um einer bedarfsgerechten
Leistungserbringung zu entsprechen.
(2) Die Qualitat der Leistung gliedertisich in Struktur-, Prozess- und Ergebnisqualitat.
Die Beschreibung der Qualitat der Leistungen muss die Aspekte

1. Leitbild und K@nzeption der Einrichtung, einschlief3lich eines Konzeptes zu
Gewalt- und Missbrauchspravention,

24 Berucksichtigung der Wiinsche der Leistungsberechtigten,

3.7 Anforderungen anden Dienstleistungsprozess (z. B. fachibergreifende
Teamarbeit, bedarfsgerechte Dienstplangestaltung, prozessbegleitende
BeratungyMobilisierung, Unterstitzung und Forderung der
Selbsthilfepotentiale),

4. personelle, raumliche und sachliche Rahmenbedingungen (z.B. Standort,
Grol3e der Einrichtung, baulicher Standard) und

5. fachlich qualifizierte Anleitung der Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sowie die
Sicherstellung ihrer Fortbildung

enthalten.
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(3) Die Strukturqualitat definiert die personelle, raumliche und sachliche Ausstattung
einer Einrichtung, den Standort und ihre Vernetzung im regionalen Hilfesystem.

(4) Die Prozessqualitat bezieht sich auf die Planung, Strukturierung und den Ablauf
der Leistungserbringung und umschreibt die Ausfuihrung einer Leistung, die sich
fortlaufend an den individuellen Bedarfen der Leistungsberechtigten und den
strukturellen Gegebenheiten orientieren muss.

(5) Die Ergebnisqualitat beurteilt sich nach allen erbrachten Leistungen unter
Berucksichtigung der Méglichkeiten der Leistungsberechtigten. Insbeésondere sind
die individuell angestrebten Ziele einzelner Leistungsberechtigter'und der
Gesamtheit der Leistungsberechtigten mit dem tatséchlich erreichten Zustand zu
vergleichen. Bei der Beurteilung der Ergebnisqualitat sind auch Befinden‘und
Zufriedenheit der Leistungsberechtigten zu beschreiben. Die Ergebnisqualitatist
zwischen der die Leistung erbringenden Einrichtung und denLeistungsberechtigten,
sonstigen Vertretungsberechtigten zu erdrtern und_ in der Prozessdokumentation

festzuhalten.

§ 11 Wirtschaftlichkeit
(1) Eine Leistung ist wirtschatftlich, wenn sie mit dem auf das fir die Zielerreichung
notwendige Mal3 beschrankten Einsatz perseneller und sachlicher Mittel vereinbart
und erbracht wird.
(2) Da Vereinbarungen den Grundsatzender Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und
Leistungsfahigkeit entsprechen mussen und das Mal3 des Notwendigen nicht
Uberschreiten dirfen, sind,Leistungen zum Zeitpunkt des Vertragsschlusses

wirtschatftlich.

8 12 Wirksamkeit
Die Vertragsparteien sind sich daruber einig, dass eine Entwicklung von einheitlichen
MalRstaben fur die Wirksamkeit von Leistungen weiterer Untersuchungen bedarf.
Aufgabe der Eingliederungshilfe ist es, den Leistungsberechtigten eine individuelle
Lebensfiihrung zu ermdglichen, die der Wirde des Menschen entspricht, um die
volle, wirksame und gleichberechtigte Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu
fordern. Die Leistung soll sie befahigen, ihre Lebensplanung und -filhrung mdglichst
selbstbestimmt und eigenverantwortlich wahrnehmen zu kdnnen. Die aufgrund der

Regelungen dieses Rahmenvertrages vereinbarten und erbrachten Leistungen sollen
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vor diesem Hintergrund hinsichtlich ihrer Wirksamkeit vorrangig an diesen

Grundsatzen und im Interesse der Leistungsberechtigten beurteilt werden.

Abschnitt 5: Vereinbarungen

8 13 Grundsaétze fur Vereinbarungen

(1) Die Vereinbarung fur die Erbringung von Leistungen der Eingliederungshilfe setzt
sich zusammen aus einer Leistungs- und Verglitungsvereinbarung. Uber die Inhalte
der Leistungsvereinbarung ist zunachst Einvernehmen herzustellent Im»Anschluss ist
die Vergutung zu verhandeln.
(2) Die Laufzeit wird zwischen den Vertragsparteien festgelegt.‘Die Leistungs-und
die Vergutungsvereinbarung kdnnen abweichende Laufzeiten haben. Die
Vergutungsvereinbarung kann nicht langer als die Leistungsvereinbarung gelten.
(3) Die Leistungsvereinbarung kann mit einer Frist von 6 Monaten'zum Ende des
Vereinbarungszeitraums schriftlich gekundigt werden. Erfolgt'keine Kindigung,
verlangert sich der Vereinbarungszeitraum umyjewells ein Jahr, lAngstens bis zu
einer Gesamtgeltungsdauer yon 5 Jahren.
(4) Die Vereinbarung ist zwischen dem fur den Ort der Leistungserbringung
zustandigen Trager der Eingliederungshilfe und dem Trager des Leistungserbringers
oder eines von ihm bevellmachtigten Verbandes abzuschlieRen. Dies gilt auch fur
den Fall, dass ein Trager Leistungen an Orten erbringt, fir die verschiedene Trager
der Eingliederungshilfe'zustandig sind. In diesem Fall sind mit den jeweiligen ortlich
zustandigen Leistungstragernieinzelne Vereinbarungen abzuschlie3en. Die
Vereinbarung bindet alledibrigen Leistungstrager.
(5) Der Leistungserbringer legt folgende Informationen gegentber dem Trager der
Eingliederungshilfe fur die Zwecke der Vereinbarung offen:

1. Name, Sitz, Anschrift und Rechtsform des Leistungserbringers

2. Leitbild des Leistungserbringers

3. Name und Funktion der Geschaftsverantwortlichen (z.B. Geschéftsfuhrung,

Vorstand) und
4. die Information, ob ein Betriebsrat bzw. eine gewahlte Mitarbeitervertretung

vorhanden ist sowie welcher Tarifvertrag angewendet wird.
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Unterabschnitt 5.1: Leistungsvereinbarungen

8 14 Inhalt der Leistungsvereinbarung

(1) In der Leistungsvereinbarung sind Inhalt, Umfang und Qualitat einschliel3lich der

Wirksamkeit der einzelnen Leistungen der Eingliederungshilfe zu regeln. Dies

geschieht mindestens durch die Festlegung der wesentlichen Leistungsmerkmale der

zu vereinbarenden Leistungen. Die Leistungsvereinbarung muss allexfur die

Feststellung der Vergutung erforderlichen Angaben enthalten.

(2) Als wesentliche Leistungsmerkmale sind in die Leistungsvereinbarung

aufzunehmen:
1. der zu betreuende Personenkreis,
2. die erforderliche sachliche Ausstattung,
3. Art, Umfang, Ziel und Qualitat der Leistungen,der Eingliederungshilfe,
4. Festlegung der personellen Ausstattungdnd die Qualifikation des Personals,
5. soweit erforderlich, die betriebsnotwendigen Anlagendes Leistungserbringers
und
6. im Falle gemeinsamernl eistungserbringung-die dafur erforderlichen

Strukturen.

8 15 Zu betreuender Personenkreis

Der zu betreuende Rersonenkreis ist auf der Grundlage der Lebenslage der

Leistungsberechtigten und aufgrund von Teilhabebedarfen sowie hierzu méglicher

Zieleder Leistungsberechtigten zu beschreiben.

8 16 Sachliche Ausstattung und betriebsnotwendige Anlagen

(2) In die Vereinbarung sind die sachliche Ausstattung und betriebsnotwenige

Anlagen aufzunehmen:

1.

o bk~ 0N

die fur die Leistungen bereitzustellenden betriebsnotwendigen Anlagen wie
Grundsticke und Gebéaude,

Technische Anlagen

Kraftfahrzeuge,

Betriebs- und Geschaftsausstattung,

die im Hinblick auf den besonderen Zweck der erbrachten Leistungen
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vorgehaltenen und in Anspruch genommenen Ausstattungsgegenstande, die
Uber die bei vergleichbaren Angeboten bestehende Ausstattung hinausgehen.
(2) Beim Umfang der zu vereinbarenden rdumlichen und sachlichen Ausstattung sind

die vereinbarten Leistungen maf3geblich.

8 17 Art, Umfang, Ziel und Qualitat der Leistungen der Eingliederungshilfe
Art, Umfang, Ziel und Qualitat der Leistungen sind in Abhangigkeit zum zu

betreuenden Personenkreis und zu angebotenen Leistungsinhaltenizu beschreiben.

§ 18 Festlegung der personellen Ausstattung und Qualifikation des Personals
(1) Zahl und Qualifikation der Mitarbeiterschaft leiten sich von den zu vereinbarenden
Leistungen und gesetzlichen Vorgaben (z.B. Selbstbestimmungsstarkungsgesetz)
ab.

(2) Dabei sind zu bertcksichtigen:

1. Zeiten, die insbesondere fir die Beratung, Unterstitzung, Anleitung,
Befahigung, Forderung und Pflege der Leistungsberechtigten erforderlich sind,

2. leitende, administrative und organisatarische Aufgaben sowie technische und
hauswirtschaftliche Dienste und

3. der zeitliche und personelle Aufwandifur Aufgaben der Kooperation,
Koordination und Qualitatssicherung (z.B. Teambesprechungen,
Mitarbeiter*innenqualifikation, Qualitédtsmanagement, Datenschutz).

8 19 Strukturen fur die gemeinsame Leistungserbringung
In den Leistungsvereinbarungen ist zu regeln, wann und in welchem Umfang nach §
116 Absatz 2 SGB IX Leistungen gemeinsam erbracht werden kdnnen. Unter
gemeinsamer Leistungserbringung ist zu verstehen, dass mehrere
Leistungsberechtigte einen vergleichbaren Bedarf haben, der durch ein

gemeinsames Leistungsangebot gedeckt werden kann.
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Unterabschnitt 5.2 Vergltungsvereinbarungen

§ 20 Grundséatze und Inhalt der Vergitung
(1) Die Leistungsmerkmale der Leistungsvereinbarung sind die Grundlage fur die
Bemessung der Leistungspauschale.
(2) Vergutungsvereinbarungen sind vor Beginn der jeweiligen Wirtschaftsperiode fir
einen zukinftigen Zeitraum (Vereinbarungszeitraum) abzuschlie3en; nachtragliche
Ausgleiche sind nicht zulassig. Mit der Vergutungsvereinbarung geltén alle wahrend
des Vereinbarungszeitraumes entstandenen Ansprtiche des Leistungserbringers auf

Vergutung der Leistung der Eingliederungshilfe als abgegolten.

§ 21 Leistungspauschale
(1) Die Leistungspauschale setzt sich aus einer Basisleistung und einer
personenabhéangigen (individuellen) Leistung zusammen.
(2) Die Basisleistung ist Grundlage fir die personenabhangigen (individuellen)
Leistungen, die unabhangig von der Inanspruchnahme festzulegen ist. Sie
beriicksichtigt die notwendigen Leistungen, die,vorzuhalten sind, um die
erforderlichen individuellen personenzentrierten Leistungen des zu betreuenden
Personenkreises zu erbringen. Sie setzt'sich,insbesondere aus folgenden
Vergitungsbestandteilen zusammen, die sich in Abhangigkeit der Bedarfe des zu
betreuenden Personenksreises und der zu‘erbringenden Leistungen unterscheiden:

1. Leistungen der,Leitung, derVerwaltung/Zentralverwaltung und anteilig der
Wirtschafts-, Versorgungs- und technischen Dienste, Sachkosten der
Basisleistung

2. grundlegende Vorhalteleistungen z.B. zur Erreichbarkeit einer
Ansprechpersen nach § 78 Absatz 6 SGB IX

3. Leistungen‘zur Forderung der Partizipation und Mitwirkung (z.B.
Bewohnerbeirate, Arbeitsgemeinschaften, Beirate, Wahlen)

4. Leistungen aus gesetzlichen Vorgaben (z.B. Datenschutz, Qualitatssicherung,
Arbeitnehmermitbestimmung) und gesetzlich vorgeschriebenen
Aufwendungen (z.B. Hygiene, Arbeitsschutz, technische Prifungen).

(3) Kosten aus InvestitionsmalRnahmen werden separat ermittelt und der

Basisleistung zugeordnet. Es sei denn, es handelt sich um Investitionen, die den
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personenabhangigen Leistungen zuzuordnen sind, die naher noch zu vereinbaren
sind.

(4) Die unterschiedlichen Basisleistungen werden in abschlieRender Zahl festgelegt.
Né&heres regeln die Vertragsparteien.

(5) Die personenabhéngigen Leistungen umfassen die individuellen Leistungen, die
mit dem Ziel der Ermdglichung der selbstandigen Lebensfiihrung, der Férderung der
wirksamen und gleichberechtigten Teilhabe am Leben in der Gesellschaft und der
Befahigung zur selbstbestimmten Lebensplanung und -fiihrung als€inzelne Leistung
oder gemeinsam erbracht werden kdnnen.

(6) Personenabhéngige Leistungen werden in bis zu 4 Zeitkorridoren vereinbart.

(7) Neben dieser Leistung kdnnen weitere zeitbasierte individuelle Einzelleistungen
auf Basis der Gesamtplanung erbracht werden. Diese Leistungen werden zeitbasiert
in Stunden bemessen.

(8) Zur weiteren Ausgestaltung von Absatz 6 und 7.sind unterBericksichtigung des
zu betreuenden Personenkreises sowie der Leistungsinhalte landeseinheitliche
Vereinbarungen zur personellen Ausstattung zu treffen. Diejeweiligen
Anforderungen an die Personalqualifikation sind,in'der Personalvereinbarung der
Leistungsvereinbarung festgelegt.

(9) Es kdnnen im Einzelfall abweichende oder zusatzliche Anforderungen oder
Qualifikationsanforderungen veremnbart werden.

(10) Die Teilhabeleistungenin Assistenzsind dabei zu unterscheiden in
Assistenzleistungengdie stellvertretend ubernommen werden (vollstandige und
teilweisedUbernahme nach § 78 Absatz 2 SGB IX) und Assistenzleistungen zur
Befahigung zu einer eigenstandigen Alltagsbewaltigung.

(11) Fanweitere Leistungen kdnnen erganzende Leistungspauschalen, z.B. fur
Beforderung, aufsuchende Assistenz oder Verpflegung vereinbart werden.

(12) Das Systemder Leistungspauschale wird Uberpruift.

§ 22 Kalkulation der Leistungspauschalen

(1) Die Kalkulation der Leistungspauschalen folgt den Regelungen zur
Leistungspauschale nach § 21 und wird grundsétzlich nach Stunden- oder
Tagespauschalen berechnet. Andere Kalkulationsformen, z.B. auf Wochen-, Monats-

oder Budgetbasis, kbnnen vereinbart werden.
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(2) Zur Kalkulation von Stunden- und Tagespauschalen wird Folgendes vereinbart:

1. Die Tagespauschale fir ein Leistungsangebot beinhaltet auf der Grundlage
der Leistungsvereinbarung die einschlagige Basisleistung und die
personenabhéngige Leistung mit Zeitkorridor sowie die Investitionsbetrage fur
die betriebsnotwendigen Anlagen, sofern sie nicht den personenabhangigen
Leistungen zuzuordnen sind. Die Leistungspauschale berechnet sich tber die
prospektiv kalkulierten Jahresaufwendungen der notwendigen Personal- und
Sachkosten zzgl. des jahrlichen Anteils der abgestimmten Investitionskosten
fur betriebsnotwendige Anlagen. Die Tagespauschale ergibt sichsaus der
Summe dieser Aufwendungen dividiert durch 365,25 Tage und der in der
Leistungsvereinbarung vereinbarten Zahl der die Leistung in Anspruch
nehmenden Leistungsberechtigten.

2. Die Stundenpauschale fir ein Leistungsangebot beinhaltet aufider Grundlage
der Leistungsvereinbarung die einschlagige Basisleistungydie individuelle
Leistung sowie die Investitionsbetrage fir die betriebsnotwendigen Anlagen.
Als eine kalkulatorische Zeiteinheit fur die‘individuelle'Leistung werden 60
Minuten zugrunde gelegt. Die Stundenpauschale beinhaltet als
Gesamtaufwendungen die Personalkesten, die notwendigen Sachkosten der
direkten Leistung und einen Anteil‘amindirekten Leistungen sowie die
Aufwendungen fur die Basisleistung einschliel3lich der Investitionsbetrage fur
die betriebsnotwendigen,Anlagenysofern sie nicht den personenabhéngigen
Leistungen zuzuordnen sindx Bei der Berechnung der kalkulatorischen
Zeiteinheit von 6Q Minuten fur die direkten Leistungen werden die
Gesamtaufwendungenidurch den Anteil der direkten Leistungen der
Nettojahresarbeitszeit dividiert. Faktoren der Berechnung der kalkulatorischen
Zeiteinheit von'60 Minuten, wie z.B. die Nettojahresarbeitszeit oder der Anteil
fur indirekte Leistungen konnen landesweit pauschaliert werden. Naheres
regeln die Vertragsparteien.

3. Die Vertragsparteien konnen weitere Pauschalen zur Vergutung vereinbaren.

§ 23 Personalaufwendungen

(1) Die Leistungspauschalen beinhalten die prospektiv kalkulierten

Personalaufwendungen und Personalnebenkosten.

24

227 von 381 in Zusammenstellung



TOP 5.4

Bearbeitungsstand: 24.04.2019

(2) Der Personalaufwand umfasst Vergutungen, Lohne und sonstige Leistungen
sowie die Arbeitgeberanteile zur Sozialversicherung und sonstige arbeitsvertragliche
Leistungen, die nach den jeweils geltenden Tarifvertragen, Arbeitsvertragsrichtlinien
oder vergleichbaren kollektivarbeitsrechtlichen Regelungen zu leisten sind. Ist der
Leistungserbringer an tarifvertragliche, kirchenarbeitsrechtliche oder sonstige
arbeitsrechtlich verbindliche Regelungen zur Gehaltsstruktur gebunden, sind diese
Regelungen fir die Kalkulation der Personalaufwendungen verbindlich. Bei
Leistungserbringern, die nicht tarifvertraglich gebunden sind, werdendie vom
Leistungserbringer verpflichtend zu leistenden Arbeitsentgelte als'Persenalkosten bis
zur summarischen Hoéhe der nach dem Tarifvertrag des 6ffentlichen’ Dienstes (TVAD
VKA west) entstehenden Kosten eines Leistungsangebotes anerkannt. Die
Vertragsparteien stimmen tberein, dass die Zahlung der Arbeitsentgelte der
Grundlage der Kalkulation der Personalkosten entsprechenderfolgt.

(3) Der Personalaufwand umfasst auch Personalnebenkosten, zu denen
insbesondere zahlen:

1. Beitrage zur Berufsgenossenschatft

2. Aufwand fur Fort- und Weiterbildungen,

3. Kosten aufgrund der ganzender teilweisen Freistellung von Betriebsraten
oder Mitarbeiter*innenvertretungen sowie, Schwerbehindertenvertretungen
nach gesetzlichen Vorgaben und

4. Aufwendungen zar Arbeitssicherheit (wie z.B. Brandschutz, Arbeitsschutz,
Gesundheitssthutz, Betriebsarzt) nach gesetzlichen Vorgaben.

(4) Es wird angestrebt,‘dass die Personalnebenkosten nicht individuell kalkuliert und
beschrieben werden, sondernals landeseinheitlicher pauschaler prozentualer Anteil
bei der Berechnung der Personalaufwendungen bertcksichtigt werden.

8 24 Sachaufwendungen

(1) Sachaufwendungen umfassen die prospektiv kalkulierten Kosten, die fir die
Durchfiihrung der vereinbarten Leistungen notwendig sind, mit Ausnahme der
Personal- und Investitionskosten.
(2) Die Kalkulation der Sachaufwendungen berlcksichtigt die Sachkosten der
Kostenbestandteile:

1. Betriebsverwaltung,

2. Bewirtschaftung,
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3. Fremdleistung, sofern und soweit nicht bereits bei Personal-,
Sachaufwendungen und Investitionen enthalten,
4. Sachlicher Aufwand fur vereinbarte Kraftfahrzeuge,
5. Sachlicher Aufwand zur Sicherstellung der erforderlichen Fachleistung,
6. Sachlicher Aufwand zur Forderung der Partizipation und Mitwirkung.
(3) Es wird angestrebt, dass die Sachaufwendungen fir die Betriebsverwaltung nicht
individuell kalkuliert und beschrieben werden, sondern als landeseinheitlicher

pauschaler prozentualer Anteil berlicksichtigt werden.

§ 25 Investitionen
(1) Investitionen umfassen die Kosten flr, soweit erforderlich, betriebsnotwendige
Anlagen zur Erbringung der Fachleistung:

1. Investitionsvorhaben, die dazu bestimmt sind, Gebaude undzu,den
Gebauden gehdrende technische Anlagen sewie sonstige
abschreibungsfahige Anlageguter (z.B. Inventar, Kraftfahrzeuge) herzustellen,
anzuschaffen, wiederzubeschaffen und zu erganzen

2. Miete, Pacht und Erbpacht von Grundstiicken, Gebauden und sonstigen
Anlagegtitern

3. Darlehenszinsen fir langfristige Darlehen zur Finanzierung vereinbarter
Vorhaben

4. Instandhaltung (Wartung,und Instandsetzung)

5. Eigenkapitalzinsen.

(2) Investitionsaufwendungen werden im Rahmen des Investitionsvorhabens, dem
der Leistungstrager zugstimmt hat, und des abgestimmten Investitions- und
Finanzierungsplans tbernommen.

(3) Fur die Kalkulation der Kosten gelten Nrn. 3.4 bis 3.4.19 der AVV in der bis
31.12.2019 geltenden Fassung entsprechend fort. Diese Regelung gilt fir
abgestimmte Investitionen bis 31.12.2021.

8§ 26 Anspruche, Zahlungsweisen und Abrechnung
(1) Der Anspruch auf die Vergttung besteht grundsatzlich fir den gesamten Zeitraum
der Leistungsbewilligung. Dies dient der Sicherstellung der Leistungsfahigkeit des
Leistungserbringers unter Berticksichtigung der Wirtschatftlichkeit und der Flexibilitat

der Leistungserbringung sowie der Entbirokratisierung.
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(2) Ist absehbar, dass die oder der Leistungsberechtigte eine Leistung nicht mehr
beanspruchen wird, muss durch den Leistungserbringer eine unverzigliche Meldung
an den zustandigen Leistungstrager erfolgen.

(3) Fur alle Leistungsangebote gilt:

1. Die Abrechnung soll bis zum 15. des Folgemonats unter Beachtung aller
Anderungen im Abrechnungsmonat erfolgen.

2. Die Zahlungen an die Leistungserbringer erfolgen innerhalb von zwei Wochen
nach Eingang der Abrechnung beim Trager der Eingliederungshilfe
entsprechend den Leistungsbewilligungen gegentber den
Leistungsberechtigten.

3. Andere Abrechnungs- und Zahlungsmodalitaten kénnen vereinbart werden.

§ 27 Vergutungsvereinbarungen im Arbeitsbereich fur Werkstatten fur
behinderte Menschen fur andere keistungsanbieter

(1) Die Vergutungen im Arbeitsbereich fur WfbM und-flr,andere Leistungsanbieter
ergeben sich in der Grundstruktur nach den Regelungen‘der88 21 und 22. Die
Leistungen im Sinne des § 6 Absatz 3 werden einheitlich kalkuliert. Die WfbM stellt
die individuellen Leistungen entsprechend der Gesamtplanung sicher.
(2) Fur den Fall, dass andere ‘Leistungsanbieterfur einzelne Leistungsberechtigte
Leistungen im Sinne des § 6 Absatz'3 Gbernehmen, werden die ersparten
Aufwendungen bei der WibM ven der‘Gesamtvergutung fur die jeweiligen
Leistungsberechtigemabgezogen. Rie Hohe der ersparten Aufwendungen fir die
Leistungenim Sinne des § 6 Absatz 3 werden in der Verglitungsvereinbarung
festgelegt.
(3) Die Vertragsparteienzereinbaren, Leistungen im Arbeitsbereich von WfbM mit
dem Ziel'einer Vergutung, die der modularen Leistungserbringung entspricht, zu
evaluieren und streben eine modellhafte Erprobung an. Die Evaluationsgrundlagen

werden nach dem 31.03.2019 vereinbart.
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Abschnitt 6: Verfahren zum Abschluss von Vereinbarungen

§ 28 Verfahren zum Abschluss einer Leistungs- und Vergutungsvereinbarung
(1) Der Trager des Leistungserbringers und der gem. § 123 Absatz 1 Satz 1 SGB IX
fur den Ort der Leistungserbringung zustandige Trager der Eingliederungshilfe
schlieRen eine Leistungs- und Vergutungsvereinbarung nach 8 125 Absatz 1 SGB
IX.

(2) Der Leistungserbringer oder der Trager der Eingliederungshilfej der den
Abschluss einer Leistungs- und Vergutungsvereinbarung nach 8§ 125SGB IX
anstrebt, fordert die jeweils andere Partei schriftlich zu Verhandlungen auf.

(3) Fur die Verhandlungen Uber den Abschluss dieser Vereinbarung sind Unterlagen
zu Inhalt, Umfang und Qualitat einschlie3lich der Wirksamkeit der Leistungen‘der
Eingliederungshilfe durch den Leistungserbringer beizufigen,die demzustandigen
Trager der Eingliederungshilfe die Beurteilung derMirtschaftlichkeit und Sparsamkeit
der Leistungen sowie der Leistungsfahigkeit deS Leistungserbringers nach § 123
Absatz 2 Satz 2 SGB IX und die Geeignetheit des Leistungserbringers nach § 124
SGB IX ermdglichen.

(4) Die Angebotsunterlagen zum Abschluss einer Vereinbarung bestehen aus:

1. der Konzeption,

2. einem Angebot/Entwurf fir eine Vereinbarung nach 8§ 125 Absatz 1 SGB IX
mit einer Leistungsvereinbarung (Teilvereinbarung) unter Beschreibung der
wesentlichen‘Leistungsmerkmale nach § 125 Absatz 2 Nr. 1 bis 6 SGB IX

. Zu betreuender Personenkreis,

. erforderliche séachliche Ausstattung,

a
b
C. Art, Umfang,Ziel und Qualitat der Leistungen der Eingliederungshilfe,
d. “personelle Ausstattung,
e. Qualifikation des Personals sowie
f. soweit erforderlich, die betriebsnotwendigen Anlagen des
Leistungserbringers
g. Personalvereinbarung
3. einem Angebot einer Vergutung nach dem dafiir vorgesehenen
Kalkulationsformat (Formularsatz) fur eine Vergutungsvereinbarung
(Teilvereinbarung). Bei erstmaliger Kalkulation mit mindestens nachfolgenden
Unterlagen:
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a. Darstellung zur Ermittlung der prospektiven Personalkosten:

Vvi.
Vii.

viii.

Qualifikationen

Stellen-/Personalnummer (oder vergleichbare Systematik)
Stellenanteile

Einstellungsdatum

Eingruppierung (Hohe und Stufe der Vergitungsgrundlage,
Tarifvertrag, Arbeitsvertragsrichtlinie, Auszug aus Arbeitsvertrag)
sonstige Arbeitgeberkosten wie z.B. die Beitrage zur Umlage 2
(Entgeltfortzahlung bei Mutterschaft)

Arbeitgeberanteile zu den einzelnen Sozialversicherungen
Aufwendungen zur betrieblichen Altersvorsorge

Beitrage zur Berufsgenossenschatft

Kosten eines Betriebsrates, Mitarbeiter*innenvertretung
Darstellung von absehbaren Personalveranderungen, die sich in der

kinftigen Wirtschaftsperiode ayuswirken.

Das Kalkulationsformat (Formularsatz) besteht'mindestens aus folgenden

Teilen:

Prospektive Kalkulation der Personalkosten nach MaRRgabe der
Personalvereinbarung

Prospektive Kalkulation der Sachkosten inklusive externen
Dienstleistungen

Kalkulation der‘abgestimmten Investitionskosten
Entgeltermittlung und Ubersicht zu den Bestandteilen der
Leistungspauschalen nach Mal3gabe der Regelungen nach 88 21
und 22 dieser Vereinbarung.

b.“dem Lage-und Raumplan mit tabellarischer Aufstellung der

vereinbarungsrelevanten Fachleistungsflachen mit m2 Angaben (DIN

276/277). Sofern Flachen von Dritten mitgenutzt werden, sind diese

entsprechend darzulegen.

c. dem Investitions- und Finanzierungsplan bei neu abzustimmenden

Investitionen.

4. Nummer 1 bis 3 gelten nicht fur Vereinbarungen nach § 33 dieses Vertrages.
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Abschnitt 6: Inhalt und Verfahren zur Durchfihrung Priafungen und zur
Kurzung der Vergitung

8 29 Grundséatze zur Prufung von Wirtschaftlichkeit und Qualitat einschliel3lich
der Wirksamkeit sowie zur Kirzung der Vergutung
(1) Die Vertragsparteien verstehen die Durchfihrung der Prifung von
Wirtschaftlichkeit und Qualitat einschlief3lich der Wirksamkeit als einen Prozess zur
Sicherung der Wirtschatftlichkeit und Qualitat einschliel3lich der Wirksamkeit der
vereinbarten Leistungen des Leistungserbringers. Gesetzliche Grundlagen sind §
128 SGB I1X und 8§ 5 AG-SGB IX. Die Durchfuhrung der Priufung erfolgt kooperativ
und beratend und bezieht Leistungsberechtigte bzw. deren Interessenvertretungen
ein.
(2) Der Trager der Eingliederungshilfe prift im Rahmen seiner'gesetzlichen
Prifrechte nach dem SGB IX und dem AG-SGB IX die Wirtschaftlichkeit und Qualitat
einschlie3lich der Wirksamkeit der vereinbarten Leistungen des Leistungserbringers.
(3) Ziel der Prufung ist, festzustellen, ob die Erbringung der vereinbarten Leistung mit
den Anforderungen an Wirtschaftlichkeit und Qualitat einschliel3lich der Wirksamkeit
der Leistung (Struktur-, Prozess-, Ergebnisqualitat) entspricht.
(4) Der Trager der Eingliederungshilfe,ist berechtigt, die notwendigen und geeigneten
MalRnahmen zur Prufung von'Wirtschaftlichkeit und Qualitat einschliel3lich der
Wirksamkeit'der jeweils vereinbarten Leistung und Vergutung zu ergreifen. Er
bestimmt Prifungsgegenstand, -umfang, -zeitpunkt und -zeitraum. Der
Verhaltnismaligkeitsgrundsatz sowie die datenschutzrechtlichen Bestimmungen sind
zu beachten.
(5) Einzelheiten zum‘Inhalt und zum Verfahren zur Durchfiihrung von Prufungen sind
in Anlage 1 dieses Vertrags geregelt.
(6) Die Vertragsparteien vereinbaren, Inhalte und Kriterien der Priifung von
Wirtschaftlichkeit (insbesondere ihrer Abgrenzung zur Qualitatsprifung) weiter zu
bearbeiten.
(7) Halt ein Leistungserbringer seine gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtungen
ganz oder teilweise nicht ein, ist die vereinbarte Vergutung fur die Dauer der

Pflichtverletzung entsprechend zu kiirzen. Uber die Hohe des Kirzungsbetrages ist
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zwischen den Vertragsparteien Einvernehmen herzustellen. Einzelheiten zu Inhalt

und Verfahren zur Kiirzung der Vergitung sind in Anlage 2 dieses Vertrags geregelt.

Abschnitt 7: Sonderreglungen fur Vereinbarungen zur Erbringung von
Leistungen fur minderjahrige Leistungsberechtigte sowie fur volljahrige
Leistungsberechtigte nach 8 134 SGB 1X

8§ 30 Leistungen an minderjahrige Leistungsberechtigtediir
Hilfen zum selbstbestimmten Leben in Wohnmaoglichkeiten mit Betreuung tber
Tag und Nacht

(1) Die Leistungen zur Betreuung uber Tag und Nacht umfassen insbesondere

1. Zurverfugungstellung eines personlichen Wohnraumes fur die

Leistungsberechtigten mit sachgerechter Ausstattung,

2. Bereitstellung von Gemeinschaftsflachen mit'sachgerechter Ausstattung (z.B.
Gemeinschaftsraume, Spielzimmer),
Funktionsraume (z.B. Kiiche, Waschkuiche),
Nebenflachen (z.B. Flure, Abstellraume),
Aul3enanlagen (z.B. Spielplatz, Rasenflachen),

Bereitstellung der Verpflegung,

N o g b~ w

S&chliche Ausstattung in angemessenem Rahmen (z.B. Wascheversorgung
und <pflege)dnd

8. Reinigung des'Wohnraums und der Gemeinschaftsraume.
Sie umfassen auch Leistungen zur Betreuung und Unterstutzung im Alltag in
Abhangigkeit' der Tagesstruktur innerhalb oder aul3erhalb der Einrichtung in
Kindertagesstatte oder Schule (interne oder externe Tagesstruktur), insbesondere

1. Erziehung, Bildung und Betreuung,

2. Leben in der Gemeinschatft,

3. Persodnlichkeitsentwicklung, um Eigenstandigkeit und soziale Kompetenzen

zu starken und individuelle Fahigkeiten und Mdglichkeiten erschliel3en,

4. Vermittlung von Fertigkeiten und Erfullung von Bedirfnissen in

alltagspraktischen Bereichen (z.B. Erndhrung, Kérperpflege)

5. Freizeitgestaltung sowie
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6. zum Erwerb und Erhalt praktischer Kenntnisse und Fahigkeiten und zur

Vorbereitung auf den Besuch einer Kindertagesstatte oder Schule (interne

Tagesstruktur).

(2) Sie umfassen daruber hinaus Leistungen fur besondere Bedarfe der Kinder und

Jugendlichen, z. B. bei

1. bei Pflegebedarfen

2. bei Eigen- und Fremdgefahrdung oder

3. zur Verstandigung und zur Forderung der Verstandigung.

§ 31 Vergutungsvereinbarungen fur Leistungen an minderjahrige
Leistungsberechtigte als Hilfen zum selbstbestimmten Leben in

Wohnmoglichkeiten mit Betreuung Gber Tag und \Nacht

(1) Die Vergutungsvereinbarung besteht mindestens aus denGrundpauschale fur

Unterkunft und Verpflegung, der Mal3hahmepauschale sowie einem Betrag fur

betriebsnotwendige Anlagen einschlie3lich ihrerfAusstattung (Investitionsbetrag).

(2) Die Kalkulationsbestandteile, die Abgrenzung der Kostenarten und

Kostenbestandteile sowie die Zuordnung der Kesten zur Grund- und

Malnahmepauschale und zum Investitionsbetrag werden im Formularsatz § 134

SGB IX unter Berlcksichtigung der folgenden Grundsatze dargestellt.

(3) Die Grundpauschale umfasst in der Regel insbesondere Leistungen fur

1.

Unterkunft einschlie8lich Pflege der Aul3enanlagen sowie Abgaben, Steuern
und Mersicherungsbeitrageyfur Grundstick und Gebaude, es sei denn, diese
sind Nr. 3 zuzuardnen,

Reinigung des Wohnraumes, der Gemeinschaftsrdume und der weiteren
Réaumlichkeiten

Ver-.und Entsorgung fur Wasser, Abwasser, Energie und Heizung sowie
Abfallbeseitigung,

Verpflegung einschlief3lich der Zubereitung und Bereitstellung von Speisen
und Getranken. Der Umfang unterscheidet sich nach dem Umfang der
Leistungen flr die Tagesstruktur innerhalb und aufR3erhalb der Einrichtung
(interner oder externer Tagesstruktur) und

Anschaffung und Dienstleistungen flr Wasche einschlie3lich Hauswésche

und Schutzkleidung, insbesondere Reinigung, Pflege oder Desinfektion.
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(4) Die Malinahmepauschale wird nach Gruppen vergleichbaren Bedarfs kalkuliert
und umfasst die durch die in der Leistungsvereinbarung beschriebenen Mal3hahmen
entstehenden Aufwendungen, soweit diese nicht durch die Grundpauschale, den
Investitionsbetrag oder die sonstigen Betrage gedeckt sind. Dabei werden die
Gruppen vergleichbaren Bedarfs
1. Gruppe 1: Betreuung Uber Tag und Nacht + externe Tagesstruktur,
2. Gruppe 2: Betreuung Uber Tag und Nacht + interne Tagesstruktur,
3. Gruppe 3: Betreuung Uber Tag und Nacht + externe Tagesstruktur +
besonderer Bedarf (z.B. Pflegegrad 4 bis 5, Eigen- und Fremdgefahrdung),
4. Gruppe 4: Betreuung tber Tag und Nacht + interne Tagesstruktur +
besonderer Bedarf (z.B. Pflegegrad 4 bis 5, Eigen- und Fremdgefahrdung)
und
5. Gruppe 5: Betreuung Uber Tag und Nacht mit einemzeitlich begrenzten
Angebot fur Minderjahrige mit Sinnesbehinderungen + externe Tagesstruktur
(Kurse und mehrwdchige Betreuung in den Landesforderzentren Sehen und
Horen)
zugrunde gelegt.
(5) Der Investitionsbetrag umfasst die,Kosten.nach'§ 25 Absatz 1, die fur den Betrieb
des Wohnangebotes notwendigen Gebaudeyund zu den Gebauden gehdrende
technische Anlagen sowie Kosten'fur, die Herstellung, An- oder Wiederbeschaffung
sowie Ersatzbeschaffung sonstiger abschreibungsfahiger Anlageguter (z.B. Inventar,
Kraftfahrzeuge).

(6) Sonstige Betrage kénnen entsprechend § 22 Absatz 2 Nr. 3 vereinbart werden.

§ 32 Vergutung bei Abwesenheit

Bei Abwesenheit wird die Vergitung abziglich der Kosten fiir Lebensmittel geleistet.

Abschnitt 8: Uberleitung von Leistungs- und Vergiitungsvereinbarungen zum
1. Januar 2020

§ 33 Uberleitung
Fur Leistungen und Vergutungen der Eingliederungshilfe kann nach MalRgabe

folgender Bestimmungen eine Uberleitungsvereinbarung abgeschlossen werden.
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1. Die Uberleitungsvereinbarung besteht aus einer Leistungs- und einer
Vergutungsvereinbarung auf der Grundlage der zuletzt geltenden Leistungs-
und Vergutungsvereinbarung nach dem SGB XII.

2. In der Uberleitungsvereinbarung sollen Personal- und
Sachkostensteigerungen Berticksichtigung finden. Naheres regelt Anlage 3.

3. Die Uberleitungsvereinbarung zur Trennung von existenzsichernden
Leistungen und Fachleistungen in bisherigen stationaren Wohneinrichtungen
und zukunftigen besonderen Wohnformen nach § 42 a Absatz 2 Satz 1 Nr. 2
SGB Xll in der ab 01.01.2020 geltenden Fassung erfolgt nach dem ,Modell
SH* nach Anlage 4 dieses Vertrags. Abweichend davon kann ein
Leistungserbringer zur Trennung von existenzsichernden Leistungen und
Fachleistungen die Aufteilung der Flachen nach Wohnflachen,
Fachleistungsflachen und Mischflachen vornehmen. Hierfur sind samtliche
erforderlichen Unterlagen einzureichen; dabei wird die Flachenbewertung
anhand DIN 276/277 vorgenommen.

4. Die Uberleitungsvereinbarung ist langstens zum 31:12.2021 befristet. Fiir
heilpadagogische Leistungen in Kindertagesstatten gilt abweichend eine
Befristung bis zum 31.12.2023.

5. Kommt es vor Ablauf des Uberleitungszeitraumes zum Abschluss einer
Vereinbarung nach § 125'bzw.8 134 SGB IX, wird die
Uberleitungsveréinbarung zum vereinbarten Zeitpunkt gegenstandslos.

6. Weitergehente Regelungen zum Uberleitungszeitraum kénnen nach einer
Auswertung zum 30.06.2021 spatestens im 3. Quartal 2021 getroffen
werden,

7. bl Falle von Prafungen sind die Regelungen und ihre Auswirkungen der
Oberleitungsyereinbarung im Zeitraum ihrer Laufzeit der
Uberleitungsvereinbarung einzubeziehen.

Die Vertragsparteien streben an, die Uberleitungsvereinbarungen bis zum
31.07.2019 abzuschliel3en.

Abschnitt 9: Abweichungen vom Landesrahmenvertrag

§ 34 Modellprojekte und Zielvereinbarungen
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Zur Erprobung neuer und zur Weiterentwicklung bestehender Strukturen der
Leistungserbringung und ihrer Finanzierung konnen der Tréager der
Eingliederungshilfe und Trager der Leistungserbringer unter Einbeziehung der
Interessenvertretungen der Menschen mit Behinderung Zielvereinbarungen treffen
und Modellprojekte vereinbaren, die von den Bestimmungen des

Landesrahmenvertrags abweichen.

Abschnitt 10: Verfahrens-, Ubergangs- und Schlussbestimmungen

§ 35 Vertragskommission
(1) Die Vertragsparteien setzen eine Vertragskommission ein, die die Aufgabe hat,
den Landesrahmenvertrag und seine Bestandteile unter Berticksichtigung
hdchstrichterlicher Rechtsprechung auszulegen. Sie,ist berechtigt, den'Vertrag durch
Beschlisse weiter zu entwickeln und zu &nderng
(2) Die Vertragskommission ist mit Vertreterinnen oder Vertretern der
Vertragsparteien besetzt ist. Die Vertragskommission gibt sich eine
Geschaftsordnung.
(3) Beschlisse der Vertragskommission sind,von den Mitgliedern einstimmig zu
fassen.
(4) Die Geschaftsfuhrung der Vertragskommission wird einvernehmlich zwischen den
Mitgliedern geregelt¢Die Vertragskemmission wird regelmafig zwei Mal jahrlich
einberufen; dartber hinaus ist sie auf Verlangen einer Vertragspartei einzuberufen.
(5) Die Interessenvertretung fiir Menschen mit Behinderungen nach § 81 SGB IX

wirkt'in der Vertragskommission mit. Sie ist nicht stimmberechtigt.

§ 36 Datenbank
Die Vertragsparteien vereinbaren eine gemeinsame Datenbank zu entwickeln. Die
Datenbank dient insbesondere dazu, Leistungsangebote der Eingliederungshilfe und
deren Verfugbarkeit transparent darzustellen und 6ffentlich zuganglich zu machen.

Naheres regeln die Vertragsparteien.
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§ 37 Salvatorische Klausel
(1) Nachtragliche Anderungen und Erganzungen zu diesem Vertrag bediirfen zu ihrer
Wirksamkeit der Schriftftorm. Das Erfordernis der Schriftform kann nur durch eine
schriftliche Vereinbarung der Vertragsparteien aufgehoben werden.
(2) Sollten einzelne Bestimmungen des Landesrahmenvertrages ganz oder teilweise
unwirksam oder infolge Anderung der Gesetzeslage oder durch hochstrichterliche
Rechtsprechung ganz oder teilweise unwirksam werden, so sind sich die Parteien
dariiber einig, dass die tbrigen Bestimmungen dieses Vertrages daven unberihrt
und gultig bleiben. Fir diesen Fall verpflichten sich die Vertragsparteieny an Stelle
der unwirksamen Bestimmung eine wirksame Bestimmung zu vereinbaren, welche
dem Sinn und Zweck der unwirksamen Bestimmung mdglichst nahekommtund von
der anzunehmen ist, dass die Parteien sie im Zeitpunkt des Vertragsschlusses
vereinbart hatten, wenn sie die Unwirksamkeit gekannt oder vorhergesehen héatten.

Entsprechendes gilt, falls dieser Vertrag eine Regelungsliicke‘enthalt.

8§ 38 Inkrafttreten, Laufzeit'und Kundigung
(1) Dieser Rahmenvertrag tritt am Tag nach seinerUnterzeichnung in Kraft.
(2) Nach dem 31.12.2021 kann jedetVertragsparteiden Vertrag mit einer Frist von 6
Monaten zum Jahresende ganz oder teilweise kiindigen. Die Kindigung erfolgt
schriftlich. Fur den Fall einer Kindigung verpflichten sich die Vertragsparteien,
unverziglich in Verhandlungenieinzutreten. Bis zum Abschluss eines neuen

Landesrahmenvertrages gelten dies\Regelungen dieses Vertrages fort.

Unterschriften
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Anlage 1 (zu § 29 Absatz 5)
Inhalt und Verfahren zu Priafungen

1. Die Kosten der Prufung werden vom Trager der Eingliederungshilfe
Ubernommen. Kosten, die sich aus der Mitwirkung des Leistungserbringers,
der Beteiligung seines Verbandes oder durch ihn beteiligter Dritter ergeben,

tragt der Leistungserbringer.

2. Der zustandige Trager der Eingliederungshilfe teilt dem Leistungserbringer
den konkreten Prufungsgegenstand, -umfang, -zeitpunkt,\—zeitraum und ggdf. -
anlass, mindestens sechs Wochen vor Prifungsbeginn schriftlich mitund
benennt die vorzulegenden Unterlagen. 8 128 Abs.,2 SGB IX bleibt davon
unberthrt. Es ist namentlich mitzuteilen, welche Personen mit der

Durchfiihrung der Prifung beauftragt sind.

3. Der zustandige Trager der Eingliederungshilfe ist berechtigt, Dritte mit der
Prufung zu beauftragen. Wird ein Dritter beauftragt, gelten die Regelungen
dieses Rahmenvertrags entsprechend.

4. Die entsprechenden Mitwirkungsgremien der Leistungsberechtigten des zu
prufenden Leistungsangebotes sind zu informieren und in angemessener

Form an der, Prafungyzu beteiligen

5. Der zustandige Trager der Eingliederungshilfe ist berechtigt, die Prifung in
den Gesehaftsraumen des Leistungserbringers vorzunehmen. Der
Leistungserbringer ist verpflichtet, die Durchfiihrung der Prifung zu

ermdglichen und daran mitzuwirken.

6. Der Leistungserbringer teilt dem Leistungstrager vor Prifungsbeginn schriftlich
mit, wer als Vertretung des Leistungserbringers wahrend des
Prufungsverfahrens als Ansprechperson zur Verfligung steht und
auskunftsberechtigt ist. Der Leistungserbringer ist berechtigt, wahrend der

Prifung Dritte hinzuzuziehen.
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7. Der Leistungserbringer ist verpflichtet, dem oder der Prufer*in auf Anforderung
zeitnah alle Auskunfte zu erteilen und Unterlagen zuganglich zu machen, die
fur die Prifung erforderlich sind und im Zusammenhang mit der Qualitat
stehen. Die Vorlage von Daten der Leistungsberechtigten erfolgt im Regelfall
pseudonymisiert. Sollte hiervon im Einzelfall abgewichen werden, ist dies
schriftlich zu begrunden. Die Prifung und Verarbeitung von Personaldaten in
pseudonymisierter Form ist beim Leistungserbringer oderfin der Prufinstitution
zulassig. Personalakten dirfen nicht pauschal Uberlassen werden. Die

Grundsatze der Datensparsamkeit sind zu bertcksichtigen.

8. Die an der Prifung Beteiligten sind nach Mal3gabe der gesetzlichen
Bestimmungen zur Verschwiegenheit verpflichtetund haben, die

Datenschutzbestimmungen einzuhalten.

9. Uber die durchgefiihrte Priifung ist ein Prufbericht zu erstellen. Dieser hat zu
beinhalten:
e Art (Qualitats- oden\Wirtschaftlichkeitsprufung)
e ggf. Anlass der Prufung
¢ den Prifungsgegenstand, -umfang, -zeitpunkt und -zeitraum, sowie
e die Namen der oderdes Prufers*in'sowie des Tragervertreters,
e < den Ablauf der\Prufung,
e die einbezogenen Unterlagen,
e \ die Einzelergebnisse der Priufung bezogen auf die Prifungsgegenstande
und die dafiir herangezogenen Unterlagen,

e die Zusammenfassung der Prufergebnisse.

Empfehlung zur Qualitatsverbesserung, unterschiedliche Auffassungen, die im
Abschlussgesprach nicht ausgeraumt werden konnten, sind im

Prifungsbericht darzustellen.

10. Auf Grundlage des Entwurfes eines vorlaufigen Prifberichtes findet ein
Abstimmungsgesprach zwischen dem Leistungserbringer und dem

zustandigen Trager der Eingliederungshilfe statt.
2
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11.Nach Durchfiihrung des Abstimmungsgespréaches soll der vorlaufige
Prufbericht innerhalb von 6 Wochen dem Leistungserbringer vorliegen.

12.Der Leistungserbringer erhalt Gelegenheit zur schriftlichen Stellungnahme
innerhalb von 4 Wochen nach Zugang des Prifberichts. Sofern eine
Stellungnahme erfolgt, ist diese dem Prifbericht als Anlage beizufigen. Mit
der Stellungnahme des Leistungserbringers findet das Priifverfahren seinen
Abschluss.

13.Die rechtliche Uberpriifung von einzelnen Feststellungén im Prifbericht bleibt
unberihrt.

14.Das Ergebnis der Prufung ist der oder demyl eistungsberechtigten in einer
wahrnehmbaren Form zuganglich zu machen. Hierlber trifft,der Trager der
Eingliederungshilfe mit dem Leistungserbringer einvernehmliche Regelungen.
Hierbei sollen bestehende Interessenvertretungen der Menschen mit
Behinderungen des gepriftenkeistungsangebotes beratend einbezogen
werden. Diese Interessenvertretungen kdnnen z.B. sein: der Werkstattrat, der

Bewohnerbeirat, Sprecher*innen oder die Elternvertretung.

15.Der Leistungstrager kann die weiteren im Prifzeitraum leistenden Tréager der
Eingliederungshilfe tiber das Prufergebnis informieren. Der Leistungserbringer
wirkt beidieser Information mit, insbesondere soweit dazu seine Angaben,

z.B. zu leistenden Tréagern, erforderlich sind.
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Anlage 2 (zu § 29 Absatz 7)

Kiurzung der Vergutung nach 8 129 SGB IX bei Pflichtverletzungen sowie zum
Verfahren zur Qualitatssicherung im Bereich des Personals

1. Die Inhalte der Leistungs- und Vergutungsvereinbarung bilden die Grundlage
fur die zu erbringenden Leistungen und das hierfir vereinbarte Entgelt. Werden
gesetzliche oder vertragliche Verpflichtungen ganz oder teilweise nicht
eingehalten, ist dies gegeniuber dem Leistungstrager zu kommunizieren und ein
Einvernehmen Uber das weitere Vorgehen herzustellen. Insbesendere sind

Unterschreitungen der Personalausstattung mitzuteilen.

2. Eine Verletzung der gesetzlichen oder vertraglichen Verpflichtungen nach § 129
SGB IX fur den Bereich des Personals liegtdinsbesondere,or, wenn die
Beschaftigten nicht entsprechend der veteinbarten Grundlage,(z. B.
Tarifvertrag, Vergutungen nach kirchlichen‘Arbeitsrechtsregelungen,
Arbeitsvertrag, Betriebsvereinbarung ederentsprechend der Vereinbarung in
der Leistungsvereinbarung)ezahlt werden und die Personalausstattung und -
qualifikation nicht der Vereinbarung entspricht.

Eine Verletzung im_ vergenannten Sinne liegt nicht vor, wenn

e nachgewiesen werdenkann, dass angemessene Bemuhungen, der
Vereinbarung entsprechend gualifiziertes Personal zu gewinnen, nicht
erfolgreichawaren,

e _der LeiStungstrager der Besetzung mit anderweitig qualifiziertem Personal
vor der Stellenbesetzung zugestimmt hat oder

o die vereinbarte Personalausstattung voriibergehend unterschritten wird. Von
einer vorubergehenden Unterschreitung ist auszugehen, wenn eine Stelle bis
zu 8 Wochen durchgehend nicht besetzt ist und dies durch geeignete
Vertretung, Mehrstunden geeigneter Kréafte oder Heranziehung geeigneter

externer Dienstleistungen aufgefangen werden kann.

3.  Stellt der Trager der Eingliederungshilfe eine erhebliche (d. h. nicht nur
geringfugige oder kurzzeitige) Pflichtverletzung fest, teilt er dies und die Absicht

der Kirzung der Vergutung dem Leistungserbringer unter nachvollziehbarer
1
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Darlegung der Grinde schriftlich mit. Die Mitteilung umfasst im Falle einer
Unterschreitung der vereinbarten personellen Ausstattung und Qualifikation
insbesondere Angaben zu Art und Umfang der Unterschreitung. Der
Leistungserbringer erhalt Gelegenheit, in angemessener Frist von mindestens
sechs Wochen schriftlichen Stellung zu nehmen.

4. Die Hohe des Kirzungsbetrags und Modalitaten der Riickzahlung werden

zwischen den Vertragsparteien unter Beachtung des Gru

VerhaltnismaRigkeit und der konkreten Umstande des Einzelfalls vereinbart. Die
Kirzung der vereinbarten Vergutung erfolgt fur den Zeitrau
Pflichtverletzung entspricht. § 129 Abs. 3 SGB IX bleibt
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Anlage 3 (zu 8 33 Nr. 2)

Beriicksichtigung von Personal- und Sachkostensteigerungen in der Uberlei-

tungsvereinbarung

Auf der Grundlage der am 31.12.2019 geltenden Vereinbarungen nach dem SGB XII
gelten fiir die Uberleitungsvereinbarung ab 01.01.2020 folgende Bedingungen:

(1) Wurde die Kalkulation der Vergutung auf Basis des abgestimmten Formularsat-
zes nach dem Landesrahmenvertrag SGB Xll vom 12. November,2012«/0rgenom-
men, gilt

1. Die Auslastungsquote wird fortgeschrieben.

2. Die Personalkosten werden jeweils fur dieldahre 2020 und2021.um 2,67% ge-
steigert. Weist der Leistungserbringer dariberhinausgehende Steigerungen
fur verpflichtend zu leistende Aufwendungen der zusatzlichen Altersversor-
gung nach, werden die Personalkosten umyden jeweils nachgewiesenen Be-
trag gesteigert. Erhoht sich der/Arbeitgeberanteibzur Sozialversicherung von
2020 auf 2021 um mehrals 0,5 Prozentpunkte, wird der Ubersteigende Betrag
bei den Personalkestenberechnungen 2021 Beriicksichtigung finden.

3. Die Sachkosten werden jeweils fundie Jahre 2020 und 2021 um 1,16 % ge-
steigert.

4. Der Investitionshetrag wird flir. 2020 und 2021 fortgeschrieben, wenn die am
31.12.2019 guiltige Vergutungsvereinbarung auf Basis des Formularsatzes
2019 kalkuliert wurde."Erfolgte die Kalkulation nicht auf Basis des Formular-
satzes 2019, istfur jedes Jahr, in der keine individuelle Kalkulation der Investi-
tionskosten vergenommen wurde, eine Absenkung des Investitionsbetrages
um 0,25%vorzunehmen. Abweichende Regelungen kénnen vereinbart wer-

den.

(2) Beruhte die Kalkulation der Investitionskosten zum Zeitpunkt ihrer Vereinbarung
auf der Basis des abgestimmten Formularsatzes nach dem Landesrahmenvertrag
zum 12. November 2012 und wurden bis 31.12.2019 pauschale Anpassungen oder

Fortschreibungen der Grund- und Mal3Bnahmepauschale und der sonstigen Betréage
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vorgenommen, finden Personal- und Sachkostensteigerungen in der Vergutungsver-

einbarung ab 01.01.2020 wie folgt Berucksichtigung:

1.
2.

Die Auslastungsquote wird fortgeschrieben.

Die MalRnahmepauschale wird mit dem Steigerungssatz der Personalkosten
entsprechend Absatz 1 Nr. 2 angepasst.

Die Grundpauschale wird mit dem Steigerungssatz der Sachkosten entspre-
chend Absatz 1 Nr. 3 angepasst.

Die sonstigen Betrage werden nach Maf3gabe der enthaltenen Sach- und Per-
sonalkostenanteile angepasst.

Absatz 1 Nr. 4 gilt entsprechend.

(3) Die Vertragspartner konnen abweichende Vereinbarungen fUr die Vergutungsver-
einbarung ab 01.01.2020 treffen.
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Anlage 4 (zu § 33 Nummer 3)

Modell SH zur Trennung von existenzsichernden Leistungen und
Fachleistungen

Das ,Modell SH* regelt die Zuordnung von Kosten zu den Leistungen zur Sicherung
des Lebensunterhalts einerseits und zu Fachleistungen andererseits. Es geht von
einer pauschalen Zuordnung der Kostenbestandteile zu den KasSten der Unterkunft
sowie zu Regelsatz und Fachleistung aus und berechnet basierend auf der
Vergltungskalkulation die Summe des verbleibenden Fachleistungsanteils. Zur
Berechnung des ,Modells SH* findet das untenstehende Formular, das auf
Grundlage des Kalkulationsblatts im Formularsatzes SGB Xlfin.der bis zum»31.

Dezember 2019 geltenden Fassung (,Muster-Modell-SHY) erstelltist, Anwendung.

(1) Es gilt folgende Berechnung: Von den Gesamtkosten gemalfd Kalkulation werden
die den Kosten der Unterkunft (KdU) zuzuordnenden Positionen abgezogen:

1. Investitionsaufwendungen fur Wohnen anhand der Quote 80 KdU ./. 20
Fachleistung. Investitionszuschiisse aus Landesmitteln sind vollstandig auf die
Fachleistung entsprechend,Nummer 3:4.3 der AVV in der bis 31.12.2019
geltenden Fassungsanzurechnen,

2. Nebenkosten fur Wohnenwach Nummern 5.1 bis 5.4 und 6.2 des
Kalkulationsblattes im Formularsatz SGB XIl in der bis 31.12.2019 geltenden
Fassung, anhand denQuote 80 KdU ./. 20 Fachleistung und

3.“Nebenkesten fur Wohnen,(Verwaltung/Zentralverwaltung, Wirtschafts-,
Versorgungs- u. teehn. Dienste, Betriebsverwaltung und Fremdreinigung)
nach Nummern.2, 1.7, 4. und 6.1 des Kalkulationsblattes im Formularsatz
SGB Xll in'der bis 31.12.2019 geltenden Fassung anhand der Quote 20 KdU
/. 80 (Regelsatz und Fachleistung.

Die danach den KdU zugeordneten Positionen ergeben den aus der bisherigen
Vergutungskalkulation herauszurechnenden kalkulatorischen Anteil der Kosten der
Unterkunft.

(2) Zur Finanzierung der sich durch die Trennung von existenzsichernden Leistungen
und Fachleistungen entstehenden zusatzlichen Aufwendungen wird ein pauschaler

1
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KdU-Zuschlag in Hohe von 9,00 € monatlich pro Platz kalkuliert. Sollte der
Uberleitungszeitraum 24 Monate iiberschreiten, reduziert sich der KdU-Zuschlag ab
dem 25. Monat auf 7,50 € monatlich pro Platz. Zu moglichen Mietausfallen soll im 2.

Quartal 2020 eine Evaluation erfolgen.

(3) Sofern die zu berucksichtigenden KdU ab 01.01.2020 die
Angemessenheitsgrenze nach 8§ 42a Abs. 6 S. 2 SGB XlI Uberschreiten, ist eine
Aufteilung vorzunehmen in:
1. durchschnittliche angemessene tatséchliche Aufwendungen fur die
Warmmiete eines Einpersonenhaushalts zzgl. max. 25% Uberschreitung nach
§ 42a Abs.5 SGB XI|, |
2. den die Angemessenheitsgrenze (125 %) Uberschreitenden Betrag nach 8
42a Abs. 6 S. 2 SGB Xl (fur den Leistungen der Eingliederungshilfe zu
erbringen sind).

(4) Von um den nach Absatz 1 ermittelten kalkulatorischen Anteil der Kosten der
Unterkunft bereinigten Kosten geman Kalkulation ist.der Betrag fur den Regelbedarf
nach der Regelbedarfsstufe 2,abzuziehen, der um einen Betrag in Hohe des
Barbetrags nach § 27b Abs. 2:Nr,,1 SGB X, zuzlglich einer Pauschale fur
Bekleidung im Sinne des 8.27b Abs. 4 SGB XIl,‘bereinigt ist. Die Vertragsparteien
prufen, ob 2021 im Modell SH dariberhinaus ein Betrag fir durchschnittliche
Mehrbedarfe zur Sicherung des Lebensunterhalts zu bericksichtigen ist.

(5) Das Ergebnis ist die Summe,der Fachleistung nach § 78 bzw. 8§ 81, 82 und 103
SGB IX.In den einschlagigeén Vertragen (z.B. im Wohn- und Betreuungsvertrag)
werden die nach dem gModell SH* ermittelten Betréage fur die KdU und die
Fachleistung verbindlich ausgewiesen.

(6) Sofern die Vergutung stationarer Wohneinrichtungen (im Sinne des bis
31.12.2019 geltenden Rechts) nicht auf der Grundlage des abgestimmten
Formularsatzes nach dem Landesrahmenvertrag SGB XlIl vom 12.November 2012
kalkuliert worden ist, findet das in der untenstehenden Tabelle dargestellte
Umrechnungsmodell (,Modell SH light") Anwendung. Beim ,Modell SH Light“ werden

bei der Aufteilung der Kosten der Unterkunft die durchschnittliche angemessene

2
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tatsachliche Aufwendungen fir die Warmmiete eines Einpersonenhaushalts zzgl.
max. 25% Uberschreitung nach § 42 a Abs. 5 SGB XlI und fir den Regelsatz
maximal der um einen Betrag in HOhe des Barbetrags nach § 27b Abs. 2 Nr, 1 SGB
Xl zuziglich einer Pauschale fiir Bekleidung im Sinne des § 27b Abs. 4 SGB XII

verminderte Regelbedarf nach der Regelbedarfsstufe 2 berticksichtigt.

(7) Mit Ablauf des vereinbarten Uberleitungszeitraumes entfallen alle nach dem
,Modell SH* oder ,Modell SH light* im Rahmen der Trennung defexistenzsichernden
Leistungen von den Fachleistungen getroffenen prozentualen ‘Aufteilungen (z.B.
Personalanteile). Die entfallenen Aufteilungen und alle damit verbundenen Folgen
sind damit keine Grundlage und haben keinerlei Auswirkung auf‘die zukiinftigen
Vereinbarungen nach 8 125 bzw. § 134 SGB IX.

(8) Beabsichtigt ein Leistungserbringer vor Ablaufides Uberleitungszeitraumes in
Fachleistungen zu investieren oder Fachleistungsflachen zu verandern, ist in
Verhandlungen zum Abschluss einer Vereinbarung nach 8 125'bzw. 134 SGB IX

einzutreten.
(9) Der Leistungserbringer sichert,zu, spatestens 3 Monate vor Ablauf des

Uberleitungszeitraumes in.\erhandlungen zum Abschluss einer Vereinbarung nach §
125 bzw. § 134 SGB IX einzutreten.
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Tabelle 1: Aufteilung

,,Muster-Modell SH*

TOP 5.4

Kosten der Regelsatz und
Unterkunft Fachleistung
Kostenart Kostenbestandteil
% %

Vereinbarte Belegung (Platze)

Auslastung / Berechnungstage
Leitung 0% 100%
g entaenialng
Gruppenubergreifende Dienste 0% 100%
Erziehung / Betreuung 0% 100%
Pflegedienst 0% 100%

1. Personalaufwand Nachtdienste 0% 100%
R
Sonstiges Personal 0% 100%
Aus- und Fortbildung 0% 100%
Sonstige Personalkosten z.B. 0% 100%
Berufsgen.

Zwischensumme S. 1

Sachaufwand

2. Lebensmittel 0% 100%

ﬁ.smz(:ga.cpr?tsgdearf 0% 100%
Geschaftsbedarf 20% 80%
Portokosten 20% 80%
Fernsprechgebiihren 20% 80%
Reisekosten 20% 80%

y @ R 5
Beitrdge zu Spitzenverbanden 20% 80%
Sachkosten der Zentralverwaltung 20% 80%
Sonstiges (bitte erlautern) 20% 80%
Energie (Strom, Heizung) 80% 20%
Wasserver- und entsorgung 80% 20%

5. Bewirtschaf- Grundstiicksabgaben 80% 20%

tungskosten Versicherungsbeitrage 80% 20%
Reinigungs—,Putzj und 0% 100%
Verbrauchsmaterial
Fremdreinigung 20% 80%
Gartenpflege durch

6. Fremdleistungen Dritte P 80% 20%
(L::kt)irr:rs‘?nic;therll:ufwand 0% 100%
Betriebskosten 0% 100%

Zﬁitigrgziatl)rll;tt beachten) Kfz.-Steuern/ Kfz.-Versicherung 0% 100%
Fremdbefdrderung 0% 100%

8. Betreuung 0% 100%

Zwischensumme S. 2
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TOP 5.4

Investitionsaufwendungen
Gebaude/geb&aude-technische 80% 20%
Anlagen
9. Instandhalt Technische Anlagen 80% 20%
- nstandhattung Inventar 80% 20%
Kraftfahrzeuge 0% 100%
Mietobjekte 80% 20%
Aufwendungen gemalf 3.4.7 Abs.
3 AVV-SH (z.B. technische 80% 20%
Prifungen)
Fernsprechanlagen 0% 100%
10. Miet- und EDV-Anlagen 0% 100%
Leasingkosten Sonstiges 0% 100%
Kfz-Leasing 0% 100%
11. Zinsauf- Zlns_en zur F|nan2|¢_rung 80% 20%
wendungen vereinbarter Investitionen
Gebaude/geb&aude-technische 80% 20%
Anlagen
12. Abschreibun Technische Anlagen 80% 20%
' 9 Inventar 80% 20%
Kraftfahrzeuge 0% 100%
Geringwertige Wirtschaftsgiter 80% 20%
. Mieten 80% 20%
13. Mieten/Pachten
Pachten 80% 20%
14. I_Elgenkapltal- 80% 20%
verzinsung
Zwischensumme S. 3
Summe der
Aufwendungen
1. Erlése aus Ver-
kauf und Dienst- 0% 100%
leistung
2. Erlése aus Ver-
mietung'und Ver< 100% 0%
pachtung
. Zuschusse fur Personalkosten 0% 100%
3. Zuschisse - "
Sonstige Zuschiisse 0% 100%
N Sochid Unterkunft 100% 0%
. Sachkosten von o o
Gasten und Personal Verpflegung 0% 100%
Fernsprechgebiihren usw. 20% 80%
5. Sonstige Ertrage 0% 100%
Summe der_ Einnahmen
Summe der Aufwendungen
(Ubertrag S. 3)
Bereinigte Aufwendungen
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Tabelle 2: Muster

TOP 5.4

Kalkulationsblatt /
Kalkulationsgrundla

Einrichtung ge
Berech-
Kostenart Kostenbestandteil Kosten nungstage Kosten der Unterkunft
Az.:Beispiel Tagessatz % Euro
Vereinbarte Belegung (Platze) 1
Auslastung / Berechnungstage 100,00% 365
11 Leitung 0,00 0,00 0% 0,00
Verwaltung/Zentral-
1.2 verwaltung 0,00 0,00 20% 0,00
(ohne Sachkosten)
Gruppenuibergrei-
1.3 fende Dienste 0,00 0,00 0% 0,00
14 Erziehung / Betreuung 0,00 0,00 0% 0,00
15 Pflegedienst 0,00 0,00 0% 0,00
1. Personalaufwand 1.6 Naphtdienste 0,00 0,00 0% 0,00
Wirtschafts-,
1.7 Versorgungs- u. 0,00, 0,00 20% 0,00
techn. Dienste
1.8 Sonstiges Personal 0,00 0,00 0% 0,00
1.9 Aus- und Fortbildung 0,00 0,00 0% 0,00
1.10 Sonstige Personal- 0.00 0.00 0% 0.00
kosten z.B Berufsgen.
Zwischensumme S. 1 0,00 0,00 0,00
Sachaufwand
2. Lebensmittel 0,00 0,00 0% 0,00
3. Med. u. pflege-
rischer Sachbedarf 0,00 0,00 0% 0,00
4.1 | Geschéftsbedarf 0,00 0,00 20% 0,00
42 Portokosten 0,00 0,00 20% 0,00
4.3 Fernsprechgebuhren 0,00 0,00 20% 0,00
4.4 Reisekosten 0,00 0,00 20% 0,00
Beratungs- und Prif-
) 4.5 ungskosten, Gerichts- 0,00 0,00 20% 0,00
4. Betriebsverwaltung und Anwaltsgebiihren
Beitrage zu Spitzen-
4.6 Jerbinden 0,00 0,00 20% 0,00
Sachkosten der
S Zentralverwaltung 0,00 0,00 20% 0,00
Sonstiges o
48 (bitte erlautern) 0,00 0,00 20% 0,00
Energie 0
5.1 (Strom, Heizung) 0,00 0,00 80% 0,00
52  Wasserer-und 0,00 0,00 80% 0,00
) entsorgung
5. Bewirtschaftungs-
kosten 5.3 Grundstiicksabgaben 0,00 0,00 80% 0,00
5.4 Versicherungsbeitrage 0,00 0,00 80% 0,00
55 Reinigungs—,Putzj und 0.00 0.00 0% 0.00
Verbrauchsmaterial
6.1 Fremdreinigung 0,00 0,00 20% 0,00
6. Fremdleistungen
9 62  arenpllege dureh 0,00 0,00 80% 0,00
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Catering ohne o
6.3 Lebensmittelaufwand 0,00 0,00 0% 0,00
7.1 Betriebskosten 0,00 0,00 0% 0,00
7. Fuhrpark Kfz.-Steuern/
(bitte Beiblatt beachten) 72 Kfz.-Versicherung 0,00 0,00 0% 0,00
7.3 Fremdbeférderung 0,00 0,00 0% 0,00
8. Betreuung 0,00 0,00 0% 0,00
Zwischensumme S. 2 0,00 0,00 0,00
Investitionsaufwendungen
Gebéaude/gebaude-
9.1  technische 0,00 0,00 80% 0,00
Anlagen
9. Instandhaltung 9.2  Technische Anlagen 0,00 0,00 80% 0,00
9.3 Inventar 0,00 0,00 80% 0,00
9.4 Kraftfahrzeuge 0,00 0,00 0% 0,00
9.5 Mietobjekte 0,00 0,00 80% 0,00
Aufwendungen
geman 3.4.7 Abs. 3 o
9.6 AVV-SH (z.B. 0,00 0,00 80% 0,00
technische Prifungen)
10.1 Fernsprechanlagen 0,00 0,00 0% 0,00
10. Miet- und 10.2 EDV-Anlagen 0,00 0,00 0% 0,00
Leasingkosten 10.3  Sonstiges 0,00 0,00 0% 0,00
10.4 Kfz-Leasing 0,00 0,00 0% 0,00
Zinsen zur Finan-
11. Zinsaufwendungen zierung vereinbarter 0,00 0,00 80% 0,00
Investitionen
Gebaudel/gebaude-
12.1 technische 0,00 0,00 80% 0,00
Anlagen
> Abschreib 12.2  Technische Anlagen 0,00 0,00 80% 0,00
12. A
schrefoting 12.3 Afiventar 0,00 0,00 80% 0,00
12.4 | Kraftfahrzeuge 0,00 0,00 0% 0,00
Geringwertige o
125 Wirtschaftsguter 0,00 0,00 80% 0,00
. 13.1 Mieten 0,00 0,00 80% 0,00
13. Mieten/Pachten
13:2 Pachten 0,00 0,00 80% 0,00
14. I_E|genkap|tal- 0.00 0.00 80% 0.00
verzinsung
Zwischensumme'S. 3 0,00 0,00 0,00
Summe der
Aufwendungen 0,00 0,00 0,00
1. Erlt'?se aus Verkauf 0.00 0.00 0% 0.00
und Dienstleistung
2. Erlése aus Vermietung 0.00 0.00 100% 0.00
und Verpachtung
31  Zuschussefur 0,00 0,00 0% 0,00
3. Zuschiisse Personalkosten
3.2 Sonstige Zuschisse 0,00 0,00 0% 0,00
4.1 Unterkunft 0,00 0,00 100% 0,00
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0,
4. Sachkosten von 4.2 Verpflegung _ 0,00 0,00 0% 0,00
Gasten und Personal 4.3 Femnsprechgebtihren 0.00 0.00 20% 0.00
usw. ’ ’ ’
5. Sonstige Ertrage 0,00 0,00 0% 0,00
Summe der Einnahmen 0,00 0,00 0,00
Bereinigte Aufwendungen 0,00 0,00 0,00
0,00

in der Kalkulation
berticksichtigte Kosten mtl. 0,00
fur Unterkunft
Zuschlag KdU 1 9,00
zu beriicksichtigende
KdU 9,00
durchschnittl. angemessene tatsachl. Aufwendungen

. ; mtl. 0,00
Warmmiete Einpersonenhaushalt

0,00

Obergrenze mit 25% Aufschlag mtl.
die Angemessenheitsgrenze Ubersteigender Betrag nach §42aAbs. 6 S, 2 SGB
XII, mit dem EGH-Tréger gesondert zu vereinbaren mtl. 9,00
verbleibender Anteil fir Regelsatz und Fachleistdng mtl. 0,00
abzgl. Regelsatz ohne Barmittel u. ohne Bekleidungsgeld Stand 2019 2 mtl. 0,00
abzgl. durchschnittliche Mehrbedarfe 3 mtl. 0,00
Fachleistungsanteil mtl. 0,00
Fachleistungsanteil tgl. 0,00
nachrichtlich enthaltenef Investitionsbetrag Fachleistung tgl. 0,00

1 Sollte der Transferzeitraum 24 Monatebiiberschreiten, reduziert sich der KdU-Zuschlag ab dem 25. Monat auf 7,50 €

2 noch fiir 2019 zu'ermitteln, gemalk Empfehlung der Lander-Bund-AG Umsetzung BTHG v. 18.10.2018: Regelbedarfsstufe 2

(2018: 374 €) abzgl. 135 € furBarmittel und Bekleidung

3 Die Vertragsparteien prifen, ob 2021 im Modell SH dariiber hinaus ein Betrag fiir durchschnittliche Mehrbedarfe zur

Sicherung des Lebensunterhalts zu beriicksichtigen ist
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»Modell SH - light“

Malinahme- | Grundpauschale Investitions-
pauschale (GP) betrag
Vergultung X€ X€ X€

Verteilung der Vergltung auf:

Kdu? 0% 60% von GP 80%
abzgl. x € tgl.

Regelsatz ohne Barmittel | 0 % x € tgl. 0%

u. ohne Pauschale fur

Bekleidung?

Fachleistung 100 % 40 % von GR, 20%
abzgl. x € tgh

1 Der die Angemessenheitsgrenze iibersteigender Betrag nach § 42a Abs. 6 S. 2 SGB XII ist
mit dem EGH-Tréger gesondert zu vereinbaren.

2 der Betrag ist fiir 2019ff zu ermitteln. Grundlage ist.die, Empfehlung der Lander-Bund-AG
Umsetzung BTHG vom 18.10.2018: Regelbedarfsstufe 2 (2018: 374 € mtl) abzgl. 135 € mtl fir
Barmittel und Bekleidung. Dieser Betrag ist auf einen Tagessatz umzurechnen.
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07677
offentlich

Liibeck, 20.05.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
4.525 - Liibecker Schwimmbader

Bearbeitung: Bjorn Hoppe (E-Mail: b.hoppe@luebecker-schwimmbaeder.de Telefon: 0451-
31772201)

Lubecker Schwimmbader

Jahresabschluss des Betriebes Lubecker Schwimmbader fur das
Wirtschaftsjahr 2018

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
03.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung
13.06.2019  Schul- und Sportausschuss Offentlich zur Vorberatung
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung
20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Lubeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Der Jahresabschluss des Eigenbetriebes Libecker Schwimmbader fir das Wirt-
schaftsjahr 2018 wird wie folgt festgestellt:

mit einer Summe der Ertrage (vor Verlustausgleich durch HL) 1.543.544,36 €

mit einer Summe der Aufwendungen von 5.287.015,09 €

mit einem Verlust von 3.743.470,73 €
2. Der Verlust wird wie folgt behandelt:

Verlust: 3.743.470,73 €

Geleistete Zahlungen der Hansestadt Libeck 3.812.000,00 €

Verbindlichkeiten gegenuber der Hansestadt Lubeck:
Ergebnis aus Uberzahlung Verlustausgleich
Und erwirtschafteten Verlust 2018 68.529,27 €

3. Die Differenz aus dem Jahresverlust 2018 und den in 2018 erfolgten Verlustzuwei-
sungen der Hansestadt Libeck in Hohe von 68.529,27 € bleibt bis zur Verrechnung
im Wirtschaftsjahr 2019 stehen.

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: 1.201 — Haushalt und Steuerung
Ergebnis: Zustimmung

1.203 - Beteiligungscontrolling
Kenntnisnahme

Seite: 1/2
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Beteiligung von Kindern und Jugendlichen
gem. § 47 f GO ist erfolgt:
Begrindung:

Die MaRRnahme ist:

Finanzielle Auswirkungen:

Begriindung:
Siehe Anlage 1

Anlagen:
LSB_Jahresabschluss 2018 Begriindung

Senatorin Kathrin Weiher

TOP 5.5

Ja

Nein

Interessen von Kindern und Jugendlichen
werden nicht beruhrt

neu

freiwillig

vorgeschrieben durch:

§ 24 Abs 2 Eigenbetriebsverordnung (EigVO)

Nein
Ja (Anlage 1)

Seite: 2/2
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Feststellung des Jahresabschlusses fiur das Wirtscha ftsjahr 2018

Der Jahresabschluss 2018 der Lubecker Schwimmbéader wurde im Auftrage des
Landesrechnungshofes Schleswig-Holstein von der BDO AG
Wirtschaftsprifungsgesellschaft, Kohlmarkt 5-7, 23552 Libeck geprift. Es wurde folgender
uneingeschrankter Bestatigungsvermerk erteilt:

VERMERK UBER DIE PRUFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES
LAGEBERICHTS

PRUFUNGSURTEILE

Wir haben den Jahresabschluss der Libecker Schwimmbader, Libeck — bestehend
aus der Bilanz zum 31. Dezember 2018 und der Gewinn- und Verlustrechnung fur
das Geschéftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31.Dezember.2018 sowie dem
Anhang, einschlie3lich der Darstellung der Bilanzierungs- und Bewertungsmethoden
— gepruft. Dartber hinaus haben wir den Lagebericht der Libecker Schwimmbader
fur das Geschéftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 gepriift. Die
Erklarung nach 8289f Abs. 4 HGB haben wir in Einklang mit den deutschen
gesetzlichen Vorschriften nicht inhaltlich gepruft.

Nach unserer Beurteilung aufgrund der bei der Prifung gewonnenen Erkenntnisse

- entspricht der beigefligte Jahresabschluss in allen wesentlichen
Belangen den deutschen, flr Betriecbe geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften und vermittelt unter Beachtung
der deutschen Grundsétze ordnungsmaliiiger Buchflhrung ein
den tatsdchlichen Verhaltnissen entsprechendes Bild der
Vermoégens- und Finanzlage des Betriebs zum 31. Dezember
2018 sowie ihrer Ertragslage fir das Geschaftsjahr vom 1.
Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018 und

- vermittelt der Dbeigefliigte Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage des Betriebs. In allen
wesentlichen Belangen steht dieser Lagebericht in Einklang mit
dem Jahresabschluss, entspricht den deutschen gesetzlichen
Vorschriften und stellt die Chancen und Risiken der zuklnftigen
Entwicklung zutreffend dar. Unser Prifungsurteil zum
Lagebericht erstreckt sich nicht auf den Inhalt der oben
genannten Erklarung zur Unternehmensfihrung.

Gemall § 322 Abs. 3 Satz 1 HGB erklaren wir, dass unsere Prifung zu keinen
Einwendungen gegen die Ordnungsmafigkeit des Jahresabschlusses und des
Lageberichts gefiihrt hat.

GRUNDLAGE FUR DIE PRUFUNGSURTEILE

Wir haben unsere Prifung des Jahresabschlusses und des Lageberichts in
Ubereinstimmung mit § 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsatze ordnungsmaéaRiger
Abschlussprifung durchgefihrt. Unsere Verantwortung nach diesen Vorschriften und
Grundséatzen ist im Abschnitt ,VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSSPRUFERS
FUR DIE PRUFUNG DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS*
unseres Bestatigungsvermerks weitergehend beschrieben. Wir sind von dem
Unternehmen unabhéngig in Ubereinstimmung mit den deutschen handelsrechtlichen
und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen
Berufspflichten in Ubereinstimmung mit diesen Anforderungen erfiillt.

1
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Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prifungsnachweise ausreichend
und geeignet sind, um als Grundlage fiur unsere Prifungsurteile zum Jahresabschluss
und zum Lagebericht zu dienen.

VERANTWORTUNG DER GESETZLICHEN VERTRETER FUR DEN
JAHRESABSCHLUSS UND DEN LAGEBERICHT

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fir die Aufstellung des
Jahresabschlusses, der den deutschen, fir Eigenbetriebe geltenden
handelsrechtlichen Vorschriften in allen wesentlichen Belangen entspricht, und daftr,
dass der Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundsatze
ordnungsmaRiger Buchfihrung ein den tatsachlichen Verhaltnissen entsprechendes
Bild der Vermdgens-, Finanz- und Ertragslage des Betriebs vermittelt. Ferner sind

die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fur die internen Kontrollen, die sie in
Ubereinstimmung mit den deutschen Grundsatzen ordnungsmaRiger Buchfiihrung als
notwendig bestimmt haben, um die Aufstellung eines Jahresabschlusses zu
ermdglichen, der frei von wesentlichen — beabsichtigten oder unbeabsichtigten —
falschen Darstellungen ist.

Bei der Aufstellung des Jahresabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafir
verantwortlich, die Fahigkeit des Betriebs zur Fortfihrung der Unternehmenstétigkeit
zu beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in
Zusammenhang mit der Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit, sofern einschlagig,
anzugeben. Daruber hinaus sind sie dafiir verantwortlich, auf der Grundlage des
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit zu
bilanzieren, sofern dem nicht tatsachliche oder rechtliche Gegebenheiten
entgegenstehen.

AulRerdem sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich fir die Aufstellung des
Lageberichts, der insgesamt ein zutreffendes Bild von der Lage des Betriebs
vermittelt sowie in allen wesentlichen Belangen mit dem Jahresabschluss in Einklang
steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht und die Chancen und
Risiken der zukinftigen Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen
Vertreter verantwortlich fur die Vorkehrungen und MaRnahmen (Systeme), die sie als
notwendig erachtet haben, um die Aufstellung eines Lageberichts in
Ubereinstimmung mit den anzuwendenden deutschen gesetzlichen Vorschriften zu
ermdglichen, und um ausreichende geeignete Nachweise fir die Aussagen im
Lagebericht erbringen zu kénnen.

VERANTWORTUNG DES ABSCHLUSSPRUFERS FUR DIE PRUFUNG
DES JAHRESABSCHLUSSES UND DES LAGEBERICHTS

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit dariiber zu erlangen, ob der
Jahresabschluss als Ganzes frei von wesentlichen — beabsichtigten oder
unbeabsichtigten — falschen Darstellungen ist, und ob der Lagebericht insgesamt ein
zutreffendes Bild von der Lage des Betriebs vermittelt sowie in allen wesentlichen
Belangen mit dem Jahresabschluss sowie mit den bei der Prifung gewonnenen
Erkenntnissen in Einklang steht, den deutschen gesetzlichen Vorschriften entspricht
und die Chancen und Risiken der zukinftigen Entwicklung zutreffend darstellt, sowie
einen Bestatigungsvermerk zu erteilen, der unsere Prifungsurteile zum
Jahresabschluss und zum Lagebericht beinhaltet.

Hinreichende _Sicherheit ist ein hohes Mal3 an Sicherheit, aber keine Garantie daftr,
dass eine in Ubereinstimmung mit 8§ 317 HGB unter Beachtung der vom Institut der
Wirtschaftsprifer (IDW) festgestellten deutschen Grundsatze ordnungsmaRiger

2
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Abschlussprifung durchgefihrte Prifung eine wesentliche falsche Darstellung stets
aufdeckt. Falsche Darstellungen kénnen aus VerstoBen oder Unrichtigkeiten
resultieren und werden als wesentlich angesehen, wenn verninftigerweise erwartet
werden kdnnte, dass sie einzeln oder insgesamt die auf der Grundlage dieses
Jahresabschlusses und Lageberichts getroffenen wirtschaftlichen Entscheidungen
von Adressaten beeinflussen.

Wahrend der Prifung Gben wir pflichtgemaRes Ermessen aus und bewahren eine
kritische Grundhaltung. Darlber hinaus

- identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher —
beabsichtigter oder unbeabsichtigter — falscher Darstellungen
im Jahresabschluss und im Lagebericht, planen und fihren
Prufungshandlungen als Reaktion auf diese Risiken durch
sowie erlangen Prifungsnachweise, die ausreichend und
geeignet sind, um als Grundlage fur unsere Prifungsurteile zu
dienen. Das Risiko, dass wesentliche falsche Darstellungen
nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstdlien hdher als bei
Unrichtigkeiten, da VerstoRRe betrliigerisches Zusammenwirken,
Falschungen, beabsichtigte Unvollstandigkeiten, irrefihrende
Darstellungen bzw. das Aul3erkraftsetzen interner Kontrollen
beinhalten kdnnen.

- gewinnen wir ein Verstandnis von dem fir die Prufung des
Jahresabschlusses relevanten internen Kontrollsystem und den
fur die Prufung des Lageberichts relevanten Vorkehrungen und
Malnahmen, um Prifungshandlungen zu planen, die unter den
gegebenen Umstanden angemessen sind, jedoch nicht mit dem
Ziel, ein Prufungsurteil zur Wirksamkeit dieser Systeme des
Betriebs abzugeben.

- beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen
Vertretern angewandten Rechnungslegungsmethoden sowie
die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern
dargestellten geschatzten Werte und damit
zusammenhangenden Angaben.

- ziehen wir Schlussfolgerungen Uber die Angemessenheit des
von den gesetzlichen Vertretern angewandten
Rechnungslegungsgrundsatzes der Fortfihrung der
Unternehmenstétigkeit sowie, auf der Grundlage der erlangten
Prufungsnachweise, ob eine wesentliche Unsicherheit im
Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegebenheiten besteht,
die bedeutsame Zweifel an der Fahigkeit des Betriebs zur
Fortfihrung der Unternehmenstatigkeit aufwerfen kénnen. Falls
wir zu dem Schluss kommen, dass eine wesentliche
Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im
Bestatigungsvermerk auf die dazugehdrigen Angaben im
Jahresabschluss und im Lagebericht aufmerksam zu machen
oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser jeweiliges
Prufungsurteil  zu  modifizieren.  Wir  ziehen  unsere
Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum
unseres Bestatigungsvermerks erlangten Prifungsnachweise.
Zukunftige Ereignisse oder Gegebenheiten kénnen jedoch dazu
fuhren, dass der Betrieb ihre Unternehmenstétigkeit nicht mehr
fortfUhren kann.

3
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- beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den
Inhalt des Jahresabschlusses einschlief3lich der Angaben sowie
ob der Jahresabschluss die zugrunde liegenden
Geschéftsvorfalle und Ereignisse so darstellt, dass der
Jahresabschluss unter Beachtung der deutschen Grundséatze
ordnungsméaRiger Buchfihrung ein den tatsachlichen
Verhdltnissen entsprechendes Bild der Vermdgens-, Finanz-
und Ertragslage des Betriebs vermittelt.

- beurteilen wir den Einklang des Lageberichts mit dem
Jahresabschluss, seine Gesetzesentsprechung und das von
ihm vermittelte Bild von der Lage des Betriebs.

- fahren wir Prufungshandlungen zu den von den gesetzlichen
Vertretern dargestellten zukunftsorientierten Angaben im
Lagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeigneter
Prufungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den
zukunftsorientierten Angaben von den gesetzlichen Vertretern
zugrunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und
beurteilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten
Angaben aus diesen Annahmen. Ein eigenstandiges
Prufungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu
den zugrunde liegenden Annahmen geben wir nicht ab. Es
besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass kinftige
Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben
abweichen.

Wir erortern mit den fir die Uberwachung Verantwortlichen unter anderem den
geplanten Umfang und die Zeitplanung der Prifung sowie bedeutsame
Prufungsfeststellungen, einschliellich etwaiger Mangel im internen Kontrollsystem,
die wir wahrend unserer Prifung feststellen.

SONSTIGE GESETZLICHE UND ANDERE RECHTLICHE ANFORDER UNGEN
Erweiterung der Jahresabschlussprifung geméaR 8§ 13 A bs. 1 Nr. 3 KPG SH]

Aussage zu den wirtschaftlichen Verhaltnissen

Wir haben uns mit den wirtschaftlichen Verhaltnissen des Betriebs i. S. v. 8 53 Abs. 1
Nr. 2 HGrG im Geschaftsjahr vom 1. Januar 2018 bis zum 31. Dezember 2018
befasst. GemalR § 14 Abs. 3 KPG SH haben wir in dem Bestétigungsvermerk auf
unsere Tatigkeit einzugehen. Auf Basis unserer durchgefihrten Tatigkeiten sind wir
zu der Auffassung gelangt, dass uns keine Sachverhalte bekannt geworden sind, die

zu wesentlichen Beanstandungen der wirtschaftlichen Verhaltnisse des Betriebs
Anlass geben.

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich fir die wirtschaftlichen Verhaltnisse des
Betriebs sowie fir die Vorkehrungen und MalRhahmen (Systeme), die sie dafir als
notwendig erachtet haben.
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Verantwortung des Abschlussprifers

Unsere Tatigkeit haben wir entsprechend dem IDW Prifungsstandard:
Berichterstattung uber die Erweiterung der Abschlussprifung nach § 53 HGrG (IDW
PS 720), Fragenkreise 11 bis 16, durchgefiihrt.

Unsere Verantwortung nach diesen Grundsétzen ist es, anhand der Beantwortung
der Fragen der Fragenkreise 11 bis 16 zu wirdigen, ob die wirtschaftlichen
Verhdltnisse zu wesentlichen Beanstandungen Anlass geben. Dabei ist es nicht
Aufgabe des Abschlussprifers, die sachliche Zweckmafiigkeit der Entscheidungen
der gesetzlichen Vertreter und die Geschaftspolitik zu beurteilen.

Die Lubecker Schwimmbader werden als eigenbetriebséhnliche Einrichtung der Hansestadt
Libeck gefuhrt. Zum Betrieb gehoren drei Hallenbader, zwei beheizte Freibader, eine
Sauna, vier Naturb&der und das zum 31.12.2014 stillgelegte Therapie-Zentrum, Am
Behnckenhof. Die Bader werden mit Ausnahme der Naturb&ader selbst betrieben.

Weitere Geschaftsinhalte der Libecker Schwimmbader stellen die Instandhaltung der
Grundstiicke, Gebdude und technischen Anlagen sowie die gewerbliche Vermietung von
Flachen im Rahmen des Betriebsvermdgens dar.

Das Stammkapital betragt 1.500.000 €. Die Bilanz 2018 weist positives Eigenkapital in Hohe
von 2.467.391,12 € auf und erreicht damit eine Eigenkapitalquote in Hohe von 30,57%
(Vorjahr 30,25%).

Steuerliche und wirtschaftliche Verhaltnisse:

Die Lubecker Schwimmbdader sind ein Betrieb gewerblicher Art, er wird unter der
Steuernummer 22/291/04094 beim Finanzamt Lubeck gefuihrt und ist als gemeinnitzig
anerkannt. Als Zweck ist die Férderung des Sports und des 6ffentlichen Gesundheitswesens
benannt.

Die Buchhaltung wird durch die Lubecker Firma BTR Sumus (Uber das
Buchhaltungsprogramm SIMBA per Geschéftsbesorgungsvertrag erledigt.

Der Jahresabschluss besteht aus Bilanz, Entwicklung des Anlagevermégens, Gewinn- und
Verlustrechnung, um ein hdchstmdgliches MalRR an Nachvollziehbarkeit der laufenden
Geschéftstatigkeit herzustellen.

Lubecker Schwimmbader
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Aktiva

31.12.2018 31.12.2017
A. Anlagevermogen
I. Immaterielle Vermogensgegenstinde
1. Konzessionen, gewerbliche Schutzrechte und dhnliche Rechte
und werte sowie Lizenzen an solchen Rechten und Werten 1.900,00 € 4.076,00 €
Il. Sachanlagen
1. Grundstiicke 213.961,05 € 213.961,05 €
2. Geschafts-, Betriebs- und andere Bauten 5.073.629,00 €| 5.137.578,00 €
3. Technische Anlage und Maschinen 262.834,00€| 250.730,00 €
4. Andere Anlagen, Betriebs- und 154.358,00€| 175.667,00 €

Geschaftsausstattung

5. Geleistete Anzahlungen und Anlagen im Bau 93.637,96 € 0,00 €

5.798.420,01 €

5.777.936,05 €

5.800.320,01 €

5.782.012,05 €

B. Umlaufvermogen

I. Vorrate
1. Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffe 2.555,50 € 3.090,22 €
2. Waren 14.422,06 €| 15.487,21¢€
16.977,56 € 18.577,43 €
Il. Forderungen und sonstige Vermdgensgegenstande
1. Forderungen aus Lieferung und Leistungen 28.556,52 € 25.285,63 €
2. Forderungen gegen die Hansestadt Libeck
(119.088,16 € + 99.478,97 aus Verlustiibbernahmen Vorjahre) 117.212,26 €| 218.567,13 €
3. Forderungen gegen gesellschaftsnahe Unternehmen 51.887,37 € 77.398,80 €
4. sonstige Vermogensgegenstande 75.160,12 € 10.515,62 €
272.816,27 €| 331.767,18 €

I1l. Kassenbestand, Guthaben bei Kreditinstituten

1.832.584,24 €

1.702.533,05 €

2.122.378,07 €

2.052.897,66 €

C. Rechnungsabgrenzungsposten

150.399,38 €

58.836,84 €

8.073.097,46 €

7.893.746,55 €
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Bilanz zum 31.12.2018
Passiva
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31.12.2018

31.12.2017

A. Eigenkapital
I. Stammkapital

1.500.000,00 €

1.500.000,00 €

Il. Ricklagen
Allgemeine Riicklagen

967.391,12 €

888.086,08 €

ll. Bilanzgewinn
1. Jahresverlust
2. Ertrage aus Verlustiibernahme durch die HL

-3.743.470,73 €
3.743.470,73 €

-3.633.215,99 €
3.633.215,99 €

3. Einstellung in die Allgemeine Riicklage 0,00 € 00,00 €
4. Forderungen/Verbindlichkeiten (-) / aus 0,00 € 0,00 €

Verlustiibernahmen und Ergebnisabfiihrung
0,00 € 0,00 €

2.467.391,12 €

2.388.086,08 €

B. Sonderposten fiir Zuschiisse und Zulagen 17.502,00 € 0,00 €

C. Riickstellungen

1. Pensionsriickstellungen 676.247,00 € 451.421,00 €

2. Steuerrickstellungen 13.672,81 € 8.789,94 €

3. Sonstige Riickstellungen 427.029,50 € 447.805,00 €
1.116.949,31 € 908.015,94 €

D. Verbindlichkeiten

1. Verbindlichkeiten gegeniber Kreditinstituten

3.799.273,74 €

4.127.135,83 €

2. Verbindlichkeiten aus Lieferung und Leistungen 194.416,58 € 49.331,81 €
3. Verbindlichkeiten gegenliber der Hansestadt Libeck (22.993, 93.603,43 € 201.777,14 €
4. Verbindlichkeiten ggii. gesellschaftsnahen Unternehmen

188.235,44 € 32.714,86 €
5. Sonstige Verbindlichkeiten

195.725,84 € 186.684,89 €

4.471.255,03 €

4.597.644,53 €
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Geschaftsplan fir den Betrieb der Libecker Schwimmb ader (LSB)
- Lagebericht 2018 mit Ausblick auf das Geschaftsjahr 2019 -

Gliederung:

Vorbemerkung zu den Rahmenbedingungen und zur Branc he allgemein
Unternehmensgrundlagen Liibecker Schwimmbader
Geschaftsverlauf/Wesentliche Vorgéange

Ertragslage

Finanzlage

Vermogenssituation

Nachtragsbericht

Prognosebericht

Anlagen

©oNoORWODNE

1. Allgemeines zur Branche

Baderbetriebe stehen ganz allgemein und deutschlandweit, stéandig, wegen einem dauerhatft,
hohen Betriebs- und Erhaltungskostenzuschuss, im Fokus o6ffentlicher Haushaltsdiskussionen.
Auf der einen Seite gewinnen sie an Bedeutung hinsichtlich der sportlich, gesundheitsorientierten
und sozialen Aufgaben von Kommunen - die Nachfrage von Vereinen und Schulen zur Nutzung
von Wasserflachen steigt - auf der anderen Seite stehen gerade offentliche Betreiber unter
groBem Druck eine ,gewisse Kostendeckung” zu erwirtschaften und gleichzeitig
wettbewerbsfahig - fir den Kunden attraktiv zu sein. Je nach geographischer Lage (Nord/Sud- &
Ost/Westgefalle) sprechen die Medien bereits vom Badersterben und von Regionen, in denen die
Zahl der Nichtschwimmer stark zu nehmen. Konkurrenzdruck entsteht besonders da, wo
Privatbetreiber mit modernen Freizeitparadiesen direkt neben Kommunalbetreibern mit einfachen
Hallenb&dern aufeinander treffen. Befeuert wird die Problematik auch noch durch Investitionsstau
und einen fortschreitenden Fachkraftemangel in einer sehr personallastigen Branche.

Die Losung (en): Gegen Fachkraftemangel wirken attraktive Arbeitsplatze, eine entsprechend,
gualitative Personalausstattung mit zugehdoriger Nachwuchsférderung sowie einer grindlichen
Reform der Ausbildungsordnung. Zur Verhinderung von Investitionsstau eine nachhaltige Bader-
bedarfsplanung mit ,entsprechender Finanzausstattung“. Dazu braucht es einen fortgeschriebe-
nen Sanierungsplan welcher konsequent abgearbeitet werden kann und ausgewogene, moderne
Betriebskonzepte.

Die heutigen Besucher (Schulen, Vereinssport & Offentlichkeit) sind vielschichtig/ anspruchsvoll
und es gilt erfolgreich Interessenkonflikten zu begegnen bzw. flr zukiinftige Veranderungen im
Freizeitverhalten gewappnet zu sein. Parallel dazu legen die Gremien oft stark subventionierte
Eintrittspreise und Mietkonditionen (insbesondere fiir Vereine) fest, so dass, ein wirtschaftlich
orientiertes Agieren am Freizeitmarkt praktisch unmdglich erscheint. Dennoch soll beispielsweise
der Schwimmsport fir jeden Besucher, unabhédngig von den Betriebskosten, bezahlbar bleiben
und die Offnungszeiten sollen attraktiv sein. Erganzend ist fir viele Schwimmbader festzustellen,
dass sie marode sind bzw. ,schieben einige von ihnen mit veralteter Technik und
sanierungsbeddrftigen Anlagen, einen Investitions- und Sanierungsstau vor sich her”. Vor dem
Hintergrund des demographischen Wandels stellen sich bereits viele Badbetreiber dem
Fachkraftemangel im Baderwesen. Gelingt es nicht, dem Fachkraftemangel nachhaltig zu
begegnen, kdnnte hier ein mdglicher Grund fir BadschlieBungen liegen.
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2.Unternehmensgrundlagen Libecker Schwimmbader (LSB ) und Betriebsteile im
Einzelnen
Die Lubecker Schwimmbader (LSB) gehoren, als eigenbetriebséahnliches Sondervermdégen, zur

Hansestadt Liibeck. Sie betreiben 5 Betriebsteile: 1 Sportbad, 2 Hallenbader und zwei Freibader.

Das Sportbad St. Lorenz mit zusatzlichem Saunabetrieb, das Zentralbad Libeck und das
Hallenbad Kicknitz werden ganzjahrig betrieben. Die beheizten Freibader in Moisling und
Schlutup befanden sich dieses Jahr im Saisonbetrieb - flir 4 Monate von Mai bis September.
AulRerdem sind die LSB fir das seit 1.1.2015 stillgelegte, aber bis 2027 fest angemietete
Therapiezentrum Lubeck, Am Behnckenhof, finanziell in der Pflicht (Mietvertrag ohne Nutzung).

Zum Anlagevermdgen gehoren auRerdem die Naturbader Falkenwiese, Marli, Eichholz Kleiner
See und Krahenteich. Die Naturbader werden durch Vereine betrieben, unterstiitzt durch die
unentgeltliche Gestellung von 6 beschéftigten Aufsichtsfachkraften der Libecker Schwimmbader
fur jeweils 6 Monate jahrlich (inkl. Vor-/Nachbereitungszeit).

Die Libecker Schwimmbader wurden vorwiegend von den regionalen Schulen, Sportvereinen
und der Offentlichkeit im Verhaltnis 60/40 genutzt. Sie stellen, als gemeinniitzig tatige Einrichtung
der Hansestadt Lubeck, die erforderlichen ,Wasserflachen, Raumlichkeiten und das Fachper-
sonal,” entsprechend den anerkannten DIN Vorschriften fir Wasseraufbereitung und Wasserauf-
sicht, zur Verfigung. Des Weiteren ,unterrichten die LSB Kleinkinder, Kinder, Jugendliche und
Erwachsene vom Babyschwimmen Uber die Wassergewdhnung und die Schwimmschulung bis
zu den Abzeichen-Kursen Bronze/Silber/ Gold. Aul3erdem bieten die LSB altersunabhangig
diverse Aqua-Kursangebote zur Férderung von Bewegung und in Form von Gesundheitssport an.
2018 hatten die LSB insgesamt 444.055 Badeintritte in allen 5 Einrichtungen zu verzeichnen.
2019 erwarten die LSB, bei einem ahnlich starken Sommer, hochgerechnet, zum Zeitpunkt der
Erstellung rd. 450.000 Gaste.

2.1.1. Sportbad St. Lorenz

> Bj. 1974

» Laufzeit 45 Jahre

» Letzte Teilsanierung: 2015

» Besucherzahl 2018 182.158

» Kostendeckungsgrad: 30,00 %

» Zuschussl/je Eintritt: 7,96 €
Anmerkung:

2018 mussten BetonsanierungsmafRnahmen, auf Grund von gréReren Setzrissen und
Abplatzungen mit einem Umfang von 250.000€ vorgezogen werden. Im Marz 2019 stellt
der derzeitige Bistropachter seinen Betrieb ein. Ein neues Pacht-verhaltnis bis zur
anstehenden Kernsanierung ist nicht sinnvoll — die Darstellung eines zuklnftigen
Gastronomieangebots ist zu priifen.

Das Beteiligungsverfahren zur Sportbadsanierung unter dem Arbeitstitel ,Sportbad PLUS*
wurde im September 2018 abgeschlossen und im Werkausschuss prasentiert. Fur 2019
steht die vorbereitende Planung bis zur Entscheidung mit Ausschreibung an. In der
Komplettsanierung sollen das Dach, die Schwimmbadtechnik, die Wasseraufbereitung,
der Umkleidebereich, und der Dusch-/Sanitartrakt sowie die Uberprufung von Attrakti-
vierungsmaoglichkeiten enthalten sein. Eine aktualisierte Kostenschatzung liegt noch nicht
vor.

Die Finanzierung der Malnahmen ist nur mit der Akquise von Drittmitteln umsetzbar und
bedeutet auch eine Zuschusserhéhung durch die Hansestadt. Ein Zeitplan fir die
Sanierung steht noch nicht. Genauso ist noch zu klaren, in wie weit eine Umverteilung der
bestehenden Wasserflachen auf die Vereine/Schulen, wéahrend der langeren
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SchlieBungszeit moglich ist bzw. wie die damit verbundenen Mindereinnahmen
kompensiert werden kdnnen. Folgende Schritte sind fir den weiteren Ablauf geplant/
erforderlich:

Politischer Arbeitsauftrag an die Verwaltung — Konzeption — Planung— Machbarkeit —
Wirtschatftlichkeit — Potentialanalyse — Finanzierung — Bauplanung — Abstimmung mit
den Nutzern — Ausschreibung — Umsetzung

Im Sportbad stellen sich die Besucherzahlen stabil dar.

2.1.2. Zentralbad Schmiedestralle

Bj. 1959
Laufzeit 60 Jahre
Letzte Sanierungen: 2005/2009
Besucherzahl 2018 114.619
Kostendeckungsgrad: 27,34 %
Zuschuss/je Eintritt: 9,64 €
Anmerkung:

2018 mussten umfangreiche Sanierungsarbeiten am Beton-Beckenkdrper durchgefihrt
werden. Kosten ca. 200.000€. Mittelfristig ist hier die Sanierung vom gesamten Becken
Uberfallig. D.h. eine neue Uberlaufrinne nebst Beckenkopf und Ausklei-dung z.B. in
Edelstanl (\Wanne in  Wanne-System") sollte realisiert werden. Eine
Konzeptionsiberprifung mit zus. Attraktivierung stehen ebenfalls nach tber 60 Jahren
an. Die Eintrittszahlen stellen sich stabil dar. Bei den Aquakursumsatzen gab es eine
deutliche Umsatzsteigerung.

2.1.3. Hallenbad Kiicknitz

Bj. 1965
Laufzeit 54 Jahre
Letzte Sanierungen: 2007/2008
Besucherzahl 2018 62.339
Kostendeckungsgrad: 26,17 %
Zuschuss/je Eintritt: 10,56 €
Anmerkung:

Keine planmaRigen, grolReren Ausgaben fir 2019. Im vergangenen Jahr wurde die
komplette Mess- und Steuerungstechnik (MSR Technik) umgestellt und erneuert. Die
Eintrittszahlen stellen sich stabil dar. Schwerpunkt der Kursaktivitaten sind hier die sehr
erfolgreichen Kinderschwimmkurse.

2.1.4. Freibad Moisling

Bj. 1971
Laufzeit 48 Jahre
Letzte Sanierungen: 2011 - 2014
Besucherzahl 2018 39.772
Kostendeckungsgrad: 26,46 %
Zuschuss/je Eintritt: 7,16 €
Anmerkung:

Die Flachdachsanierung und eine Ersatzbeschaffung vom Kiosk/Imbissge-baude sind fir
2019 geplant. Ein neuer Péachter/in wird gesucht. AuRerdem soll ein Spiel-platzprojekt, in
Kooperation mit , Toller Ort Moisling,” umgesetzt werden. 2018 war das Wetter ursachlich
fur ein sehr gutes/starkes Jahr. Die Besucherzahlen haben sich verdoppelt.
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2.1.5. Freibad Schlutup

> B, 1958

» Laufzeit 61 Jahre

» Letzte Sanierungen: 2002/2010/2018

» Besucherzahl 2018 41.789

» Kostendeckungsgrad: 53,78 %

» Zuschussl/je Eintritt: 230 €
Anmerkung:

Keine planméRigen, grol3eren Ausgaben fur 2019. 2018 war das Wetter urséachlich fiir ein
sehr gutes/starkes Jahr mit deutlich Gberdurchschnittlichen Besucher-zahlen.

2.2. Aufgaben, Chancen der LSB
Im Rahmen der Daseinsvorsorge sind die wesentlichen Aufgaben der LSB:

» Die Bereitstellung von Wasserflachen fur Schwimmer/ Nichtschwimmer indoor/outdoor
entsprechend den DIN Vorgaben der Schwimmbadbetriebsnormen.

Die ,Ermdglichung der Ausiibung der gesunden Ganzkorpersportart Schwimmen® fur alle
Menschen, unabhangig von den finanziellen Mdglichkeiten.

Die Vermittlung von Schwimmunterricht fir Kinder & Erwachsene

Die Vermittlung und das Erlebnis unserer sog. ,Bade- & Schwimmkultur” fir alle.

Die Vorhaltung attraktiver Praventionsleistungen im Wasser: Mit Hinblick auf die
demografische Entwicklung nutzen besonders alteren Menschen spezielle Kursangebote,
welche die Bewegungsfahigkeit lange erhalten und damit einer ggf. erforderlich
werdenden Pflegebeddrftigkeit vorbeugen — selbstbestimmter Lebensabend/Mobilitat.
Das Angebot einer sinnvollen Freizeitbeschaftigung, vor allem fur Kinder und
Jugendliche, zu bezahlbaren Bedingungen anzubieten.

Einen Beitrag zur sozialen und kulturellen Integration von Einwohnern mit
Migrationshintergrund und/oder soz., wirtschaftlich benachteiligten Menschen zu leisten.
Die Forderung und Zusammenarbeit/Kooperation mit Schulen, Vereinen, gewerblichen
bzw. touristischen Leistungstréagern der Region.

Die aktive Wahrnehmung der Aufgabe als Ausbildungsbetrieb mit Ausbildungsabteilung
fur Fachangestellte im Baderbetrieb (FAB) zur Nachwuchsférderung und gegen
Fachkraftemangel/Uberalterung.

VVV V

vV V V VY

3. Geschéftsverlauf/Wesentliche Vorgange des Gesamt  betriebes

Die eigenbetriebsénhliche Einrichtung Libecker Schwimmbader ist ein dauerhaft, defizitarer
Zuschussbetrieb der Hansestadt. Auch im Jahr 2018 sind die Schwimmbader mit dem
Verlustausgleich von 3.812 Mio/€ im dritten Jahr in Folge, ausgekommen. Ein gutes Ergebnis,
obwohl erhebliche Personal-/Energiekostensteigerungen aufzufangen waren. Die wirtschaftliche
Entwicklung der Schwimmbader héangt im Wesentlichen von der Akzeptanz der Besucher,
gebunden an die Attraktivitat der Leistung und von der Zuverlassigkeit der Technik ab. Erganzt
wird die Auflistung bei den Freibddern noch vom unbeeinflussbaren, ext. Faktoren, wie z. B.
Wetter* und Freizeitverhalten der Gaste.

Mit den Betriebskosten fiir Energie, den Personalaufwandskosten (TVOD) und der Finanz-
dienstleistung/Bank stehen am 01.01. eines jeden Jahres bereits fast 80% der Gesamtausgaben
unbeeinflussbar fest. Des Weiteren ist die Einnahmensituation ,durch ein politisch motiviertes”
Preissystem fir Eintrittskonditionen und Bahnmieten, zur Forderung des Schwimmsports,
gepragt. Dieses Gesamtkonstrukt sorgt fur einen stabilen aber eben auch sehr niedrigen Kosten-
deckungsbeitrag von rd. 29,2% (Gesamtbetrieb inkl. Verwaltung) verbunden mit einem durch-
schnittlichen Zuschussbedarf pro Schwimmbadbesuch von 8,49€ in Lubeck.
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Dieser Deckungsbeitrag ist als branchentypisch normal und stabil, ahnlich wie die Besucher-
zahlen und Kosten zu bezeichnen. Die LSB werden das Wirtschaftsjahr 2019 voraussichtlich mit
einem Zuschussbedarf 3.812 Mio/€ abschlieRen. Somit ist, trotz weiterhin steigender Energie-
kosten und Erhéhungen der Vergitung (TV6D) der Haushalt als ausgeglichen zu bezeichnen.
Eine Erhohung des Verlustausgleichs ist allerdings, mit Beginn der Umbaumalnahmen/
Sanierungsarbeiten im Sportbad St. Lorenz, spatestens im Haushalt 2020, zu erwarten.

Unter den wesentlichen Vorgangen im Geschéftsjahr 2018 ist die Prasentation vom, im Vorjahr
begonnen Beteiligungsverfahren, zur Sportbadsanierung in St. Lorenz zu benennen. Darauf
folgte das klare Bekenntnis der Gremien, auch nach der Sanierung ein vollumfangliches und
wettkampffahiges Sportbad fir Vereine und Schulen zur Verfligung stellen zu wollen.

4. Ertragslage

Die Besucherzahlen der 5 Lubecker Schwimmbé&der haben sich deutlich auf 444.055 um 8,9%
gesteigert. Besonders erfreulich ist darin enthalten auch eine Steigerung der Hallenbadbesucher.
Die Besucherzahlen der Freibader erreichen, Wetter bedingt, ihren héchsten Wert seit Einfihrung
der Statistik. Die Eintrittszahlen der Saunaanlage im Sportbad haben sich weiter reduziert auf nur
noch 3.378 im gesamten Jahr 2018. Besonders positiv entwickeln sich die Zahlen unserer
Aquafitnesskurse und hier wiederum noch positiver ist die Zahl von 1.475 erfolgreich
abgeschlossenen Schwimmkursen.

Die Entwicklung der Besucherzahlen:

» 2013 437.106
> 2014 437.404
» 2015 375.422
» 2016 414.543
» 2017 407.903
» 2018 444.055

2018 haben die LSB insgesamt 5.287.015,09€ umgesetzt. Daraus ergibt sich ein Zuschussbedarf
in Hohe von 3.743,5 T€. Die LSB sind ein ,akzeptiert* dauerhaft defizitarer Betrieb in Sinne der
Daseinsvorsorge und der Sportférderung fiir Schulen, Wassersportvereine sowie der Einwohner.
Der Kostendeckungsgrad durch nutzergenerierte Einnahmen und sonstige Ertréage betragt rd.
29,2%. Der wirtschaftliche Erfolg hangt im Wesentlichen von der Attraktivitat und der Akzeptanz
der Badebetriebe bzw. von sog. Freizeittrends, die die Badbesucher lenken, ab. Relevant ist
aulRerdem, besonders bei den Freibadern, das jeweilige Wetter.
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Grafik Haushaltskonsolidierung 2007 — 2020

Verlustausgleich
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Kennzahlen Ertragslage:

Jahre: 2018 2017 2016

Kostendeckungsgrad: 29,2% 27,90% 36,16%
(Verhaltnis Gesamterlése zum Gesamtaufwand)

Personalaufwendungen: 56,08% 54,67% 54,21%
(Verhaltnis Personalaufwand zum Gesamtaufwand)

Jahresverlust: 3.746T€ 3.633T€ 3.209T€

4.1 Zuschussbedarf 2018:

je Erwachsener in einer Halle: 8,38€
je Kind in einer Halle: 10,43€
je Erwachsener im Freibad: 3,82€ (11,96€ in 2017)
je Kind im Freibad: 5,51€ (13,65€ in 2017)

5. Finanz- und Vermogenslage

Ziel des Finanzmanagements der LSB ist es nicht nur jederzeit den Zahlungsverpflichtungen
nachkommen zu kdénnen, sondern auch nachhaltig und zukunftsorientiert zu wirtschaften (planen
& agieren). D.h. auch die LSB rufen die Ausgleichszahlungen zeitnah und bedarfsgerecht bei der
Hansestadt Lilbeck ab und ,schonen so die stadtischen Ressourcen®. Aul3erbilanzielle Finanzie-
rungsinstrumente wie z.B. das Leasing wurden nicht genutzt. Es wurden keine weiteren Fremd-
mittel aufgenommen und die Tilgung vom Fremdkapital verlief planmafig. Die Ricklagen dienen
dem nachweislichen Abbau vom Sanierungsstau und zur Planung der Kernsanierung im
Sportbad.
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5.1 Vermdgenslage

Die Bilanz der LSB ist branchentypisch durch eine Gberdurchschnittlich hohe Anlagenquote und
einen hohen Fremdfinanzierungsanteil, verbunden mit einer langen Laufzeit und einem steigend,
hohen Erhaltungsaufwand bei zunehmender Nutzungsdauer der Anlagen gepragt.

Der ausgewiesene, planmaRige Anspruch auf Verlustzuweisung d.d. Hansestadt Lubeck in H6he
von 3,812 T€ gleicht das, sonst negative Jahresergebnis, wie in den Vorjahren aus.

Kennzahlen Vermg@genslage: 2018 2017 2016

Anlagendeckungsgrad 42 53% 41,30% 38,65%
Eigenkapitalquote 30,57% 30,25% 29,34%
Fremdkapitalquote 69,43% 69,75% 70,66%

6. Erlosplanung 2019

Mit dem 2019 eingefiihrten Kursmanager vereinfachen die LSB die Online-Buchungen der
Aquakursangebote fur den Badegast deutlich. Gleichzeitig stellen die Kurse eine beeinflussbare
GroRRe auf der Umsatzseite der LSB dar, die die LSB deutlich ausbauen wollen. U.a. wollen die
LSB die Anzahl der Kinderschwimmkursteilnehmer von derzeitig 1.500 p.a. in den kommenden
Jahren auf 2.500 p.a. steigern. Das Ganze lauft unter dem Motto ,Libeck geht schwimmen* als
Kampagne: Denn wer als Kind nicht schwimmen lernt, der geht den LSB wahrscheinlich auch
zukinftig als Badegast verloren!

Die im Wirtschaftsplan 2019 angekiindigte Uberarbeitung der Entgelte fiir Kurse befindet sich
weiter in der vorbereitenden Bearbeitung. Die letzte Preisanpassung der Eintritte erfolgte zum
01.02.2017. Die ,sozialen Tarife* wurden bereits 2016 in der Liubeck-Card zusammengefasst.
Seit der Einfihrung dieser ,Vergunstigungskarte* hat sich die Nutzung gegeniiber dem bis dahin
gultigen Libeck-Pass bei Erwachsenen um ca. 150% und bei Kindern/ Jugendlichen um ca. 46%
erhoht. In Summe betragt der damit verbundene, jahrliche Einnahmenverlust ca. 20.000,00€. Die
Wiedereinfihrung vom Schwerbehindertentarif, verbunden mit einer Anerkennung von ab 50%
Behinderungsgrad, hat ebenfalls zu einer starken Steigerung der Nutzergruppe, mit Minderein-
nahmen bei den LSB 2018 in Hohe von ca.18.000€ geflhrt.

Grundsatzlich erwartet die Werkleitung eine weitere Steigerung im Gesamtumsatz der Libecker
Schwimmbéader im laufenden Kalenderjahr.

7. Betriebsziele

Da die LSB auf die Besucherzahlen aus den Vereinen und Schulen keinerlei Einfluss haben und
auch die Bahnmieten/Zuschiisse ,gedeckelt* sind, wollen die LSB verstarkt die Offentlichkeit in
die Schwimmbader holen. Steigende Besucherzahlen aus der Offentlichkeit bedeuten auch
steigende Umsatze insgesamt, denn hier ist der Deckungsbeitrag hoher. ,Kundenzufriedenheit &
Servicegedanke sollen weiter Einzug in die erfolgreiche Arbeit am Badegast halten®. Slogan und
Maxime fur die kommenden Jahre: ,Libeck geht schwimmen!* Dabei setzen die LSB vollkommen
auf das Thema ,Schwimmunterricht denn ,jeder Mensch, der nicht schwimmen lernt, ist als
potentieller Nichtschwimmer dauerhaft auch als Kunde verloren®.
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8. Markteinschatzung

Die LSB stehen im permanenten, starken Wettbewerb mit anderen Badbetreibern aus dem
Einzugsgebiet. Erganzend sinkt bei vielen Menschen die ,freie Zeit/Freizeit bei gleichzeitig
steigendem Freizeitangebot insgesamt und sinkendem Interesse am Schwimmsport im
Besonderen. Das Freizeitverhalten Uber alle Altersgruppen verandert sich mit weiteren
allgemeinen Veranderungen in der Gesellschaft.

D.h. die LSB missen zukinftig um jeden einzelnen Badegast kadmpfen. Dennoch wird
Schwimmen als ,der gesunde, Ganzkérperschwimmsport* vielseitig angesehen und auch von
Arzten, fur Menschen aller Altersgruppen, als férderlich propagiert.

9. Risikobeurteilung

Auf Grund der gemischten, aber dennoch ausgewogenen Gaste-/Nutzerstruktur (53%
Offentlichkeit - 24% Schulnutzer - 23% Vereinsschwimmer) ist das Umsatzrisiko vergleichsweise
niedrig. Das Unfallrisiko unserer Badegaste und ein damit verbundener ,Imageverlust” ist als
normal (kalkulier-/vergleichbar) zu bewerten, da sich die LSB bei der Schichtbesetzung der
Aufsichtskrafte genau an das extern erstellt Betriebshandbuch halten. Bei Veranstaltungen oder
in Sondersituationen verstarken die LSB den Aufsichtsbereich jeweils personell deutlich. Ein evt.
auch langerer Betriebsausfall riickt als Risiko immer deutlicher in den Fokus, je langer sich
beispielsweise die SanierungsmalBnahmen wie im Sportbad verschieben. Gesteigert wird das
Ausfallrisiko durch die lange Laufzeit der Betriebe mit Gber 50 Jahren. Ein sog. Ampelplan mit
Realisierungsspielraum fir planbare, Technikinstandsetzungen und eine jahrliche Revisionszeit
mindern dieses Risiko. Im Bereich Sauna (Sportbad) decken die Umsatze, auch im zweiten Jahr,
trotz groBerer Marketingaktivitaten nicht mal mehr die Personalkosten fir die Betreuung. Die
Anlage ist veraltet, unattraktiv und spiegelt nicht mehr die Kundenwinsche wider. Sie ist
aul3erdem nicht wettbewerbsfahig. Die Schlie3ung sollte diskutiert und beschlossen werden.

10. Fazit

Unerlasslich fir den Erhalt der Marktposition der LSB, die Erfullung der Aufgaben, der
Erldsplanung, der Sanierungsplanung und letztendlich fir das Betriebsergebnis sind eine
verlassliche Technik, ein engagiertes Mitarbeiterteam und eine zukunftsorientierte
Betriebsausrichtung.

Mit der Kernsanierung im Sportbad St. Lorenz gehen die LSB einen ersten Schritt und haben
eine echte Chance fur die nachhaltige Ausrichtung der ersten Libecker ,Schwimmhalle®. Das
Zentralbad SchmiedestraRe und das Hallenbad Kiicknitz miissen absehbar folgen. Dabei wére es
ein Fehler, ,alles einfach - nur optisch schick machen zu wollen - und zu glauben, damit wiirden
die LSB zukunftig auch nur einen einzigen, neuen Badegast in den Badern begrti3en zu kdnnen*,
Modern SCHWIMMEN ist mehr und geht einfach anders.

Das Projekt SPORTBAD PLUS + ist eine echte Chance fur die zukinftige Entwicklung der
Libecker Schwimmbader. Hier ,wachst ein Vorzeigeprojekt‘ Gber die Grenzen Libecks heran —
wenn es denn gewollt ist. Ein Vorzeigeprojekt fir die gesamte Libecker Bevélkerung
(Offentlichkeit, Schuler, Vereine). Das ist ein Beispiel von guter Daseinsvorsorge in der
Hansestadt Libeck. Hier kénnen die LSB, neben der technischen Sanierung, verbunden mit der
Realisierung von Einsparpotentialen im Energiebereich, auch der ©kologischen Verantwortung
gerecht werden. Das Sportbad Plus ist der Arbeitstitel, der das Motto ,Libeck geht schwimmen!*
nachdriicklich unterstreicht. Da stehen die politisch gesetzte Wettkampftauglichkeit direkt neben
dem Thema Barrierefreiheit und dem Kursangebot im neuen Hubbodenbecken und auch der
Kleinkinderbereich auf einer Ebene nicht im Widerspruch zueinander. Die LSB schaffen mit der
Neuausrichtung eine nachhaltige Schwimmbadkonzeption und den Spagat zwischen
wettkampftauglichem Sportbad und erfolgreichem Angebot fiir die Offentlichkeit.

.Ein einfaches rechteckiges Wasserbecken |6st heutzutage keine Faszination oder gar
Begeisterungsstirme beim Schwimmbadbesucher aus und ist damit weder nachhaltig noch
zukunftsorientiert* — (Kannewischer ,Baderfachmann®)

15

272 von 381 in Zusammenstellung



Bader-Instandhaltungsplan: Zur Aufrechterhaltung des Dienstbetriebes

TOP 5.5

Stand: 11.03.2019

Lfd. Beschreibung der MaRnahme: Schwimmbad: K‘os-tet.n K-os‘tein K,OS,tPf_n Begrindung:
Prioritdt 1 Prioritat 2 Prioritdt 3
1 Einbau einer Abwasseranlage Freibad Schlutup 200.000,00 € Vorgaben Entsorgungsbetriebe
2. Einbau einer Abwasseranlage Sportbad St. Lorenz 300.000,00 €|Vorgaben Entsorgungsbetriebe
3 Erneuerung der Rohrleitungen fur die Rohrleitungen zeigen starke
" |Wasserversorgung des Sportbeckens Sportbad St. Lorenz 40.000,00 €] Materialermiidungen
Ausfihrungsplanung und
4 Leistungsphasen 3 - 6 nach HOAI beauftragen Sportbad St. Lorenz Vorbereitung der Vergabe
5 Betriebskonzeptplanung und Planung der Betriebskosten und
) Betriebskostenermittlung. Sportbad St. Lorenz Optimierung der Erlése.
6 Trennung SW und RW Kiosk / Kasse /SM / Saubere Trennung zwischen
" |Garderobe Freibad Schlutup 60.000,00 €| Schmutzwasser und Regenwasser
Ohne eine intakte Beschichtung und
7. Fullung werden Die Vorschriften fur
Filter 1- 3 neue Innenbeschichtung und Fiillung |Sportbad St. Lorenz 100.000,00 € den Béderbetrieb nicht erfillt.
Die alten Rohrbindeltauscher sind
8. Leistungsreduziert und sind
Mehrzweckbecken Warmetauscher erneuern.  |Sportbad St. Lorenz 40.000,00 €| abgingig.
Nach einer Betriebszeit von 60
9, Jahren treten Schaden an den
Sanierung des Schwimmbecken Zentralbad Liubeck 950.000,00 €|Fliesen auf.
Erneuerung der Steuerungstechnik
10. fur die Wasseraufbereitung und der
MSR-Technik Schwimmbad Kiicknitz| 200.000,00 € Gebiudeleittechnik.
n Freibad Schlutup,
" |Kassenautomaten fiir die Freibader Freibad Moisling 100.000,00 €] Einsparung von Personalkosten
12. |Austausch einer Heizungspumpe Sportbad St. Lorenz 15.000,00 € Ersatz fiir abgingige Pumpe.
Beleuchtung defekt. Keine
13. . )
Umstellen der Aussenbeleuchtung auf LED-Licht |Sportbad St. Lorenz 15.000,00 €|Ersatzteile.
Reinigungs- und ausgetragenes
14. Beckenwasser dringt in den
Sanierung Dehnungsfuge Beckenumgang im EG |Zentralbad Liibeck 40.000,00 €] Beckenumgang ein.
15.  |Erneuerung Bollwerk Naturbad Marli 190.000,00 €|Marode durch Zeitablauf
Reinigungs- und ausgetragenes
16. |Betonsanierung Dehnungsfuge Beckenumgang Beckenwasser dringtin den
im 1. UG Zentralbad Liibeck 65.000,00 € Beckenumgang ein.
17 Aktualisierung Machbarkeitsstudie Sanierung
" |Sportbad St. Lorenz Sportbad St. Lorenz 35.000,00 € Nach Beteiligungsverfahren
18. |Containerldsung fir Kiosk Freibad Moisling 50.000,00 €] Baufallig
19. |Sanierung Sprungturm Zentralbad Lubeck 30.000,00 €] Korrosionsschiden

Prioritat 1: nicht mehraufschiebbar 460.000,00 €|
Prioritdt2:  Ausfihrung 2020 /2021 515.000,00 €|
Prioritat3: Ausfuhrung ab 2023

1.455.000,00 €

Ohne Prioritat:

Summe:

2.430.000,00 €]
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Libecker Schwimmbader

Gewinn- und Verlustrechnung

Fiur die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018

TOP 5.5

2018 2017
1. Umsatzerlose 1.518.321,88 €| 1.390.773,54 €
Sonstige Erlose 25.222,48 € 17.343,74 €
Zwischensumme: | 1.543.544,36 €| 1.408.117,28 €
3. Materialaufwand:
a) Aufwendungen fiir Roh-, Hilfs-, und Betriebsstoffe -876.520,49 €| -806.237,69 €
b) Aufwendungen fiir bezogene Leistungen -403.784,01 €| -451.143,95¢€
Zwischensumme: | -1.280.304,50 € | -1.257.381,64 €
4. Personalaufwand
a) Lohne und Gehalter -2.180.298,68 €| -2.138.517,97 €
b) Soziale Abgaben und Aufwendungen fir
Altersversorgungen und Unterstiitzung
(davon fir Altersversorgung
€ 218.844,90; Vorjahr € 191.508,06) -785.027,61 €| -617.891,09 €
Zwischensumme: | -2.965.326,29 € | -2.756.409,06 €
5. Abschreibungen auf immaterielle Vermdgensgegenstande
des Anlagevermogens und Sachanlagen -460.786,40 €| -450.901,62 €
6. Sonstige betriebliche Aufwendungen -387.173,84 €| -409.023,66 €
7. Sonstige Zinsen und dhnliche Ertrage 15,00 € 26,12 €
8 Zinsen und dhnliche Aufwendungen
" (davon an die Hansestadt Liibeck € 0,00; Vorjahr € 0,00) -183.126,24 €| -158.436,96 €
9. Ergebnis der gewohnlichen Geschaftstatigkeit -3.733.157,91 € | -3.624.009,54 €
10. Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -9.292,77 € -8.186,40 €
11. sonstige Steuern -1.020,05 € -1.020,05 €
12. Fehlbetrag vor Verlustiibernahme -3.743.470,73 € | -3.633.215,99 €
13. Ertrage aus Verlustiibernahme HL 3.743.470,73 € | 3.633.215,99 €
14. Einstellung in die Gewinnrlicklagen 0,00 € 0,00 €
15 Forderung/Verbindlichkeiten (-) aus Verlustiibernahme und
" Ergebnisabfiihrung 0,00 € 0,00 €
14." jahresiiberschuss 0,00 € 0,00 €
17
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Vergleich Wirtschaftsplan Isz-riar:;:: Planansatz Abweichung
mit Gewinn und Verlustrechnung 2018 & Te T€ T€
Umsatzerlose 1.518 1.457 61
Sonstige Erlose 25 25 0
Zwischensumme: 1.543 1.482 61
Materialaufwand: -1.280 -1.377 97
Personalaufwand -2.965 -2.993 28
Abschreibungen auf immaterielle Vermégensgegenstinde
des Anlagevermdgens und Sachanlagen -461 -426 -35
Sonstige betriebliche Aufwendungen -387 -376 -11
Sonstige Zinsen und dhnliche Ertrage -183 -121 -62
Steuern vom Einkommen und vom Ertrag -9 0 -9
Ergebnis der gewohnlichen Geschiaftstatigkeit -3.742 -3.811 69
Aullerordentlicher Aufwand 0 0 0
Sonstige Steuern -1 -1 0
Jahresverlust -3.743 -3.812 69
18

275 von 381 in Zusammenstellung




Libecker Schwimmbéder: Besucherzahlen aller Einrichtungen - Januar bis Dezember 2018

Zentralbad Sportbad St. Lorenz Schwimmbad Kiicknitz Sauna St. Lorenz TZL Schlutup Moisling Gesamt

Besucher:
Januar 11.103 19.029 5.089 455 35.676
Februar 10.178 16.462 5.165 374 32.179
Mérz 11.448 19.293 5.415 431 36.587
April 9.572 15.222 4.795 271 29.860
Mai 9.863 15.083 4.892 189 3.403 3.491 36.921
Juni 10.362 16.516 5.904 198 7.882 6.653 47515
Juli 6.746 3.933 5.048 38 19.481 20.104 55.350
August 4.422 12.632 5.303 9.991 8.898 41.246
September 10.877 16.313 6.176 250 1.032 626 35.274
Oktober 10.255 15.518 4.845 355 30.973
November 11.911 18.653 6.799 451 37.814
Dezember 7.882 13.504 2.908 366 24.660
Summe: 114.619 182.158 62.339 3.378 0 41.789 39.772 444.055

19
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Besucherzahlen - Zentralbad Liibeck 2018

Offentlichkeit Vereine

Libeck- | Libeck Schwer- Frei-u. Sport- | Veran-

Familien- | ErmaRik- Card Card behin- | Ehren- Du- Son- for- staltun-
Erw. Kinder tag igte Erw. Kind derte | karten | Zusch. | schen | stige Schiller | Vereine | derung gen DLRG | GESAMT:
Januar 3.118 | 1.224 297 | 1.058 178 126 204 6 87 20 133 2.996 249 203 0| 1.204 11.103
Februar 2.659 | 1.066 225 854 226 157 188 4 117 16 73 2.928 371 289 0| 1.005 10.178
Marz 2.919| 1.363 379 865 232 172 159 10 146 11 112 3.110 469 291 48| 1.162 11.448
April 2.480| 1.495 188 824 218 203 241 6 193 17 102 1.942 421 181 0| 1.061 9.572
Mai 2.180| 1.133 165 726 216 98 199 9 120 14 132 2.759 462 371 0| 1.279 9.863
Juni 2.126| 1.153 267 764 236 168 253 16 151 26 107 2.945 455 407 0| 1.288 10.362
Juli 2.074| 1.339 228 703 254 239 245 30 239 31 84 515 367 75 0 323 6.746
August 949 561 86 206 85 39 84 16 58 6 46 1.341 207 182 0 556 4.422
September | 2.222 | 1.075 323 560 264 219 236 41 88 18 107| 3.692 437 383 0| 1.212 10.877
Oktober 2.447 | 1.642 202 832 282 282 257 22 220 28 104 1.225 412 146 | 1.051| 1.103 10.255
November | 2.530| 1.075 176 782 280 145 230 18 145 88 135| 3.926 531 473 130 | 1.247 11.911
Dezember | 1.927 846 208 616 210 94 195 16 27 39 93 2.280 207 235 0 889 7.882

Summe 27.631 | 13.972 2.744| 8.790| 2.681| 1.942 2.491 194 | 1.591| 314| 1.228 4588 | 3.236| 1.229|12.329

63.578 29.659 21.382 114.619
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Besucherzahlen - Sportbad St. Lorenz 2018

Offentlichkeit Vereine
Fa- Schwer-
Fa- Libeck- | Libeck Frei-u. Ver- Lei-
milien- | ErmaR- | Card Card behin- | Ehren- Du- Son- Sportfér- | anstal- | stungs-
Erw. Kinder tag igte Erw. Kind derte | karten | Zusch. | schen | stige | Schiler | Vereine | derung | tungen | schw. | GESAMT:
Januar 5.463| 1.216 530 637 227 80 434 3 65 3 156 4.976| 1.088 4.008 0 143 19.029
Februar 4.228 784 397 540 195 39 322 1 50 1 137 4.818| 1.003 3.685 120 142 16.462
Marz 3.374 883 92 460 151 37 260 2 58 5 158 5.387| 1.016 3.340 | 3.988 82 19.293
April 4.339| 1.621 340 685 226 108 366 3 57 5 185 2.943 849 3.076 350 69 15.222
Mai 3.687| 1.033 295 583 192 95 406 14 69 3 82| 4.166| 1.125 3.215 0 118 15.083
Juni 3.505 906 445 437 221 103 287 9 67 18 98| 4.161 991 3.764 | 1.383 121 16.516
Juli 1.236 425 100 172 86 63 134 3 17 4 35 734 193 724 0 7 3.933
August 4.531| 1.759 392 579 303 200 360 19 58 10 159 1.650 560 1.961 42 49 12.632
September | 3.842 837 576 440 190 94 352 15 48 6 122 5.351 956 3.337 0 147 16.313
Oktober 4.443 | 1.964 395 513 249 186 457 43 62 7 210| 2.334 911 3.574 0 170 15.518
November | 4.092 960 285 496 211 103 499 6 34 5 241 6.637 970 4.058 0 56 18.653
Dezember | 3.664 577 385 457 155 76 312 7 33 3 105 4.053 607 2.772 250 48 13.504
Summe 46.404 | 12.965| 4.232| 5.999| 2.406| 1.184| 4.189 125 618 70| 1.688 10.269 37.514| 6.133| 1.152
79.880 47.210 55.068 182.158
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Besucherzahlen - Schwimmbad Kiicknitz 2018

Offentlichkeit Vereine

i Babyschwi. Er- HL- | HL- | Schwer- | iy, L Veran-

milien- maRig- | Card | Card | behin- | Ehren- Son- Sportfor- | staltun-
Erw. Kind. tag Babys | Erw. te Erw. | Kind derte karten | Zusch. | schen | stige | Schiiler | Vereine | derung gen DLRG | GESAMT:
Januar 818 | 335 132 42| 42 27| 22| 13 99 1 55 0 26| 2.217 266 483 72| 439| 5.089
Februar 977 | 442 152 471 47 31| 30| 25 127 2 92 4 43| 1.785 188 453 0| 720| 5.165
Marz 931 | 466 151 45| 45 26| 26| 23 130 0 97 1 48| 1.533 237 669 20| 967| 5.415
April 858 | 717 111 48| 48 22| 15| 27 114 2| 215 1 35| 1.093 253 574 0| 662 4.795
Mai 769 | 540 86 25| 25 37| 33| 26 147 1] 135 2 9| 1.480 248 597 0| 732| 4.892
Juni 949 | 525 132 86| 86 49| 25| 23 124 5| 125 3 3] 1.948 268 577 129| 847 5.904
Juli 1.409|1.301 122 65| 65 59| 57| 99 169 6| 379 14 45 260 153 209 430| 206| 5.048
August 1.375|1.151 122 80| 80 51| 78] 116 218 6| 239 11 22 817 186 335 0| 416| 5.303
September| 1.008| 496 197 50| 50 25| 48| 49 172 12| 111 9 17] 2.150 308 647 0| 827| 6.176
Oktober 1.032| 860 102 58| 58 49| 51| 45 172 16| 144 10 15 864 316 512 0| 541| 4.845
November | 1.104| 531 124 87| 87 44| 41| 59 157 125 18| 2.504 302 708 0| 903| 6.799
Dezember 479| 154 80 15| 15 16| 34| 29 85 42 2 4| 1.077 113 392 0| 371 2.908

Summe 11.709]7.518| 1.511| 648]| 648 436 ] 460) 534 | 1.714 55]1.759 58| 285 2.838 6.156 651 | 7.631

27.335 17.728 17.276 62.339
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Besucherzahlen - Sauna St. Lorenz 2018

Bonus-Karte Liibeck - Liibeck - Card Schwer- Frei- u.

Erwachsene ErmaRigte Erwachsene Card Erw. Kind behinderte Kinder Ehrenkarten | Gesamt
Januar 364 18 0 9 1 56 1 6 455
Februar 291 11 0 12 0 55 4 1 374
Marz 342 2 0 9 0 74 2 2 431
April 210 1 0 5 0 51 0 4 271
Mai 141 1 0 6 0 40 0 1 189
Juni 140 5 0 2 0 49 0 2 198
Juli 25 0 0 2 0 11 0 0 38
August 0 0 0 0 0 0 0 0 0
September 188 11 0 3 0 47 1 0 250
Oktober 270 8 0 5 0 67 2 3 355
November 357 15 0 10 0 66 3 0 451
Dezember 261 12 0 20 1 72 0 0 366
Qu.Summe 2.589 84 0 83 2 588 13 19 3.378
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Besucherzahlen - Freibader 2018

Freibad Frei-u. *
HL-Card HL-Card Schwer- Ehren- Veran-
SCHLUTUP Erw. | Kinder | ErmaRigte | Erwachsene | Kinder behinderte | karten | Schiiler | Vereine | staltungen | Sonstige Gesamt:
Mai 1.127 1.855 76 94 102 100 2 37 0 0 10 3.403
Juni 2.527 3.672 148 195 252 262 1 711 0 0 114 7.882
Juli 7.776 8.908 452 532 638 675 63 323 0 0 114 19.481
August 4.007 4.597 262 315 287 425 38 0 0 0 60 9.991
September 510 225 21 71 43 86 9 0 0 0 67 1.032
Summe: | 15.947| 19.257 959 1.207 1.322 1.548 113 1.071 0 0 365 41.789
Freibad Frei-u. *
HL-Card HL-Card Schwerbe- | Ehren- Veran-
Moisling Erw. Kinder | ErmaRigte | Erwachsene Kinder hinderte karten Schiiler | Vereine | staltungen | Sonstige Gesamt:
Mai 1.221 1.863 135 67 86 102 5 0 0 0 12 3.491
Juni 2.188 3.405 212 137 230 245 1 216 0 0 19 6.653
Juli 7.415 9.405 459 604 881 627 53 545 45 0 70 20.104
August 3.334 4.242 208 305 370 359 29 33 0 0 18 8.898
September 345 86 10 27 0 60 3 0 0 0 95 626
Summe:| 14.503| 19.001 1.024 1.140 1.567 1.393 91 794 45 0 214 39.772
24
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07679

offentlich

Liibeck, 20.05.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
4.041 - Fachbereichs-Dienste

Bearbeitung: Klaus-Peter Jiirgensen (E-Mail: klaus-peter.juergensen@luebeck.de Telefon:
122-7562)

Satzung zur sozialen Staffelung von Gebuhren oder Entgelten fur
die Betreuung von Kindern in Kindertageseinrichtungen oder Kin-
dertagespflegestellen

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
27.05.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung
06.06.2019  Jugendhilfeausschuss Offentlich zur Vorberatung
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung
20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Lubeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:
1. Die Satzung zur sozialen Staffelung von Elternbeitragen in Libeck (Anlage 1) wird
beschlossen. Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2019 in Kraft.
2. Unter der Voraussetzung, dass der Beschlussvorschlag zu 1 angenommen wird, wird
die Anderungssatzung zur Elternbeitragssatzung in der Kindertagespflege (Anlage 2)
beschlossen. Die Anderungssatzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2019 in Kraft.

Verfahren:

Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: 1.300 — Recht

Ergebnis: Keine rechtlichen Bedenken.

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja

gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein

Begrindung: Kinder und Jugendliche sind nur mittelbar
betroffen. Eine Beteiligung von Kindern und
Jugendlichen erscheint bei komplexen admi-
nistrativen Regelungen zudem nicht sinnvoll.

Die MalRnahme ist: neu
freiwillig

X | vorgeschrieben durch: Gesetz zur Weiterent-

wicklung der Qualitat und Teilhabe in der
Kindertagesbetreuung (Gute Kita-Gesetz)

Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja (Anlage 1)

Seite: 1/4
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Begriindung:
Am 1. Januar 2019 ist das Gesetz zur Weiterentwicklung der Qualitat und zur Teilhabe in der
Kindertagesbetreuung, das sogenannte Gute-KiTa-Gesetz, in Kraft getreten.

Durch Artikel 2 des Gute-Kita-Gesetzes vom 19. Dezember 2018 wurde u.a. § 90 SGB VII
(Achtes Buch -Sozialgesetzbuch-) zum 1. August 2019 geandert.

Im Vergleich zu der bisher geltenden Regelung des § 90 Absatz 1 Satz 3 Achtes Buch Sozi-
algesetzbuch wird eine bundesweite Pflicht zur Staffelung von Kostenbeitragen
eingefuhrt.

2. Erlauterung des Gesetzestext

Nach § 90 Absatz 3 SGB VIl sind Kostenbeitrage zu staffeln. Als Kriterien fur die Staffelung
konnen insbesondere das Einkommen der Eltern, die Anzahl der kindergeldberechtigten Kin-
der in der Familie und die tagliche Betreuungszeit des Kindes berlcksichtigt werden.

Laut § 90 Absatz 4 SGB VIII wird der Kostenbeitrag auf Antrag erlassen oder auf Antrag ein
Teilnahmebeitrag vom Trager der 6ffentlichen Jugendhilfe Gbernommen, wenn die Belastung
durch Kostenbeitrage den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist. Nicht zuzumuten sind
Kostenbeitrdge immer dann, wenn Eltern oder Kinder Leistungen zur Sicherung des Lebens-
unterhalts nach dem Zweiten Buch, Leistungen nach dem dritten und vierten Kapitel des
Zwolften Buches oder Leistungen nach den §§ 2 und 3 des Asylbewerberleistungsgesetzes
beziehen oder wenn die Eltern des Kindes Kinderzuschlag gemaf § 6a des Bundeskinder-
geldgesetzes oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten. Der Trager der &ffentli-
chen Jugendhilfe hat die Eltern tber die Moglichkeit einer Antragstellung nach Satz 1 bei
unzumutbarer Belastung durch Kostenbeitrage zu beraten. Absatz 2 Satz 2 gilt entspre-
chend.

Die Neuregelung der pauschalierten Kostenbeitrage beinhalten drei wesentliche Mallnah-
men:

1. Im Vergleich zu der bisher geltenden Regelung des § 90 Absatz 1 Satz 3 SGB VIII
wird eine bundesweite Pflicht zur Staffelung von Kostenbeitragen eingefiihrt. Die Op-
tion fur die Lander, von Staffelungen abzusehen, entfallt.

2. Uber die bislang in § 90 Absatz 4 Achtes Buch Sozialgesetzbuch definierten Kriterien
hinaus wird klargestellt, dass fir Beziehende von Leistungen zur Sicherung des Le-
bensunterhalts nach dem Zweiten Sozialgesetzbuch oder nach dem dritten und vier-
ten Kapitel des Zwolften Buchs Sozialgesetzbuch oder nach §§ 2 und 3 des Asylbe-
werberleistungsgesetzes die Kostenbeitrage stets unzumutbar sind und auf Antrag
erlassen oder Ubernommen werden.

3. Der Kreis der Personen, fir die Kostenbeitrage stets unzumutbar sind und auf Antrag
erlassen oder Gbernommen werden mussen, wird erweitert. Hinzu kommen jene Per-
sonen, die Kinderzuschlag gemal § 6a Bundeskindergeldgesetz oder Wohngeld er-
halten. Fur sie gelten dieselben Maligaben wie fiir Beziehende der oben genannten
Leistungen nach dem Zweiten oder Zwdlften Buch Sozialgesetzbuch oder dem Asyl-
bewerberleistungsgesetz.

Mit der Neuregelung entfallt fir die Falle der Kindertagesbetreuung die bisherige Definition
der Zumutbarkeitsgrenze. Statt dessen regelt der Gesetzgeber, dass fur den o0.g. Personen-
kreis (Bezieher*innen von ALG Il, Grundsicherung usw.) ein Kostenbeitrag stets unzumutbar
ist.

Fur Bezieher*innen von Einkommen trifft der Gesetzgeber keine Regelung und Uberlasst es

dem offentlichen Jugendhilfetrager, dies in einer (zwingenden) Sozialstaffelregelung auszu-
gestalten.

Seite: 2/4
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3. Umsetzung

Die in Lubeck bisher geltende § 90 ErmaRigung soll ab dem 01.08.2019 als Sozialstaffelre-
gelung tbernommen werden. Zusatzlich zu der bisher in Libeck umgesetzten Regelung zur
ErmaRigung werden auch die Empfanger von Wohngeld von den Kostenbeitragen zur Kin-
derbetreuung befreit.

a) Kosteniibernahme aufgrund von Sozialleistungen

Kostenbeitrage werden immer dann voll ibernommen, wenn Eltern oder Kinder eine der fol-
genden Leistungen beziehen:
e Arbeitslosengeld Il
Hilfe zum Lebensunterhalt
Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz
Wohngeld

b) ErmaRigung nach einer Einkommensermittiung

Auch Eltern, die keine der oben genannten Leistungen beziehen, haben die Moglichkeit,
einen Antrag zur Ermafigung der Kindertagesstattenkosten nach § 90 SGB VIl zu stellen.
Fur die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92a des
Zwolften Buches -Sozialgesetzbuch- entsprechend.

Bei der Berechnung der zumutbaren Kostenbeitrage nach dem Einkommen werden alle Ein-
kunfte in Geld oder Geldeswert zugrunde gelegt. Das Baukindergeld des Bundes sowie die
Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz bleiben jedoch aulier Betracht.

Von dem Einkommen abzusetzen sind auf das Einkommen entrichtete Steuern, Pflichtbeitra-
ge zur Sozialversicherung einschlieBlich der Beitrage zur Arbeitsférderung, Beitrage zu o6f-
fentlichen oder privaten Versicherungen (wenn Grund und H6he angemessen) und die mit
der Erzielung des Einkommens verbundenen notwendigen Ausgaben.

Die Einkommensgrenze ergibt sich aus einem Grundbetrag in Hohe des Zweifachen der Re-
gelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28 SGB XIlI, den Aufwendungen fiir die Unterkunft
(im Hochstfall die Mietobergrenze) und einem Familienzuschlag in Hohe des auf volle Euro
aufgerundeten Betrages von 70% der Regelbedarfsstufe 1 flr den nicht getrennt lebenden
Ehegatten oder Lebenspartner sowie fur alle im Haushalt lebende Kinder (soweit sich diese
nicht selbst unterhalten kénnen).

Soweit das zu berilcksichtigende Einkommen die Einkommensgrenze Ubersteigt, ist die Auf-
bringung der Mittel in angemessenem Umfang, 80% vom Einkommensuberhang, zuzumu-
ten. Hierbei sind bei Bedarf noch besondere Belastungen zu bericksichtigen.

c) GeschwisterermaBigung (einkommensunabhangig)

Den Teil der einkommensunabhangigen Sozialstaffel stellt die GeschwisterermaRigung dar.
Werden mehrere Geschwisterkinder gleichzeitig in anerkannten Kindertageseinrichtungen
oder Tagespflegestellen betreut, so reduziert sich der Elternbeitrag

- vom jingsten Kind an gerechnet (volles Entgelt)

- fur das nachstéltere um 30%

- fur das dann nachstaltere um 60%

Seite: 3/4
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- fur jedes weitere Kind um 100%

4. Finanzielle Auswirkungen

Mit der Novellierung des § 90 SGB VIl entfallt ab dem 01.08.2019 die gesetzliche Grundlage
zur Gewahrung einer Entgeltermalligung. Mit der Sozialstaffelsatzung wird die bisherige, auf
Bundesrecht beruhende ErmaRigungspraxis nahtlos fortgesetzt.

Mit der ab dem 01.08.2019 wirksamen Anderung des § 90 SGB VIl erweitert der Bundesge-
setzgeber den von Elternbeitrdgen freizustellenden Kreis um die Bezieherlnnen von Wohn-
geld. Daraus kénnen fiir die Hansestadt Liibeck finanzielle Folgen entstehen, diese kbnnen
derzeit allerdings nicht bewertet werden, da viele Bezieherlnnen von Wohngeld bereits jetzt
auf Grund der Einkommensverhaltnisse freigestellt sind. Diese mdglichen finanziellen Folgen
ergeben sich ausschlieBlich aus der Anderung des Bundesrechts und sind nicht Gegenstand
der zu beschieRenden Sozialstaffelsatzung.

5. Reform des Kindertagesstattenrechts Schleswig-Holstein

Es bleibt abzuwarten, ob der Landesgesetzgeber eine Sozialstaffelregelung treffen wird, die-
se wurde dann mit Inkrafttreten der Gesetzesanderung zum Kindertagesstattengesetz - vor-
aussichtlich zum 01.08.2020 — wirksam werden.

6. Anderung der Elternbeitragssatzung Kindertagespflege

Die Elternbeitragssatzung Kindertagespflege ist dahingehend zu andern, dass bestehende
Ausfuhrungen zur EntgeltermafRigung zu entfernen sind.

Anlagen:
1. Satzung zur sozialen Staffelung von Gebuhren oder Entgelten fir die Betreuung von
Kindern in Kindertageseinrichtungen oder Kindertagespflegestellen

2. Satzung zur Anderung der Elternbeitragssatzung fiir Kindertagespflege in Liibeck

Senatorin Kathrin Weiher
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Satzung zur sozialen Staffelung von Gebuhren oder E  ntgelten fir die Betreuung von
Kindern in Kindertageseinrichtungen oder Kindertage spflegestellen
(Sozialstaffelsatzung Kindertagesbetreuung)

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28.02.2003
(GVOBL Schleswig-Holstein S. 57, zuletzt gedndert am 04.01.2018, GVOBL Schleswig-Holstein S. 6),
des § 90 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIlII) in der Fassung vom 11.09.2012 (BGBI. |, S.
2022, zuletzt geandert durch Gesetz vom 19.12.2018, BGBL I, S. 2696) und der 88 25 und 30
Kindertagesstattengesetz vom 12.12.1991 (GVOBL Schleswig-Holstein S. 651, zuletzt geandert am
16.01.2019, GVOBL Schleswig-Holstein S. 30) wird nach Beschlussfassung durch die Burgerschaft der
Hansestadt Libeck vom 2019 folgende Satzung erlassen:

§1
Allgemeines

Fir die Kinderbetreuung in Kindertageseinrichtungen werden Betreuungsentgelte erhoben, fir die
Kinderbetreuung in der Kindertagespflege Betreuungsgebiihren. Betreuungsentgelte bzw. —
gebuhren werden im Folgenden als Elternbeitrag bezeichnet.

Der Elternbeitrag wird durch die Hansestadt Lubeck ermaRigt, wenn:

a) die Belastung durch den Elternbeitrag den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten sind. Nicht
zuzumuten sind Elternbeitrage, wenn Eltern oder Kinder eine der folgenden Leistungen

beziehen:

. Arbeitslosengeld I

. Hilfe zum Lebensunterhalt

. Grundsicherung im Alter und bei Erwerbsminderung
. Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz
. Kinderzuschlag nach dem Bundeskindergeldgesetz
. Wohngeld

oder

. das Einkommen nicht zuzumuten ist.

b) Geschwisterkinder eine 6ffentlich geforderte Kindertageseinrichtung oder eine 6ffentlich
geforderte Kindertagespflegestelle oder eine Ganztagsbetreuung an Liubecker Schulen nach
dem Modell ,Ganztag an Schule” besuchen.

§2
Ermittlung der Einkommensgrenze

Die Einkommensgrenze wird nach 8§ 85 SGB XlI ermittelt. Sie setzt sich zusammen aus:

» einem Grundbetrag in HOhe der zweifachen Regelbedarfsstufe 1 nach der Anlage zu § 28
SGB XII),

» einem Familienzuschlag in H6he von 70 % der Regelbedarfsstufe 1 fir den nicht getrennt
lebenden Ehegatten oder Lebenspartner sowie fur alle im Haushalt lebende Kinder (soweit
sich diese nicht selbst unterhalten konnen)

» den angemessenen Kosten der Unterkunft.
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§3
Ermittlung des Einkommens

Bei der Berechnung der Ermafigung wird vom Familieneinkommen ausgegangen. Das
Familieneinkommen setzt sich nach § 82 SGB Xll aus sdmtlichen Einkinften in Geld oder
Geldeswert der beriicksichtigungsfahigen Personen im Haushalt der Familie zusammen.

§4
Einsatz des Einkommens (8§ 88 SGB XII)

Liegt das bereinigte Nettoeinkommen unter der Einkommensgrenze, wird der Elternbeitrag in vollem
Umfang durch die Hansestadt Libeck tlbernommen.

Von dem die Einkommensgrenze Ubersteigenden Betrag ist ein Anteil von 80 v.H. als Elternbeitrag
zu zahlen.

§5
Geschwisterregelung

Besuchen Geschwisterkinder eine offentlich geférderte Kindertageseinrichtung oder eine 6ffentlich
gefdrderte Kindertagespflegestelle oder eine Ganztagsbetreuung an Lubecker Schulen nach dem
Modell ,Ganztag an Schule®, wird der Elternbeitrag auf Antrag ermaRigt.

» Fuor das jungste Kind ist der Elternbeitrag in voller Hohe zu entrichten.
» Fur das néchstaltere Kind erméRigt sich der Elternbeitrag um 30%,

e fur das dann nachstaltere Kind um 60%,

» fir jedes weitere altere Kind um 100%.

§6
Antragstellung

ErmaRigungsantrage sind von den Beitragspflichtigen bei der Ermafigungsstelle der Hansestadt
Lubeck zu stellen.

Der Elternbeitrag wird friihestens mit Beginn des Monats der Antragstellung ermafigt. Im Einzelfall
kann eine rickwirkende ErmaRigung fur bis zu 3 Monate erfolgen.

Werden Antrége sowohl auf Ermaiigung wegen Unzumutbarkeit des Elternbeitrags als auch auf
ErméaRigung wegen Betreuung von Geschwisterkindern gestellt, wird zun&chst die ErméaRigung
wegen Betreuung von Geschwisterkindern gewahrt. Ist der verbleibende Elternbeitrag nicht
zuzumuten, wird der Elternbeitrag in einem zweiten Schritt weiter ermafigt.

Die betreffende Kindertagesstatte bzw. der Trager wird Gber das Ergebnis des Bescheides an die
Erziehungsberechtigten informiert.

87
Geltungsbereich
Die Ermaliigungsregelung gilt ausschlief3lich fir Kinder, die ihren Hauptwohnsitz und ihren
Lebensmittelpunkt in Libeck haben und eine oéffentlich geférderte Kindertageseinrichtung oder eine

von der Hansestadt Libeck geforderte Tagespflegestelle besuchen.

§8
Erstattung

Wird der Elternbeitrag ermafigt, erstattet die Hansestadt Liibeck dem Trager der
Kindertageseinrichtung den Elternbeitrag in Héhe der Ermafigung. Fallt der Elternbeitrag fir den
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Besuch einer Kindertagespflegestelle an, wird der Elternbeitrag um die Héhe der Ermafigung

reduziert.
89
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2019 in Kraft.

Libeck, den 2019

Jan Lindenau
Blrgermeister
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Satzung zur Anderung der Elternbeitragssatzung fir Kindertagespflege in der
Hansestadt Libeck

Aufgrund des § 4 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28.02.2003
(GVOBL Schleswig-Holstein S. 57, zuletzt gedndert am 04.01.2018, GVOBL Schleswig-Holstein S. 6)
und der 8§81,2 und 4 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schleswig-Holstein vom 10.01.2005
(GVOBL Schleswig-Holstein, S. 27, zuletzt gedndert am 18.03.2018,, GVOBL Schleswig-Holstein, S.
69), des 8 90 des Achten Buches Sozialgesetzbuch (SGB VIII) in der Fassung vom 11.09.2012 (BGBI.
[, S. 2022, zuletzt gedndert durch Gesetz vom 19.12.2018, BGBL I, S. 2696) und der §§ 25 und 30
Kindertagesstattengesetz vom 12.12.1991 (GVOBL Schleswig-Holstein S. 651, zuletzt gedandert am
16.01.2019, GVOBL Schleswig-Holstein S. 30) wird die Elternbeitragssatzung fir Kindertagespflege in
der Hansestadt Libeck vom 01.04.2009 (Stadtzeitung vom 24.Marz 2009) in der Fassung vom
01.08.2017 (Stadtzeitung vom 18.07.2017) nach Beschlussfassung durch die Blrgerschaft der
Hansestadt Libeck vom 2019 wie folgt gedndert:

1. 8 3- Geschwisterermalfiigung — wird durch die Sozialstaffelsatzung Kindertagesbetreuung
ersetzt und entfallt an dieser Stelle.

2. 87 - Anwendung der Sozialstaffel fur Kindertagesbetreuung - wird durch die
Sozialstaffelsatzung Kindertagesbetreuung ersetzt und entfallt an dieser Stelle.

3. Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2019 in Kraft.

Lubeck, den 2019

Jan Lindenau
Blrgermeister
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» Nr. VO/2019/07679-02

offentlich

Liibeck, 14.06.2019
Antrag eines Ausschuss-Mitgliedes

Verantwortliche Bereiche:
Geschaftsstelle der Fraktion Die Unabhangigen

Bearbeitung: Christoph Baldy (E-Mail: Christoph.Baldy@Iluebeck.de Telefon: 122-1070)

Anderungsantrag des AM Detlev Stolzenberg (Die Unabhingigen)
zu: VO/2019/07679 Satzung zur sozialen Staffelung von Gebihren
oder Entgelten fur die Betreuung von Kindern in Kindertagesein-

richtungen oder Kindertagespflegestellen

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich
Antrag:

Der Beschlussvorschlag zu Punkt 1 wird durch folgende Formulierung ersetzt:

Die Satzung zur sozialen Staffelung von Elternbeitragen in Liibeck (Anlage 1) wird unter der
MafRgabe beschlossen, dass §4 Satz 2 wie folgt formuliert wird:

,von dem die Einkommensgrenze (ibersteigenden Betrag ist ein Anteil von 50 v.H. als El-
ternbeitrag zu zahlen.*

Die Satzung tritt mit Wirkung vom 01.08.2019 in Kraft.

Begriindung:

Der von der Verwaltung vorgelegte Satzungsentwurf belastet die Bezieher*innen von Ein-
kommen, die knapp (ber der Grenze der Beitragsfreiheit liegen, sehr stark. Diese soziale
Schieflage wollen wir beseitigen.

Die von der Verwaltung vorgeschlagene Regelung sieht vor, dass eine Familie, deren Mo-
natseinkommen 320 Euro (ber der Grenze der Beitragsfreiheit liegt, flir einen Ganztagskita-
platz (10 Stunden) den Héchstsatz von 253 Euro bezahlen muss.

Eine Familie, deren Einkommen die Grenze der Beitragsfreiheit um 1000, 2000 oder 5000
Euro Uberschreitet, zahlt exakt den gleichen Héchstsatz. Das ist aus unserer Sicht zutiefst
unsozial.

Kurzfristig ist dies abzumildern, in dem nur 50 Prozent des die Einkommensgrenze (iberstei-
genden Beitrages eingesetzt werden muss. Dann miisste die Familie mit einem Einkommen
320 Euro (iber der Grenze nur 160 Euro fiir den Kitaplatz zahlen. Erst bei einem Uberschrei-
ten der Einkommensgrenze von mehr als 500 Euro wére der Héchstsatz von 253 Euro féllig.
Die Landeshauptstadt Kiel schreibt in ihrer Satzung in §8 Satz (5) einen Satz von 45 Prozent
fest (vgl. Anhang 1). Mit den 50 Prozent sind wir schon recht nahe dabei.

Diese Regelung ist aus unserer Sicht nicht ideal, im Jugendhilfeausschuss hatten wir des-

Seite: 1/2
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halb einen Satz von 30 Prozent beantragt, viel Lob fiir unseren Ansatz bekommen, bei der
Abstimmung sind aber trotzdem die 80 Prozent beschlossen worden. Deshalb legen wir jetzt
mit 50 Prozent einen Kompromissvorschlag vor.

Anlagen :
Anhang 1: Geblhrensatzung der Landeshauptstadt Kiel

Ausschussmitglied

Seite: 2/2
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Landes-
hauptstadt Kiel %

Gebihrensatzung
der Landeshauptstadt Kiel

fur Kindertageseinrichtungen,
geforderte Tagespflege
und Gebundene Ganztagsgrundschulen

vom 12.09.2014

Aufgrund des 8§ 4 der Gemeindeordnung fur Schleswig-Holstein in der Fassung vom 28.02.2003
(GVOBI Schl.-H., S. 57 ), zuletzt geandert durch das Gesetz vom 22.02.2013 (GVOBI Schl.- H.,
S.72), der 88 1, 2, 4, 16 und 18 des Kommunalabgabengesetzes des Landes Schl.-H. in der Fas-
sung vom 10.01.2005 (GVOBI Schl.- H., S. 27) zuletzt geandert durch Gesetz vom 30.11.2012
(GVOBI. Schl.- H., S. 740), der 88 90 Abs. 1 Sozialgesetzbuch VIII in der Fassung vom 11.09.2012
(BGBI. | S. 2022), zuletzt geéndert durch Gesetz vom 29.08.2013 (BGBI. | S. 3464) sowie der 88 25
Abs. 3 und 30 Abs. 1 des Kindertagesstattengesetzes vom 12.12.1991, zuletzt gedndert durch Ge-
setz vom 03.12.2013 (GVOBI. Schl.-H. S. 466), wird nach Beschlussfassung durch die Ratsver-
sammlung vom 10.07.2014 folgende Satzung erlassen:

§1
Allgemeines

Zur teilweisen Deckung der Kosten in den Kindertageseinrichtungen, der geférderten Tages-
pflege und Gebundenen Ganztagsgrundschulen (zusammenfassend im folgenden ,Be-
treuungseinrichtungen” genannt) werden Gebihren fur die Betreuung und die Bekdstigung
der Kinder erhoben.

§2
Gebluhr fur die Betreuung in einer Kindertageseinric htung
und geforderter Tagespflege

(1) Fur die Betreuung in Kindertageseinrichtungen und geférderte Tagespflege wird fir jede Ta-
gesbetreuungsstunde eine monatliche Gebuhr erhoben. Die Tagesbetreuungsstunde betragt
1/5 der durchschnittlichen wéchentlichen Betreuungszeit. Die HOhe der Gebuhr betragt

1. 40 € monatlich pro Tagesbetreuungsstunde, bis zu dem Monat, in dem das

Kind 3 Jahre wird, wenn das Kind in einer Krippe, gefoérderten Tagespflege
oder altersgemischten Gruppe betreut wird.
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2. 31 € monatlich pro Tagesbetreuungsstunde, ab dem Monat, in dem das Kind 3
Jahre alt wird, wenn das Kind in einer Krippe, geforderten Tagespflege oder al-
tersgemischten Gruppe betreut wird.

3. 31 € monatlich pro Tagesbetreuungsstunde, unabhéngig vom Alter, wenn das
Kind in einer Elementar- oder Hortgruppe betreut wird.

(2) Bei einer Hortbetreuung in einer Kindertageseinrichtung werden finf Tagesbetreuungsstunden
berechnet, damit wird die ganztagige Betreuung in den Schulferien berlcksichtigt. Wird Rand-
zeitenbetreuung in Anspruch genommen, ist diese zusatzlich zu zahlen, ebenfalls mit 31 €
monatlich pro Tagesbetreuungsstunde.

(3) Kinder, die nur am padagogischen Mittagstisch in einer Kindertageseinrichtung teilnehmen,
zahlen eine Betreuungsgebuhr i. H. v. 31 € monatlich zzgl. Essengeld.

(4) Gastkinder in einer Kindertageseinrichtung zahlen fir die Betreuung 1,50 € je Stunde, die das
Kind tatsachlich betreut wird, unabhéngig von dem Betreuungsangebot und dem Einkommen
der Gebuhrenpflichtigen. Die Aufnahme als Gastkind ist nur fir eine Dauer von maximal 50
Betreuungstagen im Jahr maéglich.
Fir Gastkinder finden die Ermafigungsregelungen gem. 88 keine Anwendung.

§3
Gebluhr fur die Betreuung in Gebundenen Ganztagsgrun  dschulen,
Kosten fir das Mittagessen

(1) Besucht ein Kind eine Gebundene Ganztagsgrundschule, wird fur die Teilnahme an der Feri-
enbetreuung und fir die Betreuung, die vor und nach der verlasslichen Schulzeit (= Randzeit)
in Anspruch genommen wird, eine Gebtihr erhoben. Die Geblhr betragt

1. 31 € monatlich fir jede angefangene Tagesbetreuungsstunde in der Randzeitenbe-
treuung.
2. 7 € furjeden Tag, den das Kind in der Ferienbetreuung betreut wird.

(2) Die Kosten fur das Mittagessen rechnet der Anbieter des Essens direkt mit den Eltern ab.

§4
Geblhr fur das Mittagessen

(1) Die Gebiihr fur das Mittagessen in einer Kindertageseinrichtung betragt 40 €' monatlich.

(2) Die Gebuhr fir das Mittagessen in einer geférderten Tagespflegestelle betragt 28 € monatlich.

(3) Gebuhrenschuldner, die einen Anspruch auf Bildung und Teilhabe gemaf3 8§88 28 ff. Sozial-
gesetzbuch Zweites Buch (SGB Il), 8834 ff. Sozialgesetzbuch Zwolftes Buch (SGB XlI), 86
Bundeskindergeldgesetz (BKKG), 82 bzw. 83 des Asylbewerberleistungsgesetzes oder an-
deren Rechtsgrundlagen haben und einen Antrag auf Leistungen der Bildung und Teilhabe

! Die Gebuhr fur das Mittagessen setzt sich aus 28 € Wareneinsatz und 12 € anteilige Betriebskosten zusammen.
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gestellt haben, leisten auf die Gebihr nach Abs. 1 und 2 einen Eigenanteil von 20 € monat-
lich.

Eine Gebuhr fir das Mittagessen wird auf Antrag nicht erhoben, wenn ein Kind langer als an
20 aufeinanderfolgenden Betriebstagen oder wahrend eines ganzen Kalendermonats fehlt. Die
regulédren SchlieBungszeiten gem. 85 Abs. 2 dieser Satzung bleiben unberticksichtigt.

Gastkinder zahlen ein Essengeld i. H. v. 3€ pro Tag.

§5
Entstehung und Falligkeit der Gebtihr

Die Gebihrenpflicht fur die Betreuung in einer Betreuungseinrichtung entsteht mit Beginn des
Monats, fir den das Kind laut Betreuungsvertrag angemeldet ist. Die Gebuhren sind bis zum
15. des jeweiligen Monats in einer Summe an die Stadtkasse Kiel zu zahlen. Nachforderungen
werden einen Monat nach Bekanntgabe féllig. Die Zahlung hat bargeldlos zu erfolgen.

Fir Kinder, die vor dem 16. eines Monats in eine Betreuungseinrichtung aufgenommen wer-
den, ist im Aufnahmemonat die volle Monatsgebtihr, fir Kinder, die ab dem 16. eines Monats
aufgenommen werden, die halbe Monatsgebtihr zu zahlen.

Die Gebuhr wird kalendermonatlich (12 x im Jahr) fallig, auch in den Monaten, in die die regu-
laren SchlieBungszeiten der jeweiligen Betreuungseinrichtung fallen.

In Kindertageseinrichtungen und in Gebundenen Ganztagsgrundschulen betrdgt diese
SchlieRzeit maximal 4 Wochen. SonderschlieBungszeiten aus besonderem Anlass, die mehr
als finf Betriebstage andauern, sind von dieser Regelung ausgenommen.

Die Gebuhrenpflicht fir die Ferienbetreuung in einer Gebundenen Ganztagsgrundschule ent-
steht mit Beginn des Monats, in dem das Kind an der Ferienbetreuung teilnimmt. Die Falligkeit
wird mit einem Gebuhrenbescheid festgesetzt.

Die Abmeldung eines Kindes aus der Betreuung ist schriftlich in den Kindertageseinrichtungen
oder in der Gebundenen Ganztagsgrundschulen vorzunehmen. Die Abmeldefrist (Kindigungs-
frist) betragt im Zeitraum 01. August bis einschlie3lich 30. April des laufenden Kindergarten-
bzw. Schuljahresjahres zwei Wochen zum Ende des jeweiligen Kalendermonats. Fur den Zeit-
raum vom 01. Mai bis 30. Juni ist eine Kiindigung zum Monatsende ausgeschlossen. Der
nachstmdgliche Kiindigungszeitpunkt ist der 31. Juli. Uber Ausnahmen in Hartefallen ent-
scheidet das zustandige Amt.

Ist der/die Gebuhrenschuldner fur drei aufeinander folgende Monate mit der Zahlung der Ge-
bidhr oder eines nicht unerheblichen Teils der Geblhr in Verzug oder in einem Zeitraum, der
sich Uber mehr als drei Monate erstreckt, mit der Zahlung der Gebiihr in H6he eines Betrages
in Verzug, der die Gebuhr fur drei Monate erreicht, kann das Betreuungsverhaltnis gekindigt
werden.

Die Gebuhr wird auch dann in voller Hohe erhoben, wenn das Kind wegen Krankheit oder aus
anderen Griinden die Betreuungseinrichtung nicht besucht.
Andert sich der Betreuungsumfang im laufenden Monat, gilt Absatz 1 Satz 5 entsprechend.

-4-
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§6
Saumniszuschlage und Mahnkosten

Die Falligkeitstermine werden durch Gebiuhrenbescheid festgesetzt. Bei verspateter Zahlung
ist fur jeden angefangenen Monat der Saumnis ein Sdumniszuschlag von 1% des ruckstan-
digen Betrages zu entrichten. Bei erfolgter Mahnung fallen zusatzlich Mahngebihren nach
der Vollzugs- und Vollstreckungskostenverordnung an.

87
Gebihrenschuldner

Zur Zahlung der Gebltihr bei der Betreuung ist verpflichtet:

a) der Elternteil, der das Kind angemeldet hat

b) der andere Elternteil, wenn er neben dem anmeldenden Elternteil Inhaber der elterlichen
Sorge ist und mit dem Kind zusammenlebt oder aus einem anderen Grund mit verpflichtet
wurde

c) der Elternteil, bei dem sich das Kind tUberwiegend aufhalt

d) eine sonstige Person, die das Kind angemeldet hat

e) die Einrichtung, in der sich das Kind in einer stationaren Ma3nahme gem. SGB VIII/XII be-
findet.

Mehrere Verpflichtete haften gesamtschuldnerisch.

88
Sozialstaffelermafigung
(geringes Einkommen, Geschwister, Pflegekinder)

Grundsatzlich ist fur die Betreuung in einer Betreuungseinrichtung die Regelgebuhr fur die
Betreuung gem. 82 und 83 dieser Gebuhrensatzung zu zahlen. Eine Ermafigung der Ge-
buhr auf Grund der nachfolgenden Sozialstaffel erfolgt nur auf Antrag der Gebihrenschuld-
ner. Die ErmaRigungsantrdge werden frilhestens ab dem Monat bertcksichtigt, in dem der
Antrag bei der Landeshauptstadt Kiel eingeht. Im Einzelfall kann eine rickwirkende Ermani-
gung bis zu 12 Monate erfolgen, wenn die ErmafRigungsvoraussetzungen lickenlos nachge-
wiesen werden. Uber weitere Ausnahmen des ErmaRigungsbeginns entscheidet das zustan-
dige Amt.

Die ErmaRigungsregelungen gelten ausschliel3lich fir Kieler Kinder, also Kinder, die ihren
Hauptwohnsitz und ihren Lebensmittelpunkt in Kiel haben und eine im Kindertagesstattenbe-
darfsplan der Landeshauptstadt Kiel enthaltene Kindertageseinrichtung, eine Gebundene
Ganztagsgrundschule im Kieler Stadtgebiet oder geftrderte Tagespflegestelle besuchen.
Ebenso mussen die Gebihrenschuldner ihren Hauptwohnsitz und Lebensmittelpunkt in Kiel
haben.

-5-
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Mal3geblich fir die Gewahrung einer SozialstaffelermaRligung wegen geringen Einkommens
ist die ermittelte Einkommensgrenze. Diese setzt sich zusammen aus:

a) Grundbetrag in Hohe des Zweifachen der Regelbedarfsstufe | nach der Anlage zu 8§28
SGB XII fur einen Gebuhrenschuldner

b) Familienzuschlag in Hohe von 70% der Regelbedarfsstufe | der Anlage zu §28 SGB XI|
fur jedes weitere bertcksichtigungsfahige Familienmitglied und

c) einen Betrag fur die Kosten der Unterkunft in Hohe des monatlichen Hochstbetrages dem
Wohngeldgesetze (812 Abs. (1) WoGG, Mietstufe V)

Die Hohe der Einkommensgrenze ist der Richtlinie der Landeshauptstadt Kiel fur die Er-
maRigung von Gebihren und Elternbeitragen fir die B etreuung in Kindertageseinrich-
tungen, geférderter Tagespflege, Gebundenen Ganztag  sgrundschulen und Betreuten
Grundschulen und im Internet unter www.kiel.de ist zu entnehmen.

Der Einkommensgrenze wird das Familieneinkommen gegeniibergestellt. Wenn das Fami-
lieneinkommen unter der Einkommensgrenze liegt, erfolgt eine Ermafigung der Gebuhr fur
die Betreuung um 100%.

Liegt das Familieneinkommen tiber der Einkommensgrenze sind vom Uberschreitungsbetrag
45% als Geblhr zu zahlen, hdchstens jedoch die Regelgebihr.

Bei gleichzeitigem Besuch von Geschwisterkindern in einer gemaR § 1 KiTaG geftrderten
Kindertageseinrichtung, einer geférderten Tagespflegestelle oder Gebundene Ganztags-
grundschule wird eine ErmaRigung der Gebuhr fir die Betreuung vorgenommen, wenn die
Geschwisterkinder in einem Haushalt leben. Diese Regelung gilt auch fiir Stiefgeschwister,
die in einem Haushalt leben. Die H6he der Ermafiigung richtet sich nach der Hohe der zu
zahlenden Regelgebdhr.

- Die hochste Gebuhr ist voll zu zahlen,

- die zweithéchste Gebuhr wird um 50 % ermaRigt,

- ab der dritth6chsten Gebdhr, erfolgt eine Ermafiigung um 100 %.

Die Summe aller Gebihren fir die Betreuung der Geschwisterkinder, darf den 45%igen
Uberschreitungsbetrag gem. Abs. 5 jedoch nicht iiberschreiten.

Fur die GeblUhren der Ferienbetreuung in Gebundenen Ganztagsgrundschulen gilt der Pro-
zentsatz der Geschwisterermalligung, der gegebenenfalls auch fir die Randzeitenbetreuung
festgesetzt wurde.

Fur Kinder in Vollzeitpflege erhalten die Pflegeeltern eine ErmaRigung der Betreuungsgebiihr
von 70%.

Die einkommensunabhéngige Geschwisterermafigung wird fur die Dauer des Bestehens der
Anspruchsvoraussetzungen gewahrt. Ein Wegfall der Voraussetzungen ist von den Gebih-
renschuldnern beim zusténdigen Amt anzuzeigen.

Die Festsetzung der einkommensabhangigen Sozialstaffelermafligung gilt solange der Be-
treuungsumfang unverandert ist, das Familieneinkommen sich nicht um mehr als 50 € erhéht
oder verringert oder die Anzahl der beriicksichtigungsféahigen Personen im Haushalt unver-
andert ist. Uberprifungen durch das zustandige Amt, ob die Bewilligungsvoraussetzungen

-6 -
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weiterhin vorliegen, sind moglich. Aktuelle Einkommens- und Voraussetzungsnachweise sind
von dem Gebuhrenschuldner nach Aufforderung des Amtes dort vorzulegen.

Das Antrags- und Bewilligungsverfahren wird in der Richtlinie der Landeshauptstadt Kiel
fur die Erm&Rigung von Gebihren und Elternbeitrage fur die Betreuung in Kinderta-
geseinrichtungen, geférderter Tagespflege, Gebunde  nen Ganztagsgrundschulen und
Betreuten Grundschulen in ihrer jeweils glltigen Fassung geregelt.

In begrindeten Ausnahmefallen kdnnen die Gebuhren nach dieser Satzung Uber § 8 hinaus
zusatzlich ermafigt werden, wenn dies zum Wohle des Kindes erforderlich ist. Die Entschei-
dung trifft das zustandige Amt.

Der antragsgebundene Anspruch auf Ubernahme und Erlass gem. § 90 Abs. (3) SGB VI
besteht neben dieser Sozialstaffelregelung.

89
Ermittlung des Familieneinkommens

Das Familieneinkommen setzt sich aus samtlichen Einklnften der bericksichtigungsfahigen
Personen im Haushalt der Familie zusammen.

Zum Familieneinkommen zéhlen u.a. Einkiinfte aus selbststandiger und nicht selbststandiger
sowie sozialversicherungs- oder steuerpflichtiger Arbeit, aus Kapitalvermdgen, Vermietungen
und Verpachtungen, Renten, Arbeitslosengeld I, Leistungen nach dem SGB Xll und SGB I,
Betreuungsgeld, Elterngeld, Kindergeld, Krankengeld, Mutterschaftsgeld, Unterhaltsbeitrage,
Leistungen nach dem Wohngeldgesetz, Provisionen, Sparzulagen, Sonderzuwendungen,
Leistungen nach dem BafoG (jedoch nur mit dem nicht rickzahlbaren Anteil und ohne den
Kinderbetreuungszuschlag gem. 814b Baf0G), Steuererstattungen (werden gezwolftelt und
in dem Jahr des Zuflusses der Rlckerstattung als Einkommen berlcksichtigt).

Es wird das zum Zeitpunkt der Antragstellung aktuelle Einkommen zugrunde gelegt. Eine
Ermittlung des Einkommens erfolgt in der Regel aufgrund der Vorlage von Verdienstabrech-
nungen.

Bei schwankenden Einkommen wird das Durchschnittseinkommen zugrunde gelegt. Einmali-
ge Einnahmen sind auf einen Zeitraum von 12 Monaten zu verteilen (z.B. Weihnachtsgeld,
Urlaubsgeld, Leistungspramien).

Die Einnahmen eines Stiefelternteils des Kindes, werden nur in Hohe eines fiktiven Ehegat-
tenunterhaltes berticksichtigt.

Einkommen aus selbstandiger Arbeit ist der Gewinn zuztglich der Abschreibung (AfA). Die
Bilanz, der vorzulegende Jahresabschluss (Gewinn- und Verlustrechnung, Gewinnermittlung,
Einnahmeutberschussrechnung) und der Einkommensteuerbescheid soll nicht &lter als ein
Jahr sein. Verfugt der Gebuhrenpflichtige noch nicht Gber diese Unterlagen, werden auch der
Jahresabschluss und der Einkommensteuerbescheid vom Vorjahr als Nachweis anerkannt.
Das zugrunde zu legende Einkommen erhoht sich dann fir jedes weiter zuriickliegende Jahr
um 3 %.

-7-
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Verluste aus selbstandiger Tatigkeit, Vermietung oder Verpachtung auch aus Vorjahren blei-
ben bei der Berechnung des Familieneinkommens unbericksichtigt.

(5) Vom Einkommen sind folgende Beitrdge und Ausgaben abzugsfahig:

tatsachlich gezahlte Steuern auf das Einkommen

Solidaritatszuschlag

Sozialversicherungsbeitrdge nach den gesetzlichen Vorschriften; sind die Beitrags-
pflichtigen nicht sozialversicherungspflichtig, sind die Kosten der angemessenen
Kranken- und Altersvorsorge abzugsfahig

Pflegeversicherungsbeitrage

die mit der Erzielung des Einkommens notwendigen Ausgaben (Werbungskosten)
Unterhaltsverpflichtungen nach den gesetzlichen Vorschriften.

810
Datenschutzklausel

Die Landeshauptstadt Kiel darf die zur Durchflihrung dieser Satzung und die mit der Antragstellung
erforderlichen personenbezogenen Daten erheben, speichern und weiter verarbeiten. Die Nutzung
und Verarbeitung der Daten erfolgt unter Beachtung der Vorschriften des Sozialgesetzbuches ViIlI
(SGB VIII) in der jeweils geltenden Fassung.

811
Inkrafttreten

Diese Satzung tritt mit Wirkung vom 01.01.2015 in Kraft.
Gleichzeitig tritt die Gebuhrensatzung der Landeshauptstadt Kiel fir Kindertageseinrichtungen und
fur geforderte Tagespflege vom 14.06.2005 aul3er Kraft.

Kiel, den 12.09.2014

Dr. Ulf Kampfer
Oberbirgermeister
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Hansestadt LUBECK %
» Nr. VO/2019/07479
offentlich

Liibeck, 11.04.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
4.401 - Schule und Sport

Bearbeitung: Sonja Rieper (E-Mail: sonja.rieper@luebeck.de Telefon: 122-4014)

Raumbedarf Ganztag an Schule - Anpassung der Raumprogramme

Die Vorlage schliel3t eine Antwort auf die Anfrage des AM Kristina
Aberle und AM Daniel Kerlin zum Raumbedarf bei der Schulkinder-
betreuung VO/ 2019/07139 mit ein.

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
27.05.2019 Senat Nichtéffentlich zur Senatsberatung
13.06.2019  Schul- und Sportausschuss Offentlich zur Vorberatung
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung
20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Libeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Das vorgeschlagene Richtwerte-Modell zum Raumprogramm Ganztag an Schule wird
Grundlage weiterer Schulentwicklungsplanung in der Hansestadt Libeck.

2. Die Ausstattung der Klassenraume in den Grundschulen wird kinftig nach den Kriterien

ganztagiger Nutzung in Zusammenarbeit von Schulen und Tragern der offenen Ganztags-
schule weiterentwickelt.

Verfahren:

Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: Haushalt und Steuerung: Zustimmung
Ergebnis:

Gebaudemanagement: Zustimmung

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen X | Ja

gem. § 47 f GO ist erfolgt: Nein

Begrindung: Die Beteiligung der Schuler/-innen ist im
Rahmen der Ganztagsschule regelmaRig
vorgesehen.

Die MalRnahme ist: X | neu
freiwillig

vorgeschrieben durch:

Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja (Anlage 1)
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Begriindung:

1. Einleitung

Im Zuge des Ausbaus der schulischen Betreuungs- und Ganztagsangebote stellt sich paral-
lel zur padagogischen Qualitatsentwicklung zunehmend die Frage der Raumlichkeiten. Ziel
ist es, dass sich das Schulgebaude als ganztagiger Lebens- und Lernort ausrichtet und die
Ganztagsbedirfnisse der Kinder nach Bewegung, Spiel und Ruhe ausreichend beriicksich-
tigt sind.

2. Sachstand

57% der Grundschuler/-innen halt sich bereits heute auch am Nachmittag in der Schule auf
und es ist davon auszugehen, dass sich die Teilnehmerzahl weiter steigern wird, gerade
auch im Hinblick auf einen mdglichen geplanten Rechtsanspruch auf Schulkindbetreuung.

Grundsatzlich stehen alle Raumlichkeiten des Schulgebaudes, die am Vormittag von den
Schulkindern genutzt werden, auch am Nachmittag fur die Betreuungskinder zur Verfigung.
Das Raumprogramm einer Schule beinhaltet neben den Ganztagsrdaumen auch Klassen-
und Mehrzweckrdume, die Mensa und die Sporthalle. Aufierdem kann das Schulgelande
einbezogen werden.

Die Aufnahme der Betreuungskinder erfolgt in der Regel direkt vor Ort in Absprache zwi-
schen Schulleitung und Trager der Ganztagsschule. Mittlerweile ist der Schulplatz sehr eng
damit verbunden, ob auch ein Betreuungsplatz zur Verfliigung gestellt werden kann. Bei
raumlichen Problemen wird eine Absprache mit dem Bereich Schule und Sport getroffen.
Eine Warteliste entsteht nur in wenigen Ausnahmefallen, so die Erfahrung aus den letzten
Jahren.

Eine maximale Zahl der Betreuungsplatze pro Schulstandort wird daher nicht festgelegt. Es
liegt zunachst in der fachlichen Verantwortung von Schule und Trager, ob eine Aufnahme
gewahrleistet werden kann und das Betreuungskonzept im Rahmen der Raumlichkeiten um-
setzbar ist.

Da die Kinder in der schulischen Betreuung flexibel in den Raumen und Gruppenkonstellatio-
nen wechseln, sollte in Kombination von eigenen Ganztagsraumen und Klassenraumen in
Doppelnutzung ausreichend Flache im Schulgebaude vorhanden sein — denn am Vormittag
ist ja auch gentigend Platz.

Damit sich die vorhandenen Flachen unter dem Aspekt der ganztagigen Nutzung weiterent-
wickeln, ist ein gemeinsamer Prozess zur Raumgestaltung erforderlich. Im letzten Schuljahr
hat sich eine Arbeitsgruppe mit Vertretern aus Schulen, Tragern der offenen Ganztagsschu-
le, dem Gebaudemanagement, Schulamt sowie dem Bereich Schule und Sport damit be-
schaftigt, wie sich Klassenrdume gemeinsam nutzen lassen, welchen Standard ein Raum
haben muss, um den padagogischen Bedarfen von Vor- und Nachmittag gerecht zu werden
und welche Moblierung dafir geeignet ist.

Im Ergebnis wurde festgestellt, dass die Doppelnutzung von Klassenraumen neben einem
Umdenken der Beteiligten ein individuelles Raumkonzept erfordert, bevor entsprechende
Mobel angeschafft werden. Dabei sind bei der Gestaltung der Rdume sowohl Aspekte des
Unterrichts als auch die Rahmenbedingungen des Ganztags zu beachten. Zu prufen ist:

- Entsprechen die Raume den Anforderungen des Unterrichts und des Ganztags?

- Konnen die Mitarbeiterinnen an Schule (Lehrkrafte am Vormittag und Betreuungskraf-
te am Nachmittag) ohne hohen Umbauaufwand und konfliktfrei die RGume gemein-
sam nutzen?

- Welche Ausstattung bzw. welche Mébel kénnen die Doppelnutzung unterstiitzen?

Ganz wichtig ist aber die Perspektive der Kinder, die im Gegensatz zu den professionellen
Betreuerlnnen den ganzen Tag in diesen Raumen sind. Zu prifen ist daher auch:
- Bieten die Raume eine kindgerechte Umgebung, in der sie padagogisch betreut wer-
den und sich wohlfiihlen kdnnen?
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In einem ersten Schritt werden nun Schulen mit noch nicht ausreichenden Raumkapazitaten
und/oder hoher Teilnahmefrequenz im Ganztag ein Budget zur Méblierung von Klassenrau-
men in Doppelnutzung erhalten, wenn ein Raumkonzept durch Schule und Trager entwickelt
wurde. FUr die Erstellung des Raumkonzepts stehen den Schulen eine Checkliste sowie ein
Beispielkatalog fir geeignete Mdbel zur Verfigung. Es ist geplant die ersten Mallnhahmen
nach den Sommerferien umzusetzen.

Nicht unerwahnt bleiben soll, dass bereits heute die Doppelnutzung von Klassenraumen in
den Schulen selbstverstandlich ist und in unterschiedlicher Auspragung stattfindet. Vor allem
sind es Klassenraume, die zur Hausaufgabenbetreuung oder zu unterschiedlichen AG-Ange-
boten mitgenutzt werden. Wie viele Klassenrdume parallel zu den Ganztagsbetreuungsrau-
men schon genutzt werden, wird vom Bereich Schule und Sport nicht erhoben (ebenso an
welchen Stellen keine Doppelnutzung zugelassen wird — s. Anfrage Aberle/ Kerlin). Schulen
und Trager sind verantwortlich, die Angebote jeweils zum Schuljahr miteinander abzustim-
men, dies schlielt die Raumfrage mit ein. Bei Klarungsbedarf wird der Bereich Schule und
Sport in der Regel eingebunden.

3. Konzept zur Anpassung der Raumprogramme fur Ganztag an Schule

In den letzten Jahren wird den Schulen neben einer Mensa oder anderweitiger alternativer
Mittagsversorgung je Zug (Klasse 1-4 einzligig) ein Ganztagsraum zugestanden (also 1-zu-
gig 1 Raum, 2-zlgig 2 Raume, 3-zlgig 3 und 4-zligig 4 Raume). Dies geschieht bisher unab-
hangig von der Anzahl der Betreuungsplatze des Standorts.

Dies stellt aber eine Ungleichbehandlung zwischen den Schulen mit einer hohen Ganztags-
quote und denen mit einer niedrigen Ganztagsquote dar, da beide den gleichen Raum be-
kommen, ohne die tatsachliche Schiilerinnen-Zahl zu berlicksichtigen. Daher soll den Schu-
len, die mehr als 100 Kinder in der Gesamtschiilerzahl haben und mehr als 50 % Teilneh-
merzahlen am ,Offenen Ganztag” aufweisen konnen, ein Bonus an Raum ermdglicht wer-
den, sodass es kunftig eine Mischkalkulation aus Rdumen und Schulerlnnen-Zahlen gibt.

Folglich soll fir Schulen mit Gber 100 Kindern Gesamtschiilerschaft folgendes Richtwerte-
Modell gelten:

- Grundprinzip weiterhin fur alle Schulen: je Zug 1 Raum von 60 m?

- 1 Mensa oder alternative Mittagsversorgung

- Teilnehmerzahl am ,Offenen Ganztag” ab 50 %: 1 weiterer Bonusraum

- Teilnehmerzahl am ,Offenen Ganztag®“ ab 70 %: noch 1 weiterer zusatzlicher Bonus-
raum.

Die bisherige Regelung hatte also die Ungerechtigkeit, dass z.B. eine 2-zligige Schule mit 35
% teilnehmenden Kindern die gleich Raumanzahl erhalt wie eine Schule mit 65 % teilneh-
menden Kindern, hier dann bislang beide 2. Durch die neue Regelung wirde die Letztere 1
weiteren Bonusraum erhalten.

Diese neue Regelung soll auch nur fiir Schulen ab 100 Kindern Gesamtschilerschaft gelten,
weil flr eine prozentuale Teilnehmerinnen-Zahl darunter hinsichtlich der realen Anzahl der
Kinder immer noch genugend Spielraum an Raumlichkeiten besteht, anders als bei Schulen
mit deutlich Gber 100 Kindern.

In der anliegenden Ubersicht wird die Auswirkung der neuen Regelung auf jeden Schul-
standort tabellarisch dargestellit.

Daraus folgt, dass es an 13 Schulstandorten einen Fehlbedarf an Ganztagsraumen gibt, fur
die aber auch schon ohne die neue Regelung ein Bedarf ermittelt wurde. Fur 6 Schulen sind
zum Teil Planungskostenansatze sowie teilweise auch grob geschatzte Baukostenansatze
zur Raumprogrammerweiterung bereits im Haushalt enthalten:

- Schule am Koggenweg
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- Kaland-Schule

- Paul-Gerhardt-Schule

- Schule am Stadtpark

- Schule Tremser Teich und
- Schule Utkiek.

Fur folgende Schulen ergibt sich darliber hinaus dann noch ein Bedarf:
- Marien-Schule
- Dom-Schule
- Kahlhorst-Schule, Hauptstandort
- Paul-Klee-Schule
- Pestalozzi-Schule
- Stadtschule Travemiinde
- GGemS St. Jurgen.

Bei diesen Schulen fehlt entweder 1 Raum oder 1 Mensa (Pestalozzi-Schule), da dort das
Essen derzeit mit zu vielen Kindern in einem nicht geeigneten Klassenraum eingenommen
wird.

Die Stadtschule Travemiinde erreicht derzeit gerade so die 51 %. Ein zusatzlicher Raumbe-
darf ergibt sich erst, wenn sich die Zahlen auch Uber die nachsten Jahre stabilisieren.

Im Vergleich hierzu wurden die beiden kreisfreien Stadte Kiel und Neumunster zu den dorti-
gen Regelungen befragt. Beide Stadte gewahren erst ab einer 3-Zigigkeit separate Ganz-
tagsraume, Kiel 1 Raum mit 60 m? Freizeitflache sowie 1 Ruheraum von 30 m?, 1 kleines
Biro und 1 Mensa. Neuminster hat bislang die gleiche Anzahl an Ganztagsrdumen zuge-
standen, gewahrt jetzt aktuell neu zusatzlich noch 1 weitere Freizeitflache von 50 m?, 1 La-
gerflache von 20 m? und ein Buro fur padagogisches Personal von 30 m2. Ansonsten ist der
Ganztag in Doppelnutzung der Klassen- und Fachraume durchzufihren. Da in Kiel und Neu-
munster anders als in der Hansestadt Libeck offenbar neben dem Offenen Ganztag an der
gleichen Schule an einigen Standorten auch noch eine Betreute Grundschule zugelassen
wird, erhalt diese dort dann 1 Raum von 60 m?2.

Im Falle eines Schulneubaus will die Stadt Kiel fur die reine Betreuung von Kindern im Ganz-
tag kunftig pro Kind 1,5 m? an gesonderter Flache zur Verflgung stellen.

Ein m>-Modell im Bestand fiir die Hansestadt Libeck ist nicht angedacht, da der Grofteil der
Libecker Schulen in denkmalgeschiitzten Altbauten untergebracht und somit die m?-Groflen
der schulischen Radume bereits variieren sowie zum groRRen Teil baulich auch nicht verklei-
nerbar oder vergroRerbar sind. Es wird aber versucht, in Absprachen vor Ort im Einzelfall
immer gute Lésungen zu erreichen, die anndhernd an die Richtwerte herankommen und flr
alle akzeptabel sind. Auch fir die Hansestadt Libeck werden m2-genaue GréfRen, die unsere
Richtwerte 1:1 erreichen nur in Neubauten erreichbar sein.

4. Ausblick

Mit dem vorgeschlagenen Richtwerte-Modell wird auf die jeweilige Auslastungsquote im
Ganztag reagiert. Es stellt in Kombination mit veranderten Einrichtungen der Klassenraume
eine gute Basis dar, um Schule als ganztagigen Lebens- und Lernort auszubauen und auf
die kindgerechten Entwicklungsbedurfnisse nach Bewegung, Spiel und Ruhe einzugehen.

Weitere Schritte sollen im Hinblick auf mdgliche Bestrebungen des Bundes, einen Rechtsan-
spruch auf Schulkindbetreuung umzusetzen, abgewartet werden. Durch einen Rechtsan-
spruch werden auch Auswirkungen auf die Raumlichkeiten entstehen.

Konkrete finanzielle Auswirkungen kdnnen zu dieser Vorlage momentan nicht benannt wer-
den. Bedarfe, die aus der Anpassung des Raumprogramms Ganztag an Schule entstehen,
ergeben sich mittel- bzw. langfristig und kdnnen aktuell nicht beziffert werden.
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Anlagen:
- Ubersicht Raumbedarf Ganztag an Schule SJ 18/19

Senatorin Kathrin Weiher
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Ganztag an Schule

Stand: Januar 2019

Heinrich-Mann-Schule

Verbund sozialtherapeutischer Einrichtungen

37%

e . . Mensa /
Rurchschpittiich Gesamtschiilerlnnen- prozentualer__A ptelvon . ..|Zustehender|Zustehender(Insg t| Vorhandene P Alternative
e Gesamtschiilerinnen- A m an GT- H Bemerkungen
. Zahl Raum je Zug| Bonusraum |zustehend| GT-Raume " Mittagsver-
. Teilnehmerinnen Zahl Raumen
Standorte Trager sorgung
Albert-Schweitzer-Schule KinderWege gGmbH 95 148 64% 2 2 1 3 3 0 M (im Bau)
Baltic-Schule KinderWege gGmbH 105 224 47% 2,75 3 0 3 3 0 M
Bugenhagen-Schule KinderWege gGmbH 115 171 67% 2 2 1 3 4 1 AM

Julius-Leber-Schule

IN VIA Libeck e.V.

45%

Gotthard-Kiihl-Schule

Hilfsdienst gGmbH

Mihlenweg-Schule IN VIA Liibeck e.V. 2 0 2

Schule Eichholz KinderWege gGmbH 127 179 71% 2 2 2 4 6,5 2,5 M
Schule Falkenfeld DKSB Ortsverband Liibeck e.V. 85 126 68% 1,75 2 1 3 3 0 AM
Schule Grénauer Baum Integrative BGS Grénauer Baum e.V. 154 182 85% 2,25 2 2 4 4 0 M
Schule Lauerholz Sprungtuch e.V. 212 334 64% 3,75 4 1 5 5 0 M
Schule Niendorf IN VIA Libeck e.V. 24 39 62% 0,5 1 1 2 1 -1 AM
Schule Roter Hahn Vorwerker Diakonie 143 244 59% 3 3 1 4 7 3 M

GroR Steinrade

AuBenstelle Niederbiissau

KinderWege gGmbH

Elternverein

Luther-Schule

Autenstelle Wulfsdorf Elterninitiative BG-Zeiten d.GSWulfsdorfev. | 31 | 41 ] 7% ] os | 1 | o [ [ 1 ] o [ Aav | |
Schule am Meer Kinderschutzbund OH 3 ! o ] 3% /1 1 ] + ! o | 1 | 3 | 2 | v | |

IN VIA Libeck e.V.

Schule Schénbdcken

Trave GGemS

KinderWege gGmbH

KidsCorner guG

Schule an der Wakenitz Kinder- und Jugendhilfeverbund gGmbH 2 0 2 3 1 M

Schule Marli Kinder- und Jugendhilfeverbund gGmbH 118 192 62% 2,5 3 1 4 4 0 M

Schule Rangenberg Schulkindbetreuung e.V. 50 90 56% 1 1 1 2 2 0 AM
1 1 2 1

Willy-Brandt-Schule

BGS Schl./Férdergemein.d.WBS u.AWO e.V.

102

158

65%

TNX100:5Z= %

D:\CCEGOV\DCSTemp\Allris\Work01308856A01_000139211.xIsx
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07291
offentlich

Liibeck, 04.04.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
5.610 - Stadtplanung und Bauordnung

Bearbeitung: Benjamin Werner (E-Mail: Benjamin.Werner@Luebeck.de Telefon: 122-6629)

Mobilitatskonzept Travemiinde

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit

29.04.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung

13.05.2019  Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fir ~ Offentlich zur Vorberatung
den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"

20.05.2019 Bauausschuss Offentlich zur Vorberatung

21.05.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung

23.05.2019 Burgerschaft der Hansestadt Libeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

1. Die Blrgerschaft nimmt das ,Mobilitdtskonzept Traveminde® inkl. Anlagen zur Kennt-
nis.

2. Die Burgerschaft beschlie3t das Mobilitatskonzept mit seinem Malinahmenkatalog als
Rahmen flr verkehrliche MaRhahmen im Stadtteil Traveminde. Das Mobilitatskon-
zept wird als Baustein in den Verkehrsentwicklungsplan fur die Gesamtstadt einflie-
Ren.

3. Der Burgermeister wird beauftragt, eine Fu3gangerzone in der Vorderreihe bis zur
Hauptsaison 2020 umzusetzen. Kurzfristig erfolgt 2019 eine Zusatzbeschilderung mit
dem Hinweis auf besondere gegenseitige Riicksichtnahme der Verkehrsteilnehmer in
der Vorderreihe.

4. Der Birgermeister wird beauftragt, vertiefende Untersuchungen zur Realisierung ei-
ner leistungsfahigen zweiten HaupterschlieBung Travemiindes fir den Kfz-Verkehr
zu veranlassen.

Verfahren:

Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: 3.327 - Verkehrsangelegenheiten
3.370 - Feuerwehr LUbeck
3.390 - Umwelt- Natur- und Verbraucherschutz
3.700 - Entsorgungsbetriebe Libeck
5.660 - Stadtgriin und Verkehr
5.691 — Libeck Port Authority
Stadtverkehr Libeck
Lubeck und Traveminde Marketing
Polizei
Wirtschaftsférderung Libeck
Landesbetrieb Stral’en und Verkehr-SH

Ergebnis: Grundsatzlich zustimmend; die zu den einzel-
nen Mallnahmen gegebenen Anregungen
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werden in der vertiefenden Bearbeitung auf-
gegriffen und dort abschlieRend bearbeitet
(z.T. noch nicht Gegenstand der derzeitigen
konzeptionellen Bearbeitung auf Stadtteilebe-
ne)

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen | X | Ja, im Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung

gem. § 47 f GO ist erfolgt: Nein
Begrindung:
Die Malinahme ist: neu
X | freiwillig
vorgeschrieben durch:
Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja
Begriindung:

Mit Beschluss vom 26.02.2015 betraute die Blrgerschaft den Burgermeister mit der Aufstel-
lung eines Gesamtverkehrsplans flir den Stadtteil Travemiinde unter Berlicksichtigung eines
verkehrspolitischen Leitbilds:

,Dabei ist die immer geringere Automobilitdt der zunehmend alter werdenden Bevolkerung
ebenso zu bertcksichtigen wie das Interesse klnftiger Neubtrgerinnen und Neublrger an
einem attraktiven Lebensraum mit einer moéglichsten intakten Umwelt und einem nachhalti-
gen Verkehrsangebot. Ebenso ist dabei zu beachten, dass der immer wichtiger werdende
sanfte Tourismus weiter gefordert wird. Travemiinde soll ein (er)lebenswerter Ort der kurzen
Wege fur FuRganger und Radfahrer werden, der im Halbstundentakt mit der Bahn zu errei-
chen ist und in dem Autofahrer attraktive Parkplatze in ausreichender Anzahl vorfinden. Die
Ausweisung von mehr Tempo-30-Zonen und Verkehrsflachen als ,shared space’ soll dabei
gepriuft werden. Bei der stufenweisen Erstellung von Leitbild und Gesamtverkehrsplan sind
die Burgerinnen und Burger vor Ort friihzeitig zu beteiligen® (VO/2015/02384).

Darlber hinaus entstanden im Rahmen der Ausarbeitungen weitere Auftrage der Blrger-
schaft bzw. des Bauausschusses, die im vorliegenden Mobilitdtskonzept behandelt wurden.
Hierzu gehoéren insbesondere eine Prifung der Realisierbarkeit einer Umwandlung der "Vor-
derreihe" in eine Fullgangerzone (VO/2017/05297), die Prifung einer Zusatzbeschilderung
in der Vorderreihe zur Verbesserung der Verkehrssituation (VO/2017/05298) sowie die Er-
stellung einer Machbarkeitsstudie zum Bau einer Tiefgarage auf dem Leuchtenfeld
(VO/2018/05779).

Verkehrspolitisches Leitbild fiir Travemiinde

Die zu bericksichtigenden verkehrspolitischen Randbedingungen und Ziele sind im Burger-
schaftsauftrag VO/2015/02384 formuliert (s.o0.).

Darlber hinaus ist das allgemeine Ziel der Verkehrsplanung, die Mobilitatsbedurfnisse von
Menschen und Waren sicher, effizient, komfortabel sowie stadt- und umweltvertraglich abzu-
wickeln.

Erarbeitungsprozess

Das Mobilitatskonzept Travemunde wurde von der Abteilung 5.610.4 Verkehrsplanung er-
stellt. Neben der erfolgten Beteiligung der Blirgerinnen und Blrger erfolgte von hier aus auch
die Abstimmung mit den Tragern 6ffentlicher Belange (TOB).
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Die Einbindung und Beteiligung der TOB und Birger/-innen erfolgte dabei nicht singular,
sondern begleiteten den Prozess zur Erstellung des Konzepts wahrend der gesamten Bear-
beitungszeit. Auf diesem Wege konnte sichergestellt werden, dass die wesentlichen Belange
umfassend bericksichtigt wurden:

e Sommer 2015 Umfangreiche Verkehrserhebungen als Datengrundlage

e 11.11.2015 Ortsrat Travemunde: Vorstellen des vorgesehenen Erarbeitungsprozes-
ses
07.09.2016 — 30.09.2016 Erste Beteiligung der Bereiche und SL/LVG
28.02.2017 Erste Veranstaltung zur Blrgerbeteiligung
31.03.2017 Kinder- und Jugendbeteiligung
24.08.2017 — 14.09.2017 Zweite Beteiligung der Bereiche und SL/LVG
21.11.2017 Zweite Veranstaltung zur Burgerbeteiligung
22.10.2018 Stadtteilkonferenz Travemiinde

Die Dokumentationen der Blrgerveranstaltungen sind unter
http://stadtentwicklung.luebeck.de/stadtplanung/verkehrsplanung/travemuende.html
bereitgestellt.

Randbedingungen/Grundlagen

In Travemlinde ergeben sich aus den 6rtlichen Randbedingungen (z.B. Tagesgaste, Urlau-
ber und Hafenwirtschaft) besondere verkehrliche Anforderungen und Herausforderungen.
Zudem befinden sich zurzeit mehrere groRere Bauprojekte in der Entwicklung, die Einfluss
auf den zuklnftigen Verkehr in Travemiinde haben werden. Das Verkehrskonzept muss da-
her aufzeigen, wie das Travemiinder Verkehrsnetz ein grundsatzlich steigendes Verkehrs-
aufkommen (durch neue Wohngebiete und touristische Projekte) und zunehmende tempora-
re Verkehrsspitzen (durch GroRveranstaltungen, An- und Abreiseverkehr sowie Baustellen-
verkehr) aufnehmen kann. Die vielfaltigen Nutzungen in Travemunde haben jedoch verschie-
dene Anspriche. Im Rahmen des Verkehrskonzepts ist darauf zu achten, dass einzelne Nut-
zungsanspriche nicht zu Beeintrachtigungen der anderen Funktionen flihren. So sind bei
einer Anpassung der Verkehrswege an die Spitzennachfrage Nachteile flir andere Nutzun-
gen im restlichen Jahr zu beflrchten.

Das Verkehrskonzept ist aufgrund dieser Dringlichkeit ein vorgezogenes Teilkonzept eines
zuklnftigen gesamtstadtischen Verkehrsentwicklungsplans (VEP). Die besonderen verkehrli-
chen Randbedingungen Travemiindes lassen sich im Rahmen eines Stadtteilverkehrskon-
zepts besser behandeln und detaillierter betrachten als dies bei einem stadtweiten VEP der
Fall ware.

Bestandsaufnahme

Durch die hohe touristische Nutzung in Travemiinde befinden sich entlang der Uferpromena-
den hochwertige offentliche Raume, die sowohl den Besucherlnnen als auch den Einwohne-
rinnen zugutekommen. Daneben ist jedoch festzustellen, dass es in vielen Strallenrgumen
an Aufenthaltsqualitdt mangelt. Die Grinde reichen vom baulichen Zustand Uber den Stra-
Renquerschnitt bis hin zur mangelhaften Gestaltung:

- Die Dominanz des Kfz-Verkehrs ist bspw. an der Bertlingstral’e und am Moorredder
eine einschrankende Komponente der Aufenthaltsfunktion flir FuRganger.

- Konflikte zwischen Rad- und Ful3verkehr bestehen z.B. in der Vorderreihe und
schranken die Aufenthaltsqualitat ein.

- Fur Zugreisende vom Strandbahnhof ist die Bertlingstrale das Eingangstor nach Tra-
veminde. Die heutige Gestaltung des Vorfelds am Strandbahnhof bis zur Strandpro-
menade |adt allerdings nicht zum Verweilen ein. Auf dem Bahnhofsvorplatz wird ge-
parkt, in der BertlingstralRe ist in der Hauptsaison viel Kfz-Verkehr unterwegs.
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- Eine Vielzahl der Mangel (Kfz-gerechte Gestaltung des StralRenraums sowie Konflikte
mit dem Radverkehr) fuhrt auch zu Einschrankungen fur den FuRverkehr. Insbeson-
dere entlang der Vogteistralle mangelt es z.B. an Querungshilfen.

- Die hohe touristische Nutzung fuhrt in der Vorderreihe allerdings auch dazu, dass die
Aullengastronomie viel Flache des stralRenbegleitenden Gehwegs, zu deren Nutzung
FuRganger prinzipiell verpflichtet sind, einnimmt. In der Folge und durch den hohen
Fuverkehr (insbesondere in den Sommermonaten) weichen die Fuganger auf die
Fahrbahn aus.

- An vielen wichtigen Wegeverbindungen wie dem Moorredder und der Vogteistralle
mangelt es an einer adaquaten Wegegestaltung, die den Anforderungen des Radver-
kehrs gerecht wird. Darlber hinaus wird ein nicht zu vernachlassigender Anteil der
Radwege als Zweirichtungsradwege gefluhrt, die ein erhdhtes Unfallrisiko innehalten.

- Weitere Mangel sind die Erreichbarkeit des Hafenhauses flir den Ful3- und Radver-
kehr, die Uberhdhte Fahrgeschwindigkeit in Ivendorf und die Konflikte zwischen Ful3-
und Radverkehr am begleitenden Weg des Brodtener Steilufers.

Grundséatzlich bleibt aber auch festzuhalten, dass prinzipiell alle Wegeverbindungen genutzt
und Zielorte zu Fufd, mit dem Rad oder dem Pkw erreicht werden kdnnen.

Ebenfalls positiv ist festzuhalten, dass die OPNV-Bedienung in Travemiinde neben einem
Busverkehr auch Uber Regelverbindungen des Zug- und Fahrverkehrs verfugt. Wahrend die
Zugverbindung eine schnelle Verbindung des Ortsteils an das Zentrum Liibecks im Stunden-
takt erméglicht (die Durchbindung aus Richtung Hamburg an den Wochenenden der Som-
mermonate betont zudem die touristische Bedeutung), deckt der Busverkehr mit seinem en-
gen Haltestellenraster und der daraus resultierenden Erreichbarkeit nahezu den kompletten
Stadltteil ab. Die Fahrverbindungen stellen zudem die Anbindung der Priwall-Halbinsel sicher.

Allerdings verfligen diese Angebote Uber eine geringe Taktung. Dies gilt insbesondere fur
den Zugverkehr (60-Minuten-Takt; kein Nachtverkehr) und den Busverkehr (vereinzelt gerin-
ge Taktung sowie mangelnder Nachtverkehr). Auch ist der Ausstattungsstandard der Halte-
stellen als gering einzustufen. Es mangelt insbesondere an Ldsungen zur Integration des
OPNV (bspw. Bike and Ride Anlagen). In den WohnstraRen kann zudem kostenlos geparkt
werden. Ortskundige Tagesgaste parken daher hier und nicht auf den kostenpflichtigen Park-
platzen. Durch das Parken am Fahrbahnrand kommt es in einigen Stral’en dazu, dass die
Fahrgasse zu schmal ist, so dass ein Begegnungsverkehr von Bussen und Pkw teils nicht
gewabhrleistet ist und es zu Verspatungen im Busverkehr kommt.

Fur den ruhenden Verkehr stehen heute mit rund 2800 — auch in der Hauptsaison — aus
Sicht der Verwaltung ausreichend o6ffentliche Parkplatze zur Verfligung. Diese sind in der
Regel nicht voll belegt. In Sondersituationen wie der Traveminder Woche wird die Kapazi-
tatsgrenze der zentralen Parkplatze zwar erreicht, aber es stehen z.B. am Kowitzberg noch
ausreichende Kapazitaten zur Verfligung. Zudem werden provisorische Parkplatze auf einer
landwirtschaftlichen Flache am Dreilingsberg zur Verfiigung gestellt.

Durch die geplanten und bereits realisierten Bauprojekte sind einige Parkplatze allerdings
entfallen. Diesen Wegfall kompensiert das Parkraumkonzept, das im Rahmen des Verkehrs-
konzept Travemindes aufgestellt wurde und auch Bedarfsparkplatze fur GroRveranstaltun-
gen berucksichtigt, in gleichem Umfang (siehe Anlage 1).

Die detaillierten Analysekarten stehen unter http://stadtentwicklung.luebeck.de/stadtpla-
nung/verkehrsplanung/travemuende.html
bereit.

Verkehrsprognose

Fir die Prognose wird davon ausgegangen, dass das Verhalten sowohl von Bewohnerinnen
und Bewohnern als auch von Besucherinnen und Besuchern bei der Verkehrsmittelwahl kon-
stant bleibt, weshalb die bestehende Haushaltsbefragung aus dem Jahr 2010 zugrunde ge-
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legt wird. Angestrebt wird eine Reduzierung des Pkw-Anteils durch die im vorliegenden Kon-
zept dargestellten MaRnahmen. Inwieweit diese Verschiebung der Anteile tatsachlich eintritt,
ist derzeit nicht serids quantifizierbar. Es wird daher von einem ,Worst-Case-Szenario* aus-
gegangen:

e 44% aller Wege der Travemunderinnen und Traveminder werden mit dem Pkw oder
motorisierten Zweiradern zurlckgelegt,

o 25% der Wege zu Ful},

e 17% im offentlichen Verkehr (Bus, Bahn, Féhre und Taxi) und

e 14% mit dem Fahrrad.

Fir den Prognose-Basisfall wurden alle Projekte des Wohnungsbaus und Tourismus, die
entweder schon Uber Baurecht verfligen oder einen fortgeschrittenen Projektstand haben,
berlcksichtigt.

Bei Umsetzung aller avisierten Bauprojekte ist mit einer Zunahme des Kfz-Verkehrs um rund
25% im Vergleich zu der heutigen Verkehrsbelastung zu rechnen (siehe Anlage 2). Da Tra-
veminde im Wesentlichen nur Uber eine Ortszufahrt verflgt, fallt ein Grofteil dieser Zunah-
me auf die B75/ Gneversdorfer Weg. Aber auch Stralen der inneren ErschlieBung wie die
Vogteistralde und der Howingsbrook werden einen verhaltnismaRig grofien Zuwachs erfah-
ren.

Das ermittelte Gesamtverkehrsaufkommen kann mit dem bestehenden Netz noch abgewi-
ckelt werden. Dies setzt aber eine punktuelle Optimierung des Netzes voraus; etwa an Kreu-
zungen oder durch Ampelschaltungen.

Bereits heute schon vorhandene Konfliktpunkte zwischen dem Pkw- und dem ubrigen Ver-
kehr werden durch die prognostizierte Zunahme jedoch absehbar verstarkt.

Konzept

Die Erkenntnisse, die aus den vorlaufenden Partizipationsprozessen und der Bestandsanaly-
se gewonnen wurden, sind Grundlage fur die Ausrichtung und Schwerpunkte des Mobilitats-
konzepts. Hinzu kommt der Auftrag der Blrgerschaft, der die Anforderungen an die Inhalte
des Mobilitatskonzepts umrissen hat.

Vom Grundsatz her lassen sich die Themenfelder des Konzepts wie folgt formulieren und
priorisieren:

1. Optimierung des bestehenden Verkehrsnetzes

Hierunter fallen alle MalRnahmenvorschlage der aufderen und inneren ErschlieBung, die auf
die Ertlichtigung des bestehenden Verkehrsnetzes im Hinblick auf die zu erwartende Ver-
kehrslast abzielen. Letztere resultiert, wie oben aufgefliihrt, aus den neuen Nutzungen, die
fur den Ortsteil Traveminde in Planung sind. Da die Malknahmenvorschlage auch grof3ere
Knotenpunkte und Stralenbaumalinahmen beinhalten, ist davon auszugehen, dass eine
entsprechende Planung und Umsetzung teils mit hohen Aufwendungen verbunden ist.
Gleichzeitig sind diese Malinahmenvorschlage prioritéar auszufilhren, da sie letztlich die Ba-
sis fur eine befriedigende Verkehrsqualitat darstellen. Indem die bestehenden Anlagen des
StraBenverkehrs (insb. Lichtsignalanlagen und Fahrbahnen) erweitert, neu geordnet oder
optimiert werden, kann weitestgehend auf umfangreiche Neuanlagen von Strallenziigen ver-
zichtet werden.

Die damit einhergehend Leistungssteigerung des Bestandsnetzes schlagt sich vorrangig im
Kfz-Verkehr nieder. Die MaRnahmenvorschlage haben dartber hinaus aber auch einen Nut-
zen flr den Rad- und FuRverkehr und tragen damit zur Minderung bereits bestehender Kon-
flikte im StralRenverkehr bei.

2. Konfliktvermeidung zur Gewahrleistung der Verkehrssicherheit
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Die MaRnahmenvorschlage dieser Kategorie beziehen sich sowohl auf regulative als auch
bauliche Ansatze, die der Konfliktvermeidung im StralRenverkehr dienen. Diese Konflikte
kénnen z.B. zwischen verschiedenen Verkehrsarten (Rad- und Kfz-Verkehr), unterschiedli-
chen Nutzergruppen (Anwohner und Touristen) oder gleichen Verkehrsarten (Kfz: ruhender
und flieBender Verkehr) auftreten. Die vorliegenden Konflikte flihren dann zumeist zu Proble-
men der Verkehrssicherheit oder zu einer geringeren Leistungsfahigkeit einer Verkehrsanla-
ge, die durch die jeweiligen MalRnahmenvorschlage beseitigt oder abgemindert werden sol-
len. Dabei kdnnen sich oft auch positive Effekte fur den Verkehrsfluss entsprechend der ers-
ten Kategorie einstellen.

Hervorzuheben sind Malinahmenvorschldge der Verkehrsberuhigung in zentralen Lagen
durch regulative Ma3nahmen oder bauliche Anpassung des Strallenraums sowie solche, die
der Reduzierung des Parksuchverkehrs dienen.

3. Ruhender Verkehr Besucher/Parkkonzept

Traveminde verflgt zum Zeitpunkt der Analyse Uber rund 2800 PKW-Stellplatze in Sammel-
anlagen oder Parkhausern. Aus Sicht der Verwaltung ist diese Gesamtanzahl in der Regel
auskémmlich— auch im Hinblick auf Veranstaltungen. Vor diesem Hintergrund soll diese ab-
solute Anzahl an Stellplatzen insbesondere flir Besucher erhalten bleiben. Bei Baumalinah-
men, die nur unter Inanspruchnahme von Sammelstellplatzen durchgefiihrt werden kénnen,
muss entsprechend flir eine Kompensation gesorgt werden. Neue Nutzungen/Neubauten
unterliegen i.d.R. einem Stellplatznachweis - die zusatzlich erforderlichen Stellplatze missen
im Rahmen der Baumalinahmen geschaffen werden.

Dariiber hinaus wurden Flachen fiir Uberlaufparkplatze identifiziert, die z.B. zur Travemiinder
Woche weitere Kapazitaten zur Verfligung stellen kénnen.

4. Aufwertung des o6ffentlichen Raums

Unter diesen Punkt fallt eine Vielzahl von kleinteiligen MalRnahmenvorschlagen, aber auch
raumlich und gestalterisch weitgreifende Ansatze, durch welche die Aufwertung des offentli-
chen Raums und die Erhéhung der Aufenthaltsqualitat erreicht werden. Hier ist z.B. der Be-
reich Strandbahnhof / BertlingstralRe hervorzuheben. DarUber hinaus dient eine Vielzahl der
hier aufgefuhrten Punkte dem Fullverkehr. Die einzelnen MalRnahmen sind auf MalRnahmen-
blattern in Anlage 3 dargestellt.

Die dargestellten MalRtnahmen des Mobilitdtskonzepts sind mit einer mittel- bis langfristigen
Perspektive versehen. Vereinzelt befinden sich aufgeflihrte Malinahmen schon in der Aus-
fihrung oder verfiigen bereits Uber Baurecht (Beispiel Baggersand). Zur Gewahrleistung
einer gesamtheitlichen Betrachtung des Mobilitdtskonzepts sind solche MalRhahmen eben-
falls bertcksichtigt.

Die Darstellung der MaRnahmen erfolgt auf konzeptioneller Ebene, sodass vertiefende Rah-
menbedingungen und detaillierte Planungen noch erarbeitet werden. Eine Vielzahl der im
Rahmen der Offentlichkeitsbeteiligung eingegangenen Anmerkungen und Einwendungen
kann daher erst im weiteren Planungsverlauf berlcksichtigt werden.

Im Rahmen des Konzeptes wurde eine Priorisierung der Mallnahmen vorgenommen. Aller-
dings kdnnen sich im weiteren Planungsprozess bzw. aus den finanziellen und organisatori-
schen Rahmenbedingungen heraus Anderungen ergeben. Die Gewichtungen der MaRnah-
men kénnen sich verlagern, wenn sich Ma3nhahmen in ihrer Dringlichkeit verdndern oder sich
Finanzierungsmoglichkeiten z.B. durch Férdermittel ergeben. So stehen einige Mallnahmen
auch in Abhangigkeit zu der Umsetzung von anderen Vorhaben.

Die Verkehrsuntersuchung zum Priwall wurde 2018 erarbeitet und aktualisiert. Die Ergebnis-
se bedurfen noch der verwaltungsinternen Abstimmung und werden anschlieBend mit den
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Bewohnern des Priwalls erértert. Die MalRnahmen sind daher in diesem Konzept noch nicht
aufgefuhrt. Sie fokussieren sich insbesondere auf die Abwicklung des Fahrverkehrs und die
Ausgestaltung der Mecklenburger Landstralie. Das Gesamtkonzept fur Travemiinde geht zu-
kinftig vom Betrieb einer dritten Kfz-Priwallféhre (Inbetriebnahme voraussichtlich 2021)
durch den Stadtverkehr Lubeck aus.

Wesentliche konzeptionelle MaRnahmen im Uberblick:

- Bahn: Durchgehender Halbstundentakt (ganzjahrig und werktags in der Hauptver-
kehrszeit) ab Winterfahrplan 2022 fur die Strecke Libeck Hbf - Libeck-Traveminde

- Vertiefende Untersuchung einer zweiten Haupterschliellung fir den Kfz-Verkehr
(langfristige Option)

- Optimierung des bestehenden Verkehrsnetzes (Kreuzungen, Ampelschaltungen)

- Mindestens 2800 o6ffentliche Parkplatze auf den Sammelparkplatzen (ohne stralen-
begleitendes Parken); Riickbau von Parkplatzen nur bei voller Kompensation, z.B.
Parkpalette Lotsenberg bzw. Godewind

- Bewohnerparken, Parkraumbewirtschaftung und Parkverbote werden gepruft

- Vorderreihe wird (ganzjahrig) Fuligangerzone

- Umgestaltung Strandbahnhof/ BertlingstralRe (verkehrsberuhigte Gestaltung, Integra-
tion Kombibahnsteig)

- Inbetriebnahme 3. Kfz-Priwallfahre

Anlagen:
Anlagen-MK-Travemunde:

Anlage 1: Parkraumkonzept-offentliche Parkplatze, Endausbau
Anlage 2: Pkw-Verkehr - Bestand und Prognose

Anlage 3: MaRnahmenkatalog

Senatorin Joanna Hagen
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Mobilitatskonzept Travemiinde

Anlagen

Anlagenverzeichnis
Anlage 1: Parkraumkonzept offentliche Parkplatze (Endausbau)
Anlage 2: Pkw-Verkehr - Bestand und Prognose

Anlage 3: MaBnahmenkatalog
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Anlage 3: MaBnahmenkatalog

Inhaltsverzeichnis MaBnahmenkatalog

1. Optimierung des bestehenden Verkehrsnetzes

1.2
1.3
1.4
1.4a
1.5

Kreuzung Gneversdorfer Weg/Morredder/Am Dreilingsberg
Einmiindung Gneversdorfer Weg/VogteistraBie

Einmiindung Gneversdorfer Weg/Travemiinder LandstraBe/Torstrafie

Kreuzung Travemiinder LandstraBe/Teutendorfer Weg
Vertiefende Untersuchung einer zweiten HaupterschlieBung
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2. Konfliktvermeidung zur Gewahrleistung der Verkehrssicherheit und des -flusses

2.1
2.2
2.3
2.4
2.5
2.6
2.7
2.8
2.9
2.10
2.11
2.12

Vorderreihe

Verkehrsberuhigung Altstadt
Verkehrsberuhigter Geschiftsbereich Altstadt
OPNV und Pkw-Parken am Fahrbahnrand
Priifung Bewohnerparkvorrechte

Priifung Baggersand

Schutzstreifen Teutendorfer Weg
Schutz-/Radfahrstreifen AuBenallee
Moorredder

Umgestaltung VogteistraBe

Freigabe von EinbahnstraSen

Freigabe Gehweg Fallreep

3. Ruhender Verkehr Besucher/Parkkonzept

3.1
3.2
3.3
3.4

Parkpalette Lotsenberg

Parkpalette Godewind
Uberlaufparkplatz fiir Nachfragespitzen
Anpassung Parkleitsystem

4. Aufwertung des offentlichen Raums

4.1
4.2
4.3
4.4
4.5
4.6
4.7

Freiraumplanerischer Wettbewerb Strandbahnhof/BertlingstraBe
Landschaftspark Leuchtenfeld und Travepromenade

Gestaltung Ortseingang/Querungshilfe Steenkamp
Gehwegerginzungen

Querungshilfen

FuBgingerunterfiihrung FehlingstraBe/ Kalvarienberg
Wegeverbindung Monchswiese
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Anlage 3: MaBnahmenkatalog

1. Optimierung des bestehenden Verkehrsnetzes

1.1  Halbstundentakt Liibeck-Hauptbahnhof nach Liibeck-Travemiinde (Bahn)

Beschreibung Im Rahmen der Neuausschreibung zum E-Netz-Ost durch das Land Schles-
wig-Holstein (bzw. die NAH.SH) wurde auch die Bedienung der Bahnstrecke
nach Travemiinde mit Beginn des Winterfahrplans 2022 neu vergeben. In
diesem Zuge wird zuklnftig an den Wochenende des Sommerfahrplans Tra-
veminde im 30-Minuten-Takt bedient. Eine Bedienung auch unter der Wo-
che in diesem Takt ist nicht vorgesehen, stellt aber das mittelfristige Ziel der
Hansestadt Liubeck dar. Dieser wiirde sehr groBe Vorteile fir die verkehrliche
Entwicklung des Stadtteils Travemiindes mit sich bringen.

Kategorie SPNV

Begriindung Die Bahnverbindung wird bereits heute stark frequentiert. Im Zuge der all-
gemeinen Entwicklung Travemiindes sind daher zusatzliche Kapazitaten
insbesondere flir den Alltagsverkehr (wochentags ganzjiahrig und an Wo-
chenenden in der Hauptsaison (z.B. zusdtzliche Tagesgiste) sinnvoll. Diese
MaBnahme ist geeignet, einen Wechsel zu Verkehrsmitteln des Umweltver-
bundes zu bewirken.

Zeithorizont Der neue Verkehrsvertrag fiir das E-Netz-Ost gilt ab dem Winter 2022

Kostenschitzung Die Kosten richten sich nach den eingegangenen Angeboten und werden vom
Land Schleswig-Holstein getragen

Zustandigkeiten Ausschreibung, Finanzierung und Betreuung: NAH.SH, Land Schleswig-Hol-
stein Ministerium fiir Wirtschaft und Verkehr (MWVATT)
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1.2 Kreuzung Gneversdorfer Weg/Morredder/Am Dreilingsberg
Beschreibung Ausbau der Zufahrt Am Dreilingsberg; Ummarkierungen und Anpassung der
Signalzeitenpldne
Kategorie Kfz-Verkehr
Begriindung

Gewahrleisten einer ausreichenden Verkehrsqualitat auch in der Hauptsai-
son, insb. nach ErschlieBung der Neuen Teutendorfer Siedlung
Gepriifte Alternativen

» Kreisverkehrsplatz (einspurig nicht leistungsfahig; zweispurig keine kom-
fortable und sichere Radverkehrsfiihrung moglich)

e Ausbau der Zufahrt Moorredder, um zweistreifiges Rechtsabbiegen zu er-
moglichen

Zeithorizont Mit ErschlieBung der Neuen Teutendorfer Siedlung, voraussichtlich 2021
Kostenschitzung Die Kosten werden durch den ErschlieBungstrager der Neuen Teutendorfer
Siedlung getragen
5 - -
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1.3 Einmiindung Gneversdorfer Weg/VogteistraBe

Beschreibung An der Einmiindung wird die Einrichtung einer BUSTRA gepriift. Hierbei
handelt es sich um eine Ampel-Anlage, bei welcher die Signale des StraBen-
verkehrs mit denen des Zugverkehrs koordiniert sind

Kategorie * SPNV
o Kfz-Verkehr
e Radverkehr
e FuBverkehr

Begriindung Die jeweiligen Ampelanlagen sind iiber die oben erwiahnte BUSTRA zu ko-
ordinieren. Auf diesem Weg entstehen bei SchlieBung der Schranken keine
~gefangenen® Fahrzeuge im Bereich des Bahniibergangs. Dies kann bei re-
guldren Lichtsignalanlagen (StraBe) sowie Bahniibergdngen (Schiene) nicht
gewahrleistet werden. Fir den FuBverkehr wird eine sichere Querung der
StraBen ermoglicht. Zudem wird durch eine Ampel-Anlage auch flr unsiche-
re Radfahrer ein komfortables Linksabbiegen vom Gneversdorfer Weg in die
VogteistraBBe ermoglicht

Gepriifte Alternativen Normale Ampelanlage (s.0.)

Zeithorizont Umsetzung abhdngig von Deutscher Bahn, frithestens ca. 2023
Kostenschitzung Anteil Hansestadt Libeck: rd. 300 TEURO
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1.4 Einmiindung Gneversdorfer Weg/Travemiinder LandstraBe/TorstraBie

Beschreibung

Kategorie

Zeithorizont

Skizze

Verbreiterung des siidlichen Endes des Gneversdorfer Weges, um einen aus-
reichend breiten Linksabbiegefahrstreifen einzurichten

e Kfz-Verkehr
e Busverkehr

2025

i

; PRI TIRT, &
" &Mﬂ%{ Qi Trow. Lamads Iti..l?l:-rsl-r. BT:“MS oAbty

3.00 » w TS w ATS m 2,75 ™ 0,5 3,00m

Variante 1: 3,00 m gemeinsamer Geh- und Radweg, 50-75 cm Sicherheits-
trennstreifen, 2,75 m Kfz-Fahrstreifen Ri. Travemiinder Landstrafe, 2,75 m
Kfz-Fahrstreifen Ri. TorstraBe, 3,00 m Kfz-Fahrstreifen stadtauswarts, 50-75
cm Sicherheitstrennstreifen, 3,00 m gemeinsamer Geh- und Radweg

T (PEW , LEW , Bua) | Gaharsy
ﬂ-%;nrm. “]&'Tm. ]t;_r;rs' s
290 m LSm 21Bm 2T 2375w LBwm 340w

Variante 2: 2,40 m Gehweg, 1,25 m Schutzstreifen, 2,75 m Kfz-Fahrstreifen,
2,75 m Kfz-Fahrstreifen, 2,75 m Kfz-Fahrstreifen, 1,25 m Schutzstreifen,
2,40 m Gehweg
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1.4a Kreuzung Travemiinder LandstraBe/Teutendorfer Weg

Beschreibung

Kategorie

Begriindung

Gepriifte Alternativen

Zeithorizont

Lageplan

Vollsignalisierung des Knotenpunkts mittels Lichtzeichenanlage (empfohlen
als sog. BUSTRA, d.h. koordiniert mit der Sicherungstechnik des Bahntiber-
gangs)

Kfz-Verkehr

Im Zuge des Neubaugebiets ,Am Baggersand“ wird die Verkehrsfiihrung am
betrachteten Knotenpunkt gedndert. Fahrzeuge aus Richtung Gneversdorfer
Weg mit Zielen in Richtung Skandinavienkai und Priwallfdhre miissen nun-
mehr den betrachteten Knotenpunkt passieren, statt - wie zuvor - tiber den
ehemaligen Parkplatz geleitet zu werden. Dies fiihrt zu zeitweise zu langeren

Wartezeiten fiir Fahrzeuge aus Richtung Teutendorfer Siedlung, da diese Vor-
fahrt zu gewdhren haben.

* Kreisverkehrsplatz (als Mini-Kreisverkehr nicht leistungsfiahig; als kleiner
Kreisverkehr inkompatibel mit den vorliegenden Planungen)

* Durchstich der VogteistraBe nordlich des Verbrauchermarkts (zu hohe Kos-
ten und zusdtzliche Inanspruchnahme nicht stadtischer Flachen)

Umsetzung abhingig von Deutscher Bahn, friihestens ca. 2024 (als BUS-
TRA)
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1.5  Vertiefende Untersuchung einer zweiten HaupterschlieBung

Beschreibung Vertiefende Untersuchung einer zweiten HaupterschlieBung von der B75 ins
Traveminder Zentrum im Suchkorridor zwischen Abfahrt Ivendorf/Skandi-
navienkai und Ovendorfer StraBe

Kategorie Kfz-Verkehr

Begriindung Das in 2030 erwartete Verkehrsaufkommen ist mit den tbrigen MaBnahmen
uber die bisherige HaupterschlieBung abwickelbar. Es bestehen dann aber
keine Reserven mehr fir eine weitere Entwicklung des Stadtteils. Hierfur ist
eine zweite ErschlieBung (bei der heutigen Verkehrsmittelwahl) zwingend

erforderlich
Zu priifende Alternati- Zusatzliche Abfahrten von der B75 bei der Teutendorfer Siedlung, im Be-
ven reich Ronnauer Weg und stidlich des Pommernzentrums sowie die Bahnpar-

allele Fiihrung am Skandikai

Zeithorizont Vertiefende Variantenuntersuchung als Vorbereitung fiir ein Planfeststel-
lungsverfahren: 2020-2021

Planfeststellungsverfahren: 2022-2025

Grunderwerb, Planung, Vergabeverfahren und weitere bauvorbereitende

MaBnahmen: 2026-2028

Bau: 2029-2030

Lageplan
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2. Konfliktvermeidung zur Gewihrleistung der Verkehrssicherheit
und des -flusses

2.1 Vorderreihe

Beschreibung Geplant ist die Einrichtung einer FuBgangerzone, welche fiir den Radverkehr
und (zeitweise) auch fiir Lieferverkehr o.a.freigegeben wird. Hierzu ist ein
Umwidmungsverfahren erforderlich. Zuvor werden Schilder mit der Bitte um
gegenseitige Ricksichtnahme installiert. Hierzu soll ein Schiilerwettbewerb
zur Gestaltung der Schilder stattfinden.

Kategorie e FuBverkehr
e Radverkehr
» Kfz-Verkehr
e Verkehrsberuhigung
* Aufenthaltsqualitét

Begriindung Die Vorderreihe dient sowohl der touristischen Nutzung, der Nahversorgung
als auch dem Radverkehr als Hauptroute (Ostseekiisten-Radweg). Durch die
geplante Regelung werden alle Belange angemessen bertlicksichtigt.

Gepriifte Alternativen e Verkehrsberuhigter Bereich: Prinzipiell ist auch die Einrichtung eines
verkehrsberuhigten Bereichs mit entsprechender Zufahrtsregelung/ Be-
schilderung dazu geeignet eine verkehrliche Mischnutzung mit zeitlicher/
saisonaler Abhédngigkeit (wie oben skizziert) zu schaffen. Allerdings ist
hierfir ein homogener StraBenraum baulich herzustellen. Dieser zusatz-
liche Aufwand wird mit der Vorzugsvariante ,,FuBgangerzone® vermieden

» Saisonal abhangige FuBgangerzone: Eine solche, tempordre Einrichtung
einer FuBgangerzone hat keine straBenverkehrsrechtliche Grundlage und
damit keine realistische Umsetzungsperspektive

Zeithorizont  Riicksichtnahme-Schilder: 2019
e Umsetzung FuBgangerzone: 2020

Kostenschitzung Die Umsetzung kann im Rahmen der Jahresvertrdge beim Bereich Stadtgriin
und Verkehr kurzfristige erfolgen.

Zustindigkeiten Ausschreibung, Finanzierung und Betreuung: NAH.SH, Land Schleswig-Hol-
stein Ministerium fir Wirtschaft und Verkehr (MWVATT)
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2.2 Verkehrsberuhigung Altstadt

Beschreibung

Kategorie

Begriindung

Gepriifte Alternativen

Zeithorizont

Lageplan

Durch die Installation eines Absenkpollers (oder dhnliche Einrichtung) in der
Sankt-Lorenz-StraBe (Ecke TorstraBe/ KurgartenstraBe) wird die Befahrbar-
keit fiir den Kfz-Verkehr eingeschrankt. Der Einmindungsbereich Gnevers-
dorfer Weg/ TorstraBe wird umgestaltet, um die Zufahrt in die Travemin-
der Altstadt hervorzuheben und den Verkehr zu beruhigen. Als MaBnahmen
kommen in Frage: Verbreiterung des nordlichen Gehweges, zu Lasten der
Fahrbahn mit weicher Separation (wie z.B. in der Sandstrafe).

* Kfz-Verkehr

e FuBverkehr

* Verkehrsberuhigung
* Aufenthaltsqualitét

Die Sankt-Lorenz-StraBe wird innerhalb von Travemiinde als verkiirzte Zu-
fahrt aus Richtung B75/ Gneversdorfer Weg zur Priwallfahre bzw. dem Fahr-
vorplatz genutzt. Der auf diesem Wege zustande kommende Kfz-Durchgangs-
verkehr unterliegt bereits heute einem Verbot. Dieses Verbot kann durch die
bauliche MaBnahme verstarkt durchgesetzt werden.

e Prinzipiell sind verschiedene Arten der Ausgestaltung moglich und vor-
stellbar

e Die vorhandene Beschilderungslosung hat sich nicht als wirkungsvoll ge-
zeigt, Kontrollen wéiren nur mit erheblichem Aufwand moglich

e Beginn der Planung: 2021
e Umsetzung: 2024
31 yor B g i
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2.3  Verkehrsberuhigter Geschiftsbereich Altstadt

Beschreibung DanzmannstraBe, JahrmarktstraBe, KirchenstraBe, KurgartenstraBBe, St.-Lo-
renz-StraBe und TorstraBe werden eine Tempo-20-Zone (verkehrsberuhigter
Geschiftsbereich). Die Einfahrt ist nur Anliegern, Linienbus- und Radverkehr
gestattet. Hinweis: Anlieger umfasst Lieferverkehr, Besucher und Kunden.
Unzuldssig ist lediglich der Kfz-Durchgangsverkehr. Die Kontrolle/Ahndung
ist jedoch schwierig.

Kategorie e Kfz-Verkehr
* Aufenthaltsqualitat

Begriindung Der Bereich ist gepragt durch Wohnbebauung sowie Einzelhandel. Vor die-
sem Hintergrund ist insh. Durchgangsverkehr als storend zu bewerten. Eine
Geschwindigkeitsreduzierung erhoht ferner die vertragliche Abwicklung von
Kfz- und kreuzendem FuBverkehr und starkt den Wohn- und Geschéftsstand-
ort.

Zeithorizont 202172022

Lageplan
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2.4 OPNV und Pkw-Parken am Fahrbahnrand

Beschreibung Durch parkende Kfz im Streckenverlauf kommt es insbesondere fiir die Li-
nie 35 bei der Befahrung des Wohngebietes und der Linie 30 im Steenkamp
zu Behinderungen. Mit der Einrichtung von Haltverboten an den besonders
prekdren Stellen konnte eine Verbesserung erreicht werden. Dieses gilt auch
fir die Sicherstellung von Sichtbeziehungen insbesondere an Knotenpunkten
und Querungsstellen.

Kategorie « OPNV
e Parken
Begriindung Am Fahrbahnrand abgestellte Kfz behindern in den engeren StraBen, in

denen der OPNV verkehrt, insbesondere den Linienverkehr. Dieses fiihrt zu
Fahrzeitverlusten. Es sollte zumindest die Moglichkeit des Begegnungsver-
kehrs Pkw/Bus ermdglicht werden. Diese MaBnahmen wiirden somit sowohl
der Fahrplanstabilisierung als auch der Sicherheit dienen.

Zeithorizont Kurzfristig bei Vorliegen der straBenverkehrsrechtlichen Anordnung mog-
lich, evtl. auch im Zusammenhang mit einer eventuellen Regelung fiir die

Bewohner, dann nicht vor 2020.

Kostenschitzung Die Umsetzung kann im Rahmen der Jahresvertrage erfolgen.

Lageplan
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2.5  Priifung Bewohnerparkvorrechte

Beschreibung

Kategorie

Begriindung

Zeithorizont

Lageplan

Zur Einfiihrung von Bewohnerparkrechten ist eine umfangreiche Priifung des
ruhenden Verkehrs im Zielgebiet notwendig. Im Wesentlichen sind die fol-

genden Punkte nachzuweisen:
e der allgemeine Parkdruck ist sehr hoch und

e er tritt regelmaBig auf;
* in zumutbarer Entfernung (mind. 500 m) liegen keine Parkkapazitaten vor

e private Stellpldtze sind nicht im ausreichenden MaB vorhanden
Bei Umsetzung wird das Parken durch auswartige Nutzer dort geblihren-

pflichtig.
Kfz-Verkehr
Die Parkstande in den StraBenrdaumen in strandnahen Wohngebieten werden

im Sommerhalbjahr oft durch Strandbesucher genutzt. Dies fiihrt im jeweili-
gen Zeitraum zu einer starken Verknappung der Parkraumkapazitat in diesen

Gebieten.

2020

......

L)

e iy

A

;‘, -
I
e

Ry

330 von 381 in Zusammenstellung



TOP 5.8

Anlage 3: MaBnahmenkatalog

2.6  Priifung Baggersand
Der Radverkehr wird zukinftig im Mischverkehr auf der Fahrbahn gefiihrt.

Beschreibung
Kategorie » Kfz-Verkehr
e Radverkehr
Begriindung Zur Sicherstellung einer vertraglichen und sicheren Verkehrsabwicklung

zwischen Kfz- und Radverkehr ist, wird die zuldssige Hochstgeschwindigkeit
reduziert.

e Schutzstreifen: Die Einrichtung waren nur unter Verzicht auf die Parkstan-

de moglich gewesen
e Freigabe (des Radverkehrs) auf den Gehwege: Im Ist-Zustand zu schmal ftr

eine Freigabe gemaB rechtlicher Bestimmungen
e Zweirichtungsradweg (Bestand): Hohe Unfallgefahr, daher gemdB StVO

nur in Ausnahmen zuldssig (siehe auch 7.1)

Gepriifte Alternativen

Baugebiet

Fischersifiafen
Fisenerethes
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2.7  Schutzstreifen Teutendorfer Weg

Beschreibung

Kategorie

Begriindung

Zeithorizont

Lageplan

Skizze

Im Teutendorfer Weg werden beidseitig 1,50 m breite Fahrrad-Schutzstreifen
abmarkiert.

e Kfz-Verkehr
e Radverkehr

Das Kfz-Verkehrsaufkommen ist so hoch, dass der Radverkehr nicht vertrag-
lich im Mischverkehr ohne zusatzliche SchutzmaBnahmen gefiihrt werden
kann.

2019/2020
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2.8  Schutz-/Radfahrstreifen AuBenallee

Beschreibung In der AuBenallee werden beidseitig 1,50 m breite Fahrrad-Schutzstreifen
abmarkiert.
Kategorie e Kfz-Verkehr

e Radverkehr

Begriindung Das Kfz-Verkehrsaufkommen ist so hoch, dass der Radverkehr nicht vertrag-
lich ohne zusitzliche SchutzmaBnahmen im Mischverkehr gefiihrt werden
kann.

Zeithorizont 2019/2020

Lageplan

Skizze

|
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2.9 Moorredder

Beschreibung

Kategorie

Begriindung

Gepriifte Alternativen

Zeithorizont

Kostenschitzung

Lageplan

Skizze

Im Moorredder werden zwischen Brodtener Kirchsteig und altem Bahndamm
auf einer Lange von knapp 650 m beidseitig 1,50 m breite Fahrrad-Schutz-
streifen abmarkiert. Auf der Nordseite wird ein 2,00 m breiter Baum-/Park-
streifen eingerichtet.

* StraBenraumgestaltung
e Radverkehr

Das Kfz-Verkehrsaufkommen ist so hoch, dass der Radverkehr nicht vertrag-
lich ohne zusatzliche SchutzmaBnahmen im Mischverkehr gefiihrt werden
kann.

* Ausbau der Gehwege auf eine Breite von jeweils 3,00 m und Freigabe flr
den Radverkehr

e Radverkehrsfiihrung im Mischverkehr mit dem Kfz-Verkehr bei Tempo 30,
Erhalt des beidseitigen Parkens

e Beginn der Planungen: 2019

* Markierungen (Schutzstreifen und Parkstreifen): 2020

* Baumpflanzungen sowie bauliche Anlage des Parkstreifens: im Zuge einer
grundhaften Sanierung der Fahrbahn

e Markierungen (Schutzstreifen und Parkstreifen): 25 TEUR
e Baumpflanzungen: -
* Bauliche Anlage des Parkstreifens: -

y
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2.10 Umgestaltung VogteistraBe

Beschreibung Die VogteistraBe soll umgestaltet werden. Dafiir ist ein MaBnahmenpaket
vorgesehen, dessen Bestandteil u.a. das Einflihren einer Tempo-30-Regelung
ist. Die einzelnen MaBnahmen konnen dabei auch stufenweise umgesetzt
werden, wobei sich die Anpassung der Geschwindigkeit als Einstieg anbietet,
da die notwendigen baulichen MaBnahmen gering ausfallen. Hinzu kommt
die Einrichtung von Querungshilfen (auch sog. Verkehrsinseln), die ein ge-
fahrenloses Queren der Fahrbahn zu FuB ermoglichen sollen. Zu den weite-
ren MaBnahmen gehoren:

* Beidseitig durchgehend Gehwege

* Abschnitt Gneversdorfer Weg bis Hafenbahnhof/ Hirtengang: 7,50 m Fahr-
bahn mit beidseitig 1,50 m breiten Schutzstreifen fiir den Radverkehr

e Querungsstreifen Hirtengang bis Bahnhofsgebaude

* Abschnitt Hirtengang bis Rose: Tempo 30, Radverkehrsfiihrung im Misch-
verkehr

Kategorie e FuBverkehr
e Radverkehr
e Kfz-Verkehr

Begriindung Im Bestand erftllt die VogteistraBBe nicht die Anforderungen eines Regelquer-
schnitts fiir SammelstraBen. Insbesondere mangelt es an beidseitigen FuB-
und Radwegen. Gleichzeitig fallt die Geschwindigkeit mit 50 km/h recht hoch
aus, was auch den fuBldaufigen Zugang zum Hafenbahnhof sowie das Fiihren
des Radverkehrs auf der Fahrbahn erschwert. Gleichzeitig ist der Querungs-
bedarf zu FuB in der VogteistraBBe als sehr hoch anzusehen. Dies liegt darin
begriindet, dass sich auf nordlicher Seite viel genutzte Verkehrsanlagen des
Kfz-Verkehrs (Parkplatz) sowie des OPNV (Bahnhof) befinden. Gleichzeit be-
finden sich viele relevante Ziele des Einzelhandels und des Tourismus stdlich

der VogteistraBe

Gepriifte Alternativen Einrichtung von Schutzstreifen fiir den Radverkehr (unzureichende Fahr-
bahnbreite)

Zeithorizont Bau: bis etwa 2024

Kostenschitzung Ca. 200 TEUR

Lageplan
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2.11 Freigabe von Einbahnstraen

Beschreibung Die StraBen Nordlandring und Strandweg werden fiir den Radverkehr in Ge-
genrichtung freigegeben.

Kategorie Radverkehr

Begriindung Beide StraBen stellen wichtige Verbindungen innerhalb des Wohngebiets
(und zur Schule) dar. Aufgrund des vorliegenden, ausreichenden StraBen-
querschnitts kann der Fahrradverkehr jeweils auch entgegen der Fahrtrich-
tung der EinbahnstraBe freigegeben werden.

Zeithorizont 201972020
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2.12 Freigabe Gehweg Fallreep

Beschreibung

Kategorie

Begriindung

Zeithorizont

Lageplan

Der Fallreep wird als Gehweg zusitzlich fir den Radverkehr freigegeben.

e FuBverkehr
e Radverkehr

Der Fallreep ist eine wichtige Wegebeziehung zum Strand. Dabei ist er so
breit, dass ein gleichzeitiges Fihren von Fahrradern dort unkritisch er-
scheint. Auf Gehwegen, die fiir Radfahrer freigegeben sind, diirften letztere

nur in Schrittgeschwindigkeit fahren.
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3. Ruhender Verkehr Besucher/Parkkonzept

3.1  Parkpalette Lotsenberg

Beschreibung Zur Steigerung der Kapazitat soll am Parkplatz Lotsenberg eine privat betrie-
bene Parkpalette errichtet werden (ca. 320 Plitze).

Kategorie * Kfz-Verkehr
e Ruhender Verkehr

Begriindung Mit einer Parkpalette lassen sich - in baulich vereinfachter Form - Stellplét-
ze auf mehreren Ebenen errichten. Somit entsteht auf dhnlicher Flache eine
deutlich hohere Anzahl an Stellplatzen. Das hier entstehende zusatzliche An-
gebot an oOffentlichen Parkplatzen kann als Kompensation fiir einen Ruck-
bau von Parkplatzen an der Trelleborgallee dienen. Voraussetzung fiir die
Errichtung der Parkpalette ist die Schaffung von Baurecht (B-Plan-Verfahren
2019/20); Realisierung 2021-2023

Zeithorizont 2019-2023
Kostenschitzung Die Finanzierung erfolgt durch einen privaten Betreiber.
Lageplan gl
Zippel- f
¥ Park Fo
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3.2  Parkpalette Godewind

Beschreibung Zur Steigerung der Kapazitat soll am Parkplatz Godewind eine Parkpalette
errichtet werden. Diese MaBnahme erlaubt dartiber hinaus die Riicknahme
von Parkflichen am Leuchtenfeld, um dort die Planung des Landschaftsparks
in Teilbereichen des Leuchtenfelds aufzunehmen (s.u.).

Kategorie * Kfz-Verkehr
* Ruhender Verkehr

Begriindung Mit einer Parkpalette lassen sich Stellpldtze auf mehreren Ebenen errichten.
Somit entsteht auf dhnlicher Fldche eine hohere Anzahl an Stellplatzen.

Gepriifte Alternativen Tiefgarage Leuchtenfeld (Beschluss Biirgerschaft zur Erstellung einer Mach-
barkeitsstudie, VO/2018/05779): Die Kosten zur Herrichtung einer solchen
Anlagen liegen (pro Stellplatz) im Vergleich zu einer Parkpalette im Schnitt
doppelt so hoch (Rd. € 18.000 - 36.000/ Stellplatz). Dies erschwert die finan-
zielle Darstellbarkeit dieser Losung. Hinzu kommt ein erhohter Aufwand im
Unterhalt. Dieser Mehraufwand wird sich in entsprechenden Gebiihren wi-
derspiegeln, was die Akzeptanz dieser Parkmoglichkeit deutlich verringert.
Letzteres wird auch durch die geringere soziale Kontrolle (geringere Einseh-
barkeit) negativ beeinflusst, die mit einem Bauwerk in Troglage einhergeht.
Zudem wird der Eingriff in den Untergrund Belange der Archdologie tangie-
ren, die sorgfaltig abzuwagen sind. Diese 0.g. Rahmenbedingungen lassen
eine wirtschaftliche Tragfahigkeit dieser MaBnahme nicht erkennen.

Zeithorizont 2019 -2023
Kostenschitzung Die Finanzierung erfolgt durch einen privaten Betreiber.

Lageplan
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3.3  Uberlaufparkplatz fiir Nachfragespitzen

Beschreibung Im Bereich zwischen Howingsbrook und Dreilingsberg ist perspektivisch
eine neue (Wohn-)Bebauung angedacht. Im Zuge dessen konnte in der Nahe
zur B75 ein Uberlaufparkplatz errichtet werden. Im GroBteil des Jahres wird
der Parkplatz nicht bendtigt und kann anderweitig genutzt werden (ftr z.B.
landwirtschaftliche Zwecke, Veranstaltungen 0.4.).

Kategorie » Kfz-Verkehr
* Ruhender Verkehr

Begriindung Durch GroBveranstaltungen kommt es in Travemiinde innerhalb eines Jah-
res vereinzelt zu besonders hoher Nachfrage nach Stellpldtze des ruhenden
Kfz-Verkehrs. Hierbei wird auch die im gesamten Ortsteil zur Verfiigung ste-
hende Parkplatzkapazitit teilweise erreicht. Um temporar zusitzliche Kapa-
zitaten zur Verfiigung zu stellen, dient die Einrichtung eines ebenerdigen
und offenen Uberlaufparkplatzes.

Zeithorizont 2022 -2024
Kostenschitzung rd. €3.000-5.000/Stellplatz

Lageplan
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3.4  Anpassung Parkleitsystem

Beschreibung Das Parkleitsystem besteht aus einem System aus wegeleitender, statischer
Beschilderung sowie zusétzlichen, dynamischen Anzeigetafeln (ggf. auch
Wechselverkehrszeichen), die Auskunft iber die aktuelle Auslastung der
Kapazitaten einzelner Parkpldtze (mit je Uber 100 Stellplatzen) geben. Das
Parkleitsystem soll auch so angepasst/ erweitert werden, dass weniger Ver-
kehr durch die BertlingstraBe geflihrt wird. Kostenlose Parkpldtze werden
hervorgehoben. An stark frequentierten Parkplatzen wird auf entsprechend
addquate Alternative hingewiesen.

Kategorie e Kfz-Verkehr
e Ruhender Verkehr
e Verkehrslenkung

Begriindung Ein Parkleitsystem ist nicht nur dazu geeignet, den vorhandenen Parkraum
bzw. dessen Kapazitdten optimal und gleichmdBig auszunutzen. Dartiber hi-
naus reduziert es den Kfz-Verkehr und den Parksuchverkehr, der ohne die
durch das Parkleitsystem gegebenen Informationen entsteht. Als solches bil-
det das Parkleitsystem einen Baustein des allgemeinen Parkraumkonzeptes.

Zeithorizont 2021

Lageplan
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4. Aufwertung des offentlichen Raums

4.1 Freiraumplanerischer Wettbewerb Strandbahnhof/BertlingstraBe

Beschreibung Ein freiraumplanerischer Wettbewerb soll das Bahnhofsumfeld (unter Be-
riicksichtigung des Kombi-Bahnsteigs) neu gestalten. Hierbei wird auch die
BertlingstraBBe berticksichtigt sowie eine Variante mit gednderter Verkehrs-
fiihrung unter Einbeziehung der StraBe Am Kurgarten. Fir die Fahrgéste,
die das Rad nutzen, um Zugang zum Bahnhof zu erhalten wird durch die Ein-
richtung von B+R-Anlagen eine neue Moglichkeit geschaffen, die Fahrrader
sicher zu verwahren. Mit der vorgesehenen Ladeinfrastruktur steigt gleich-
zeitig die Attraktivitat fiir Fahrer von E-Bikes, diese zum Zu- bzw. Abgang
vom Bahnhof zu nutzen

Kategorie e Aufenthaltsqualitat
* FuB-/Radverkehr
« OPNV
Begriindung Um den Kombi-Bahnsteig auch auf Seiten des Busverkehrs nutzen zu konnen,

bedarf es einer Umgestaltung des Bahnhofsvorplatzes zur Einrichtung der
entsprechenden Haltemoglichkeiten. Dies geht einher mit einer umfangrei-
cheren Neuordnung des Bereichs, wobei es sich in diesem Zuge anbietet die
touristisch und fiir die Naherholung wertvolle Wegebeziehung in Richtung
Strandpromenade aufzuwerten.

Zeithorizont e Freiraumplanerischer Wettbewerb: 2020/2021
e Umsetzung: bis 2025

Kostenschitzung Gesamtkosten je nach Umfang ca. 2,7-4,2 Mio. Euro - Fordermittel sollten
eingeworben werden.
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4.2  Landschaftspark Leuchtenfeld und Travepromenade

Beschreibung Nach dem Bau der Parkpaletten am Godewind und Lotsenberg werden die
Parkplédtze am Leuchtenfeld um rd. 20 % und in der Trelleborgallee ganzlich
zuriickgebaut.

Kategorie * Aufenthaltsqualitit

e FuBverkehr
e Kfz-Verkehr

Begriindung Der Bau eines Landschaftsparks war urspriinglich als Ausgleichsmanahme
fir den Bau der Paul-Briimmer-StraBe eingeplant. Mit den oben genannten
Bedingungen kann dieser durch den Riickbau der Trelleborgallee und auf
Teilflachen des Leuchtenfeldes entstehen und zusammen mit der Neugestal-
tung der Promenade zur Steigerung der Aufenthaltsqualitit beitragen.

Zeithorizont Umsetzung abhdngig vom Bau der Parkpaletten, moglicherweise 2022-2025

Lageplan

Skizze
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4.3  Gestaltung Ortseingang/Querungshilfe Steenkamp

Beschreibung

Kategorie

Begriindung

Zeithorizont

Lageplan

Skizze

Zu Beginn der Wohnbebauung (aus Richtung Norden) erhilt die StraBe Steen-
kamp eine punktuelle, geschwindigkeitsdampfende Gestaltung und/ oder zu-
satzliche Querungshilfen.

e FuBverkehr
o Kfz-Verkehr

Die StraBBe Steenkamp (K1) fungiert sowohl als innerortliche ErschlieBungs-
straBe als auch als {iberértlicher Zugang. Dabei verlduft sie im Ubergang na-
hezu unverindert gerade. Um den Ubergang zwischen anbaufreier Strecke
und Wohngebiet deutlicher ausfallen zu lassen, ist eine Umgestaltung des
StraBenraums vorgesehen. Gleichzeitig mangelt es fiir FuBgénger an beglei-
tenden MaBnahmen, die das Queren der Fahrbahn erleichtert, insbesondere
fiir Wegeverbindung in die benachbarten WohnstraBen. Des Weiteren endet
der Radweg in dem Bereich. Dies fiihrt zu zusétzlichem Querungsbedarf.

e 2018 (Prifung)
e 2021-2025 (baulich)
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4.4  Gehwegerganzungen

Beschreibung In der VogteistraBe, im Kowitzberg und im Strandweg sind Abschnitte vor-
handen, an denen Gehwege fehlen bzw. nur unzureichend ausgebildet sind.
Diese Liicken gilt es zu schlieBen, um durchgédngige Verbindungen auch fiir
den FuBverkehr zu schaffen.

Kategorie FuBverkehr

Begriindung * VogteistraBe: Das fehlende Stiick Gehweg zwingt sowohl FuBginger als

auch Kinder (bis 10 Jahren) auf dem Fahrrad zur Querung der Fahrbahn.
Eine kontinuierliche Nutzung des Gehwegs aus Richtung Gneversdorfer
Weg ist fiir die oben genannten Nutzergruppen zurzeit nicht moglich

e Kowitzberg: In der StraBe Kowitzberg ist abschnittsweise kein Gehweg
vorhanden

e Strandweg: Der StraBenquerschnitt des Strandwegs ist gering. Dies be-
trifft vor allem den Gehweg. Eine kontinuierliche Nutzung des Gehwegs
ist fiir FuBgéanger zurzeit nicht moglich. Gleichzeitig handelt es sich beim
Strandweg um einen Schulweg

Zeithorizont e VogteistraBe: 2021 - 2025
e Kowitzberg und Strandweg: 2018 (Priifung), 2021-2025 (baulich)

Kostenschitzung e Kowitzberg: ca. 60.000 Euro
e Strandweg: ca. 150.000 Euro

Lageplan
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Lageplan

Lageplan Strandweg
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4.5 Querungshilfen

Beschreibung Zur Sicherung von Querungen konnen an diversen Mittelinseln zum Einsatz
kommen. Auf diese Weise konnen die Richtungsfahrbahn separat gequert
werden. Darlber hinaus wird ein geschwindigkeitsddmpfender Effekt erzielt,
da z.B. der gerade Verlauf der StraBBe durch vertikale mittige Elemente unter-
brochen wird. Die Art der Einrichtung einer Querungshilfe muss im weite-
ren Verlauf geprift werden und ist offen (z.B. Ampel, Zebrastreifen, Shared
Space). Einsatzorte:

* Moorredder/ alter Bahndamm

e AuBenallee/ Bereich Parkplatz

* Am Lotsenberg/ KurgartenstraBe

* Godewind: Auf der StraBe am Godewind wird die Installation von Que-
rungshilfen geprift.

e Miihlenberg/ Gneversdorfer Weg: Zwischen Gneversdorfer Weg und
Brodtener Kirchsteig erhdlt die StraBe Miihlenberg eine punktuelle, ge-
schwindigkeitsddmpfende Gestaltung und/ oder Querungshilfen.

* NordmeerstraBe/ Polarweg: Am Beginn der Wohnbebauung erhilt die
NordmeerstraBe eine punktuelle, geschwindigkeitsddmpfende Gestaltung
(z.B. Engstelle durch Vorstreckung des Gehweges auf der ostlichen Stra-
Benseite).

Kategorie e FuBverkehr
e Radverkehr

Begriindung * Moorredder / alter Bahndamm: Die alten Bahntrasse fungiert heute als
FuB- und Radwegeverbindung in Nord-Stid-Ausrichtung von Ortseingang
bis zur FehlingstraBBe. Dabei wird sie lediglich durch die StraBe Moorred-
der gekreuzt. Dort besteht bisher keine hervorgehobene/ gesicherte Que-
rungsstelle.

* AuBenallee / Bereich Parkplatz: Die AuBenallee verfiigt Giber einen groB3-
zligigen StraBenquerschnitt. Dies erschwert das fuBlaufige Queren der
Fahrbahn. Aus Richtung der dortigen Parkplatze sowie der angrenzenden
Hotelanlagen ist dieser Kreu zungspunkt der Zugang in Richtung Zielen
der Promenade.

* Am Lotsenberg / KurgartenstraBe: Die Querungshilfe ermoglicht ein
leichteres und sichereres Kreuzen der StraBe flir alle Nutzer (FuBginger
und Radfahrer) aus Richtung Parkplatz, Parkallee und Kurgarten mit dem
Ziel Innenstadt und Vorderreihe.

e Godewind: Da sich der FuBverkehr mit Fertigstellung der Parkpalette am
Godewind aus der Anlage erhohen wird, bedeutende Ziele der Naherholung
(z.B. Godewindpark und Strand) und der Strandbahnhof in unmittelbarer
Reichweite sind, ist mit entsprechend steigendem Querungsbedarf tiber
die StraBe Godewind zu rechnen. Mogliche Varianten sind Mittelinsel am
Moorredder, Shared Space am Fahrenberg (mit Umgestaltung Bahnhofs-
vorplatz) oder Umgestaltung Godewind und Fahrenberg (ab Einmiindung
zur Parkpalette) - bei zukiinftig weniger Verkehr.

* Miihlenberg / Gneversdorfer Weg: Die Strae Muhlenberg ist gepréagt
durch Wohnbebauung. Die Gehwegbreiten entsprechen nicht den Regel-
werken. Gleichzeitig ist die Fahrbahn im Bereich der Einfahrt (Ecke Gne-
vers-dorfer Weg) sehr groBziigig dimensioniert. Dies erschwert eine Que-
rung der Fahrbahn fiir den FuBverkehr und ladt zu schnellem Fahren ein.
Diese MaBnahme soll diesem Umstand Abhilfe schaffen und gleichzeitig
das Bewusstsein flir den Charakter der (Wohn-)StraBe starken und den Ein-
gang in die dahinter befindlichen Wohngebieten gestalten.
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Begriindung * NordmeerstraBe / Polarweg: Die NordmeerstraBe ist geprdgt durch
Wohnbebauung. Allerdings schldgt sich der Ubergang aus dem Gewerbe-
gebiet nicht in der StraBengestaltung nieder. Dadurch kommt es zu Uber-
héhten Geschwindigkeiten.

Zeithorizont * Moorredder/ alter Bahndamm: Priifung: 2018, Umsetzung: bis 2025

* AuBenallee/ Bereich Parkplatz: Nach Fertigstellung der Parkpalette am
Lotsenberg und Rickbau der Trelleborgallee (siehe auch 4.2.), Prifung:
2018, Umsetzung: 2020 (parallel zu MaBnahme 2.8)

* Am Lotsenberg/ KurgartenstraBBe: Verkehrszahlung: 2018, Umsetzung:
2021-2025

* Godewind: Nach Fertigstellung der Parkpalette am Godewind (siehe auch
3.2), Priifung: 2018, Umsetzung: 2020 (parallel zu MaBnahme 2.8)

e Miihlenberg/ Gneversdorfer Weg: 2018 (Prifung), 2021-2025 (baulich)

* NordmeerstraBe/ Polarweg: 2018 (Priifung), 2021-2025 (baulich)

Kostenschitzung e Miihlenberg/ Gneversdorfer Weg: Max. 500 TEUR
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Lageplan AuBenallee / Bereich Parkplatz
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Lageplan Am Lotsenberg / Kurgartenstrafle
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Lageplan Muhlenberg / Gneversdorfer Weg
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Lageplan

Lageplan NordmeerstraBe / Polarweg
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Skizze

Skizze AuBenallee / Bereich Parkplatz
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Skizze

Skizze Am Lotsenberg / KurgartenstrafBe

= VY

Skizze Nordmeerstrae / Polarweg

354 von 381 in Zusammenstellung




TOP 5.8

Anlage 3: MaBnahmenkatalog

Skizze

Skizze Mihlenberg / Gneversdorfer Weg

Skizze Moorredder / alter Bahndamm
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4.6  FuBgingerunterfithrung FehlingstraBe/ Kalvarienberg

Beschreibung Der Tunnel/ die FuBgdngerunterfiihrung, die von der FehlingstraBBe die Glei-
se quert und zum Kalvarienberg flhrt, erhdlt eine gestalterische Aufwertung.

Kategorie FuBverkehr

Begriindung Die FuBgédngerunterfiihrung stellt eine wichtige Stadtteilverbindung da. Da-
mit er nicht zum Angstraum wird ist eine gestalterische Aufwertung ein ge-
eignetes Mittel.

Lageplan
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4.7  Wegeverbindung Monchswiese

Beschreibung Die Wegeverbindungen auf der Monchswiese werden baulich verbessert. Hin-
zu kommen zusatzliche Sitzgelegenheiten.

Kategorie e FuBverkehr
e StraBenraumgestaltung

Begriindung Die Monchswiese liegt zwischen der Teutendorfer Siedlung und dem Gne-
versdorfer Weg. Dabei wird fungiert sie als horizontale Verbindung zwischen
den beiden Ortsteilen, die vom FuB- und Radverkehr genutzt werden kann.
Diese Funktion soll durch den Ausbau der Wege verbessert werden. Die Sitz-
gelegenheiten verbessern zudem die Aufenthaltsqualitit dieser Griinflache.

Zeithorizont 2021
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Hansestadt LUBECK %
» Nr. VO/2019/07662
offentlich

Liibeck, 15.05.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
5.651 - Gebaudemanagement

Bearbeitung: Dennis Bunk (E-Mail: dennis.bunk@luebeck.de Telefon: 122 - 6500)
AuBerplanmaBige Bewilligung einer Verpflichtungsermachtigung

im Haushaltsjahr 2019 fiir das Projekt Buddenbrookhaus

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
03.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung
17.06.2019 Bauausschuss Offentlich zur Vorberatung
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung
20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Lubeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Im Haushaltsjahr 2019 wird fir das Projekt ,Buddenbrookhaus, Erweiterung, Sanierung und
Neubau“ — Produktsachkonto 111029.429.7851 Gebaudemanagement — eine Verpflichtungs-
ermachtigung in Hohe von 600.000 EUR zu Lasten des Haushaltsjahres 2020 gem. § 95 f
Abs. 1 GO SH auflerplanmaRig zur Verfugung gestellt.

Die Deckung erfolgt aus dem Produktsachkonto 111029.351.7851 Gebaudemanagement-
.Pestalozzischule, Grundinstandsetzung® in Héhe von 200.000 EUR und aus dem Produkt-
sachkonto 111029.354.7851 Gebaudemanagement- ,Bugenhagenschule, Grundinstandset-
zung"“ in Héhe von 400.000 EUR.

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: X Haushalt & Steuerung
Ergebnis: zustimmend
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein
Begrindung: Eine Beteiligung ist nicht erfolgt, da die Inter-
essen von Kindern und Jugendlichen nicht
berihrt sind.
Die MalRnahme ist: X | neu
x | freiwillig
vorgeschrieben durch:
Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja (Anlage 1)
Begriindung:
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Fir das Buddenbrookhaus wurde 2018 ein Urbudget in Hohe von 900.000 EUR fiir die Be-
auftragung von Planungsleistungen im Haushalt beantragt. Da die Finanzierung der Mal}-
nahme zu 10% von der Kommune, zu 70% durch eine GRW-Férderung und zu 20% durch
weitere durch die Kulturstiftung eingeworbene Férdermittel aufgestellt wurde, wurden zum
Haushalt 2018 810.000 EUR als Férdermitteleingang zur Refinanzierung der 900.000 EUR
angemeldet. Die Férdermittel werden jedoch erst nach Priifung und Freigabe des Forderan-
trages in 2021 zur Hansestadt Libeck zurickflieien. Die nicht gedeckte Refinanzierung fihr-
te zu einem Sperrvermerk auf 810.000 EUR des Urbudgets aus 2018.

Das Projekt Buddenbrookhaus kam Mitte 2018 aufgrund einer Klage zum Preiswettbewerb
bis Anfang 2019 zum Stillstand. In den Haushalt 2019 wurden lediglich 500.000 EUR Urbud-
get eingestellt, die allerdings fur die Beauftragung der Planerleistungen bis zur EW-Bau
(Leistungsphase 3) nicht ausreichen. Aufgrund dessen wird eine Verpflichtungsermachtigung
in Héhe von 600.000 EUR bendtigt, die zum einen Uber eine Uberplanmalige Bewilligung
aus dem Produktsachkonto 111029.354.7851 Gebaudemanagement aus dem Projekt ,Bu-
genhagenschule, Grundinstandsetzung® mit einer Hohe von 400.000 EUR und zum anderen
aus dem Produktsachkonto 111029.351.7851 Gebaudemanagement ,Pestalozzischule,
Grundinstandsetzung® in Héhe von 200.000 EUR stammt.

Kostendeckung:

Im Haushaltsjahr 2019 sind 600.000 EUR als Verpflichtungsermachtigung notwendig. Auf
dem entsprechenden Produktsachkonto stehen 2019 500.000 Euro zur Verfugung. Fur die
Beauftragung der Planungsleistungen des Buddenbrookhauses werden dieses Jahr zusatz-
lich 600.000 EUR bendtigt.

Die Verpflichtungsermachtigung in Hohe von 600.000 EUR zu Lasten des Haushaltsjahres
2020 gem. § 95 f Abs. 1 GO SH erfolgen aus den Produktsachkonten:

111029.354.7851 Gebaudemanagement — Bugenhagenschule, Grundinstandsetzung in H6-
he von 400.000 EUR.

Fur die Bugenhagenschule wird bis Ende Juni 2019 eine Machbarkeitsstudie aus konsumti-
ven Haushaltsmitteln erstellt. Auf Grundlage dieser Studie wird dann entschieden, wie mit
der Schule verfahren werden soll. 2020 werden hier lediglich ein VgV-Verfahren durchgefihrt
und die Fachplaner beauftragt. Fir die Beauftragung verbleiben 100.000 EUR als Verpflich-
tungsermachtigung im Projekt. Mit einer EW-Bau kénnte dann in der zweiten Halfte 2020
gerechnet werden. Die Mittel hierfir kbnnen im Haushalt 2020 angemeldet werden.

111029.351.7851 Gebaudemanagement — Pestalozzischule, Grundinstandsetzung in Hohe
von 200.000 EUR.

Fur die Pestalozzischule wurde 2017 ein Sanierungskonzept beauftragt. Dieses wird in die-
sem Jahr erstellt. 2019 wird hier lediglich ein VgV-Verfahren durchgefiihrt und die Fachpla-
ner beauftragt. Fur die Beauftragung der Fachplaner verbleiben 300.000 EUR als Verpflich-
tungserméachtigung im Projekt. Mit einer EW-Bau kénnte dann in 2020 gerechnet werden.
Die Mittel hierflr kbnnen im Haushalt 2020 angemeldet werden.

Begriindung der Dringlichkeit:
Um die notwendige Beauftragung der Planer, des in der Vorlage benannten Bauvorhabens

gewahrleisten zu kénnen, ist es dringend erforderlich, die Mittelverschiebung im Juni 2019
vornehmen zu kénnen.

Anlagen:

Senatorin Joanna Hagen
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Hansestadt LUBECK %
» Nr. VO/2019/07758
offentlich

Liibeck, 28.05.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
5.651 - Gebaudemanagement

Bearbeitung: Arnd Babendererde (E-Mail: arnd.babendererde@luebeck.de Telefon: 122-6510)
Projektfreigabe zum Neubau eines Feuerloschwasserbehalters auf

dem Holzhof Wesloe uiber 175.000,- EUR

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
03.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung
17.06.2019 Bauausschuss Offentlich zur Vorberatung
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Mit dem Neubau des Feuerléschwasserbehalters auf dem Holzhof Wesloe wird begonnen.

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: 1.201 Haushalt und Steuerung
3.820 Stadtwald
Ergebnis: zustimmend
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein
Begrindung: Die Belange von Kinder und Jugendlichen
sind nicht betroffen
Die MalRnahme ist: X | neu
freiwillig
X | vorgeschrieben durch: Auflagen der Bauord-
nung und Feuerwehr
Finanzielle Auswirkungen: Nein
X | Ja (Anlage 1)
Begriindung:

Holzhof Wesloe

Fir den Betrieb des Holzhofes Wesloe ist als Brandschutzauflage von Bauordnung und Feu-
erwehr eine Léschwasserversorgung Uber einen Zeitraum von 2 Stunden sicher zu stellen.
Der erforderliche Loéschwasserbedarf betragt 192 m3h. Im Jahr 2012 wurde am Holzhof ein
Léschwasserbrunnen gebaut, der jedoch nur eine Kapazitat von 53 m®h hat. Nach Betrach-
tung mehrerer Alternativen wurde entschieden, auf dem Holzhof einen Loschwasserbehalter
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mit einem Volumen von 300 m?® zu errichten. Der Behalter wird aus dem Léschwasserbrun-
nen gespeist. Das Volumen des Behalters und die Kapazitat des Brunnens zusammen erfl-
len die Auflage zur Bereitstellung von 192 m3h Uber einen Zeitraum von 2 Stunden.

Der Loschwasserbehalter ist in Beton-Fertigteil-Bauweise geplant mit einer Abmessung von
30mx4mx25m (L xB x H). Der Behalter wird ca. 2 m im Erdreich versenkt, abschlie-
Rend erfolgt eine Aufschittung > 0,8 m, damit Frostfreiheit gegeben ist.

Die Finanzierung dieser Mallnahme erfolgt aus dem Ertrag des Verkaufs des ehem. Forst-
amtsitzes Kronsforde. Im Rahmen einer auRerplanmafiigen Bewilligung flir das Haushalts-
jahr 2018 wurden die erforderlichen Mittel i. H. v. 230.000,-- Euro auf das Produktsachkonto
555001.014.7851000 Uberfhrt und nach 2019 Ubertragen, sodass die Finanzierung gesi-
chert ist.

Im ersten Quartal 2019 wurde eine bestehende Entwurfsplanung aus 2015 wieder aufgegrif-
fen und es wurde eine EW-Bau aufgestellt, die Projektkosten Gber 230.000,-- Euro ausweist.

Es ist geplant, nach Abschluss der Ausfiihrungsplanung und Durchfiihrung des Vergabever-

fahrens die Bauarbeiten im Zeitraum Oktober bis November 2019 durchzufihren.

Anlagen:
Anlage 1 — Finanzielle Auswirkungen

Anlage 2 — Luftbild
Anlage 3 — Lageplan

Senatorin Joanna Hagen
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Bereich: 5.651 Gebdudemanagement
Produkt: 111029

Anlage zur Vorlage vom 28.05.2019
VO-Nr.: 2019/07758

2. Verfahrensiibersicht — Finanzielle Auswirkungen
(Bei investiven MalRnahmen ist zundchst die Anlagenbuchhaltung (1.210) zu beteiligen!)

INVESTIV

Finanzielle
Auswirkungen in €

Gesamtbetrage der
MaRnahme,
AfA und SoPo

2019

2020

TOP 5.10

2021

2022

Ertrage

Aufwendungen

-230.000,00}

-7.666,67

-7.666,67

-7.666,67

davon:

Sonderposten-
auflésung (SoPo)

Abschreibungen (AfA)

-230.000,00]

-7.666,67

-7.666,67

-7.666,67

Anlagenabgang

Gesamtauswirkung
Ergebnisplan

-230.000,001

voraussichtl. Zinsen ca.

Einzahlungen

Auszahlungen

-230.000,00}

-230.000,00

Gesamtauswirkung
Finanzplan

-230.000,00

—_——

2019

Ergebnisplan

Finanzplan

Mittel veranschlagt

X

Zusatzl. zu ordnen

Ergebnisplan
Gesamtlaufzeit

Finanzplan
Gesamtlaufzeit

Haushaltsbelastend

X

X

X

Haushaltsentlastend

Haushaltsneutral

Haushaltsjahr

2019

Produktsachkonten

Bezifferung

Bezeichnung

Ergebnisplan
Betrag in €

(Minder)
Ertrage:

(Mehr)
Ertrage:

(Minder)
Aufwendungen:

(Mehr)
Aufwendungen:

Saldo Ergebnisplan

0.00]

Produktsachkonten

Bezifferung

Bezeichnung

Finanzplan
Betrag in €

(Minder)
Einzahlungen:

(Mehr)
Einzahlungen:

(Minder)
Auszahlungen:

555001.014.7851000

Land- und Forstwirtschaft
Hochbaumafllahme

-230.000,00]

(Mehr)
Auszahlungen:

Saldo Finanzplan

-230.000,00
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Anlage 2.1 zur Vorlage Léschwasserbehélter

Holzhof Wesloe
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364 von 381 in Zusammenstellung


sprengan
Texteingabe
Anlage 2.1 zur Vorlage Löschwasserbehälter
                                        Holzhof Wesloe


10

Anlage 2.2 Vorlage Léschwasser-geor%ﬁér

Holzhof Wesloe

MBI Oy pYD

SNdO

G10Z ‘HOWA\ + SiduyaT i odng -'Buj :abepunibuelq

Bunjiemssp Jenau
Jne pyewaba|jd
Jebuyel-¢

HW UoISSaZING

swiyeugewneg Jap
puaiyem
ZInyoswne

mIN

0SINd
addepibejyosyony
W jnelisqnioN

Bunyosog
Jonau jne
Bunzuepdzjgyeo

\

365 von 381 in Zusammenstellung


sprengan
Texteingabe
Anlage 2.2 Vorlage Löschwasserbehälter
                                 Holzhof Wesloe


TOP 5.11

Hansestadt LUBECK %
» Nr. VO/2019/07765
offentlich

Liibeck, 28.05.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
5.610 - Stadtplanung und Bauordnung

Bearbeitung: Christine Koretzky (E-Mail: christine.koretzky@luebeck.de Telefon: 122-6127)

Vorgaben Wettbewerb Schlachthof

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit

03.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung

11.06.2019  Wirtschaftsausschuss und Ausschuss fir ~ Offentlich zur Vorberatung
den "Kurbetrieb Travemiinde (KBT)"

17.06.2019 Bauausschuss Offentlich zur Vorberatung

18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Vorberatung

20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Libeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:

Der Burgermeister wird beauftragt, einen Wettbewerb flr das ehemalige Schlachthofareal
und die direkt angrenzenden Bereiche entsprechend der Varianten 1 auszuloben.

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: keine
Ergebnis:
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein
Begrindung: Die Belange von Kindern und Jugendlichen
werden nicht in besonderem Mal3e berlhrt.
Die MalRnahme ist: neu
X | freiwillig
vorgeschrieben durch:
Finanzielle Auswirkungen: X | Nein
Ja (Anlage 1)
Begriindung:

Die Burgerschaft hat am 28.03.2019 mit der Vorlage VO/2019/07240 beschlossen, einen
stadtebaulichen Wettbewerb fir das ehemalige Schlachthofgeldande und angrenzende
Grundstucke in 2019 durchzufuhren.

Den Interessen des Eigentimers des Schlachthofareals steht die fachliche Beurteilung der
Verwaltung zur Ansiedlung eines Verbrauchermarktes entgegen. Um den Wettbewerb ziel-
fuhrend ausloben zu kénnen, ist ein Beschluss der Politik notwendig, welche der beiden sich
daraus ergebenden Varianten Grundlage der Auslobung werden soll.
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Variante 1 — Vorschlag gemaR fachlicher Haltung der Verwaltung:

In diversen Vorlagen (VO/2015/03113, VO/2016/04014, VO/2016/03319) hat die Verwaltung
regelmafig die Ansiedlung eines Verbrauchermarktes mit 3.800 m? VK abgelehnt.

Als wesentliche Griinde wurden angefiihrt, dass bereits eine ausreichende Nahversorgung
besteht, eine Ansiedlung in der GréRenordnung nicht mit den Zielen des Einzelhandelszen-
tren- und Nahversorgungskonzept vereinbar ist und negative Auswirkungen auf andere zen-
trale Versorgungsbereich nicht ausgeschlossen werden kénnen. Die Verwaltung hat sich fur
eine behutsame Einzelhandelsentwicklung am bestehenden Einzelhandelsstandort Ecke
Matthaistralde/Schwartauer Allee (Neubau und/oder Erweiterung) eingesetzt, auch im Hin-
blick darauf, dass ein weiterer Nahversorger mit 1.600 m? VK an dem Standort Bei der Loh-
muhle 84 entstehen wird.

Der Einzelhandelsgutachter Lademann und Partner fihrt in seinem Gutachten vom Juni
2016 aus, dass die Ansiedlung des Verbrauchermarktes mit insgesamt 3.800 m? VK auf dem
ehemaligen Schlachthofgelande, bereits ohne Betrachtung des Planvorhabens Bei der Loh-
muhle 84, negative stadtebauliche Folgewirkungen auf die zentralen Versorgungsbereiche
nach sich ziehen kann. Mittlerweile hat die Burgerschaft am 28.03.2019 den Satzungsbe-
schluss fur den B-Plan 04.32.00 gefasst, um an dem Standort Bei der Lohmuhle 84 das Vor-
haben mit 1.600 m? VK' zu ermdglichen. Die Landesplanung Schleswig-Holstein weist in
ihrer Stellungnahme zum B-Plan 04.32.00 darauf hin, dass eine kumulative Betrachtung bei-
der Vorhaben rechtlich erforderlich ist. In der aktuellen Konzeption des Verbrauchermarktes
am Schlachthof hat der Investor die Verkaufsflache zwar auf 3.300 m? VK reduziert (inkl.
Getrankemarkt und Konzessionaren) - da die Verkaufsflache an dem Standort Bei der Loh-
mduhle in einer vergleichbaren Dimension erhdht wurde, kénnen negative stadtebauliche Fol-
gewirkungen weiterhin nicht ausgeschlossen werden, da die Gesamtgréenordnung der Ver-
kaufsflachen in dem vom Gutachter betrachteten Einzugsbereich nahezu unverandert bleibt.
Dabei spielt auch der geplante Anteil von 10 % zentrenrelevanten Randsortimenten eine
erhebliche Rolle, der mit einer VK von 330 m? im Verhaltnis sehr umfangreich ist.

Es ist zu befiirchten, dass der integriert gelegene und ful3laufig gut erreichbare Nahversorger
Ecke MatthaistralRe/Schwartauer Allee voraussichtlich schlieRen wird und der geplante Nah-
versorger am Standort Lohmuhle 84 unter diesen Rahmenbedingungen vermutlich gar nicht
erst errichtet wird, da keiner dieser beiden Nahversorger wirtschaftlich zu betreiben ware.

Darlber hinaus wurde in den Vorlagen der Verwaltung angefiihrt, dass der Standort des
ehem. Schlachthofs auch schon vor der aktuellen Wohnungsbaudiskussion aus stadtebauli-
cher Sicht pradestiniert fir Wohnnutzungen und 6ffentliche Grinflachen ist. Im Gegensatz
zur Variante 2 kann auf dieser Flache ein substantieller Beitrag zur Wohnraumversorgung in
Lidbeck mit 300-400 Wohnungen geleistet werden. In Libeck bzw. insbesondere in innen-
stadtnaher Lage besteht ein grofder Bedarf an Wohnbauflachen, es besteht kein zusatzlicher
Bedarf an weiteren Einzelhandelsflachen.

Durch die Ansiedlung eines zusatzlichen grof3flachigen Verbrauchermarktes ist von einer
zunehmenden Verkehrsbelastung sowohl auf der Schwartauer Allee als auch auf der bereits
stark belasteten Lohmuhle auszugehen. Die Verwaltung geht davon aus, dass der Markt
aufgrund seiner geplanten Verkaufsflache ein Uberdurchschnittlich groRes Einzugsgebiet
aufweisen wirde und damit eine hohe Kfz-Belastung auf den (bergeordneten Erschlie-
RungsstralRen induziert. Die Hansestadt Lubeck hat die Aufnahme des Gesamtumfeldes
Schlachthof und Roddenkoppel in das Stadtebauférderprogramm Stadtumbau West bean-
tragt. Stadtebauliche Zielsetzung im Rahmen dieses Prozesses ist die Reduzierung der Bar-
rierewirkung der Schwartauer Allee, was durch die zunehmenden Verkehr erschwert werden
wurde.

"In dem Einzelhandelsgutachten von Lademann und Partner aus Juni 2016 wurde fiir die Berechnun-
gen ein Verbrauchermarkt mit insg. 3.800 m? VK auf dem ehemaligen Schlachthofgelande und ein
Lebensmittelmarkt mit 1.200 m? VK an dem Standort Bei der Lohmiihle 84 zu Grunde gelegt.
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Vorgaben flr den Wettbewerb:

o Integriertes, stadtebauliche Entwicklungskonzept unter Berlcksichtigung der denk-
malpflegerischen Vorgaben im Gebiet zwischen Matthaistralle, Schwartauer Allee,
Einsiedelstrale und Katharinenstralle

e Entwicklung eines in Stufen entwickelbaren gemischt genutzten, Uberwiegend dem
Wohnen vorgehaltenen Quartiers unter Integration der denkmalgeschutzten Struktu-
ren und Bauten

e Grlnverbindung zwischen St. Lorenz-Nord und Roddenkoppel, Naherholung

e Erweiterung der Verkaufsflachen des bestehenden Verbrauchermarktes auf 1.600 m?
VK

o Konzeptionelle Einbindung der angrenzenden Bereiche

Variante 2 — Vorschlag des Eigentiimers des Schlachthofgelandes:

Der Eigentumer plant, das Schlachthofareal als Quartier neu zu entwickeln. Anders als zuvor
ist der Verbrauchermarkt lediglich als ein Bestandteil eines Gesamtkonzeptes zu sehen.
Winsche und Anregungen der Bevdlkerung und Politik wurden in einer Konzeptidee der LU-
becker Architekten PPP berlcksichtigt, die Wohnen, Arbeiten, Freizeit und die Nahversor-
gung unter Bertcksichtigung des Denkmalschutzes vorsieht.

Bestandteil der Entwicklung ist nun soweit méglich die Erhaltung und Erlebbarmachung der
historischen Bausubstanz. Diese soll Platz fur Neues bieten — sei es eine Kita, ein Archiv, ein
Quartierscafé oder eine Kombination aus Wohnen und Arbeiten. Das Konzept sieht weiterhin
die Schaffung von Wohnbebauung mit rund 12.700 m? Bruttogeschossflache im Geschoss-
wohnungsbau vor. Bei einer WohnungsgroRe von 70 m? kdnnten rund 130 Wohneinheiten
realisiert werden. Hiervon werden mindestens 30 % als geforderter Wohnraum entwickelt.
Ebenfalls vorgesehen ist die Schaffung von kleineren und in Teilen 6ffentlichen Grinflachen,
welche in Innenhéfen und entlang der Viehtrift neu angelegt werden kénnen. Im Vergleich zu
Variante 1 ist ein geringerer Grunflachenanteil vorgesehen. Seitens der Verwaltung wird ein
héherer Grinflachenanteil angestrebt.

Der Verbrauchermarkt wird mit einer Gréf3e von insgesamt 3.100 m? Verkaufsflache inklusive
Getrankemarkt plus einigen Konzessionaren auf rd. 200 m? Verkaufsflache geplant.

Im Ruickblick auf die urspriinglichen Planungen ist die Verkaufsflache bereits mehrmals ver-
kleinert und nun im Vergleich zum Konzept von 2016 abermals um 500 m? reduziert worden.
Ein vom Eigentimer beauftragtes Gutachten der CIMA zeigt die Vertraglichkeit des Vorha-
bens mit den Leitsatzen des Einzelhandelszentren- und Nahversorgungskonzepts Libecks
und kommt zu dem Ergebnis, dass der Markt auch unter Einbeziehung der neu geschaffenen
Verkaufsflache an der Lohmuhle als vertraglich einzustufen ist. Die Entwicklung wird als po-
sitiv bewertet, um einen stadtebaulichen Missstand zu beheben und gleichzeitig die wohnort-
nahe Versorgung zu starken.

Der mit Abstand grofdte Teil des Sortiments sind Lebensmittel und Drogerieartikel, die der
Nahversorgung dienen. Lediglich zur Abrundung des Kernsortimentes werden branchenib-
lich auf max. 10 % der Verkaufsflache Randsortimente angeboten. Erganzende Fachmarkte
mit zentrenrelevanten Sortimenten werden ausdricklich ausgeschlossen.

Vorgaben fir den Wettbewerb:

e Realisierungswettbewerb flr das Quartier am Schlachthofgeldndes inklusive Woh-
nungen und fir einen Verbrauchermarkt mit 3.100 m? VK inklusive Getrankemarkt
plus Konzessionaren auf rd. 200 m? Verkaufsflache

e Stadtebaulich vertragliche Verortung der Stellplatze

¢ Nachnutzung des denkmalgeschitzten Verwaltungsbaus und der GroRviehschlacht-
halle mit Wohnungsbau und 6ffentlichen Nutzungen

e Grlnverbindung zwischen St. Lorenz-Nord und Roddenkoppel; Naherholung
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e Konzeptionelle Einbindung der angrenzenden Bereiche

Hinweis:

Das Gelande des Schlachthofes steht als Sachgesamtheit unter Denkmalschutz. Inwieweit
groBvolumige Ansiedlungen in Form eines Verbrauchermarktes oder andere Nutzungen wie
Wohnungsbau mit diesem Schutzstatus in Ubereinstimmung gebracht werden kénnen, ist mit
der Denkmalpflege im weiteren Verfahren noch abschlielend zu klaren.

Anlagen:

Senatorin Joanna Hagen
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07494

offentlich

Liibeck, 17.04.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
5.691 - Liibeck Port Authority

Bearbeitung: Annette Hohn (E-Mail: annette.hoehn@luebeck.de Telefon: 122-6920)

Fortfuhrung der MaBnahme Flachenausbau 2. BA Skandinavienkai

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
03.06.2019 Senat Nichtoffentlich zur Senatsberatung
17.06.2019 Bauausschuss Offentlich zur Vorberatung
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Mit der MalRnahme Flachenausbau Skandinavienkai 2. BA wird fortgefahren.

Verfahren:
Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: 1.201 Haushalt und Steuerung
Lubecker Hafen-Gesellschaft mbH
Ergebnis: Empfehlung Aufsichtsrat liegt zum Zeitpunkt
der Beratung in den Ausschissen vor
Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja
gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein
Begrindung: Eine Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen gem. § 47 f GO ist nicht erfolgt, welil
deren Belange nicht berUhrt werden.
Die MalRnahme ist: neu
X | freiwillig
vorgeschrieben durch:
Finanzielle Auswirkungen: Nein
X'| Ja (Anlage 1)
Begriindung:

Allgemeines

Am 28.11.2017 erfolgte der Beschluss des Hauptausschusses flur die Freigabe zur Umset-
zung der MalRnahme ,Flachenausbau, 2. BA, am Skandinavienkai“ mit einem Gesamtinvesti-
tionsvolumen von 39.200.000 EUR, einer voraussichtlichen Foérderung in Hohe von
28.575.000 EUR und einem Eigenanteil der Hansestadt Libeck in Hohe von 10.625.000
EUR (VO 2017/05449).
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Entsprechend der Vorlage beliefen sich die Gesamtkosten flur die Manahme auf 39.200.000
EUR.

Im Frahjahr 2018 haben die Arbeiten zur Flachenherstellung 2. BA am Skandinavienkai be-
gonnen. Die Oberflachenbefestigungen fir die Teilflache 1 und 2 finden aktuell parallel zum
Hochbau statt.

Anlass fiir diese Vorlage

Nach § 1 Nr. 1 der am 26.03.2015 von der Birgerschaft beschlossenen Fassung der Zustan-
digkeitsordnung ist eine erneute Entscheidung des Hauptausschusses zur Fortfuhrung des
beschlossenen Vorhabens herbeizufiihren, wenn die Gesamtkosten um mehr als 20 % oder
um mehr als 175.000 EUR netto Uberschritten werden. Diese Entscheidung ist erforderlich,
da die Kosten um voraussichtlich um 18% bzw. 7.000.000 EUR steigen werden.

Begriindungen zur Héhe der Kostensteigerung

Aufgrund der derzeitigen Situation im Baugewerbe und der zugehorigen Vollauslastung ha-
ben sich die Baupreise nochmals gegenuber 2017 signifikant erhéht. Es ist fur die kommen-
den Ausschreibungen mit einer limitierten Verfugbarkeit von Baumaterial und Arbeitskraften
zu rechnen.

Die folgenden Bauleistungen mussen noch ausgeschrieben werden:

Los 4 — Papiergate

Los 6 — Erdbauarbeiten der Teilflache 3

Los 7 — Oberflachenbefestigung und Entwasserung der Teilflache 3
Los 8 — Elektroarbeiten, Beleuchtung der Teilflache 3

Die Kostenberechnungen zu den o.g. geplanten Ausschreibungen sind den kostensteigern-
den Tatsachen angepasst worden.

Im Abgleich mit der Entwurfsplanung ergaben sich zudem Anderungen, Ergéanzungen und
Anpassungen im Rahmen der Ausfuhrungsplanung, die unter anderem ihre Ursachen in der
Interaktion dieses Projektes mit dem zeitlich und ortlich parallel erfolgenden Hochbauprojekt
zur Realisierung der Logistikhalle 1 und der Fahrhalle hat. Hier sind folgende Punkte zu nen-
nen:

1. Artenschutzrechtlich begriindete bauliche MaRnahmen/Verpflichtungen (Bau eines
Amphibienzauns)

2. Umplanung der Loschwasserversorgung fur die Hafenflache und ihre Nutzungen
(Wechsel von der Trinkwasser-Speisung zu einem autarken Léschwassersystem mit
Wasserentnahme aus der Trave)

3. Flachenmafige Anpassung und Vergrofierung des erforderlichen Papiergates zur Ab-
wicklung des Papierumschlags/-distribution.

4. Plananderungen bei der Planumsdranage und der Flachenentwasserung

5. Umplanung der Schmutzwasser-Entwasserung

6. Bau und Betrieb eines Bahnuberganges zur Sicherung des Hafenbahnbetriebs ge-
geniber der Bodentransporte im Bereich Tor 9

7. Anpassung/Verbreiterung der Baustral3e fur die Bodentransporte an den zum Einsatz
kommenden Fuhrpark

8. Erweiterung des Kabelleerrohrsystems mit Anschluss des Brandmeldecontainers und
der Sanitarcontainers sowie der Trafostation

9. Zulage fir den erforderlichen Gberhéhten Einbau der Bodenmassen in der Kippstelle
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10. Erhéhung des Planungshonorars aufgrund héherer anrechenbaren Kosten fur die be-
reits beauftragten planenden Ingenieurburos.

In Summe begriinden die vorstehend genannten Punkte die Mehrkosten gegeniber der bis-
herigen HU-Bau und die damit verbundene Gesamtkostensteigerung von bisher 39.200.000
EUR auf 46.200.000 EUR.

Deckung der Preissteigerung und Kostenerhéhungen

Bei voraussichtlichen Gesamtkosten von 46.200.000 EUR (Summe der Planungskosten,
Baukosten und Baunebenkosten) ergibt sich eine Finanzierungsliicke von rd. 7.000.000 EUR
ggu. der bisherigen Freigabe zur Umsetzung der Mallnhahme von 2017.

Diese Lucke ist im Rahmen der investiven Haushaltsanmeldung 2019 geschlossen worden
in dem die rd. 7.000.000 EUR Mehrkosten im Rahmen der Haushaltsplanungen der Jahre
2019, 2020 und 2021 angepasst worden sind und somit bereits die Zustimmung der Blrger-
schaft erfahren haben.

Fiar die MaRnahme sind Fordermittel nach GRW und LPW bewilligt worden. Zwischen 2019
und voraussichtlich 2022 werden insgesamt 28.580.000 EUR aus dem Foérderprojekt LPW-
G/2.7/44 an die Hansestadt Libeck ausgezahlt werden. Es liegt ein Zuwendungsbescheid
in Hohe von 17.308.500 EUR sowie eine Zusicherung von Fordermitteln in Hohe von
11.271.971 EUR vor. Da seitens des Fordergebers die grundsatzliche Forderwirdigkeit der
Gesamtmalinahme beschieden wurde, wird sich die LPA um eine Férderung der Mehrkos-
ten, die nicht durch Weiterung des Projektumfangs sondern ausschlief3lich aus der Kosten-
entwicklung heraus entstanden sind, bemuhen. Eine abschlieBende Aussage des Fordermit-
telgebers liegt noch nicht vor.

Begriindungen zur Fortfiihrung der MaBnahme

Auf den neu hergestellten Hafenbetriebsflachen ist die Errichtung eines Forstproduktetermi-
nals vorgesehen. Dieses Terminal umfasst nach derzeitiger Planung neben der Flachenher-
stellung auch die Errichtung von 2 Logistikhallen, einer Fahrhalle sowie eines separaten Ga-
tebereichs.

Die Errichtung des Papiergates ist aus hafenbetrieblicher Sicht zwingend erforderlich, da nur
so sichergestellt werden kann, dass die Forstproduktetransporte und die Fahr- und Trailer-
verkehre getrennt abgefertigt werden kénnen und so eine Verkehrsentflechtung im landseiti-
gen Zu- und Ablaufverkehr erreicht wird.

Aktuelle Entwicklungen in der erwarteten Ladungsstruktur und —menge fihren dazu, dass
seitens der LHG als Betreiber die Planungen fir die 2. Logistikhalle Uberprift werden. Die
Errichtung dieser 2. Halle ist auf der Teilflache 3 vorgesehen.

Mit der Entscheidung zur wirtschaftlichen Einbindung der Teilflache 3 in den Hafenbetrieb
des Terminals und damit zur infrastrukturellen und suprastrukturellen Ausgestaltung rechnet
die LHG zum Ende des 3. Quartals 2019, um dann unmittelbar in die Realisierung einzutre-
ten.

Die hafenbetriebliche Notwendigkeit der Flachenherstellung ist weiterhin gegeben. Damit ist
die vorlaufend erforderliche Herstellung des Hafenniveaus durch Abtrag der verbliebenen
Bodenmengen ebenfalls begrindet.

Der abzutragende Boden (Geschiebemergel) besitzt unter Einfluss von Wasser die Eigen-

schaft, breiig bis flissig zu werden, was zu Schwierigkeiten im Abtrag und damit zu héheren
Baukosten fuhren kann. Daher ist es wichtig, die BaumaRRnahme frihzeitig auszuschreiben
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und den Umsetzungszeitraum nicht streng zu fixieren, so dass der Bauunternehmer madg-
lichst ein hohes Mal} an Flexibilitat hat.

Aus diesem Grund empfiehlt die Verwaltung, die von der HL zu finanzierende Herrichtung
des Hafenniveaus ebenfalls fortzusetzen.

Bisher verlaufen die MaRnahmen im vorgesehenen zeitlichen Rahmen. Die hier beantragte
Mehrkostenfreigabe sichert so den Gesamterfolg des Projektes und damit die wirtschaftliche
Entwicklung des Skandinavienkais.

Vorschlag

Es ist vorgesehen, nach Beschluss des Hauptausschusses die baulichen MaRnahmen fir
das Papiergate (Los 4) und den Erdbau der Teilflache 3 (Los 6) auszuschreiben und umzu-
setzen.

Die weiteren MalRnahmen zur Fertigstellung der Teilflache 3 (Los 7 — Oberflachenbefesti-
gung und Entwasserung und Los 8 — Elektroarbeiten) werden ausgeschrieben, sobald sei-
tens der LHG die betrieblichen Anforderungen an die Infrastruktur verifiziert und zwischen
der LHG und der LPA vereinbart wurden.

Die Refinanzierung der MalRnahmen erfolgt durch die LHG auf der Basis des Nutzungsver-
trages und der geschlossenen Investitionsvereinbarungen.

Die Umsetzung der Lose 4, 7 und 8 steht unter dem Vorbehalt, dass die LHG abschliefend
den Malnahmen und damit ihrer Refinanzierungspflicht zustimmt. Diese Entscheidungen

wird die LHG bei Los 4 am 14.6.2019 initiieren, so dass die Verwaltung hierzu mindlich be-
richtet.

Anlagen:
Anlage 1- Finanzielle Auswirkungen

Senatorin Joanna Hagen

Seite: 4/4

373 von 381 in Zusammenstellung



Bereich: 5.691 - LPA
Produkt: 552001 531

Anlage 1 zur Vorlage vom 17.04.2019

VO-Nr.: VO/2019/07494

2. Verfahrensiibersicht — Finanzielle Auswirkungen INVESTIV
Finanzielle Gesamtbetrage der
Auswirkungen in€ Maflnahme, 2019 2020 2021 2022

AfA und SoPo
Ertrage 0,00 0,00 '~6,00[ 4 0,00 0,00
Aufwendungen -7.000.000,00 0,00 0,00 -233.333,33 -466.666,67
davon:
Sonderposten- 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
aufldsung (SoPo)
Abschreibungen (AfA) -7.000.000,00 0,00 0,00 -233.333,33 -466.666,67
Anlagenabgang 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Gesamtauswirkung -7.000.000,00 0,00 0,00 -233.333,33 -466.666,67
Ergebnisplan
voraussichtl. Zinsen ca. -3.150.000,00 0,00 0,00 -105.000,00 -210.000,00
Einzahlungen 0,00 0,00 0,00 0,00 0,00
Auszahlungen -7.000.000,00 -5.000.000,00| -2.000.000,00 0,00 0,00

Gesamtauswirkung

-7.000.000,00

(Ist das Ergebnis negativ, gilt der Betrag als kreditfinanziert!)

Finanzplan
2019 Ergebnisplan Finanzplan
Mittel veranschlagt X X Ergebnisplan Finanzplan
Zusatzl. zu ordnen Gesamtlaufzeit | Gesamtlaufzeit
Haushaltsbelastend X X X X
Haushaltsentlastend
Haushaltsneutral
Haushaltsjahr Produktsachkonten Ergebnisplan
2019 Bezifferung Bezeichnung Betrag in €
(Minder)
Ertrage:
(Mehr)
Ertréqe:
(Minder)
Aufwendungen:
(Mehr)
Aufwendungen:
Saldo Ergebnisplan 0,00
Produktsachkonten Finanzplan
Bezifferung Bezeichnung Betrag in €
(Minder)
Einzahlunagen:
(Mehr)
Einzahlungen:
(Minder)
Auszahlungen:
(Mehr) 552001 531.7852000 Wasser und Hafen, -5.000.000,00
Auszahlungen: Flachenausbau
Skandinavienkali,
TiefbaumalRnahmen
Saldo Finanzplan| -5.000.000,00
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Hansestadt LUBECK %

» Nr. VO/2019/07836
offentlich

Liibeck, 14.06.2019
Vorlage

Verantwortliche Bereiche:
5.660 - Stadtgriin und Verkehr

Bearbeitung: Matthias Drever (E-Mail: matthias.drever@luebeck.de Telefon: 122-6630)

Fortfuhrung der MaBnahme Moislinger Allee, 2. Bauabschnitt
UberplanmiRige Bewilligung einer Verpflichtungsermachtigung im
Haushaltsjahr 2019 fiir die MaBnahme Moislinger Allee, 2. Bauab-
schnitt

UberplanmiBige Bewilligung von Haushaltsmitteln fiir das Haus-
haltsjahr 2019 fur die MaBnahme Moislinger Allee, 2. Bauabschnitt

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
17.06.2019 Senat Nichtéffentlich zur Senatsberatung
17.06.2019 Bauausschuss Offentlich zur Vorberatung
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Entscheidung
20.06.2019 Burgerschaft der Hansestadt Libeck Offentlich zur Entscheidung

Beschlussvorschlag:
Entscheidung durch den Hauptausschuss:
Mit der MalRnahme Moislinger Allee, 2. Bauabschnitt, wird fortgefahren.

Entscheidungen durch die Burgerschaft:

Im Haushaltsjahr 2019 wird fir das Projekt eine Verpflichtungsermachtigung in Héhe von
800.000 Euro zu Lasten des Haushaltsjahres 2020 gem. § 95 f (1) Gemeindeordnung fur
Schleswig Holstein UberplanmaRig zur Verfligung gestellt. Die Deckung erfolgt aus der Ver-

pflichtungsermachtigung auf dem Produktsachkonto 552001.554.7851000 Skandinavienkai /
Papierhallen.

Im Haushaltsjahr 2019 werden fir das Projekt zusatzliche Haushaltsmittel in Héhe von 1,2
Mio. Euro gem. § 95 d Gemeindeordnung flr Schleswig Holstein UberplanmaRig zur Verfi-
gung gestellt. Die Deckung erfolgt in Hohe von 600 T € vom PSK 111029.318 (VZM), in Ho-
he von 190 T € vom PSK 111029.328 (Bauliche Neuordnung Bauverwaltung) und in Hohe
von 410 T € vom PSK 111029.310 (MUK).

Verfahren:

Beteiligte Bereiche/Projektgruppen: 1.201 Haushalt & Steuerung
Ergebnis: zustimmend

Beteiligung von Kindern und Jugendlichen Ja

gem. § 47 f GO ist erfolgt: X | Nein
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Begrindung: Die Beteiligung von Kindern und Jugendli-
chen ist nicht notwendig, weil deren Belange
nicht bertuhrt werden

Die MalRnahme ist: neu
freiwillig
X | vorgeschrieben durch: LBV-SH (Forderung)

Finanzielle Auswirkungen: Nein
X | Ja (Anlage 1)

Begriindung:

Dringlichkeit fiir die Vorlage:

Die Dringlichkeit dieser Vorlage begriindet sich in der zeitgebundenen kurzfristig durchzufiih-
renden Vergabe des Bauauftrages, damit die ausgeschriebenen Bauarbeiten planmaflig am
01.08.2019 beginnen kénnen und die Gesamtmalnahme bis zum Jahr 2021 planmaRig
durchgefiihrt werden kann.

Die Dringlichkeit dieser Vorlage begriindet sich auch dadurch, dass die entsprechenden poli-
tischen Gremien noch vor der Sommerpause erreicht werden missen. Ansonsten ware eine
Eilentscheidung des Birgermeisters notwendig.

Allgemeines:

Der Ausbau der Moislinger Allee wurde aufgrund der Sperrung der Finkenstralle vorgese-
hen.

Die vorhandene Ausfuhrungsplanung (Finkenstralle zusammen mit der Moislinger Allee 1. +
2. Bauabschnitt) aus dem Jahr 2005 (vierstreifige Variante), welcher eine Férderung zuge-
sagt wurde, ist nach Einfiihrung der RASt (Richtlinie fiir die Anlage von Stadtstralen) in SH
nicht mehr regelkonform. Die Nebenanlagen im Bestand und in der alten Planung entspre-
chen nicht mehr den Mindestabmessungen gemalf den aktuellen Richtlinien und sind somit
nicht mehr vollstandig férderfahig. Daher wurde eine entsprechende Umplanung vorgenom-
men, die bereits im Bauausschuss Anfang 2018 vorgestellt wurde. Insbesondere werden
nunmehr in der Uberarbeiteten Planung den Belangen des Radverkehrs und der FuRganger
mit einer hoheren Prioritat Rechnung getragen. Ebenso wurden neueste Ergebnisse der Un-
fallkommission in die Planung integriert.

Mit dem Bau des 2. Bauabschnittes muss im Jahr 2019 begonnen werden, da sonst zuge-
sagte Fordermittel entfallen bzw. flr den bereits fertiggestellten 1. Bauabschnitt zurtickge-
zahlt werden mussten.

Seitens der Entsorgungsbetriebe (EBL) wurden bereits die Entwasserungsleitungen im Be-
reich des 2. Bauabschnittes verlegt. Ab 01.04.2019 hat der Bereich Stadtgrin und Verkehr
das von den EBL hergestellte Provisorium Ubernommen, damit Libeck Netz seine Leitungen
(Trinkwasser, Hausanschlisse und Gasleitungen) in diesem Bereich verlegen kann. Ab
01.08.2019 soll dann der Stralkenbau in diesem Abschnitt beginnen. Die Gesamtmalnahme
muss im Jahr 2021 beendet werden, wobei in weiteren Teilabschnitten jeweils Netz Libeck
seine Leitungen verlegen wird und der Stralienbau nachfolgen wird.

Am 14.03.2019 erfolgte der Beschluss des Hauptausschusses fir die Freigabe zur Umset-
zung der Malnahme Moislinger Allee, 2. Bauabschnitt (Vorlage Nr. VO/2019/07037). Ent-
sprechend der Vorlage beliefen sich die Gesamtkosten fur die Mallnahme auf 3,7 Mio. Euro.
Davon standen fur das Haushaltsjahr 2018 bereits 100.000 Euro auf dem Produktsachkonto
544001.043.7852000 Moislinger Allee, 2. BA zur Verfigung. Fur das Jahr 2019 waren
950.000 Euro, und fur das Haushaltsjahr 2020 waren 2.650.000 Euro angemeldet.

Anlass fiir diese Vorlage:

Nach § 1 Nr. 1 der am 26.03.2015 von der Burgerschaft beschlossenen Fassung der Zustan-
digkeitsordnung ist eine erneute Entscheidung des Hauptausschusses zur Fortfuhrung des
beschlossenen Vorhabens herbeizufiihren, wenn die Gesamtkosten um mehr als 20 % oder
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um mehr als 175.000 Euro netto Uberschritten werden. Diese Entscheidung ist erforderlich,
da die im Vorwege durch das beauftragte Ingenieurblro ermittelten Baukosten in Héhe von
2,5 Mio. Euro nach erfolgter Submission nicht mehr eingehalten werden kénnen.

Das Submissionsergebnis fur die reinen Baukosten des Hauptauftrages ergab Kosten in Ho-
he von 4,975 Mio. Euro.

Somit erhdhen sich auch die Gesamtkosten der Malihahme, da sich auch die Baunebenkos-
ten entsprechend erhéhen. Fir die neuen Gesamtkosten der MaRnahme betragt die Steige-
rung daher ca. 2,65 Mio. Euro. Diese Mehrkosten missen im Haushalt der Hansestadt LG-
beck nunmehr abgebildet werden.

Begriindung zur Hohe der Kostensteigerung:

Im Mai 2019 erfolgte die offentliche Ausschreibung der Baumalinahme mit Submission am
04.06.2019. Acht Firmen haben sich fir diese Mallnahme interessiert; es wurde jedoch nur
ein Angebot abgegeben.

Die weiterhin gestiegenen Baukosten sind derzeit der allgemeinen Lage in der Bauwirtschaft
geschuldet. Insbesondere die Kleinteiligkeit in der Ausfihrung der Nebenanlagen, die Lage
der Baustelle sowie die vergleichsweise lange Bauzeit bis zum Jahr 2021 kdénnten ebenfalls
preissteigernde Tatbestande darstellen, die im Vorwege nicht berlcksichtigt wurden.

Da nur ein Angebot abgegeben wurde, ist dies ein Indiz fur die momentan hohe Auslastung
der Baufirmen. Das Angebot spiegelt daher den fir diese Malinahme derzeit anscheinend
angemessenen und wirtschaftlichen Preis wieder.

Deckung der Preissteigerung:

Bei voraussichtlichen Gesamtkosten nach Submission von insgesamt 6,35 Mio. Euro (Pla-
nungskosten, Baukosten und Baunebenkosten) ergibt sich nunmehr eine Finanzierungsliicke
von ca. 2,65 Mio. Euro. Um diese Lucke zu schlielen und den Auftrag auslosen zu kdnnen,
wird folgende Deckung vorgeschlagen:

Die Deckung erfolgt in Héhe von 600 T € vom PSK 111029.318 (VZM), in HOhe von 190 T €
vom PSK 111029.328 (Bauliche Neuordnung Bauverwaltung) und in Ho6he von 410 T € vom
PSK 111029.310 (MUK).

Weiterhin durch eine tUberplanmaRige Verpflichtungsermachtigung im Haushaltsjahr 2019 zu
Lasten 2020 in Héhe von 800.000 Euro aus dem Produktsachkonto 552001.554.7851000
Skandinavienkai / Papierhallen.

Diese Projekte werden durch die Mittelverschiebung nicht in Frage gestellt. Allerdings ist hier
mit einem geringeren Mittelabfluss bzw. einer geringeren Beauftragungssumme zu rechnen,
sodass eine temporare Mittelverschiebung maglich ist.

Der Restbetrag in Hohe von 650.000 Euro ist im Haushaltsjahr 2021 entsprechend bereitzu-
stellen.

Begriindungen zur Fortfiihrung der MaBnahme:

Die Baumalnahme Moislinger Allee, 2. Bauabschnitt ist eine gemeinsame Baumalinahme
der Hansestadt Lubeck in Zusammenarbeit mit den Entsorgungsbetrieben und der Netz Lu-
beck sowie weiteren Leitungstragern.

Die Entsorgungsbetriebe haben bereits im Jahr 2018 mit der MaRnahme fiir die Entwasse-
rung beginnen missen, damit der Zeitplan zur Gesamtfertigstellung im Jahr 2021 eingehal-
ten werden kann. Es folgen seit April 2019 Netz Libeck mit der Umverlegung von entspre-
chenden Leitungen.

Geplant ist sodann ab 01.08.2019 die Herstellung der Fahrbahn in Pflaster- und Asphaltbau-
weise bis Ende 2019. Danach verlegen wiederum Netz Libeck Leitungen bis ca. August
2020 in den Nebenrdumen. Erst danach erfolgt die Herstellung der Nebenflachen (Rad-,
Gehwege und Parkstreifen) bis ca. Mitte 2021.
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Aufgrund der engen Zusammenarbeit mit den anderen an der Gesamtmalinahme Beteiligten
und deren Eintaktung ist eine weitere Verzogerung der MaRnahme aus Sicht der Verwaltung
kritisch. Eine Aufhebung der Ausschreibung und eine Neuausschreibung wirden hingegen
eine erhebliche Verzdgerung der MalRnahme bedeuten und jegliche abgestimmte Planung
und Eintaktung der Arbeiten mit den anderen Beteiligten hinfallig machen.

Eine Aufhebung und erneute Ausschreibung birgt zudem die Gefahr einer weiteren Kosten-
steigerung, die derzeit nicht absehbar oder kalkulierbar ist.

Weiterhin befinden sich die jetzigen Flachen in einem gewollt planerisch provisorischen Zwi-
schenzustand, der (ber langere Zeitraume (z.B. Winter) nur mit einem erheblichen Unterhal-
tungsaufwand verkehrssicher unterhalten werden kénnte.

Eine Fertigstellung muss weiterhin zwingend im Jahr 2021 erfolgen, damit die vom Foérderge-
ber in Aussicht gestellten und noch nicht abgerufenen Foérdergelder an die Hansestadt Li-
beck ausbezahlt werden kénnen.

Fir die Gesamtmalnahme besteht eine Forderzusage in einer Gesamthdohe von ca. 4,751
Mio. Euro. Bislang wurden vom Foérdergeber bereits ca. 2,5 Mio. Euro an die Hansestadt
Libeck ausbezahlt. Somit besteht nach heutiger Sicht die Aussicht, nach Beendigung der
Baumaflinahme bis zu 2,251 Mio. Euro Forderung zu erhalten. Sollte die Malinahme nicht bis
2021 fertiggestellt sein, entfallen ggf. zugesagte Fordergelder bzw. bei einer Nichtumsetzung
der Malinahme miussten die bereits ausgezahlten Férdergelder zuriickgezahlt werden.

Es wird daher seitens der Verwaltung vorgeschlagen, die Mallnahme trotz erhohter Kosten
durchzufiihren und die dafir erforderlichen Haushaltsmittel entsprechend in den Jahren 2019
bis 2021 zu ordnen.

Eine kurzfristige Entscheidung der politischen Gremien ist notwendig, um den Bauauftrag
auslosen zu kénnen und die Gesamtfertigstellung bis zum 2021 zu realisieren, damit auch
die in Aussicht gestellten Férdergelder in Anspruch genommen werden kénnen.

Anlagen:
Anlage 1 — finanzielle Auswirkungen

Senatorin Joanna Hagen
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Bereich: 5.660 - Stadtgriin und Verkehr

Produkt: 544001

2. Verfahrensubersicht — Finanzielle Auswirkungen

(Bei investiven MaRnahmen

ist zunachst die Anlagenbuchhaltung

TOP 5.13

Anlage zur Vorlage vom 14.06.2019

VO-Nr.: 7836

INVESTIV
(1.210) zu beteiligen!)

Finanzielle Gesamtbetrage der
Auswirkungen in € MaRnahme, 2019 2020 2021 2022
AfA und SoPo
Ertrage 2.251.000,00 16.078,00 64.314,00
Aufwendungen -6.345.000,00 -45.321,00 -181.286,00
davon:
Sonderposten- 2.251.000,00 16.078,00 64.314,00
auflésung (SoPo)
Abschreibungen (AfA) -6.344.999,00 -45.321,00 -181.286,00
Anlagenabgang
Gesamtauswirkung -4.093.999,00
Ergebnisplan
voraussichtl. Zinsen ca. -1.842.300,00 -30.705,00 -122.820,00
Einzahlungen 2.251.000,00 1.300.000,00 951.000,00
Auszahlungen -6.345.000,00 -2.150.000,00( -2.800.000,00( -1.295.000,00
Gesamtauswirkung -4.094.000,00](Ist das Ergebnis negativ, gilt der Betrag als kreditfinanziert!)
Finanzplan
2019 Ergebnisplan Finanzplan
Mittel veranschlagt X X Ergebnisplan Finanzplan
Zusatzl. zu ordnen X X Gesamtlaufzeit | Gesamtlaufzeit
Haushaltsbelastend X X X X
Haushaltsentlastend
Haushaltsneutral
Haushaltsjahr Produktsachkonten Ergebnisplan
2019 Bezifferung Bezeichnung Betrag in €
(Minder)
Ertrage:
(Mehr)
Ertrage:
(Minder)
Aufwendungen:
(Mehr)
Aufwendungen:
Saldo Ergebnisplan 0,00 |
Produktsachkonten Finanzplan
Bezifferung Bezeichnung Betrag in €
(Minder)
Einzahlungen:
(Minder)
Auszahlungen:
(Mehr) 544001.043.7852000 [BundesstraRe/Moislinger 2.150.000,00
Auszahlungen: Allee/TiefbaumalRnahmen
Saldo Finanzplan 2.150.000,00
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TOP 7.1

» Nr. VO/2019/07770

offentlich

Liibeck, 29.05.2019
Antrag eines Ausschuss-Mitgliedes

Verantwortliche Bereiche:
Geschiftsstelle der Fraktion DIE LINKE

Bearbeitung: Hans-Jiirgen Martens (E-Mail: Telefon: 122-2372)

Antrag AM Katjana Zunft (DIE LINKE) und AM Anka Gradner (Bund-
nis 90/Die Griuinen): Geschlechterneutrale Toilette fiir jedes stadti-
sche Gebaude

Beratungsfolge:

Datum Gremium Status Zustandigkeit
18.06.2019 Hauptausschuss Offentlich zur Entscheidung
Antrag:

Der Biirgermeister wird beauftragt,
die Hansestadt Liibeck fiihrt in jedem stddtischen Gebdude (Schulen, Verwaltung, etc.)

e bei Neu- und Umbau geschlechterneutrale Toiletten ein;

o im Gebidudebestand wird gepriift, ob es moglich ist zumindest die vorhandenen Ein-
Raum-Toiletten zu geschlechterneutralen Toiletten umzuwidmen,;

o die Verwaltung wirkt zudem auf die Tochtergesellschaften der Hansestadt hin, dieses
Verfahren analog umzusetzen.

Begriindung:
Erfolgt mandlich

Anlagen :
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